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§ 1  Die Verträge der Gemeinschaften und der Union

I. Entwicklung der Verträge 

1. Gründungsverträge

a) Mit dem in Maastricht geschlossenen Vertrag über die Europäische Union vom 7. Februar 1992
 (im folgenden: EUV), nach dem Maastricht-Prozeß 1992/93, Urteil vom 12. Oktober 1993, BVerfGE 89, 155 ff., in Kraft getreten am 1. November 1993
, der durch den Vertrag von Amster​dam vom 2. Oktober 1997
 konsolidiert (insb. neu numeriert) worden ist (Art. 12 Vertrag von Amsterdam), haben die Mitgliedstaaten den Europäi​schen Ge​mein​schaften "einen ein​heitlichen institutionellen Rahmen, der die Kohärenz und Kontinuität der Maßnahmen zur Erreichung ihrer Ziele unter gleichzeiti​ger Wahrung und Weiter​entwicklung des gemeinschaftlichen Besitz​stands sicher​stellt"
, gegeben (Art. 3 Abs. 1 EUV). Neben den mit diesem Vertrag neu einge​führten besonderen Unionspolitiken des Äußeren und des Inneren bildeten nach Art. 1 Abs. 1 EUV die "Grundlage der Union" weiterhin die drei Grün​dungsver​träge von 1951 und 1957: Der Vertrag über die Grün​dung der Euro​päi​schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 18. April 1951
, der Vertrag zur Gründung der Europäi​schen Wirtschafts​gemeinschaft
 und der Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemein​schaft vom 25. März 1957
 (im folgen​den: EGKSV, EWGV, EAGV). Sie wurden in Rom geschlossen und werden darum Römische Verträge genannt. Das Projekt einer Europäischen Verteidigungsgemeinschaft (EVG) ist gescheitert, weil die Nationalversammlung Frankreichs es am 30. August 1954 abgelehnt hat. Damit waren auch das Projekt einer Europäischen Politischen Gemeinschaft und (vorerst) weitere Pläne einer Politischen Union gescheitert.

Die Urkunden der Verträge und der Vertragsänderungen werden im Archiv der Italienischen Republik hinterlegt (Art. 314 EGV). Gemäß Art. 8 EUV in Ver​bindung mit Art. 1 EGV gilt der EWGV nunmehr als Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (EGV). Dieser Vertrag ist durch den Vertrag von Nizza vom 26. Februar 2001, der am 1. Februar 2003 in Kraft getreten ist
, zu seiner derzeit geltenden Fassung weiter entwickelt worden. Der EGKSV war auf 50 Jahre befristet und ist am 23. Juli 2002 abgelaufen.

Der EGKSV (Montanvertrag, Vertrag über die Montanunion)
 ist sachlich auf die Grundstoffindustrien Kohle und Stahl (sogenannte Montan​industrie) beschränkt. Der EAGV (Euratom-Vertrag) enthält Sonderrege​lungen für die Nutzung der Atomenergie
. Während im Rahmen der EGKS und der Euratomgemein​schaft, die jeweils nur die sektorale Integra​tion be​stimmter Wirtschaftsbereiche betrei​ben, das Vertragsrecht weitestgehend die materialen Einzelregelungen trifft (traité loi, traité de règles oder Normen​ver​trag), handelte es sich beim EWGV um einen Rahmen​ver​trag (traité cadre), dessen Ziel die gesamtwirtschaftliche Integra​tion war (und ist) und der der Umsetzung durch gemeinschaftliche Rechtsakte bedürfte
. Nicht auf einen bestimmten Wirt​schafts​sektor be​schränkt, umfaßte der EWGV alle Wirt​schaftsbeziehungen in den Mitglied​staaten und da​neben gegen​über Dritt​staaten auch einen gemein​samen Zolltarif. Seit der Einheitlichen Europäi​schen Akte und dem Maa​stricht-Vertrag sind die Ziele nicht mehr auf die wirt​schaftliche Integration beschränkt. Zur Materialisierung der Ziele enthält der Vertrag ein System von Aufgaben, Befugnissen und Mitteln (zu den Ermächtigungen § 6). 

Das Verhältnis der Verträge zueinander ist ausdrücklich, aber nicht ab​schlie​ßend in Art. 305 EGV geregelt. Dieser Bestimmung wird die subsidiäre Gel​tung des Gemeinschaftsvertrages für die Atomgemeinschaft entnom​men
. Der Vertrag über die Europäische Gemeinschaft umfaßt die gesamte Wirtschaft. Seine Regelungen gelten, wenn die anderen Verträge keine Bestimmungen enthalten. Der Europäische Gerichtshof praktiziert einen Grundsatz der "funktionellen Einheit" der Verträge
. Zugleich belegt Art. 305 EGV die Existenz früher dreier, jetzt nur noch zweier, rechtlich selbständiger Gemein​schaften. Die langzeitige Verwendung des Begriffs "Europäische Gemeinschaft" als zusammenfassende Bezeichnung für die Montanunion, die Euratom-Gemeinschaft und die Europäi​sche Wirtschaftsgemeinschaft ging auf eine von den übrigen Gemeinschafts​organen und den Mitgliedstaaten gebilligte politische Initiative des Europäi​schen Parlaments zurück
. Art. 8 EUV und Art. 1 EGV haben den Termi​nus  "Europäische Wirtschafts​gemeinschaft" durch den Begriff "Europäische Ge​meinschaft" ersetzt.

b) EUV, EGV und EAGV sind ausdrücklich auf unbegrenzte Zeit ge​schlos​sen (Art. 51 EUV, Art. 312 EGV und Art. 208 EAGV). Demgegenüber galt der EGKSV gem. Art. 97 für die Dauer von 50 Jahren vom Zeitpunkt seines Inkrafttretens am 23. Juli 1953. Die Integrationisten ziehen daraus den Schluß, daß es sich um eine abschlie​ßende Regelung der Geltungs​dauer handele und selbst eine einverständli​che Auf​hebung der Verträge durch die Mitgliedstaa​ten ausge​schlossen sei
. Die Unauf​lös​lichkeit des Gemeinschaftsvertrages läßt sich nicht mit Art. 240 (Art. 312 n.F.) begründen, zumal der zunächst vorge​schlagene Begriff "unauflöslich" gerade nicht Vertragstext geworden ist
. Die zeitli​che Unbe​grenztheit ist nicht schon die Unauflös​lich​keit. Eine solche verstieße gegen das Prinzip der ständigen Freiwilligkeit, Staatsgewalt in Gemeinschaft mit anderen Staaten (Staatenverbund) auszuüben
 (dazu § 3 III 6). Art. I-59 des Entwurfs eines Verfassungsvertrages für die Europäische Union vom 13. Juni und 10. Juli 2003
 regelt das Recht zum Austritt aus der Union ausdrücklich.

c) Die Verträge gelten grundsätzlich im gesamten europäischen Hoheits​gebiet aller Mit​gliedstaa​ten (Art. 299 EGV; Art. 198 EAGV)
. Für den gebietlichen Anwendungs​bereich der Verträge gemäß Art. 29 WVRK (Wiener Vertragsrechts-Konvention) ist das Prinzip der bewegli​chen Ver​trags​grenzen maßgeblich
. Nach Art. 299 Abs. 1 EGV z.B. gilt der Gemeinschaftsvertrag "für das König​reich Belgien, das Königreich Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland ...". Der An​wen​dungs​bereich der Verträge ist somit gebietlich durch die jewei​ligen Staats​gebiete der Mit​gliedstaa​ten bestimmt. Kein Mitgliedstaat ist durch den Vertrag gehin​dert, den Umfang seines Staats​gebietes zu verändern. Solan​ge die Identi​tät der Mitglied​staaten gewahrt bleibt, weitet sich durch die Gebietsände​rung eines Mit​gliedstaates auch der gebietliche Geltungsbereich der Verträge aus. Das gilt auch für Verkleinerungen, die zum Teil Sonderregungen gefunden haben
.

Der Beitritt der DDR nach Art. 23 Satz 2 GG a. F. zur Bundesrepublik Deutsch​land zum 3. Oktober 1990 hat die völkerrechtliche Identität Deutschlands nicht verändert
. Deutsch​land ist mit dem in der Präambel und in Art. 1 Abs. 1 des Zwei-plus-Vier-Vertrages
 definierten Staatsgebiet Mitglied der Union und der Gemeinschaften. Die Geltung des Vertragsrechts sowie der auf seiner Grundla​ge ergangenen gemeinschaftlichen Rechtsakte in dem Gebiet der ehemali​gen DDR
 bedurfte aus diesem Grund keiner Ver​trags​anpas​sung
, welche die Ra​ti​fi​kation durch alle Mitgliedstaaten erfordert hät​te
. Es gab aber Übergangsregelungen
. 

2. Ergänzungen der Gemeinschaftsverträge bis 1986

Die Gemeinschaftsverträge wurden durch eine Reihe von Abkommen zu einer einheitli​chen Vertragsordnung, dem primären Gemein​schafts​recht
, entwickelt. Neben Annexen zu den Grün​dungs​ver​trägen (Protokol​le, usw.), Vertragsänderungen, Beitritts- und Assozi​ierungs​verträgen sind hierbei die Übereinkünfte über die Organstruktur der Gemein​schaften von besonderer Bedeutung. Es handelt sich zum einen um das Abkom​men über gemeinsame Organe für die Euro​päi​schen Gemeinschaften vom 25. März 1957
, welches die durch die drei Gründungs​ver​träge jeweils gegebenen Kompetenzen auf eine einzige Versamm​lung und einen einzigen Gerichtshof überträgt, sowie zum anderen um den Vertrag zur Ein​setzung eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission der Europäi​schen Gemeinschaften, den sogenannten Fusionsvertrag (FusV)
, der am 8. April 1965 geschlossen wurde und vom 1. Juli 1967 an einen gemeinsamen Rat und eine gemeinsame Kom​mis​sion für die drei Gemeinschaften vorsah (und vorsieht). Wie Art. 32 Abs. 1 FusV belegt, hat diese Fusionie​rung der Organe rechtlich nicht zur Zu​sammenfassung der drei (jetzt zwei) Gemein​schaften geführt, sondern zu gemeinsamen Institutionen des gemeinschaftlichen Han​delns
. Eine Union ohne eigenständige Gemeinschaften konzipiert der Entwurf des Verfassungsvertrages der Europäischen Union von 2003.

3. Einheitliche Europäische Akte 1986

Die zum 1. Juli 1987 in Kraft getretene Einheitliche Europäische Akte (EEA) vom 28. Februar 1986
 ist die erste umfassende Revision der Gründungsver​träge der Gemein​schaften
. Art. 1 Abs. 1 EEA nennt als Ziel, "zu konkreten Fort​schritten auf dem Weg zur Euro​päi​schen Union beizutra​gen". Neben der Formulierung der Regeln über die Eu​ro​päische Zusammen​arbeit in der Außen​politik (EPZ) in Art. 30 EEA, die Art. 3 Abs. 2 und 32 EEA jedoch außerhalb des institutionellen Rahmens der Gemein​schaften stellen, enthält die Akte in den Art. 4 bis Art. 29 eine Reihe von Ände​rungen der materiellen und institutio​nellen Bestimmungen der Ge​mein​schafts​verträge. Wichtigste materielle Rege​lungen sind Rechts​grundlagen für die Vollendung des Bin​nenmarktes bis zum 31. Dezember 1992 (Art. 13 bis Art. 19 EEA), die das Weißbuch der Delors-Kommission, um die "Eurosklerose" zu überwinden, angestoßen hatte
, sowie die Gemein​schaftsaufgaben und Gemeinschaftsbefugnisse für Forschung und Technologie, Um​weltpolitik und Regionalpolitik (Art. 23 bis Art. 25 EEA). Institutionell hat die EEA die Ausweitung von Mehrheits​ent​scheidungen im Rat (Art. 6, 16, 18, 19, 21 EEA), von Durchführungs​befug​nissen der Kommission (Art. 10 EEA), sowie der Beteiligung des Parlamentes in einem Verfahren der Zu​sammenarbeit mit dem Rat (Art. 7 EEA) und ein Zu​stim​mungserfordernis des Parlaments für Beitritte neuer Mit​gliedstaaten und für die Assoziierung der Gemeinschaft mit dritten Staaten und internationa​len Organisationen (Art. 8, 9 EEA) ermöglicht. Durch Art. 4, 11 und 26 EEA ist dem Ge​richts​hof ein "erster Rechtszug" beigeordnet worden. Dieses "Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften" besteht seit dem De​zem​ber 1989 (dazu § 10 IV).

4. Vertrag von Maastricht 1992

a) Zielsetzung des Unionsvertrages

Der Vertrag über die Europäische Union
 (Maastricht-Vertrag, vgl. 1 a) verfolgte nach dem ersten Erwägungsgrund der Präambel das Ziel, "den mit der Gründung der Europäi​schen Gemeinschaften eingeleiteten Prozeß der europäi​schen Integration auf eine neue Stufe zu heben"
. Dieses Selbstver​ständnis zeigt sich auch in der Aus​dehnung der Aufgabenbereiche und der zu deren Erfüllung übertragenen Befugnisse auf die vor​malige "Europäi​sche Wirtschaftsgemeinschaft". "Grundlage der Union" sind gemäß Art. 1 Abs. 3 EUV nicht allein die drei (jetzt zwei) Gemeinschaften der Grün​dungsverträge, sondern zusätzlich die Bestimmungen über die "Gemeinsame Außen‑ und Sicher​heitspoli​tik" nach Titel V, Art. 11 ff. EUV (GASP) und die "Bestimmungen über die polizeiliche und justitielle Zusammenarbeit in Strafsachen" nach Titel VI, Art. 29 ff. EUV gemäß dem Vertrag von Amsterdam, zuvor nach dem Vertrag von Maastricht die "Zusam​menarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres" nach Titel VI (Art. K) EUV a.F. Ausweislich Art. 5 EUV üben die Organe auch gemäß dieser "übri​gen Bestimmun​gen" des Unions​vertrages "Befugnis​se" aus. Innerhalb der der Sache nach grenzenlosen Zielsetzung der Union nach Art. 2 Abs. 1 EUV
 ergeben sich somit beson​dere Unionspolitiken des Äußeren und des Inneren mit einer die bloße inter​gou​ver​ne​mentale Koordination nationaler Aufgaben und Befugnisse über​schreitenden gemein​schaftli​chen Ermächti​gung.

b) Erweiterung der Aufgaben und Befugnisse der Gemeinschaft

Der Vertrag von Maastricht hat die Tätigkeit der Gemeinschaft nach Art. 2, 3 und 4 EGV auf nahezu alle Politikfelder erstreckt
. Die Ge​mein​schaft hat insbesondere nicht nur die Wirt​schafts‑ und Währungsunion zu verwirklichen, sondern strebt der Sache nach auch eine Sozial​union
 an.

Schon die allgemeinen Aufgabenbestimmung des Art. 2 EGV, der Sache nach die Zielsetzung der Gemeinschaft, nennt die Wirtschafts- und Währungsunion nur noch als eine unter vielen Gemein​schaftspolitiken. Da​neben wird die Gemeinschaft zur Beschäftigungs-, Stabili​täts‑ und Wachstums, Wohlstands-, Sozial‑, Struktur‑ und Regional- sowie Umweltpolitik verpflichtet. Die um​fang​reiche Ausweitung der Auf​gabenbereiche der Gemeinschaft durch die EEA hatte noch nicht zu einer Neuformulierung des ursprünglichen Tätigkeitskatalogs in Art. 3 EWGV geführt. Diese brachte der Vertrag von Maastricht. Unter den neuen Tätigkeitsfelder des Art. 3 EGV sind die Industriepolitik
, der Auf‑ und Ausbau sog. "trans​europäi​scher Netze" in den Bereichen Ver​kehrs‑, Telekom​munikations‑ und Energieinfra​struk​tur
, der Ver​braucher​schutz
 oder Maßnahmen in den Bereichen Energie, Katastrophenschutz und Frem​den​verkehr
 hervorzuheben.

Die Aufgabenausweitung der Gemeinschaft in diesen wesentlich wirt​schaftlichen Bereichen ist eine Ausweitung der Wirtschaftsunion
. Die weitreichende Zuweisung nichtwirtschaftli​cher Tätigkeitsbereiche an die Gemeinschaft durch das Ver​tragswerk von Maastricht erweist den Wandel von der Wirtschafts- zur Schicksalsgemeinschaft mit existentieller Staatlichkeit (vgl. §§ 3,4). So hat die Gemeinschaft neben der jetzt ausdrücklich angeführten Umweltpolitik
 seither Rege​lungsbefugnisse in der Gesundheitspolitik
, in der Poli​tik der allgemei​nen wie der beruflichen Bildung, in der Kultur‑
 und Entwick​lungs​hilfepoli​tik ("Entwicklungszusammenarbeit")
 sowie für den Katastrophenschutz
. Die gemein​schaftli​che Zuständig​keit zur Sicherung des freien Personenverkehrs innerhalb des Binnen​marktes beschränkte sich nach Art. 8 a EWGV/​Art. 7 a EGV a.F. allein auf die Wirtschaftsunion. Art. 18 Abs. 1 EGV hat als Teil der "Unionsbürgerschaft" das (freilich beschränkbare) Recht der allgemei​nen Freizü​gigkeit im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten eingeführt
. Demgemäß kann die Gemeinschaft (in der Formulierung des Vertrages von Amsterdam) unabhängig von der Wirtschaftsunion Maßnahmen zum "Aufbau eines Raumes der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" treffen
.

Die sozialpolitische Zielsetzung/Aufgabe des Art. 2 EGV im engeren Sinne wurde durch das Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäi​schen Gemeinschaft mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs (Groß​britannien und Nordirland) über die Sozial​politik von 1992 auf der Grundlage des gleichzeitig vereinbarten Protokolls über die Sozialpolitik materialisiert
. Die Rege​lungen, etwa für den Bereich der Sozialversicherung, des indivi​duellen und kollektiven Arbeits​rechts oder der Beschäftigungsförderung
, waren im Rahmen der die Revision der Verträge vorbereitenden Regierungskonferenz über die Politische Union als Neufassung der Art. 117 ff. EWGV vorgesehen. Eine Änderung des Gemeinschaftsvertrags in Sachen Sozialpolitik scheiterte am Wider​stand Großbritan​niens
. Das Abkommen über die Sozialpolitik, das dem von sämtlichen Mitgliedstaa​ten geschlossenen Protokoll über die Sozialpolitik beigefügt war, hatte den primärrechtlichen Charakter des Gemeinschaftsvertrages
. Insoweit hat es außer für Groß​britannien Gemein​schaftszu​ständigkeiten begründet. Die Art. 117 ff. EGV boten daneben die Grundlage für sozialpolitische Maßnah​men "der Zwölf bzw. Fünfzehn"
. Seit dem Vertrag von Amsterdam ist die Sozialpolitik für die gesamte Union (auch für Großbritannien) in Art. 136 ff. EGV geregelt.

Zusammengefaßt hat der Maastricht-Vertrag die Aufgabenstellung der Gemeinschaft nicht nur vielfältig erweitert, sondern substantiell verändert
. Sie wird in der Namensänderung in "Europäische Gemeinschaft" sinnesfällig, welche die Beschränkung auf die Wirtschaft aufgegeben hat.

5. Vertrag von Amsterdam 1997

Auf der Grundlage der Konferenz in Turin am 29. März 1996 hatte der Europäische Rat am 16./17. Juni 1997 in Amsterdam Einigkeit über den Inhalt einer Fortentwicklung des Vertrages (Maastricht II) erzielt. Dieser Vertrag wurde als Amsterdamer Vertrag am 2. Oktober 1997 unterzeichnet
. Erst als Frankreich am 30. März 1999 als letzter Mitgliedstaat der Europäischen Union die Ratifikations​urkunde in Rom hinterlegt hatte, waren die Voraussetzungen für das Inkraft​treten des Amsterdamer Vertrags erfüllt
. Der Vertrag zur Grün​dung der Eu​ro​päischen Gemeinschaft galt und gilt seit dem 1. Mai 1999 mit den Ände​rungen durch den Vertrag von Amsterdam. Er modifi​ziert die bisherigen Verträge (EU-Vertrag, EG-Vertrag, EAG-Vertrag und EGKS-Vertrag) sowie einige Rechtsakte erheblich. Veraltete Ver​trags​bestim​mungen wurden gestrichen, andere wurden aktuali​siert oder wieder andere wurden eingefügt. Die Verträge haben eine konsolidierte Fassung. Entspre​chend dem Art. 12 des Amsterda​mer Ver​trags sind die Artikel in den Verträgen neu numeriert worden. 

Vor allem in den folgenden Bereichen hat der Amsterdamer Vertrag Ände​rungen des Vertragswerkes vorgenommen.

a) Grundlagen der Europäischen Union

Der Amsterdamer Vertrag benennt in dem eingefügten Absatz 1 des Art. 6 EUV politische Strukturprinzipien: 

“Die Union beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreihei​ten sowie der Rechtsstaat​lichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam.” 

Verstößt ein Mitgliedstaat gegen die in Art. 6 Abs. 1 EUV angeführten Grundsätze der "strukturellen Homogenität"
, so können die in Art. 7 EUV geregelten Sanktionen getroffen werden. Der Rat kann auf Vorschlag eines Drittels der Mit​gliedstaaten oder der Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments feststellen, daß ein schwerwiegender und langanhaltender Verstoß gegen die genannten Grundsätze vorliegt
 und demzufolge mit qualifizierter Mehrheit bestimmte Rechte des Mitgliedstaats aus dem EU-Vertrag aussetzen. Die Bedeutung dieser Grundsät​ze wird auch in den Schluß​bestimmungen, nämlich in Art. 49 EUV, der den “Beitritt zur Union” regelt, deutlich. Danach ist die Achtung der genannten Prinzipien Voraus​setzung für eine Mitglied​schaft in der Union.

b) Grundrechte

Obwohl auch die Amsterdamer Fassung des Vertrages keinen Grundrechts​katalog enthält und sich auf die Erklärung des Art. 6 Abs. 2, die schon im Vertrag von Maastricht als Art. F Abs. 2 EUV stand, beschränkt, nämlich:

"Die Union achtet die Grundrechte, wie sie in der am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten  als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben",

wurden die Grundrechte der Gemeinschaft in verschiedenen Vorschriften gestärkt. Art. 13 EGV begründet eine Gemeinschaftskompetenz für "Antidiskriminierungsmaßnah​men". Im Rahmen der Zuständigkeiten können “Diskriminierungen aus Grün​den des Geschlechts, der Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Welt​anschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Aus​rich​tung” bekämpft werden. Art. 2 EGV hat als Aufgabe der Ge​mein​schaft die Gleichstellung von Männern und Frauen hinzugefügt. Dieses Anliegen wird in Art. 3 Abs. 2 EGV zusätzlich auf die Tätigkeiten der Gemein​schaft bezogen. Auch Art. 137 Abs. 1 Spstr. 5 EGV hebt im Bereich der Sozialpolitik die Chancengleichheit von Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt und die Gleichbe​handlung am Arbeitsplatz hervor. In Art. 286 EGV wird ein gemeinschaftsrechtlicher Datenschutz und die Errichtung einer unabhängigen Kontrollinstanz verankert.

c) Justiz und Inneres

Regelungen aus dem Bereich Justiz und Inneres (ehemals dritte Säule des EU-Ver​trags) sind in den Gemeinschaftsvertrag überführt und damit auf eine neue gemein​schaftsrechtliche Grund​lage gestellt. Eine neue Leitformel ist die Union "als Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts" (Präambel, 11. Ergänzungsgrund; Art. 2 Abs. 1 Spstr. 4, Art. 29 Abs. 1 EUV; Art. 61 EGV). Die im Unionsvertrag verbleibenden Teile sind unter dem Titel VI “Bestimmungen über die polizeiliche und justizielle Zu​sammenarbeit in Strafsachen” zusammengefaßt
. 

In den Gemeinschaftsvertrag eingeführt wurde Titel IV "Visa, Asyl, Einwanderung und andere Politiken betreffend den freien Personenverkehr". Die neuen Art. 61 bis 69 EGV haben zum Ziel, innerhalb von fünf Jahren nach Inkrafttreten des Amsterdamer Vertrags Maßnahmen zur Gewährleistung des freien Perso​nen​verkehrs nach Art. 14 EGV zu erlassen (Art. 61 lit. a EGV). Dies betrifft Außengrenzkon​trollen (Art. 62 EGV), das Asylrecht (Art. 63 EGV), Einwanderung sowie die Verhü​tung und Bekämpfung der internationalen Kriminalität. Für den Über​gangs​zeitraum von fünf Jahren handelt der Rat, mit Aus​nahme der Visabestim​mun​gen, einstimmig (Art. 67 Abs. 1 und Abs. 3 in Verbindung mit Art. 62 Nr. 2 lit. b, i und iii EGV). Nach dem Ablauf der fünf Jahre werden die Verfahren im wesentlichen nach Art. 251 EGV (Mitentscheidung) umgestellt.

Der Schengen-Besitzstand
 wird durch ein Protokoll
 in das Recht der Euro​päischen Union einbezogen. Art. 2 Abs. 1 des Protokolls erklärt den gesamten Schen​gen-Besitzstand zum Abbau der Grenzkontrollen ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Amsterdamer Vertrags für anwendbar. Ausge​nommen davon bleiben Irland, Großbritannien und Nordirland, die durch den Schengen-Besitzstand nicht gebunden sind (Art. 4 des Protokolls).

Europol erhält zusätzliche Befugnisse (Art. 30 Abs. 2 EUV).

d) Beschäftigungspolitik

Neu eingefügt wurde der Titel VIII “Beschäftigung”
. Eine ausgewogene Beschäftigung sicherzustellen zählt zu den im Unions- und Gemeinschaftsvertrag festgelegten Aufgaben. Art. 2 EUV nennt als Ziel der Union u. a. die Förderung eines "hohen Beschäftigungsniveaus". Art. 3 lit. i. EGV zählt die “Förderung der Koordi​nierung der Beschäftigungspolitik der Mitgliedstaaten im Hinblick auf die Verstärkung ihrer Wirksamkeit durch die Entwicklung einer koordinierten Beschäftigungsstrategie” zu den Tätigkeiten der Gemeinschaft. Titel VIII begründet mit Art. 125 bis Art. 130 EGV beschäftigungspolitische Befugnisse der Gemeinschaft mit dem Ziel, die nationalen Beschäftigungspolitiken anzupassen. Die Maßnah​men, die der Gemeinschaft zur Verfügung stehen, sind allerdings begrenzt. Nach Art. 128 EGV überprüft der Europäische Rat die Beschäftigungslage in der Gemein​schaft anhand eines gemeinsamen Jahresberichts von Rat und Kommission und zieht Schlußfolgerungen. Auf dieser Grundlage legt er Leitlinien zur Beschäfti​gungspolitik fest. Die eigentliche Beschäf​tigungspolitik bleibt aber Sache der Mitgliedstaaten (argumentum aus Art. 128 Abs. 4 EGV). Ein Beschäftigungs​ausschuß soll den Rat in allen Fragen der Beschäftigungs- und Arbeitsmarkt​politik beraten (Art. 130 EGV). 

e) Sozialpolitik

Der Bereich Sozialpolitik (im übrigen) ist erweitert worden. Das Maastricht-Protokoll Nr. 14 über die Sozialpolitik
 ist in das Gemeinschaftsrecht, Art. 136 bis Art. 145 EGV, integriert worden
. 

f) Umweltpolitik

Die Umweltpolitik hat im Amsterdamer Vertrag an Bedeutung gewonnen
. Die Präambel des Unionsvertrags hat im 8. Erwägungsgrund den wirtschaft​lichen Fortschritt unter den Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung gestellt. Art. 2 Spstr. 1 EUV ergänzt die Unionsziele um die “Herbeiführung einer ausgewoge​nen und nachhaltigen Entwicklung”. Auch die Aufgaben der Gemeinschaft werden in Art. 2 EGV um die Förderung "eines hohen Maßes an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqualität" erweitert. Art. 6 EGV, überschrieben als "Beachtung der Erfordernisse des Umweltschutzes" ist neu aufgenommen worden und verpflichtet, "die Erfordernisse des Umweltschutzes bei der Festlegung und Durch​führung der in Art. 3 EGV genannten Gemeinschaftspolitiken und –maßnahmen insbesondere zur Förderung einer nachhaltigen Entwicklung einzubeziehen". 

g) Außen- und Sicherheitspolitik

Die außen- und sicherheitspolitische Handlungsfähigkeit der Europäischen Union wurde durch erweiterte Aufgabenzuweisung und institutionelle Neuerungen gestärkt
. Die Prinzi​pien der Kontinuität, Wirksamkeit, Kohärenz und Solidarität in der GASP wurden weiter entwickelt (Art. 11 bis Art. 28 EUV). Die Entscheidungsfindung wurde durch eine gemeinsame Strategie effizienter. Gemäß Art. 13 Abs. 1 und 2 EUV beschließt der Europäische Rat seitdem gemeinsame Strategien zur Festlegung grundle​gender Linien der gemeinsamen Politik. Dies gilt nicht nur für militäri​sche oder verteidigungspolitische Fragen. Der Generalsekretär des Rates (zur Zeit: Javier Solana) nimmt die Aufgabe eines Hohen Vertreters für die Gemeinsame Außen- und Sicher​heitspolitik wahr und unterstützt wie auch das Politische und Sicherheitspolistische Komitee (Politische Direktorium der Außenministerien) den für die Vertretung der Union verantwortli​chen Vorsitz (Art. 18 Abs. 3, 25, 26 EUV). Die Westeuropäische Union (WEU) ist seither "integraler Bestandteil" der Union (Art. 17 Abs. 2 S. 1 EUV). Ein Beispiel dafür ist die Einbeziehung der sogenannten Petersberger Aufgaben in die sicherheits​politische Zuständigkeit der Union. Diese umfaßt nach Art. 17 Abs. 1 EUV "die schrittweise Festlegung einer gemeinsamen Verteidigungspolitik im Sinne des Unterabsatzes 2", "die zu einer gemeinsamen Verteidigung führen könnte", und nach Art. 17 Abs. 2 EUV die "humanitären Aufgaben und Rettungseinsätze, friedenserhaltende Aufgaben sowie Kampfeinsätze bei der Krisenbewältigung einschließlich friedensschaffen​der Maßnahmen."
 

h)) Außenwirtschaftspolitik

Im Bereich der Außenwirtschaftspolitik kann nunmehr der Rat durch einstimmigen Beschluß die Befugnisse der Gemeinschaft auf Überein​künfte mit Dienstleistungen und Rechte des geistigen Eigentums ausdehnen (Art. 133 Abs. 5 EGV). 

i) Organe der Union

Das Europäische Parlament wurde institutionell gestärkt. Die Anzahl der Parlamentsmit​glieder wurde in Art. 189 EGV auf maximal 700 festgelegt (seit dem Vertrag von Nizza 732).

Im Bereich der Rechtsetzung gibt es Verfahren der Anhörung, der Zusammenarbeit (Art. 252 EGV) und der Mitentschei​dung (Art. 251 EGV). Der Anwendungsbereich des Mitentscheidungsverfahrens wurde erwei​tert. 

Die Benennung des Präsidenten der Kommission bedarf seither der Zustim​mung des Europäischen Parlaments (Art. 214 Abs. 2 UAbs. 1 EGV). Das stärkt die parla​mentarische Legitimation der Kommission. Dem Präsidenten der Kommis​sion hat Art. 219 EGV (Vertrag von Nizza: Art. 217 Abs. 1 EGV) die ausdrückliche Aufgabe und Befugnis zur politi​schen Führung der Kommission übertragen. 

Die Befugnisse zu Mehrheitsentscheidungen des Rates sind ausgeweitet wor​den und betreffen insbesondere neue Vertragsvorschriften wie die über Be​schäftigungs- und Sozialpolitik, Betrugsbekämpfung und Zollzusammenarbeit.

Die Zuständigkeit des Europäischen Gerichtshofs ist im Bereich der polizeili​chen und justitiellen Zusammenarbeit in Strafsachen auf Vorabentscheidungen und Nichtigkeitsklagen ausgedehnt worden (Art. 46 lit.b EUV).  

Der Europäische Rechnungshof (Art. 246 ff. EGV) erhielt eine verbesserte Stellung, um seine Aufgaben im Finanzkontrollbereich besser erfüllen zu können. Er erhält eine eigene Klagebefugnis beim Europäischen Gerichtshof zur Wahrung seiner Rechte gegenüber den anderen Organen der Gemeinschaft (Art. 230 Abs. 3 EGV).

6. Vertrag von Nizza

Der Vertrag von Nizza vom 26. Februar 2001 ist (erst, nach dem zweiten Referendum in Irland) am 1. Februar 2003 in Kraft treten.
 

a) Organe 

aa) Entwicklung während des Erweiterungsprozesses 

Der Vertrag bezweckt im Wesentlichen, die Grundsätze und Regelungen festzulegen, nach denen sich die institutionelle Ordnung im  Zuge der Erweiterung der Union entwickeln soll. Die Zahl der Sitze der neuen Mitgliedstaaten im Europäischen Parlament, ihre Stimmenzahl im Rat und insbesondere das künftig geltende Kriterium für die qualifizierte Mehrheit werden verbindlich in den Beitrittsverträgen festgelegt. Die im Vertrag von Nizza vorgesehenen Änderungen der Zusammensetzung der Kommission und der Stimmengewichtung im Rat gelten erst ab dem 1. November 2004, die neue Zusammensetzung des Europäischen Parlaments erst ab den Wahlen im Jahr 2004
. 

bb) Europäisches Parlament

Die Regierungskonferenz von Nizza hat beschlossen, daß in der Europäischen Union mit 27 Mitgliedern die Sitze im Europäischen Parlament neu zugeteilt werden. Die Höchstzahl der Abgeordneten des Parlaments (zur Zeit 700) wird auf 732 erhöht (Art. 189 Abs. 2 EGV). Die Zahl der den derzeitigen Mitgliedstaaten zustehenden Sitze wurde um 91 verringert (von derzeit 626 auf 535 Sitze). Nur Deutschland und Luxemburg behalten die gleiche Abgeordnetenzahl wie bisher, nämlich 99 bzw. 6. Allerdings gilt die Verringerung vollständig erst für die im Jahr 2009 gewählte Versammlung. Weil davon auszugehen ist, daß die neuen Mitgliedstaaten im Laufe der Wahlperiode 2004 bis 2009 der Union beitreten werden, ist vorgesehen, daß die Höchstzahl von 732 Sitzen im Europäischen Parlament vorübergehend überschritten werden darf (dazu § 7 I 1). 

Art. 191 EGV wurde durch eine Ermächtigung zur Festlegung eines Statuts der politischen Parteien auf europäischer Ebene und insbesondere der Bestimmungen über ihre Finanzierung im Mitentscheidungsverfahren nach Art. 251 EGV ergänzt. 

Die Regelungen für den Abgeordnetenstatus der Mitglieder des Europäischen Parlaments werden vom Europäischen Parlament nach Anhörung der Kommission mit Zustimmung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt, festgelegt, mit Ausnahme der Bestimmungen, welche die Steuerregelung betreffen (Art. 190 Abs. 5 EGV).

Künftig hat auch das Europäische Parlament wie der Rat, die Kommission und die Mitgliedstaaten die Möglichkeit, eine Nichtigkeitsklage gegen Handlungen der Institutionen anzustrengen, ohne eine Betroffenheit eigener Rechte nachweisen zu müssen (Art. 230 EGV). Außerdem kann es nun wie Rat und Kommission ein Gutachten des Gerichtshofes über die Vereinbarkeit eines geplanten Abkommens mit dem Vertrag einholen (Art. 300 Abs. 6 EGV). Der Anwendungsbereich des Mitentscheidungsverfahrens wurde ausgedehnt und dadurch die Veto-Macht des Parlaments (Art. 251 Abs. 2 UAbs. 3 lit. b EGV) erweitert. Das Europäische Parlament muß auch zustimmen, wenn der Rat eine eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden und anhaltenden Verletzung der Grundsätze des Art. 6 Abs. 1 EGV festzustellen beabsichtigt (Art. 7 Abs. 2 EUV).

cc) Rat

Ab 1. November 2004 wird die Beschlußfassung mit qualifizierter Mehrheit geändert (dazu § 8 V 2). Ab diesem Zeitpunkt ist die qualifizierte Mehrheit erreicht, wenn zwei Kriterien erfüllt sind: Ein Beschluß findet die Zustimmung einer bestimmten Stimmenzahl (die Schwelle für die qualifizierte Mehrheit) und der Mehrheit der Mitgliedstaaten. Die jedem Mitgliedstaat zugewiesene Stimmenzahl wird geändert. Zwar wird die Stimmenzahl für alle Mitgliedstaaten erhöht, aber für die Mitgliedstaaten mit den größten Bevölkerungen stärker als für die anderen. Außerdem sieht der Vertrag die Möglichkeit vor, daß ein Mitglied des Rates zu prüfen beantragen kann, ob die qualifizierte Mehrheit mindestens 62 % der Gesamtbevölkerung der Union entspricht. Falls dieses Kriterium nicht erfüllt ist, kommt der Beschluß nicht zustande. 

dd) Kommission

Die Regierungskonferenz hat beschlossen, die Begrenzung der Zahl der Kommissionsmitglieder zeitlich zu staffeln (dazu § 9 I). Ab dem 1. Mai 2004 wird für jeden neuen Mitgliedstaat ein neues Mitglied zur Kommission hinzukommen. Von dem Kollegium an, das sein Amt nach dem 1. November 2004 antritt, setzt sich die Kommission aus einem Staatsangehörigen je Mitgliedstaat zusammen. Die bevölkerungsstärksten Mitgliedstaaten verlieren damit die Möglichkeit, ein zweites Kommissionsmitglied vorzuschlagen, unabhängig davon, wie viele Mitgliedstaaten die Union zu diesem Zeitpunkt hat. Deutschland hat dann ebenso wie Malta ein Kommissionsmitglied, obwohl in Deutschland mehr als 20.000 % Menschen leben als in Malta.

Ab der ersten Kommission, die ernannt wird, sobald die Union 27 Mitgliedstaaten umfaßt, ist die Zahl der Kommissionsmitglieder geringer als die Zahl der Mitgliedstaaten (dazu § 9 I). Die Mitglieder der Kommission werden auf der Grundlage einer gleichberechtigten Rotation ausgewählt. Der Rat wird nach Unterzeichnung des Beitrittsvertrags des siebenundzwanzigsten Mitgliedstaates einstimmig folgendes festlegen: 

- die Zahl der Mitglieder der Kommission;

- die Modalitäten der gleichberechtigten Rotation, wobei alle Mitgliedstaaten vollkommen gleich behandelt werden und jedes Kollegium so zusammengesetzt sein muß, daß das demographische und geographische Spektrum der Gesamtheit der Mitgliedstaaten auf zufriedenstellende Weise zum Ausdruck kommt.

Das Verfahren zur Ernennung des Präsidenten und der Mitglieder der Kommission ist geändert worden (Art. 214 Abs. 2 EGV). Nun entscheidet der Rat in der Zusammensetzung der Staats- und Regierungschefs mit qualifizierter Mehrheit über die Ernennung des Präsidenten. Diese Ernennung bedarf der Zustimmung des Europäischen Parlaments. Anschließend nimmt der Rat mit qualifizierter Mehrheit im Einvernehmen mit dem designierten Präsidenten die gemäß den Vorschlägen der einzelnen Mitgliedstaaten erstellte Liste der anderen Persönlichkeiten an, die er zu Mitgliedern der Kommission zu ernennen beabsichtigt. Diese letzte Formulierung zielt darauf ab, sicherzustellen, daß der Rat keine Persönlichkeit als Mitglied der Kommission designieren kann, die nicht von der Regierung des Mitgliedstaats vorgeschlagen wurde, dessen Staatsangehörigkeit die betreffende Person hat. Schließlich werden der Präsident und die übrigen Mitglieder der Kommission nach Zustimmung des Europäischen Parlaments vom Rat mit qualifizierter Mehrheit ernannt (Art. 214 Abs. 2 UAbs. 3 EGV). Der neu formulierte Art. 217 EGV stärkt die Befugnisse des Präsidenten, der die politische Führung der Kommission hat und über die interne Organisation der Kommission entscheidet. Er weist den Mitgliedern der Kommission ihre Zuständigkeiten zu und kann dies im Laufe der Amtszeit ändern (Art. 217 Abs. 1 und 2 EGV). Er ernennt nach Billigung durch das Kollegium die Vizepräsidenten, deren Zahl im Vertrag nicht mehr festgelegt ist (Art. 217 Abs. 3 EGV). Ein Mitglied der Kommission erklärt seinen Rücktritt, wenn der Präsident es nach Billigung durch das Kollegium dazu auffordert (Art. 217 Abs. 4 EGV).

ee) Rechtsschutzsystem der Europäischen Union

Das Rechtsschutzsystem der Europäischen Union wurde reformiert. Die Reformen sollen der Überlastung des Gerichtshofs abhelfen. Die wesentlichen Bestimmungen über das Gericht erster Instanz, insbesondere seine (erweiterten) Zuständigkeiten, sind im Vertrag festgelegt (Art. 225 EGV). Außerdem sieht der Vertrag die Möglichkeit vor, gerichtliche Kammern einzurichten, die Entscheidungen im ersten Rechtszug treffen können (Art. 225a EGV).

Im Interesse der Flexibilität des Rechtsprechungssystems kann die Satzung des Gerichtshofs vom Rat auf Antrag des Gerichtshofs oder der Kommission einstimmig, in Verfahrensfragen mit qualifizierter Mehrheit geändert werden.

Der Gerichtshof besteht gemäß Art. 221 Abs.1 EGV aus einem Richter aus jedem Mitgliedstaat, ohne daß wie bisher eine bestimmte Zahl genannt wird. Die Kohärenz und Effizienz der Rechtsprechung soll aufrechterhalten werden. So wird eine "Große Kammer", die mit elf Richtern  besetzt ist, die sich mit den Rechtssachen befaßt, die bis dahin in Vollsitzungen behandelt wurden (Art. 221 Abs. 2 EGV). Auch das Gericht erster Instanz besteht aus mindestens einem Richter aus jedem Mitgliedstaat (Art. 224 Abs. 1 UAbs. 1 S. 1 EGV). Wie früher kann die Zahl der Richter des Gerichts erster Instanz (die bisher im Beschluß zur Errichtung des Gerichts erster Instanz festgeschrieben war) in der Satzung des Gerichtshofs festgelegt werden (S. 2).

Im Vertrag ist die Zuständigkeitsverteilung zwischen Gerichtshof und Gericht erster Instanz festgelegt. Sie kann aber im Rahmen der Satzung angepaßt werden. Das Gericht erster Instanz ist die zuständige Rechtsprechungsinstanz für direkte Klagen (Art. 225 Abs. 1 UAbs. 1 EGV). 

Der Rat kann gerichtliche Kammern einrichten (dazu § 10 IV, 3), die in erster Instanz für bestimmte Kategorien von Klagen auf bestimmten Gebieten zuständig sind (Art. 225a Abs. 1 EGV). Gegen Entscheidungen der gerichtlichen Kammern können beim Gericht erster Instanz Rechtsmittel eingelegt werden (Art. 225a Abs. 3 und 4 EGV). Schließlich kann der Rat auf der Grundlage des neuen Artikels 229 a EGV einstimmig Bestimmungen erlassen, mit denen dem Gerichtshof die Zuständigkeit für Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang die Anwendung von aufgrund dieses Vertrages erlassenen Rechtsakten, mit denen gemeinschaftliche Titel für den gewerblichen Rechtsschutz geschaffen werden, übertragen wird. Diese Bestimmung zielt im Wesentlichen auf Streitsachen zwischen Privatpersonen um künftige Gemeinschaftspatente ab.

ff) Rechnungshof 

Der Rechnungshof besteht nunmehr aus einem Staatsangehörigen aus jedem Mitgliedstaat (Art. 247 Abs. 1 EGV). Er kann für die Annahme bestimmter Arten von Berichten oder Stellungnahmen Kammern bilden (Art. 248 Abs. 4 UAbs. 3 S. 2 EGV).

gg) Europäische Zentralbank und Europäische Investitionsbank

Die Zusammensetzung des Rates der Gouverneure der Europäischen Zentralbank (der sich aus den Mitgliedern des Direktoriums und den Präsidenten der nationalen Zentralbanken zusammensetzt) wird nicht geändert. Aber es wird die Möglichkeit geschaffen, die den Entscheidungsverfahren zugrunde liegenden Regeln zu ändern (zur Zeit werden Beschlüsse im allgemeinen mit einfacher Mehrheit der Mitglieder getroffen, wobei jedes Mitglied über eine Stimme verfügt; Art. 10 der Satzung der EZB). Für diese Änderung ist ein einstimmiger Beschluß des Europäischen Rates erforderlich, der dann von den Mitgliedstaaten ratifiziert werden muß (Art. 10 Abs. 6 Satzung der EZB). 

Für die Europäische Investitionsbank sieht der Vertrag von Nizza die Möglichkeit vor, daß der Rat die Zusammensetzung des Verwaltungsrates und die der Entscheidungsfindung zugrunde liegenden Regeln einstimmig ändern kann (Art. 266 Abs. 3 S. 2 EGV).

hh) Wirtschafts- und Sozialausschuß und Ausschuß der Regionen

Der Vertrag sieht vor, daß die Zahl der Mitglieder dieser Ausschüsse 350 nicht überschreiten darf (Art. 258 Abs. 1 und 263 Abs. 2 EGV), doch wird diese Obergrenze mit den für die neuen Mitgliedstaaten vorgesehenen Sitzen nicht erreicht.

Die Qualifikation der Mitglieder des Wirtschafts- und Sozialausschusses wurde geändert: Er besteht aus „Vertretern der verschiedenen wirtschaftlichen und sozialen Bereiche der organisierten Zivilgesellschaft“ (Art. 257 Abs. 2 EGV). Für den Ausschuß der Regionen sieht der Vertrag vor, daß seine Mitglieder entweder ein auf Wahlen beruhendes Mandat in einer regionalen oder lokalen Gebietskörperschaft innehaben oder gegenüber einer gewählten Versammlung politisch verantwortlich sind (Art. 263 Abs. 1 EGV).

b) Beschlußverfahren

aa) Ausdehnung der Beschlußfassung mit qualifizierter Mehrheit

Die Beschlußfassung mit qualifizierter Mehrheit des Rates wird auf neue Bereiche ausgedehnt. Die wichtigsten Bestimmungen, nach denen der Rat nunmehr mit qualifizierter Mehrheit entscheidet, sind:

- die Bestimmungen zur Erleichterung der Freizügigkeit der Bürger der Europäischen Union (Art. 18 EGV);

- die justizielle Zusammenarbeit in Zivilsachen (Art. 67 Abs. 2 bis 5 EGV);

- der Abschluß internationaler Übereinkünfte betreffend den Handel mit Dienstleistungen und Handelsaspekte des geistigen Eigentums (Art. 133 Abs. 4 EGV), mit Ausnahmen in den weiteren Absätzen;

- die Industriepolitik (Art. 157 Abs. 3 S. 2 EGV);

- die wirtschaftliche, finanzielle und technische Zusammenarbeit mit Drittländern (Art. 181 in Verb. mit Art. 300 Abs. 1 UAbs. 2 EGV, neue Bestimmung für die Annahme von Maßnahmen, deren Rechtsgrundlage bisher Art. 308 EGV war);

- Zustimmung zu den Regelungen für die Mitglieder des Europäischen Parlaments (Abgeordnetenstatut, Art. 190 Abs. 5 EGV), mit Ausnahme der Steuerregelung;

- das Statut der europäischen politischen Parteien (Art. 191 Abs. 2 EGV, neue Bestimmung);

- die Genehmigung der Verfahrensordnung des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz (Art. 223 Abs. 6 und Art. 224 Abs. 5 EGV).

Auch die Ernennungen der Mitglieder bestimmter Organe erfolgt nun mit qualifizierter Mehrheit des Rates (Präsident und Mitglieder der Kommission, des Rechnungshofs, des Wirtschafts- und Sozialausschusses und des Ausschusses der Regionen; Hoher Vertreter/Generalsekretär und Stellvertretender Generalsekretär des Rates; GASP-Sonderbeauftragter).

Verschoben wurde der Übergang zur Beschlußfassung mit qualifizierter Mehrheit bis 2007 für die Strukturfonds und den Kohäsionsfonds (Art. 161 EGV) sowie für die Annahme der Haushaltsordnung (Art. 279 As. 1 UAbs. 2 EGV). Für die Bestimmungen von Titel IV des EG-Vertrags (Visa, Asyl, Einwanderung und andere Politiken betreffend den freien Personenverkehr) einigte sich die Regierungskonferenz auf einen partiellen und abgestuften Übergang zur qualifizierten Mehrheit mit unterschiedlichen Instrumenten (Änderung von Art. 67 EGV, Protokoll oder politische Erklärung) und unter unterschiedlichen Bedingungen (entweder ab 1. Mai 2004 oder nach Annahme einer EU-Rechtsvorschrift, in der die gemeinsamen Regeln und grundlegenden Prinzipien festgelegt sind).

Zur gemeinsamen Handelspolitik (Art. 133 EGV) gehören nunmehr die Aushandlung und der Abschluß internationaler Übereinkünfte betreffend den Handel mit Dienstleistungen und Handelsaspekte des geistigen Eigentums (Abs. 5). Diese Übereinkünfte werden mit qualifizierter Mehrheit geschlossen, es sei denn, das Übereinkommen umfaßt Bestimmungen, für die beim Erlaß interner Vorschriften Einstimmigkeit erforderlich ist, oder es bezieht sich auf einen Bereich, in dem die Europäische Union ihre Zuständigkeiten noch nicht ausgeübt hat. Außerdem fallen Übereinkünfte im Bereich der Harmonisierung von kulturellen und audiovisuellen Dienstleistungen, Dienstleistungen im Bereich Bildung sowie in den Bereichen Soziales und Gesundheitswesen weiterhin in die gemischte Zuständigkeit der Gemeinschaft und ihrer Mitgliedstaaten (Abs. 6 UAbs. 2).

bb) Mitentscheidungs- und Zustimmungsverfahren

Der Anwendungsbereich des Mitentscheidungsverfahrens wird erweitert. Dieses Verfahren gilt künftig für weitere siebenundzwanzig
 Bestimmungen. Sie betreffen Fördermaßnahmen gegen Diskriminierungen, einige Elemente im Bereich Justiz und Inneres sowie Grenzkontrollen und Maßnahmen in den Bereichen Asyl-, Flüchtlings- und Einwanderungspolitik, Elemente im Bereich der Industriepolitik, Regelungen bezüglich politischer Parteien auf europäischer Ebene, Ernennungen von Amtswaltern, u.a. Die Verfahren des Struktur- und des Kohäsionsfonds (Art. 161 Abs. 3 EGV) verlangen sogar die Zustimmung des Parlaments. 

Die meisten Rechtsetzungsakte, die nach dem Vertrag von Nizza eine Beschlußfassung des Rates mit qualifizierter Mehrheit erfordern, werden im Mitentscheidungsverfahren nach Art. 251 EGV beschlossen. Dagegen hat die Regierungskonferenz das Mitentscheidungsverfahren nicht auf die Rechtsetzungsakte ausgedehnt, für die schon vorher die Beschlußfassung mit qualifizierter Mehrheit galt (etwa in der Agrar- oder in der Handelspolitik).

c) Sonstige Änderungen 

aa) Verfassungsgrundsätze

Gemäß Art. 7 Abs. 2 EUV kann der Europäische Rat feststellen, daß eine schwerwiegende und anhaltende Verletzung der fundamentalen Grundsätze des Art. 6 Abs. 1 EGV vorliegt. Aufgrund einer derartigen Feststellung kann der Rat bestimmte Rechte des betreffenden Staates aussetzen. Der Vertrag von Nizza ermöglicht auch präventive Verfassungsaufsicht durch die Union. Auf Vorschlag eines Drittels der Mitgliedstaaten, des Europäischen Parlaments oder der Kommission kann der Rat mit der Mehrheit von vier Fünfteln seiner Mitglieder nach Zustimmung des Europäischen Parlaments feststellen, "daß die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung der Grundsätze durch einen Mitgliedstaat besteht", und an diesen Mitgliedstaat Empfehlungen richten. Der Gerichtshof ist zuständig für die Regelung von Streitigkeiten über die Verfahrensanforderungen nach Art. 7, nicht aber für die Beurteilung der Begründetheit oder Angemessenheit der nach dieser Bestimmung gefaßten Beschlüsse (Art. 46 lit. e EUV).

bb) Grundrechtecharta

Der Europäische Rat von Nizza hat gemeinsam mit dem Präsidenten des Europäischen Parlaments und dem Präsidenten der Kommission eine Charta der Grundrechte proklamiert. Sie ist jedoch nicht Bestandteil des Vertrages von Nizza, obwohl das Europäische Parlament die Inkorporation dieses Textes in den Vertrag gefordert hatte. Sie soll nach dem Entwurf 2003 Teil II des Verfassungsvertrages der Europäischen Union werden (dazu § 12 VI). 

cc) Sicherheit und Verteidigung 

Der Vertrag von Nizza hat Art. 17 EUV die Integration der Westeuropäischen Union (WEU) in die Europäische Union durch Art. 17 EUV zurückgedrängt. Außerdem kann das Politische und Sicherheitspolitische Komitee (PSK) vom Rat ermächtigt werden, für den Zweck und die Dauer einer Krisenbewältigungsoperation sachdienliche Beschlüsse hinsichtlich der politischen Kontrolle und strategischen Leitung der Operation zu fassen (Art. 25 Abs. 2 EUV).

dd) Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen 

Die Regierungskonferenz hat dem Vertrag nicht, wie von der Kommission vorgeschlagen, eine Bestimmung hinzugefügt, die die Berufung eines europäischen Staatsanwalts zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Union erlauben würde. Dagegen wurde Art. 31 EUV durch die Nennung und Beschreibung der Aufgaben von „Eurojust“ ergänzt, einer Stelle, zu der die Mitgliedstaaten eigene Richter entsenden. Deren Aufgabe besteht im Rahmen der justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen darin, zu einer sachgerechten Koordinierung der nationalen Behörden bei strafrechtlichen Ermittlungen beizutragen.

ee) Ausschuß für Sozialschutz

Im Vertrag von Nizza wird durch einen neuen Art. 144 EGV der vom Rat als Folgemaßnahme zu den Schlußfolgerungen des Europäischen Rates in Lissabon vom *** 2000 eingesetzte Ausschuß für Sozialschutz vertraglich bestätigt.

ff) Geänderte Bezeichnung des Amtsblatts

Die Bezeichnung des Amtsblatts der Europäischen Gemeinschaften wird in „Amtsblatt der Europäischen Union“ geändert (Art. 254 EVG).

II. Verfassungscharakter der Verträge

"Der EWG-Vertrag stellt gewissermaßen die Verfassung dieser Gemein​schaft dar" (BVerfGE 22, 293 (296)). "Der EWG-Vertrag (stellt), obwohl er in der Form einer völkerrechtlichen Übereinkunft geschlossen wurde, nichtsdestoweniger die Verfassungsurkun​de einer Rechtsgemeinschaft dar" (EuGH, Slg. 1991, I-6079 (I-6102)). Die Europäische Union und ihre Gemeinschaften haben durch ihre Verträge eine Verfassung, jedenfalls sind sie durch die Verträge verfaßt
. Diese Ver​fassung beruht auf der völkerrecht​lichen Vertragsbindung
, diese auf dem Willen der Völker (dazu § 3 II 4). Ihre Prinzipien ent​stammen nicht nur den Verträgen, sondern auch dem all​gemeinen Völker​recht
. Josef Kaiser hat die "Anwendung des Art. 24 GG, d. h. die Kon​stituierung und Verfassung einer internationalen Gemeinschaft", als "Ver​fas​sungsgebung" bezeichnet. Art. 24 GG habe einen "zweiten Verfas​sungsgeber instituiert"
, und daraus die Konsequenz gezogen, daß sogar die Prinzipien der Demokratie und des Rechtsstaates des Art. 20 GG relativiert seien. 

Die Wirt​schaftsver​fassung der Gemeinschaft ist vor allem als "Gemein​samer Markt" und als "Binnenmarkt" bestimmt, welche dem Grundsatz einer "offenen Markt​wirtschaft mit freiem Wettbewerb verpflichtet" (Art. 4 Abs. 1 EGV) ist. Die Gemeinschaft kennt aber ausweislich Art. 2 EGV auch ein Sozialprinzip
. "Die Union beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlich​keit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam", stellt Art. 6 Abs. 1 EUV in der Fassung von Amsterdam klar. Die An​erken​nung dieser Grundsätze ist Voraus​setzung für die Auf​nahme eines Staates in die Gemein​schaft (Art. 49 Abs. 1 EUV). Sie ist aber vor allem die Grundlage dafür, daß die unmittel​bare Geltung und der weitgehende Anwendungsvorrang des Gemein​schaftsrechts vor den Gesetzen der Mitgliedstaaten akzep​tiert werden kann, welche der Europäische Gerichtshof praktiziert (dazu § 5 I 2, II 2). Deutsch​land jedenfalls dürfte nach der integrationsrechtlichen Struktursiche​rungsklausel des Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG und nach den durch diese Klausel gesi​cherten Fun​damentalprinzipien des Art. 20 GG (Art. 79 Abs. 3 GG) einer Gemeinschaft, welche diese Grundsätze nicht achtet und verwirklicht, nicht angehören.

Es ist tragfähig, in den gemeinschaftlichen Vereinbarungen der Ziele, Aufgaben, Befugnisse und der Verfahren, sowie in der gemeinschaftlichen Fundierung der Union, der Freiheit und der Demokratie, der Menschenrechte und Grundfreiheiten, sowie der Rechtsstaatlichkeit, aber auch der sonstigen ge​schriebenen und ungeschriebenen Rechtsgrundsätze, die Ver​fassung der Euro​päi​schen Union und ihrer Gemeinschaf​ten zu sehen. Obwohl das Sozialprinzip in Art. 6 Abs. 1 EUV nicht genannt ist, kann diese Verfassung mit den Idealen charak​terisiert werden, welche im Wahl​spruch der Franzö​sischen Republik (Art. 2 Abs. 4 der Verf.) genannt sind, aber genauso dem Grundge​setz als dem Ver​fassungsgesetz der Bundes​republik Deutsch​land zugrun​delie​gen: "Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit"
. Ohne sachlichen Unterschied zu dieser Formel hat die Präambel der EEA von "Freiheit, Gleichheit und sozialer Gerechtigkeit" gesprochen
. Das ist ausweislich Art. 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 das Weltrechtsprinzip. Das Sozialprinzip ist im 4. und 8. Erwägungsgrund und in Art. 2 Spstr. 1 EUV und Art. 2 EGV als Zielsetzung expliziert.

Die organisatorische Verfassung der Verträge dient der Verwirklichung der genannten Grundsät​ze, gegenständlich beschränkt auf die Politiken der Verträge. Seit der EEA gestalten, wenn man so will, verfassen die Verträge die Europäische Union zu einem europäischen Gemeinwesen mit einer vielfältig gegliederten Staatlichkeit, die insgesamt der durch die genannten Grundsätze materialisierten Würde des Men​schen zu dienen und in Europa dem alten europäischen Staats​zweck des guten Lebens aller in allgemeiner Freiheit auf der Grundlage der Wahrheit
 zu genügen versucht, freilich wegen des Ungleichgewichts zwischen der Entwicklung von Markt und Wettbewerb einerseits und Demokratie und Sozialität andererseits
 zunehmend erfolglos.

Auch Vertragsordnungen sind Rechtsordnungen und haben damit, jedenfalls wenn sie Grundlagen eines Gemeinschaftslebens sind, verfassenden Charakter, wenn man so will, Verfassungscharakter. Diese Dogmatik entzieht die Verträge nicht dem Regime des Völker​rechts
. Die Literatur sieht jedoch das Völker​recht weitgehend durch das Gemeinschaftsrecht verdrängt, welches einen eigenen neuen verfassungsartigen Rechtscharakter zwischen Völkerrecht und Staatsrecht habe
. 

b) Die Gemeinschaftsverträge sind aber nicht Verfassungen, besser: Verfassungsgesetze, im eigentlichen Sinne. Die fundamentale Verfassung ist die Menschheit des Menschen und damit die mit dem Menschen geborene Freiheit, das Urrecht des Menschen, aus dem die elementaren Rechtsprinzipien, insbesondere die Gleichheit in der Freiheit, die Selbständigkeit des Menschen und somit das Recht jedes Men​schen auf Eigentum, das Rederecht und das Recht auf Bildung (vgl. Art. 17, Art. 19, Art. 26 Allgemeine Erklärung der Menschenrechte), fol​gen
. Die Menschen leben um ihrer Rechte als der Wirklichkeit der Freiheit willen in Staaten
. Die Staaten müssen so geordnet sein, daß die Verfassung der Men​schen, die Menschheit des Menschen, bestmöglich verwirklicht wird. Das sollen und müssen die Verfassungsgesetze sicherstellen
. Die Verfassungs​gesetze verfassen somit den Staat, den Verfassungsstaat, die "Vereinigung (civitas) einer Menge von Menschen unter Rechtsgesetzen" (Kant)
. Sie fundieren das Recht, wenn sie der menschheitlichen Verfassung genügen. Die Staaten sind Einrichtungen der Menschen. Sie sind notwendig, weil Rechtlichkeit nur in politischen Einheiten gesichert werden kann, die alle Menschen an die allgemeinen Geset​ze zu binden vermögen, die miteinander leben. Diese Einheiten sind in der gegen​wärtigen Phase der Geschichte territorial begrenzt und sollten das solange sein, als die Voraussetzungen eines freiheitlichen Weltstaates nicht bestehen. Diese Voraussetzung ist die allgemeine Sittlichkeit, welche der allgemeinen Aufgeklärtheit erwächst. Erst wenn eine weltweite Praxis des gemeinsamen Lebens in Frieden, d.h. allgemeiner Freiheit, mit hinreichender Sicherheit gewährleistet ist, kann der Weltstaat gewagt werden. Davon ist die Welt weit entfernt. Ob überhaupt in einem Weltstaat Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit verwirklicht werden können, was eine wirkliche, also freiheitliche, Demokratie erfordert, ist mehr als zweifelhaft (dazu § 4 V). Noch ist die Welt existentiell in Völker geteilt, die zu Staaten verfaßt sind (dazu § 3 II). Die Verfassungsgesetze sind, wenn sie nicht menschheitswidrig und dadurch rechtlos und unstaatlich sind, die ranghöchsten Rechtsordnungen oder eben die materialisierten Verfassungen. Deren Ordnung dürfen die völkerrechtlich begründeten Gemeinschaften nicht widersprechen, weil jede Politik des Verfassungsstaates dem Verfassungsgesetz genügen muß. Das Verfassungsgesetz ist nicht disponi​bel, auch nicht für eine internationale Organisation des gemeinsamen Lebens, soweit es die fundamentale Verfassung, die Menschheit der Menschen, ver​wirklicht, zumal nicht in den Menschenrechten und nicht in den freiheitlichen Strukturprinzipien, anders formuliert, nicht in seiner Republikanität. Demgemäß entzieht Art. 79 Abs. 3 GG die Grundsätze des Art. 1 und des Art. 20 GG der Änderung durch den verfassungsändernden Gesetzgeber. Die entsprechenden Grenzen hat Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG für die Integrationspolitik gezogen (dazu § 4 IV). Das Maastricht-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Oktober 1993 hat diese Grenzen anerkannt (anerkennen müssen) und diese Erkenntnis dem Verfassungsrecht der Europäischen Union zugrundegelegt
 (vgl. § 3 III und § 5 III 2 d, 3). Das Gemeinschaftsrecht entfaltet sich somit von Rechts wegen unterhalb der eigent​lichen Verfassungen der Völker und darf diesen nicht widersprechen. Die Staaten der Völker sind die Schicksalsgemeinschaften, die politischen Ein​heiten, welche das Recht gewährleisten, nicht die Europäische Union. Letztere ist bisher kein Staat im existentiellen Sinne, keine Republik, sondern eine Union von Staaten, ein Staatenverbund
, eine Republik von Republiken
, wenn sie auch Aufgaben und Befugnisse existentieller Staatlichkeit hat (dazu § 4 III). Die Gemein​schafts​ver​träge verfassen somit die Union und ihre Gemeinschaften verbind​lich, aber nicht als Verfassungsgesetze im eigentlichen, substantiellen Sinne, sondern als Ver​träge, die aufgrund verfassungsgemäßen Willens der Völker verbindlich eine gemeinschaftliche Ausübung der Staatsgewalt der Völker gestalten
. Mit dem Verfassungsvertrag der Europäischen Union soll eine "Verfassung" derselben geschaffen werden, also ein Verfassungsstaat, ein echter Bundesstaat (dazu § 4).

III. Änderung der Verträge

1. Nach Art. 40 der WVRK ist die Änderung multilateraler Verträge durch Vertrag der Vertragspartner, also einvernehmlich, möglich, soweit sich aus den Verträgen nicht etwas anderes ergibt. Art. 48 Abs. 1 EUV enthält ausdrück​liche Regeln über die Änderung der "Verträge, auf denen die Union beruht", also der Unions- und der Gemein​schafts​verträge. Die Vorschrift, die an die Stelle der Art. 236 EWGV, Art. 96 EGKSV und Art. 204 EAGV getreten ist, lautet:

"Die Regierung jedes Mitgliedstaats oder die Kommission kann dem Rat Ent​würfe zur Änderung der Verträge, auf denen die Union beruht, vor​legen.

Gibt der Rat nach Anhörung des Europäischen Parlaments und gegebe​nen​falls der Kommis​sion eine Stellungnahme zugunsten des Zusammen​tritts einer Konferenz von Vertretern der Regierungen der Mitgliedstaa​ten ab, so wird diese vom Präsiden​ten des Rates einberufen, um die an den genannten Ver​trägen vorzunehmenden Änderun​gen zu vereinbaren. Bei institutionellen Ände​rungen im Währungsbereich wird auch die Europäische Zentralbank gehört.

Diese Änderungen treten in Kraft, nachdem sie von allen Mitgliedstaa​ten gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften ratifiziert worden sind."
Die Mitgliedstaaten dürfen nach dieser Regelung erst im Rahmen einer vom Rat nach Anhörung insbesondere des Europäischen Parlaments einberufenen Konferenz von Regierungs​vertretern der Mitgliedstaaten (Regierungskonferenz) die Verträge ändern. Die Gemeinschaftsorgane sind in das Vertragsänderungsverfahren einbezogen. Diese Vertragsregelung gestaltet verbindlich das Vertragsverfahren der Völker, ohne die Vertragshoheit der Mitgliedstaaten einzuschränken. Die Mitgliedstaaten bleiben Herren der Verträge
. Die Staaten sind dank ihres durch die Gemein​schaftsverträge nicht aufgegebe​nen Selbstbestimmungsrechts nicht gehindert, Verträge miteinander zu schließen; denn dadurch wird kein Ver​trags​partner in seinen Rechten verletzt
. Die Gemeinschaftsorgane aber, deren Status durch Art. 48 Abs. 1 EUV ein wenig gestärkt wird, haben keine Existenz aus eigenem Recht, sondern nur als Institutionen der immer zur Disposition stehenden Verträge. Die Organe der Gemeinschaft sind (insgesamt) kein Staat, der Hoheitlichkeit gegenüber der Gesamtheit der Mitgliedstaa​ten beanspru​chen könnte. Die Union und die Gemeinschaften haben kein Selbst​bestim​mungs​recht. Völkerrechtssubjekte (dazu § 3 IV) sind die Gemeinschaften nur als gemeinsame Organisation der (funktionalen) Staatlichkeit der Mit​glied​staaten. Sie üben also die äußere (sogenannte) Souveränität der Mitgliedstaa​ten gemein​schaftlich aus
. 

2. Gleichwohl bringen in diesem Zusammenhang die Fort​entwick​lungsklau​seln (Evolutivklauseln) des Gemeinschaftsvertrages eine neue Rolle der Union und ihrer Organe zum Aus​druck. So kann gemäß Art. 22 Abs. 2 EGV der Rat ein​stimmig eine "Ergän​zung" der Regeln über die Unions​bürgerschaft nach Art. 8 ff. EGV beschlie​ßen. In diesem Fall "emp​fiehlt" der Rat den Mit​gliedstaaten, den Be​schluß "gemäß ihren verfas​sungs​rechtlichen Vor​schrif​ten anzunehmen"
. Das Bundesver​fassungsge​richt sieht hierin ein "abge​kürztes Verfahren" für das Einver​ständ​nis der Mitgliedstaaten mit Ver​trags​än​de​rungen oder Vertragser​wei​te​rungen
. Anders als in den Fällen der förmlichen Ver​trags​re​vision aufgrund des Art. 48 Abs. 1 UAbs. 3 EUV formu​liert der Ver​trags​text in Art. 22 Abs. 2 EGV die mit​glied​staat​liche Rati​fizierung nicht lediglich als Vor​aus​set​zung für das In​krafttreten einer neu ge​schaffenen Be​stim​mungen, sondern als eine Verpflichtung gegenüber der Ge​mein​schaft im Sinne des Art. 10 EGV. Be​reits die Ein​führung eines förmlichen Ver​fahrens, in dem die Gemeinschafts​organe, wenn auch unter dem Vorbehalt Zustimmung der Mitgliedstaaten, durch einen vertrags​ändern​den Rechtsakt selbst die Erwei​terung ihrer Er​mäch​tigung be​schließen
, ist ge​eignet, eine mit der ver​blie​benen Vertrags​än​de​rungs​​befug​nis be​gründete "Herr​schaft" der Mit​glied​staaten über die Gemein​schafts​ver​trä​ge
 in Zweifel zu ziehen.

3. Der Gemeinschaftsvertrag kennt verschiedene Ermächtigungen zur "autonomen" Vertragsanpassung, -ergänzung oder -umgestaltung
. Beispiele sind: Art. 213 Abs. 1 UAbs. 2 EGV, wonach der Rat einstimmig die Zahl der Mitglieder der Kommission (nach UAbs. 1 zwanzig) ändern kann; Art. 222 S. 2 EGV, wonach der Rat einstimmig die Zahl der Generalanwälte (nach S. 1 acht) erhöhen kann; Art. 107 Abs. 5 EGV und Art. 41 Abs. 1 des Protokolls über die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentralbank, (1992 Vertrag von Maastricht) und nach Art. 107 Abs. 6 EGV und Art. 42 des genannen Protokolls, der dem Rat im Zusammenwirken mit der Europäischen Zentralbank, der Kommission und dem Europäischen Parlament weitgehend zur Änderung der Satzung ermächtigt (vereinfachtes Änderungsverfahren); Art. 245 Abs. 2 EGV, wonach der Rat auf Antrag des Gerichtshofs und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der Kommission oder auf deren Antrag und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichtshofs einstimmig die Satzung des Gerichtshofs, die in einem besonderen Protokoll gestgelegt ist (Abs. 1), mit Ausnahme des Titels I ändern kann.. Dadurch wird nicht nur das Verfahren der Vertragsänderung vereinfacht und erleichtert, sondern die Vertragshoheit verschoben. Wenn der Rat oder gar der Europäische Rat zur einstimmigen Vertragsänderung ermächtigt sind, ist zwar die Vertragshoheit der Mitgliedstaaten gewahrt, aber das mitgliedstaatliche Verfahren, völkerrechtliche Verträge zu schließen, zurückgestellt, in Deutschland die wesentliche Zustimmung der Legislative durch Bundesgesetz, welche Art. 59 Abs. 2 GG fordert, abgesehen von der Beteiligung des Bundespräsidenten an der Ratifikation (Art. 59 Abs. 1 S 1 und 2 GG). Die Dynamik der Vertragsentwicklung mag deren Änderbarkeit durch Ratsbeschlüsse, also Exekutivakte, nahelegen, der völkerrechtliche Rang des Primärrechts verbietet es aber, an den völkerrechtlichen Befugnissen der Legislative vorbeizugehen. Die Ermächtigungen in den änderbaren Verträgen selbst, denen die Legilsativorgane bei der Vertragsgebung zugestimmt haben, rechtfertigen die Selbstentmachtung genauso wenig wie eine Delegation der Gesetzgebungsbefugnis allgemein. Gesetzesvertretende, aber auch gesetzesändernde Rechtsverordnungen können nicht auf Art. 80 Abs. 1 S. 1 GG gestützt werden (argumentum aus Art. 129 Abs. 3 GG)
. Die Legislative darf die Exekutive nicht zum Gesetzgeber machen, sondern nur zu Verordnungen ermächtigen, die unter dem Gesetz rangieren. Das folgt auch aus der demokratierechtlichen Dogmatik der begrenzten Ermächtigung (dazu § 3 III 5, 6 I)
. Auch Änderungen der Vertragsprotokolle, wie etwa die Satzung des Gerichtshofs oder die der europäischen Zentralbank, durch bloße Ratsbeschlüsse sind aus den genannten Gründen verfassungsrechtlich bedenklich, weil sie zum Primärrecht gehören (argumentum aus Art. 31 Abs. 2 WVRK) und darum den demokratischen Rang desselben haben. Die Bedeutsamkeit der Regelungen (wichtig oder unwichtig) ist kein taugliches Unterscheidungskriterium. Eine Hierarchie des Primärrechts, die es erlauben würde, die Legislative von der Rechtsetzung zu entbinden, ist mit demokratischen Prinzipien unvereinbar. Primärrecht sind alle Vorschriften des Gemeinschaftsrechts (einschließlich des Unionsrechts), die in Verträgen der Völker (Mitgliedstaaten) stehen
, auch die aus der wertenden Rechtsvergleichung gewonnenen allgemeinen Rechtsgrundsätze, welche den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind
, insbesondere die Grundrechte (dazu § 12), die allgemeinen Regeln des Völkerrechts
, sowie Gewohnheitsrecht
, abgesehen von den aus dem Prinzip Recht folgenden Grundsätzen. Der Rat kann somit genausowenig wie andere Unionsorgane Primärrecht setzen. Das können im Staatenverbund nur die Mitgliedstaaten, also die Völker, aufgrund der Willensautonomie der Bürger derselben (dazu § 3 I, II, III). Wenn den Ratsbeschlüssen entgegen der Praxis und Lehre der Rang lediglich von Sekundärrecht zugemessen wird, begegnen ihnen legitimatorische und systemische Bedenken, wenn und insoweit die Kommission und/oder das Parlament nicht an den Rechtsetzungsverfahren beteiligt sind, zumal der Europäische Rat an sich (bisher) kein Rechtsetzungsorgan ist. Seine Befugnis erweist die führerschaftlichen Strukturen der Union; denn politisch ist es meist nur von untergeordneter Bedeutung ob die Mitgliedstaaten einem Beschluß der Staats- und Regierungschefs im Gesetzgebungsverfahren zustimmen. Sie pflegen den Beschlüssen der Regierungskonferenzen zufolgen, ohne viel Einfluß auf die Integrationspolitik zu suchen, vor allem weil es den Parlamentariern in Parteienoligarchien an sittlicher Freiheit mangelt
. Politisch ist die Union exekutivistisch, nicht demokratisch (dazu § 4 IV und V). Sekundäres Recht muß primäres achten wie einfaches Recht Verfassungsrecht. Die Verträge sind "Grundlage, Rahmen und Grenze" der Rechtsetzungsgewalt der Gemeinschaft
. Eine Umgestaltung der Verträge, aber auch der Protokolle usw., die als völkerrechtliche Verträge geschlossen wurden, durch Ratsbeschlüsse ist rechtens nicht möglich.

4. Der Vertrag von Maastricht versucht darüber hinaus den Mitglied​staaten Ziele und Grenzen einer Vertragsänderung verbindlich vorzu​ge​ben. Der Unions​vertrag beläßt es nicht allein bei der, aus Art. 32 EEA be​kannten, Feststellung, daß unbeschadet der erfolgten Än​derungen durch den vorliegen​den Vertrag der acquis communautaire (Besitzstand) des Gemeinschafts​rechts nicht angeta​stet werde (Art. 47 EUV). Vielmehr erhebt Art. 2 Abs. 1 Spstr. 5 EUV die 

"volle Wahrung des gemeinschaftlichen Besitz​stands und seine Weiter​entwick​lung" zum Ziel der Union, "wobei geprüft wird, inwieweit die durch diesen Vertrag eingeführten Politiken und Formen der Zusammenarbeit mit dem Ziel zu revidieren sind, die Wirksamkeit der Mechanismen und Organe der Gemeinschaft sicherzustellen."

Nach Art. 3 Abs. 1 EUV verfügt die Union über einen einheitlichen institutionellen Rahmen, gründend auf den Ge​mein​schaften und den besonderen Unions​politiken des Äußeren und des Inneren
, "der die  Kohärenz und Kontinuität der Maßnahmen zur Erreichung ihrer Ziele unter gleichzeitiger Wahrung und Weiter​ent​wicklung des ge​mein​schaftlichen Besitz​standes sicherstellt". Über die Besitzstands​klauseln soll die "Unum​kehrbar​keit" des Integra​tions​prozesses
 Teil der ge​mein​schaft​lichen Verfassung werden. Diese im Wege der Ver​trags​änderung jeden​falls in ihren Grundlagen zu​rück​zu​nehmen, soll den Mit​glied​staaten ver​wehrt werden
. Gerade vor dem Hin​ter​grund dieser Ver​än​de​rungs​sperre der "auf un​be​grenzte Zeit" ge​schlos​senen Verträge (Art. 51 EUV; Art. 312 EGV) er​zwingt freilich das Selbst​be​stim​mungs​recht der in der Union ver​bun​denen Völker, deren existentielle Staatlichkeit, das Recht jedes Mit​glied​staates, die Mit​glied​schaft zu be​enden, wie das Bundesverfas​sungsgericht über die allgemeine Er​kennt​nis (dazu § 3 III 6, § 4 IV, V) hinaus gerade für den Fall eines Schei​terns der dritten Stufe der ge​mein​schaft​lichen Wäh​rungs​union betont
. Auch der Unionsvertrag hat kei​nen existentiellen Staat geschaffen, in den die Mitglied​staaten, ohne daß sie das rechtens ändern könnten, eingebunden wären. Ein solcher Schritt würde die Verfassungshoheit der Völker aufheben, d. h. diesen die existentielle Staatlich​keit nehmen (dazu § 3 III 6). Er wäre mit Art. 20 und auch mit Art. 23 Abs. 1 GG nicht vereinbar. Das Bundesverfassungsgericht bringt das dadurch zum Ausdruck, daß es (begrifflich fragwürdig) der Union den Charakter eines Bundesstaates abspricht (BVerfGE 89, 155 (188); so schon BVerfGE 22, 293 (296); dazu § 4).

IV. Mitglieder der Union 

Alle drei Gründungsverträge sahen die Möglichkeit einer Erweiterung der Gemein​schaft durch den Beitritt weiterer europäischer Staaten vor (Art. 98 EGKSV; Art. 237 EWGV; Art. 205 EAGV). Mit der Formulierung, jeder "europäische" Staat könne den Beitritt beantra​gen, werden meist nicht nur geographische Kriterien, sondern auch unge​schriebene Beitrittsvor​aussetzungen in politisch-wirtschaftlicher Hinsicht ver​bunden
. So setzt ein Beitritt zur Union  nicht nur voraus, daß das Gebiet des beitrittswilligen  Staates (jeden​falls mit einem, wenn auch kleinen Teil) dem euro​päi​schen Kontinent angehört
, son​dern auch, daß der Antragsteller über eine freiheitlich verfaßte Staatlichkeit
 und über eine passende Wirtschaftsverfassung ver​fügt (Kopenhagener Katalog)
. Voraussetzung des Beitritts nach Art. 49 Abs. 1 S 1 EUV ist seit dem Vertrag von Amsterdam, daß der (europäische) Staat, der beantragt, Mitglied der Union zu werden, die in Art. 6 Abs. 1 des EUV genannten Grund​sät​ze achtet, also die Grund​sätze der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, sowie der Rechtsstaatlich​keit. Mit diesem Kriterium hat die Union sich für die sogenannten neuen Demokratien in Mittel- und Osteuropa, aber auch für die Türkei geöffnet, in denen die Achtung dieser Grundsätze nicht selbstverständlich war und ist. 

Ein Anspruch auf Beitritt wird meist zurückgewiesen, aber es werden gewisse Willkürgrenzen der Beitrittsentscheidungen der Unionsorgane und der Mitgliedstaaten angemahnt, weil das Ziel ein großes Europa sei
. Deutschland erklärt sich in der Präambel des Grundgesetzes "von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen", und hat sich in Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG verpflichtet, "zur Verwirklichung eines vereinten Europas bei der Entwicklung der Europäischen Union mitzuwirken", "die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einem diesem Grundsatz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleistet". Das vereinte Europa kann nur das ganze Europa sein, das im Sinne der Grundsätze des Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG europäisch ist. Wenn somit ein Volk die Grundsätze der Menschheit des Menschen verwirklicht und geographisch zu Europa gehört, muß es Mitglied der Europäischen Union sein können, wenn auch Deutschland Mitglied sein soll. Die Beitrittsfrage ist somit alles andere als politisch offen; sie ist vielmehr weitgehend verfassungsgesetzlich determiniert. Eine Europäische Union im Sinne des Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG darf freilich nicht derart vertieft sein, daß sie der Sache nach ein Bundesstaat, echt oder gar unecht, ist (dazu § 4). Dies würde (und wird) zu einem Widerspruch zum grundgesetzlichen Begriff "vereintes Europa". Der Vertiefung der Union, welche mit dem Verfassungsvertrag betrieben wird, steht vor allem das Subsidiaritätsprinzip entgegen, das die existentielle Staatlichkeit Deutschlands substantiell zu wahren gebietet, wie das auch aus dem durch verfassungsänderndes Gesetz nicht änderbaren (Art. 79 Abs. 3 GG) Art. 20 GG folgt, wonach Deutschland ein Staat ist.
Als Folge des durch den Unions​vertrag begründeten "einheitlichen institutio​nellen Rahmens" (Art. 3 Abs. 1 EUV) ist ein Beitritt nur noch zur Union als  Ganzes vorgesehen (Art. 49 Abs. 1 EUV)
. Nach Art. 49 Abs. 1 EUV, der insoweit dem früheren Art. 237 Abs. 1 EWGV entspricht, erfolgt die von dem Staat beantragte Aufnahme durch einen einstim​mi​gen Ratsbeschluß, der nach Anhörung der Kommission und nach Zustim​mung des Europäischen Parlaments, das mit der absoluten Mehr​heit seiner Mitglieder beschließt, ergeht. 

"Die Aufnahmebedingungen und die durch eine Aufnahme erforderlich werdenden Anpassungen der Verträge, auf denen die Union beruht, werden durch ein Abkommen zwi​schen den Mitglied​staaten und dem antragstellenden Staat geregelt. Das Ab​kommen bedarf der Ratifikation durch alle Vertragsstaa​ten gemäß ihren verfassungs​rechtlichen Vorschriften" (Art. 49 Abs. 2 EUV).

Den Gemeinschaften gehörten ursprünglich als Gründungsstaaten Belgien, Deutschland, Frankreich, Italien, Luxemburg und die Niederlande an. Die Gemeinschaften sind fünfmal erweitert worden:

- zum 1. Januar 1973 durch den Beitritt des Vereinigten Königreichs, Dänemarks und Irlands 

- zum 1. Januar 1981 durch den Beitritt Griechenlands

- zum 1. Januar 1986 durch den Beitritt Spaniens und Portugals.

- zum 1. Januar 1995 durch den Beitritt Österreichs, Finnlands und Schwedens 

- zum 1. Mai.2004 durch den Beitritt Polens, Ungarns, Tschechiens, der Slowakei, Litauens, Lettlands, Estlands, Sloweniens, Maltas und Zyperns

- 2007 sollen Rumänien und Bulgarien in die Europäische Union aufgenommen werden
.

Mit den Gründungs​mitgliedern umfassen die Union wie die Gemeinschaften am 1. Mai 2004 fünfundzwanzig Mitgliedstaaten. Außerhalb von Europa liegende Gebiete, die zur Europäischen Union gehören sind: Ceuta und Mellila (spanische Exklaven in Nordafrika), Kanarische Inseln (Spanien), Madeira, Azoren (Portugal), französische Übersee-Departements: Guadeloupe und Marti​nique (Karibik), Französisch Guayana (Südamerika) und Reunion (Indi​scher Ozean).

Die Türkei strebt, gestützt durch den Assoziierungsvertrag EWG/Türkei vom 12. September 1963, in die Europäische Union
. Die Regierungskonferenz von Helsinki am 12. Dezember 1999 hat der Türkei den Status eines Beitrittskandidaten eingeräumt
. Viele Beitrittsvoraussetzungen hat die Türkei erfüllt. Die Bevölkerung Norwegens hat sich 1972 und 1994 in Referenden gegen den Beitritt zur Europäischen Union entschieden. Norwegen gehört zum Europäischen Wirtschaftsraum (EWR), der eng mit der Europäischen Union verflochten ist. Die Schweiz wehrt sich tapfer gegen die formale Integration ihrer Eidgenossenschaft in die Union. Die Beitrittsinitiative des Bundesrates der Schweiz (Regierung) haben die Schweizer durch Referendum vom 4. März 2001 abgelehnt. Aufgrund bilateraler Verträge vom 21. Juni 1999 (Referendum vom 21. Mai 2000) hat die Schweiz in Teilbereichen den materiellen Status eines Mitglieds der Union.

§  2 

Zur Zeit nicht vorhanden !

§ 3 Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas und die staatliche Integration der Europäischen Union

I. Freiheitliche Gesetzlichkeit, Staatlichkeit des gemeinsamen Lebens

1. Die Staatlichkeit dient der Verwirklichung des guten Lebens aller in all​gemeiner Freiheit durch allgemeine Gesetzlichkeit
. Diese Gesetzlichkeit schafft den Rechts​staat, wenn die Bürger und vor allem ihre Ver​treter in den Organen des Staates das Sitten​gesetz sowohl bei der Gesetzgebung als auch bei dem Vollzug der Gesetze wah​ren, d. h. durch allseitige und all​zeitige Legali​tät. Diese Legalität setzt die Moralität bei der Gesetzge​bung voraus, wenn sie das Prinzip Recht verwirklichen soll
.

2. Das Volk als die verfaßte Bürgerschaft ist Träger der Staatsgewalt und übt diese selbst oder durch seine Vertreter in den Organen der Gesetz​gebung, der voll​ziehen​den Gewalt und der Rechtsprechung aus (Art. 20 Abs. 2 GG)
. Diese Organe als die Einrichtungen zur Verwirkli​chung der Staatlichkeit sind der Staat im engeren Sinne. Dieser Staat im engeren Sinne übt die Staatsgewalt auf Grund der "Hoheits​rechte" aus, die das Volk ihm durch die Verfassung und die Gesetze eingeräumt hat. Die Staats​gewalt ist die Staatlich​keit im funktio​nellen Sinne, insitutionell der Staat der Ämter. Die verfaßte Bürgerschaft in ihrer Gesamt​heit ist der Staat im weite​ren Sinne, der existentielle Staat oder auch das Volk (dazu auch § 4 I )
. Die Bürger​schaft besteht aus allen Bürgern. Diese Bürgerschaft ist die meist gewachsene, wesentlich aber willentliche, also verfaßte, Schick​salsgemeinschaft, das Volk, welches die (nicht übertrag​bare) Hoheit hat
, das Volk, von dem nach Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG alle Staatsgewalt aus​geht
. Die Bürger sind der Staat im existentiellen Sinne. Die Hoheit des Volkes ist die gemeinsa​me Handlungsmöglichkeit, also Gewalt, wenn man so will, Macht der Bürger, die Staatsgewalt
. Die Handlungen des Staates materialisieren sich im allgemeinen Willen der Bürgerschaft, der sich im gesetzlichen Recht verwirklicht und damit mit der Befugnis zu zwingen verbunden ist
. 

3. Das vornehmste Merkmal der existentiel​len Staat​lich​keit des Volkes ist die Verfas​sungs​hoheit, der pouvoir constituant (vgl. auch § 4 I). Das Bundesver​fassungs​gericht spricht im Maastricht-Urteil
 von der "Souveräni​tät"
. Zur existentiellen Staat​lichkeit gehören aber abgesehen von bestimmten Politiken auch die Ge​setz​gebungs-, die Ver​waltungs- und die Rechtspre​chungshoheit und vor allem die Hoheit, Zwang zu üben
. 

Das Ver​fassungsgesetz ist die höchst​rangige Ver​wirkli​chung der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit der Verfassung im menschheitlichen Sinne
. Sie ist die Grundlage der um des Rechts willen notfalls gewalt​samen Verwirklichung der Geset​ze
. Nur verwirklichte Gesetzlich​keit ist wirkliche Freiheit, sofern die Gesetze durch ihre Sitt​lichkeit Recht schaf​fen
. Die staat​li​che Gewalt muß im Interesse des Frie​dens unwider​stehlich sein. Der ge​mein​same Frieden verbietet kon​kurrieren​de staatliche Gewalten auf einem Gebiet. Das Prinzip der Einzigkeit der Staatsgewalt ist ein Fun​dament moderner Staat​lichkeit
 und damit auch eines der Europäi​schen Union als einer Gemein​schaft von zu Staaten verfaßten Völ​kern (Staatenverbund, dazu § 4). 

4. Die Gesetze sind der allgemeine Wille aller Bürger
. Die Bürger sind nicht Unter​tan einer Obrigkeit. Es soll keine Über- und Unterordnungs​verhält​nisse geben. Es soll keine Herr​schaft geben, sondern wirkliche Freiheit
. Die Gesetze gelten, weil die Bürger ihrer Ver​fassung nach die Maximen aller ihrer Handlungen von den in den Gesetzen formu​lierten Vorschriften bestim​men lassen wollen und darum sollen. Durch die Allgemeinheit der selbst​gege​be​nen Gesetze sind die Bürger frei (Art. 2 Abs. 1 GG), aber auch durch die Pri​vatheit auf Grund und in den Grenzen der allgemei​nen Gesetze
. Die Ver​treter des Volkes in der all​gemeinen Gesetz​ge​bung sollen namens des Volkes erken​nen, was für das gute Leben aller in allgemeiner Frei​heit (Gleichheit und Brüderlichkeit) auf der Grund​lage der Wahrheit richtig ist. Diese Erkennt​nisse, nach Tatbe​stand und Rechts​folge in sub​sumtions​fähige Gesetze gefaßt, sollen nach der Verfassung all​gemeine Verbindlich​keit für alle Bürger und für die gesamte Bevölkerung haben
. Die Achtung dieser Gesetze schließt Unrecht aus. 

5. Dem Verfassungsgericht obliegt im ordentlichen Verfahren die letztver​bindli​che Erkennt​nis darüber, ob die Gesetze des Gesetzgebers der in den Leit​entschei​dungen des Grundgesetzes, insbesondere in denen der Grundrechte, näher bestimmten praktischen Vernünftigkeit genü​gen (dazu auch § 10 V). Die praktische Ver​nünftigkeit ist das allgemeine Prinzip der Bürger​lich​keit der Bürgerschaft oder das der all​gemeinen Freiheit als der Menschheitlichkeit der Menschen. Die prakti​sche Ver​nunft ist die Sittlichkeit der Republik. Die die formalen und offenen Leitentscheidungen der Verfassung materialisierenden Entscheidungen des Ver​fassungs​gerichts sind funktional gesetzgebende Rechtserkenntnisse
.

6. Die Bürger verwirklichen die Freiheit, indem sie bei all ihren Hand​lungen ihre allgemei​nen Gesetze achten. Wenn die Handlungen der Bürger die Legali​tät ver​fehlen, sind die Gesetze staatlich durchzusetzen. Ein Vollzugs​defizit verletzt nicht nur die Gleichheit, sondern vor allem die Freiheit
. 

Alle Handlungen des Bürgers sind nicht nur staatlich, sondern zugleich privat bestimmt. Alle Bürger sind nämlich zu​gleich (institutionell) Private, die ihre (funktionale) Privatheit im Rahmen der für alle geltenden Geset​ze, soweit es also die staatliche Bestim​mung der Handlungsmaximen zuläßt, verwirk​lichen. Die Privatheit besteht aus den Rechten zur freien Willkür, die, weil alles Handeln alle betrifft, auf allgemei​nen Gesetzen beruhen müssen. Die Willkür der Privaten ist freiheit​lich, wenn und weil sie wegen der Gesetzlich​keit dem Willen aller entspricht, also niemandem Unrecht tut, und dem Sitten​gesetz genügt, freilich alleinbestimmt
. In der Repu​blik gibt es keinen Ge​gen​satz von Staat und Gesell​schaft, wie im Libera​lis​mus, der einen herr​schaft​lich konzipierten Staat voraus​setzt
. Staatlichkeit und Pri​vatheit eignet nur den Regeln oder den Maximen des Handelns
. Der Staat als die Ein​rich​tung der Bürger​schaft für die Ver​wirkli​chung der allgemei​nen Freiheit (Gleichheit, Brüderlichkeit) han​delt aus​schließlich nach staatlichen, d. h. all​gemeinen, Vor​schriften. Er hat keiner​lei Pri​vatheit. Daraus folgt das Will​kür​verbot für den Staat
. Der Bürger ist bei jeder Handlung frei, un​abhän​gig davon, ob die Handlung durch staatliche Vor​schriften, also vom (allgemei​nen) autonomen Willen selbstgesetz​ge​bend, oder durch private Maxi​men, also alleinbestimmt, geleitet ist
. 

II. Verfaßte Staatsgewalt des deutschen Volkes

1. Das Verfassungsgesetz gibt der Staatlichkeit im weiteren und im engeren Sinne eine Grund​ordnung. Das Verfassungsgesetz bestimmt, wer Bürger ist. Grund​sätz​lich müssen um der all​gemeinen Freiheit willen alle Men​schen, die in einem Gebiet leben, Bürger sein dürfen und Bürger sein wollen
. In Deutschland sind nur Deutsche (Art. 116 GG) Bürger. Bürger ist, wer (mit den anderen Bürgern) Gesetzgeber ist, unmittelbar oder durch Vertreter in den Legislativorganen mittelbar. Wegen der (meist notwendigen) Repräsentativität der Gesetzge​bung ist das Recht, die Abgeordneten in die Organe der Gesetzge​bung zu wählen, die wesentliche Bürgerlichkeit. Wer dieses Wahlrecht hat, ist (zumindest funktional) Bürger. Ein Wahl​recht von Aus​ländern widerspricht dem Prinzip der Bürger​lichkeit; denn diese ist nichts anderes als die Zugehö​rig​keit zum Volk, die (grundsätzlich) identisch mit der Staats​angehö​rigkeit ist
. 

Nur ein neues Ver​fas​sungsgesetz für Deutschland kann in Deutschland das Prinzip der deutschen Staat​lichkeit (im existen​tiellen Sinne) einschränken oder gar auf​heben (dazu auch § 4 IV, V9); nicht nur, weil dieses Prinzip in Art. 20 GG verankert und durch Art. 79 Abs. 3 GG, die Unabänderlichkeitsklausel, geschützt ist
, son​dern weil nur der existentielle Staat (als verfaßte Bürgerschaft) fähig ist, ein Ver​fassungsgesetz zu geben, so daß der Staat im engeren Sinne als Organisation des Staates im weiteren Sinne, der Bürgerschaft also, für die Verwirklichung des gemeinen Wohls (des guten Lebens aller in allgemeiner Freiheit) für die Staatlichkeit im funktionalen Sinne also (dazu auch § 4 II) sich nicht selbst auf​heben oder auch nur seine Auf​gaben und Befugnis​se einschrän​ken kann. Die Übertra​gung von Hoheits​rech​ten auf "zwi​schenstaatli​che Ein​richtungen" (Art. 24 Abs. 1 GG) oder auf die "Europäi​sche Union" (Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG) kann somit nicht die Hoheit der Deutschen aufgeben oder auch nur ein​schrän​ken, weil der Staat im engeren Sinne diese Befugnis nicht hat und in einem freiheit​lichen Gemein​wesen der Bürger, einer Republik also, nicht haben kann, wenn die Republik nicht ihr Wesen, nämlich Ver​fassung (im eigentlichen Sinne) der Bürger als Bürger zu sein, einbüßen soll. Der Staat im engeren Sinne existiert nur durch das bürger​liche Verfassungsgesetz. Er ist seinem freiheitli​chen Begriff nach Verfassungs​staat
. Seine Rechtsakte ha​ben nur in den Grenzen der Verfas​sung und des Verfassungsgesetzes Verbind​lich​keit. Weil die bürgerliche Staatlich​keit nichts anderes ist als die (rechtliche) Gesetzlichkeit, existiert der Staat im engeren Sinne nur als Verfaßt​heit und Gesetzlichkeit und vermag darüber hinaus keine Wirkung zu entfal​ten; denn Rechts​akte entgegen dem Verfassungsgesetz bewir​ken nichts. Sie sind vielmehr nichtig. Die existen​tielle Staat​lichkeit der Deut​schen zu relativieren, haben nicht die Vertreter des Vol​kes (mittels ver​fas​sungs​ändern​der Gesetze) die Befugnis, sondern nur das Volk selbst (§ 4 IV)
. Das Volk aber ent​scheidet sich in sei​nem Verfas​sungsgesetz.

2. Das Verfassungsgesetz bestimmt das gemein​same Leben von Men​schen in einem be​stimm​ten Gebiet; denn in einem Gebiet kann um des Friedens willen, also um konkurrierende staatliche Gewal​ten unmöglich zu ma​chen, nur ein Ver​fassungsgesetz gelten, weil die Gewaltaus​übung zur Ver​wirkli​chung der Freiheit auf dem Verfassungsgesetz beruht und um der Freiheit willen beruhen muß
. Gewalt ist das Handeln jedes Menschen, staatliche Gewalt das Han​deln des Volkes nach Maßgabe der Gesetze
.

Die Freiheit erfordert die Zwangsbefugnis; denn der Zwang ist die "Ver​hin​derung eines Hindernisses der Freiheit"
. Er verwirklicht die Gesetzlich​keit. Der Zwang findet seine Rechts​​grundlage in der allgemeinen Freiheit der Bürger, welche freilich durch Gesetze materialisiert sein muß. Die Menschen, die sich zum gemein​samen Leben durch ein Ver​fassungsgesetz ver​einigt haben, schaffen um des Frie​dens und damit um der Freiheit willen Zwangsmöglichkei​ten gegen die, welche die Gesetze der Freiheit miß​achten. Das ist die Kon​sequenz dessen, daß jeder aus seiner angebore​nen Freiheit ein Recht auf Recht, ein Recht auf eine "bürgerliche" Ver​fassung, ein Recht auf einen Staat hat
.

Ein Staat ist nach republikanischen Prinzipien nur der Rechtsstaat, der die allgemeine Freiheit verwirklicht
. Recht ist ohne Zwangs​befugnisse nicht denkbar, weil die Moralität der Men​schen allein die Gesetz​lichkeit nicht sicher​stellt. Ohne Zwangs​befugnisse wäre die Freiheit, wie gesagt, nicht verwirk​licht. Der Begriff des Staates jedenfalls als Rechts​staat ist ab​hängig von dem Begriff der Freiheit; denn die Freiheit ist das transzendentale Apriori des gemein​samen Lebens von Menschen in Wür​de
. Weil der Zweck des Staa​tes das gute Le​ben aller in allge​meiner Frei​heit (Gleichheit und Brüderlichkeit) und damit die Rechtlichkeit (durch allgemeine Gesetzlichkeit) des gemeinsamen Lebens ist und dieser Zweck ohne Zwang nicht ver​wirklicht werden kann, zugleich aber die friedli​che Zwangs​mög​lich​keit die Ein​zigkeit der staatlichen Gewalt, also die Einigkeit der Befug​nis unüberwindlichen Zwang auszuüben, in einem Gebiet erfordert, ist allein ein Staats​begriff freiheit​lich, der auf die gesi​cherte Gesetz​lichkeit des ge​mein​samen Lebens durch einen mit durchgreifender Zwangs​möglichkeit und Zwangsbefugnis ausgestatteten Staat abstellt. Das Prinzip der Gebiets​ho​heit
, das Prinzip der Ein​zigkeit unwi​derstehlicher Gewalt
 in einem Ge​biet also, recht​​fertigt es, den Staats​begriff mit dem Zwangsbegriff zu ver​bin​den.

3. Der Zwang kann aber nur Recht sein, wenn er freiheitlich begründet ist, d. h. auf all​gemeinen Gesetzen beruht. Diese müssen vom Volk unmittlebar oder mittelbar durch die Organe des Volkes gegeben werden, um allgemein zu sein
. Nur die formale Allgemeinheit führt zur materialen Sittlichkeit der Gesetze, welche deren Recht​lichkeit begründet. Formale Allgemeinheit verlangt nach gesetzgeberi​scher Moralität, d. h. Unparteilichkeit und Sachlichkeit
. Die Gesetze müs​sen somit (im freiheitlichen Sinne) demo​kratisch sein. Daraus folgt die republi​kani​sche Einheit der Gebietshoheit mit deren freiheitli​cher Legalität, d. h.: Die Gebiets​hoheit darf um der Freiheit willen nur ein Staat (im existentiellen Sinne) haben, dessen Staats​gewalt vom Volk ausgeht. Staatlich​keit, die nicht vom Volk ausgeht, ist mit der Freiheit und darum auch mit Art. 20 Abs. 2 GG unver​einbar. Die Gebietshoheit darf umge​kehrt auch nur soweit reichen wie das Legalitäts​​ge​biet
. Territoriale Gren​zen der Staat​lichkeit sind darum im Begriff des exi​stentiellen Staa​tes genauso angelegt wie die Staats​angehörigkeit, solange es keinen Weltstaat gibt. Die sogenannte Drei-Elemente-Lehre des Völkerrechts definiert insofern richtig den Staat als die Einheit von Gebiet, Volk und Ge​walt
.

Der gebietliche Geltungsbereich der Gesetze kann durch das Ver​fassungs​gesetz unter​schied​lich, nämlich föderal, bestimmt sein. In einem Ge​biet darf aber dem Grundsatz nach nur eine Zwangsgewalt (Polizei) verfaßt sein. Der gebietliche Wir​kungsbereich der staatli​chen, unwider​stehlichen Gewalt muß nicht derselbe sein wie der gebiet​liche Geltungs​bereich der Gesetze, wenn die staatliche Gewalt auch immer auf Geset​zen des als Staat verfaßten Volkes beruhen muß. Die Gebiets​hoheit ist die einheitliche Ordnung des Zwanges zur Durch​setzung der Gesetze
. Sie bestimmt den jeweiligen gebietlichen Wirk​sam​keits​bereich der Geset​ze. Die Europäi​sche Gemein​schaft gibt für den gebietlich unter​schiedli​chen Geltungs- und Wirksam​keits​bereich, der aus dem Unter​schied des Be​reichs der gemein​schaftli​chen Staatlichkeit und den ver​schiede​nen Ge​biets​hoheiten folgt, ein Beispiel. 

4. Das Territorium der Staatlichkeit kann dadurch verändert werden, daß Men​schen ihr gemeinsames Leben neu ordnen. Ein Teil des Volkes kann sich von einem anderen separie​ren (dazu § 4 II). Die Teilung muß al​lerdings wegen der Gebiets​hoheit gebietlich sein. Es gibt kein Recht eines gebietlichen Volks​teiles, einen anderen zur gemein​samen Staatlich​keit zu zwingen, wenn nur der eine dem anderen durch die Trennung nicht unerträglich schadet.

Ein Recht einer spezifisch homogenen Menge von Menschen, eines Volkes im Sinne des deutschen Nationenbegriffs
, auf einen gemeinsamen Staat ist nicht erkennbar
, sondern nur ein Recht auf eine "bürgerliche Verfassung" der Menschen, mit denen ein Mensch zu​sammen​lebt, die also durch ihre Leben auf ihn derart einwirken können, daß die gemeinsame Freiheit oder der Frieden nur durch einen Staat im existentiellen Sinne verwirklicht werden kann
. In der Freiheits-, Rechts- und Staatslehre ist der Staat mit Kant als "die Vereinigung einer Menge von Menschen unter Rechtsgesetzen"
 und demgemäß das Volk als "eine Menge von Menschen, die, im wechselseitigen Einflusse gegen ein​ander stehend, des rechtlichen Zustandes unter einem sie vereinigenden Willen, einer Verfassung (constitutio) bedürfen, um dessen, was Rechtens ist, teilhaftig zu werden", des "bürgerlichen" Zustandes also
, zu begreifen.
Die Autono​mie des Willens, völker​rechtlich gesprochen: das Selbst​bestim​mungs​recht
, wirkt sich gebietlich aus; denn die Staatlichkeit beruht auf der Frei​heit. Es gibt keinen von den Men​schen un​abhängigen Staat, der berech​tigt wäre, seine Untertanen zum gemein​samen Leben zu zwingen. Die Sorge um die unge​teilte Unter​tänigkeit, wie sie (noch) das mon​archische Prinzip
 ver​langt hat, berech​tigt also nicht, den Begriff des Staates auf eine unver​änder​bare juristi​sche Person Staat zu be​schränken. Ein solcher Staats​begriff konzipiert den Staat noch immer ab​soluti​stisch. Allein das Zwangs​element des Rechts verlangt nach der Ein​zigkeit des staatli​chen Gewalt​rechts, also nach der Ge​bietshoheit. Das Staatsgebiet hängt vom Ver​fassungsgesetz ab.

Die praktische Vernunft gebietet den Menschen, ihrem gemeinsamen Leben eine gute, auch eine gebietlich gute Verfassung zu geben. Die Menschen können und sollen der Geltung​ ihrer Gesetze die gebietlich opti​male Wirkung geben, sei es die für Europa, sei es die für Deutsch​land, sei es die für Bayern, sei es die für Nürnberg oder sei es die für die Welt. Der Geltungs​bereich der Gesetze und damit die Allgemein​heit der Regeln kann darum für bestimmte Regelungs​bereiche diffe​renziert sein. Die Differen​zierung in Städte/​Ge​mein​den, in Kreise, in Länder, in Staaten und in die Staa​tenge​meinschaften zeigt das
. Ge​währleistet sein muß das fried​li​che und damit freiheitli​che gemein​sa​me Leben. Wer mit Wir​kung auf andere handelt, ist zur gemein​samen Gesetz​ge​bung verpflichtet. Das gebietet das Sittengesetz/der katego​rische Impera​tiv
. Es/er wird durch das Ver​fassungsgesetz verwirklicht. Das Sub​sidiari​täts​prin​zip (etwa Präambel EUV, 12. Erwägungsgrund, Art. 5 Abs. 2 EGV, Art. 72 Abs. 2 GG) soll die Entschei​dungen über den gebietlichen Geltungs​bereich der Gesetze steuern und damit im Sinne des Vorrangs der kleinen Einheit bestim​men, auf welcher gebietlichen Ebene die Gesetze gegeben werden
. Das demokratische Prinzip der kleinen Einheit entfaltetet sich als Subsidiaritätsprinzip der Aufgaben- und Befugnisordnung der großen Einheit (vgl. § 6 VI). Auch eine personale Dif​fe​renzierung der Gesetze kommt in Betracht, etwa Gesetze für Universitäten, Kammern oder andere Vereinigungen des öffentlichen oder privaten Rechts. Deren Gewalt wird vom Staat (welchen Gebiets auch immer) anerkannt
. Die Körperschaften sind Republiken (Personalrepubliken), haben aber keine Ge​bietshoheit und verfügen darum auch nicht über unwiderstehliche Zwangs​befugnis​se. Nur der (jeweilige) Staat kann und darf die Gesetze der Personalre​publiken erzwingen, weil der Zwang immer von der Hoheit des Volkes getra​gen sein muß, wenn das Ge​meinwesen demokratisch sein soll (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG). Eine eigenständi​ge (Quasi)Hoheit von großen, etwa multinational agieren​den Unter​nehmen, von der manche neokapitalistische Wirtschaftswissen​schaftler phanta​sieren
, ist mit der allgemeinen Freiheit der Menschen und somit mit dem demokratischen Prinzip der Republik unvereinbar.

Die Verfassungsgesetze sind friedlich, d. h. freiheitlich/autonom, zu schaf​fen; aber sie müssen hervor​gebracht, also notfalls (auch revolutionär) erzwun​gen werden
. Zu den Ver​fassun​gsgesetzen in diesem Sinne gehören die Verträge unter den Völkern über die gemeinschaftliche Ausübung ihrer Staats​gewalt
. Die Alternative zu freiheit​li​chen Verfassun​gsverträgen ist, wenn die grenz​über​schrei​ten​den Verhält​nisse unerträg​lich wer​den, die militärische Konfliktlösung. Die Ver​ände​rung der Lebensverhältnisse gebietet den Wandel der Ver​fassun​gsgesetze. Die Verfassun​gsgesetze selbst aber konservieren die Lebens​verhält​nisse und haben damit Einfluß auf die Lage. Sie sind ein Teil der Lebens​wirklichkeit. Die Ver​fassungs​begriffe sind um der Stabilität der Ver​fassung willen dyna​misch, d. h. sie wandeln gewissermaßen ihren Gehalt, um der Lage ge​recht werden zu kön​nen
. Verfassungsgesetz eines Volkes als Staat im existen​tiel​len Sinne aber ist schicksalhaft. Die Ände​rung des Volkes, sei es gebietlich durch Veränderung des Territoriums, sei es begrifflich durch Veränderung der Krite​rien der Staats​angehörigkeit, bedarf eines neuen Verfassungsgesetzes; denn der​artige Maß​nahmen ändern das Volk selbst (dazu § 4 IV, V). Auch die Veränderung des Gebietes des existentiellen Staates ist eine Änderung des Volkes, wenn und weil die Politik von einer veränderten Menge von Menschen bestimmt wird. Es verletzt die Selbstbestimmung und damit die Verfassung des Volkes, wenn und weil dieses nicht mehr (wesentlich) allein entscheiden darf.

Das Verfassungsgesetz ist um des Rechts als der Wirklichkeit der Frei​heit (Gleichheit, Brüderlichkeit) willen zu positi​vie​ren. Vor allem darf um des Friedens willen der gebietliche Gel​tungs​bereich des Ver​fassungsgesetzes und der Gesetze nicht offen sein; denn das führt zur Geltung wider​sprüchli​cher Verfassungsgesetze und Gesetze in einem Gebiet, also zur Friedlosigkeit bis hin zum Bürgerkrieg
. Das Prinzip der Einzigkeit der Ge​bietshoheit verlangt nach definierten Wirkungs​grenzen des Verfassungsgesetzes, die aus der Logik des Miteinanders der staatlichen Nachbarn des Einverständ​nisses derselben bedürfen.

5. Gewachsene Völker, Nationen im deutschen Begriffssinne
 erleichtern das gemeinsame Leben unter einem Ver​fassungsgesetz, welches das gemeinsame Leben um​fassend be​stimmt. Die Ho​mogeni​tät der Men​schen sichert nach aller Erfah​rung das ge​meinsa​me Leben in Freiheit und damit den Frieden. Homo​gene Bürger​schaften sind der Erfahrung nach der Solidarität fähig und willens, in einem durch die verfaßte Ge​bietshoheit definier​ten Staat zu leben, dessen Staatlichkeit die (recht​liche) Gesetz​lichkeit ist
. Irenäus Eibl-Eibesfeld hält die Unions​bürger (Art. 17 ff. EGV) für hinrei​chend homogen, um gemein​sam in einer Repu​blik zu le​ben
. Das Bundesver​fassungsgericht spricht von einem "bestehenden Maß existentiel​ler Gemeinsamkeit" zwischen den Staats​angehöri​gen der Mitglied​staaten
. Ob die Gemeinschaftlichkeit der Europäer soweit entwickelt ist, daß Solidarität erwartet werden kann, ist zweifelhaft.

III. Gemeinschaftliche Ausübung der Staatsgewalt europäischer Völker

1. Ein Volk kann sich entscheiden, seine funktionale Staatlich​keit auf das eigene Hoheits​gebiet zu beschränken, kann aber darüber hinausgehend Staats​gewalt gemeinschaftlich mit anderen Völkern ausüben. Das ist seit 1949 der in der Präambel des Grundgesetzes und in Art. 24 Abs. 1 GG erklärte Wille des Deut​schen Volkes, das „von dem Willen beseelt“ ist, als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa den Frieden der Welt zu sichern
. Art. 23 GG n. F. hat (1992) den Integrationswillen Deutschlands verstärkt und erweitert. Die Frei​heit der Deut​schen wird dadurch nicht eingeschränkt; denn alle Staats​gewalt geht auch insoweit vom Volke aus (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG), als sie mit anderen Völkern gemeinschaftlich ausge​übt wird. Die Freiheit ist, republikanisch konzi​piert, unein​schränkbar
. Eine die Hoheits​grenzen, also die gebietlichen Grenzen des Staates im existen​tiellen Sinne, über​schreitende allgemeine Gesetz​lichkeit ist wegen des weltwei​ten Ver​bundes des gemein​samen Lebens unver​zichtbar. Gesetzlichkeit ist aber Staat​lichkeit, so daß die gemein​schaftliche, die Hoheitsgrenzen eines Volkes oder eben Staates im existentiellen Sinne gebietlich überschreitende, funktionale und damit institutionelle Staatlichkeit notwendig ist
. 

2. Das Völkerrecht und das Staatsrecht unterscheiden sich nicht wesent​lich
, wenn die Staat​lich​keit des gemeinsamen Lebens republika​nisch ver​faßt wird, weil das Recht un​abhängig von seiner Materie und von seinem Wir​kungsbereich auf der Freiheit der Bürger, d. h. auf dem Willen des jeweiligen Volkes, beruht
. Die Völker selbst sichern die Ver​bindlich​keit des Rechts unter den Völkern, wenn sie sich zu Republiken, d. h. als freiheitli​ches Ge​mein​we​sen, verfaßt haben. Das Völkerrecht ist nicht minder der Wille der Völker als das Staats​recht. Das Wesen der Republik ist die Ver​wirklichung des guten Lebens aller in allgemeiner Freiheit (Gleichheit, Brüderlichkeit), wesentlich also der Frei​heit durch die Rechtlichkeit unter den Menschen. Wenn allerdings dem Staat eine eigen​ständige, vom Volk unabhän​gige Exi​stenz zu​erkannt wird (wie noch im deut​schen Konstitutionalis​mus gemäß dem mon​archi​schen Prinzip und weitge​hend noch nach der gegenwärtigen Staats- und Staats​rechts​lehre), wenn also der Staat als (von der Gesellschaft zu unter​scheidendes) Herr​schafts​gebilde kon​zipiert wird
, sind Staats​recht und Völker​recht wesensver​schieden, weil die Subjekte des Staats​rechts und des Völkerrechts andere sind, nämlich die Bürger die des Staatsrechts und die Staaten die des Völkerrechts.

Weil aber Staaten keine Personen
 sind, nämlich keinen Willen haben, oder anders for​mu​liert, als Einrichtungen der Freiheit, der Persönlichkeit, nicht fähig sind
, können sie im eigentli​chen Sinne nicht Subjekte des Rechts sein. Ihre Rechtssub​jektivität ist technisch. Sie ist nichts anderes als eine (gelungene) Rechtstechnik des all​gemeinen Willens des Vol​kes
.

3. Die Europäische Union ist in der Lage
 Europas, in dem ge​mein​samen Leben der Europäer, vor allem im Bereich der Wirt​schaft, begründet. Diese Begründung umfaßt das gesamte Europa. Die wirtschaftliche Entwick​lung der Völker Europas hat sich schicksalhaft verbunden. Wenn die Völker Europas in Freiheit, also als Republiken verfaßt, leben, integrie​ren sich die Lebensverhält​nisse. Die Menschen zu trennen kann in Europa nicht gerecht​fertigt werden. Die Be​schränkung der Europäischen Union auf einen Teil Europas würde die Lebens​interessen der ausgeschlossenen europäischen Völker und damit letztlich die allgemeine Friedenspflicht verletzen. Nicht wirtschaftli​che Vorteile recht​fertigen die Union, sondern die Wirklichkeit des gemein​samen Lebens, welches nicht durch Inter​essen behindert werden darf, die vor den weltrechtlichen Leitideen der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit
 keinen Bestand ha​ben. Die Beschränkung der Union auf Europa ist durch die Homogenität der Euro​päer, insbesondere durch die kulturelle Einheit Europas, begrün​det. Das säkula​risierte Christentum in Europa gibt die Chance gemeinsa​mer Aufge​klärtheit, von der die Republi​kanität und damit die Wirklichkeit der Freiheit abhängen
. Ein hinrei​chen​des Maß an Homo​genität ist die Bedin​gung frei​heit​licher Ge​meinwe​sen
 und damit auch die Bedingung der ge​mein​schaftli​chen Ausübung der Staatsgewalt, jedenfalls wenn diese die Intensi​tät der Europäi​schen Union haben soll
. Der gesamteuropäische freiheitli​che Geist bestimmt zu​mindest die Erwä​gungsgründe auch des Vertrages von Maastricht. 

Weil die Lebens-, insbesondere die Wirt​schafts​räume, größer geworden sind, muß der Geltungs​bereich der Gesetze um der gemeinsamen Gesetzlichkeit willen großräu​miger wer​den. Das kann durch eine gebietli​che Erweiterung des Staates im existentiellen Sinne oder durch eine ge​meinschaftliche Ausübung der Staatsgewalt gesche​hen. Die gebietliche Erweite​rung der gemeinsamen Gesetz​lich​keit oder eben der funktionalen Staatlichkeit soll die Eigenständigkeit der Völker soweit als möglich erhalten. Demgemäß ist die Union durch Art. 6 Abs. 3 EUV verpflichtet, "die nationale Identität ihrer Mitglied​staaten" zu achten
. 

Des weiteren hat Art. 5 Abs. 2 EGV das kompetentielle Subsidiaritäts​prinzip im Verhält​nis der Europäischen Gemeinschaft zu den Mitgliedstaaten vorgeschrieben, welches das Bundes​verfassungs​gericht zu einem judiziablen, letztlich vom Bundesverfassungsgericht selbst zu verantwortenden Rechts​prinzip erklärt hat
. Die Entscheidung, auch die funktio​na​le Staat​lich​keit der Mitglied​staaten weitest​möglich zu schonen, entspricht Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG. Mit dem Sub​sidiaritätsprinzip sind der weiteren Integration zu ge​mein​schaftli​cher Staatlichkeit im funktio​nalen und erst recht im institutionellen Sinne Grenzen gezogen, die noch materialisiert werden müssen. Das Prinzip ist jedoch geradezu dialektisch dem Integrations​prinzip
 des ersten Erwä​gungs​grundes des Maastricht-Vertra​ges
 und auch des Art. 1 Abs. 2 EUV
, aber auch des Art. 2 Abs. 1 Teilstr. 5
 entgegen​gestellt. Die Entwicklungsziele der Europäi​schen Union sind durchaus nicht eindeutig, aber die existentielle Staatlichkeit der Völker bleibt das bestimmen​de Ver​fassungs​prinzip auch des Vertrages von Maastricht, zumal ein Integrationis​mus, der die existentielle Staatseigenschaft und existentielle Staat​lichkeit jedenfalls Deutschlands zu überwinden versuchen würde, an unüber​windliche Grenzen des Grundge​setzes stieße
. Ein Staat im existentiellen Sinne soll die Euro​päi​sche Union nach dem Vertrag von Maastricht nicht sein, jedenfalls nicht in dessen Inter​pretation des Bundesver​fassungsgerichts
, weil nicht ge​wollt sein kann, was nicht sein darf. Die Staatlichkeit der Europäischen Union, d. h. die ihrer Gemein​schaften, ist somit funktionale Staatlichkeit, also gemein​schaftliche Aus​übung der Staats​gewalt der Völker. Diese bedarf der Organisation, also der Organe, welche institutionell zum Staat gehören, nämlich zu den Mitgliedstaaten. Die funktionale Staatlichkeit der Europäischen Union und Gemeinschaften darf nicht existentiell werden, d.h. den Mitgliedstaaten die wesentliche Hoheit in der Gesetzgebung, Verwaltung und Rechtsprechung, aber auch Währung, durch offene Ermächtigungen streitig machen, weil das der demokratischen…durch einen existentiellen Staat, eines Volkes, bedürfte (§ 4 IV, V).

4. Die Europäische Union ist kein Staat im existentiellen Sinne eines verfaßten Volkes,  das um des Rechts willen die Gebietshoheit und vor allem die Verfassungshoheit oder auch nur die sogenannten drei Staatsgewalten innehätte. Wegen dieses von der "Souveränität" her definierten Staatsbegriffs
 hält das Bundesver​fassungsgericht, scheint es, daran fest, der Europäischen Union und deren Gemeinschaften den Staatscharakter abzusprechen (dazu 4., 5., 6., § 4 III)
, inso​weit zu Recht. Demzufolge begreift das Gericht die Europäische Union als "Union der Völker Europas", als "Verbund demokratischer Staa​ten", kurz und vor allem als "Staa​ten​ver​bund"
. Wenn und soweit der Staats​begriff wegen des Prin​zips der Gesetzlichkeit mit der Befugnis und der Möglichkeit verbunden ist, die Gesetz​lichkeit zu erzwingen, ist die Europäi​sche Union und sind die Europäi​schen Gemeinschaften als solche kein Staat; denn jedenfalls die genannte Befugnis, aber (noch) auch die Möglichkeit, ist den Mitglied​staaten ver​blieben. 

Die gewaltsame Durchsetzung des Ge​setzes kann Bürgern nach aller Erfah​rung nur von deren Staat (i. e. S.) zugemutet werden. Die größtmögliche Nähe der Voll​zugsbeamten zu den vom Vollzug betroffenen Bürgern gehört auch zum demokratischen Prinzip der Repu​blik. Dogmatisch ist wesentlich, daß das Volk der Idee nach die Gewalt als die Handlungsmöglichkeiten aller Bürger vereinigt, um als Staat jedem einzelnen Bürger an Gewalt (Macht) überlegen zu sein
. Der Staat ist eine existentielle Gemeinschaft des Friedens unter den Bürgern
. Spezifisch wegen der Befriedungsmacht des Staates unterwirft sich der Bürger um des gemein​samen Friedens, der gemeinsamen Freiheit und des gemein​samen Rechts willen der Zwangs​befugnis seines Staates
. Daraus folgt, daß der Vorbehalt der mitgliedstaatlichen Zwangs​befugnis sich aus der existentiellen Staatlichkeit des existentiellen Staates herleitet
. 

Insoweit staatli​che Gewalt als Befugnis und Möglichkeit zu zwin​gen begrif​fen wird
, be​grün​den die Ge​mein​schafts​ver​träge weder eine "von der Staa​ts​​gewalt der Mit​gliedstaa​ten deutlich geschie​dene, suprana​tio​nale, öffent​liche Gewalt"
, noch eine "ein​heitliche und originäre, europäi​sche öffentliche Gewalt"
, weder eine "außer​staatliche Hoheits​ge​walt"
, noch eine "Ge​mein​schafts​ge​walt"
 oder gar „autonome Gemeinschaftsgewalt“
, aber auch keine "eigenständige Hoheitsgewalt" oder "von der Staats​gewalt der Mitglied​staaten geschiedene öffentli​che Gewalt", wie das Bundes​ver​fas​sungs​gericht auch formu​liert
. Die Verträge ver​schaffen der Union oder den Ge​mein​schaften über​haupt keine eigenständige Gewalt
, son​dern inte​grie​ren deren Organe in die Staat​lichkeit der Mitglied​staa​ten, welche Ge​walt haben, also staatlich sind, und zum Zwang befug​t sind. Sie organi​sieren die gemeinschaftliche Aus​übung ihrer Staatsgewalt in der Weise, daß die Zwangs​befugnisse weitestgehend den Völkern als den existentiellen Staaten ver​bleiben. Zunehmend wird die Verteidigung im Rahmen der Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) gemeinschaftlich organisiert, also der Union Zwangsbefugnisse (nach außen) eingeräumt (Art. 14 EUV, „Gemeinsame Aktionen“). Aber auch in der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit in Strafsachen gibt es „operative Zusammenarbeit der zuständigen Behörden“ (Art. 30 EUV) und grenzüberschreitende Behördentätigkeit (Art. 32 EUV). Die Gemeinschaftsorgane sind funktional staat​lich und im institutionel​len Sinne Staat, nämlich (gemein​schaftlicher) Teil der Mitglied​staaten im engeren Sinne, Teil von deren staatlicher Organisation. Der Gewalt​begriff in den zitierten Formulierungen kann somit nur die hoheitli​che Funktion meinen, welche die Union und ihre Gemeinschaften aufgrund der übertragenen Hoheits​rechte ausüben, also Gewalt der Mitgliedstaaten, die Völker alle Staatsgewalt haben. Gemeint ist der funktiona​le, gewaltenteilige Gewalt​begriff, der auch die Legislative und die Judikative als staatliche Gewalt versteht
. Eine allgemeine Ge​bietshoheit, welche Zwangsbefugnisse einschließt, haben die Union und ihre Ge​meinschaften nicht. Sie wäre kein notwendiges Kriterium eines echten oder unechten Bundesstaates im existentiellen Sinne (dazu § 4 I). Zwar ist ohne  Zwangsbefugnis des Staates die Rechtlichkeit des Gemeinwe​sens nicht sicher​gestellt, so daß das Gemeinwesen kein Rechtsstaat und damit kein Staat wä​re
. Es genügt aber dem Staatsbegriff des Bundesstaates, wenn der für die Rechtsverwirklichung *** Zwang von den Mitgliedstaaten, welche die gemeinschafltichen Gesetze (Verträge, Rechtsakte) anwenden, geübt wird, wenn nur die Anwendung des Gemeinschaftsrechts sichergestellt ist, wie fraglos (dem Recht nach) in der Europäischen Union, allein schon wegen der Bindung der Richter an das Gemeinschaftsrecht (dazu § 4 III 3)
. Auch Zwangs​befugnisse können gemeinschaft​lich ausgeübt werden, wie die militäri​sche Zu​sammenarbeit, ins​besonde​re die der Nato, zeigt, aber das Verteidigungsbündnis schafft keinen Staat im existen​tiellen Sinne, dessen Dogmatik vielmehr die normale Lage erfassen muß.

Der mit​gliedstaatliche Charakter des Gemein​schaftsrechts wird nicht hinrei​chend dogmatisiert, wenn das "Gemeinschaftsrecht und das innerstaatliche Recht der Mitgliedstaaten als zwei selbständige, voneinander verschiedene Rechtsord​nungen"
 gekennzeichnet werden, wenn auch nach Auffassung des Bundes​ver​fassungsgerichts die beiden Rechtsordnungen nicht unverbun​den nebenein​ander stehen sollen, sondern auf mannigfache Weise ineinander greifen
. Das Gericht sprach von "vielfältigen Verschränkun​gen von Ge​mein​schafts​recht und nationalem Recht"
 und ließ damit die Dogma​tik un​ge​klärt. Das mitglied​staatliche und das gemeinschaftliche Recht sind eine ein​heitliche Rechtsordnung, die zum Teil, nämlich im Bereich des Gemein​schaftsrechts, in den Mitgliedstaa​ten allgemein, gemein​schaftlich gilt. 

5. Die Europäische Union und vor allem die Europäischen Gemeinschaften gehören zur Staatlichkeit des gemein​samen Lebens im Europa der (ab dem 1. Mai) fünfundzwangig Mitgliedstaaten. Nach dem Grundgesetz waren die Gemeinschaften zunächst "zwi​schen​staatli​che Ein​richtungen", denen "Hoheits​rechte ... über​tragen" waren (Art. 24 Abs. 1). Jetzt sind die Gemeinschaften Teile der Europäischen Union, der "Hoheitsrechte übertragen" sind (Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG). Die Organe der Union und der Gemein​schaften sind gemein​schaft​liche Institutionen der funktio​nalen Staatlich​keit der fünfundzwanzig Völker. Diese Unions- und Gemeinschaftsorgane üben ge​mein​schaft​lich jeweils in Ver​tretung der fünfzehn Bürgerschaf​ten deren Staats​gewalt aus. Die über​trage​nen Hoheits​rechte eines Staates sind nicht die Ge​bietshoheit, sondern Aufgaben und Befugnisse zur Ausübung der Staats​gewalt, die als solche dem Volk als die Handlungsautonomie der Bürgerschaft ver​bleibt (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG). Die Handlungsmöglichkeit wie die Handlungsfähigkeit der Bürger ist als deren Persönlichkeit nicht übertrag​bar
. Übertra​gen werden nur staatliche Aufgaben und Befugnisse zur Aus​übung der Staats​gewalt, welche die Bürger​schaft/das Volk in ihrer/sei​nem Verfassungsgesetz zur ge​mein​samen Ver​wirklichung des guten Lebens aller in all​gemeiner Frei​heit (Gleichheit, Brüderlichkeit) begründet. Die Befugnisse sind Ermächtigungen des Volkes zur ver​tre​tungs​weisen Ausübung seiner bürgerlichen Staatsgewalt, wofür das Grund​gesetz in Art. 20 Abs. 2 S. 2 Organe der Gesetzge​bung, der voll​ziehenden Gewalt und der Recht​spre​chung vorgesehen hat
 und welche Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG auf die "Euro​päi​sche Union" und Abs. 24 Abs. 1 GG auf "zwischen​staatliche Einrichtun​gen" allgemein zu über​tragen er​laubt
. Auch das Bundes​verfassungs​gericht dog​ma​ti​siert die Übertragung von Hoheits​rechten als die Ermächtigung zur Aus​übung von Staatsgewalt oder, wie es formuliert, von "Hoheitsgewalt"
. Die über​trag​baren Hoheits​rechte sind somit Ver​tre​tungs​rechte/Kom​petenzen
. Die Staats​gewalt
 insgesamt ist die Handlungsmacht der Bür​ger​schaft, welche nicht übertragen werden kann, weil das Gemein​we​sen freiheitlich ist, weil die Menschen Bürger und nicht Untertanen einer Obrigkeit sind, einer Obrigkeit, die Gewalt über die Menschen hat.

Derartige Hoheitsrechte dürfen nach Auffassung des Bundesverfassungs​gerichts um der "demokrati​schen Legitimation" willen nur begrenzt und be​stimmt auf die Union übertragen werden ("Prinzip der begrenzten Einzeler​mächti​gung"; dazu § 6 I)
, weil sonst die nationale Legis​la​ti​ve, insbesondere das natio​na​le Parlament, die Politik des Mitgliedstaates nicht verantwor​ten würde, wie es das Grundrecht jedes Bürgers aus dem Wahlprinzip und dem damit untrenn​bar verbundenen Prinzip der Volksvertretung sei
. Eine Republik läßt keine Politik zu, die nicht wesentlich (vom Volk oder) von den Vertretern des Volkes beschlossen wird, weil nur die selbstgewähl​ten Volksvertreter im Parlament Repräsentanten der Bürger​schaft sind. Eine Republik muß ein parlamentari​sches Organ der Gesetzgebung haben
. Darum darf die Recht​setzung nur ausnahms​weise und nur zur Ausführung der national beschlossenen Politiken auf Ge​mein​schafts​organe übertragen werden, die zum einen exekuto​risch und zum anderen und vor allem wesentlich von anderen Völkern legiti​miert sind (vgl. § 4 IV und V)
. Das Prinzip der begrenzten Er​mächti​gung von Gemeinschafts​organen folgt aus der existen​tiellen Staatlichkeit der Völker, die, jedenfalls wenn sie freiheitlich sind, in einer demokrati​schen Republik als ihrem (existentiellen) Staat leben. Das frei​heitlich-demokrati​sche Prinzip der Republik führt zwingend zu dem Grundrecht auf politische Freiheit, welche wenn nicht durch die unmittelbare Gesetzgebung des Volkes durch eine parlamentarische Gesetz​ge​bung im echten Sinne verwirklicht wird
. 

6. Die gemeinschaftliche Staatlichkeit ist die Staatsgewalt der Völker der Mitgliedstaa​ten, die gemein​schaftlich ausgeübt wird. Hans Peter Ipsen hat die Gemein​schaft als "Zweck​verband funktionel​ler Integration" charak​teri​siert
. Das Bundesver​fassungsgericht spricht davon, daß die Mit​gliedstaaten "die Europäi​sche Union gegründet" hätten, "um einen Teil ihrer Aufgaben gemein​sam wahrzunehmen und insoweit ihre Souveränität gemeinsam auszu​üben"
. Die Rechtsakte der gemein​schaftlichen Organe sind darum Rechts​akte jedes Mit​glied​staates. Die vornehmlich in den Gemeinschaftsverträgen und im Unionsvertrag formulierte Verfassung der Ge​mein​schaften und der Union ist Teil der Ver​fassung jedes einzelnen Mit​glied​staates. Das Ge​mein​schafts​recht, sowohl das primäre als auch das sekundäre (dazu § 13), ist Teil der innerstaatlichen Rechtsord​nung, jeden​falls nach deut​schem Ver​fassungs​recht, nicht etwa eine eigenständige andere Rechtsordnung
. Das Gemein​schafts​recht hat nicht etwa eine "autonome Rechts​quel​le", oder „autonome Rechtsordnung§
, sondern ist deutsches Recht, weil dessen Ver​bindlich​keit auf dem Willen des deut​schen Volkes beruht. Recht besteht aus Gesetzen, die das, was für das gute Leben aller in all​gemeiner Freiheit (Gleichheit und Brüderlichkeit) auf der Grundlage der Wahrheit als richtig erkannt ist, namens des Volkes beschließen; denn das Volk will dieses Richtige als Recht. Die Aufgabe und Befugnis zur Erkenntnis des Richtigen ist in bestimm​ten Grenzen den gemeinschaftli​chen Organen der Völker über​tragen, weil das Richtige für die Gemeinschaft nur gemein​schaftlich erkannt werden kann. Der Rechts​et​zungswille bleibt aber der der zu Staaten im existentiellen Sinne verfaßten Völker, von denen allein die Staatsgewalt ausgeht (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG)
. Autonom ist der Wille, der wegen der Freiheit des Menschen aus sich heraus Gesetz ist
, nicht eine Rechtsordnung. Ganz überwiegend würde und wird der Union und den Gemeinschaften „Supranationalität“ (Überstaatlichkeit) beigemessen
. Solange Art. 24 Abs. 1 GG die verfassungsgebende Grundlage der Integration war, entsprach das nicht dem Begriff „zwischenstaatliche Einrichtungen“, denn „zwischenstaatlich“ heißt miteinander und ist völkerrechtlich zu begreifen. Der Begriff „Supranationalität“ soll den Gemeinschaften und dem Gemeinschaftsrecht einen Statut sui generis geben, letzteres soll „eine Rechtsmasse eigener Art ’zwischen’dem nationalen Recht der EG-Mitgliedstaaten (insbesondere ihrem Staatsrecht) und dem Völkerrecht“ sein (Thomas Oppermann)
. Geltungsgrund der Gesetze oder Verträge ist ausschließlich der Wille der Menschen, die Freiheit also; denn „alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“ (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG). Das ist die Logik der Freiheit, die im existentiellen Staat verwirklicht wird. Der existentielle Staat ist das zum Staat verfaßte Volk (I, II, § 4 I): Das gemeinschaftliche Recht von mehreren Völkern ist somit ausschließlich Völkerrecht, das freilich auf Grund des Willens der einzelnen Völker in deren Rechtsordnun (mit welcher Verbindlichkeit auch immer) integriert ist. Erst wenn die Völker zu einem Volk geworden sind, also einen neuen existentiellen Staat geschaffen haben, haben sie eine neue staatsrechtliche Rechtsordnung: Eine supranationale (überstaatliche) Rechtsordnung oder Rechtsgemeinschaft, die etwas anderes sein will als eine internationale, also völkerrechtliche Rechtsordnung oder Organisation, gibt es nicht. Die Kritik beruht auf der umgekehrt monistischen Lehre von der Verbindlichkeit des Völkerrechts, die der Logik der Freiheit folgt
. Wer dem völkerrechtlichen Dualismus folgt, wonach die innerstaatliche Verbindlichkeit völkerrechtlicher Verträge einen Transformationsaktes bedarf
, sucht nach einer Rechtfertigung der unmittelbaren Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts und meint, ein beschreibendes Wort genüge als Rechtsbegriff. Der Dualismus im Völkerrecht verharrt in der monarchischen Souveränitätslehre und nimmt die demokratische, also freiheitliche Geltungsbegründung allen Rechts und somit aller Staatlichkeit nicht zur Kenntnis.

Das Bundesverfassungsgericht dogmatisiert als mitglied​staatlichen Gel​tungsgrund des Gemein​schaftsrechts einen nationalen "Rechts​anwendungsbefehl"
, macht aber die Rechtsgeltung auch vom Willen des jeweiligen Volkes abhängig:


"Die Bundesrepublik Deutschland ist somit auch nach dem Inkrafttreten des Unions-Vertrags Mitglied in einem Staatenverbund, dessen Gemeinschafts​gewalt sich von den Mitgliedstaaten ableitet und im deutschen Hoheits​bereich nur kraft des deutschen Rechts​anwendungsbefehls verbindlich wirken kann. Deutschland ist einer der 'Herren der Ver​träge', die ihre Gebun​denheit an den 'auf unbegrenzte Zeit' geschlossenen Unions-Vertrag (Art. 51 EUV) mit dem Willen zur langfristigen Mitgliedschaft begründet haben, diese Zugehörigkeit aber letztlich durch einen gegenläufigen Akt auch wieder aufheben könn​ten. Geltung und Anwendung von Europarecht in Deutschland hängen von dem Rechts​anwen​dungsbefehl des Zustim​mungs​gesetzes ab. Deutschland wahrt damit die Qualität eines souverä​nen Staates aus eigenem Recht und den Status der souveränen Gleichheit mit anderen Staaten i. S. des Art. 2 Nr. 1 der Satzung der Vereinten Nationen vom 26. Juni 1945."

Die Zustimmungsgesetze geben keinen "Rechtsanwendungsbefehl"
, wie fast alle mei​nen, weil es das Bundesverfassungsgericht so gesagt hat
, son​dern sind nach Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG Voraus​setzung der Ratifikation der Gemein​schaftsverträge
, welche den Staat im Sinne des Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG organi​sieren und wegen Art. 23 und Art. 24 GG derart inter​national/gemein​schaftlich organisieren dürfen. Das Zustimmungsgesetz ist zugleich das Gesetz, welches die Hoheitsrechte überträgt. Das Zustimmungsgesetz zum Vertrag und das Über​tragungsgesetz werden uno actu beschlossen
; warum nicht, wenn auch getrennte Rechtsakte vorzuziehen wären. Ein Rechtsanwendungsbefehl (ein befremdli​ches Wort in einer Republik) setzt jedoch ein der Rechtsordnung fremdes ("anderes", P. Kirchhof)
 und damit den fremden, freundlich for​mu​liert: eigenständigen, Gesetzge​ber voraus. Derart fremde Gesetzgeber sind die Gemeinschaften nicht; denn ihre Organe sind in die Organisa​tion der Mitglied​staa​ten integriert. Die Konsequenzen der Dogmatik sind für die euro​päische Rechts​gemeinschaft, ins​besondere für die Rechtseinheit, immens. 
8. Das Gemeinschafts​recht ist demge​mäß nicht nur deutsches, sondern nicht minder französi​sches, italieni​sches, britisches, polnisches usw. Recht. Es ist eben Gemein​schafts​recht. Im Gegensatz zum Beschluß des Ersten Senats des Bundesverfassungs​gerichts von 1967 (BVerfGE 22, 293 (295, 297))
 sind Rechtsakte der Ge​meinschaft "Akte der deutschen öffentlichen Ge​walt"
. Dieser Dogmatik nähert sich das Maastricht-Urteil, welches "auch Akte einer beson​deren, von der Staatsgewalt der Mitgliedstaaten geschiedenen öffentlichen Gewalt einer supra​natio​nalen Organisation" in den Grundrechtsschutz des Bundesver​fassungs​gerichts, der nicht nur "gegen​über deutschen Staatsorganen" gewährt werde, einzubeziehen ankün​digt
. Logik findet diese Aufgabe und Befugnis des Bundesver​fassungsgerichts nur darin, daß die Rechts​akte der Gemeinschaft (auch) deut​sche Rechtsakte sind; denn sonst wäre das Bundes​verfassungs​gericht institutio​nell ein "supranationales" Gericht. (Funktional ist jedes deutsche Gericht ein "europäisches Ge​richt", also ein Gericht, welches Europarecht anzuwenden hat
.) Die "öffentliche Gewalt" des Art. 93 Abs. 1 Ziff. 4 a GG ist die vom Grundge​setz verfaßte öffentliche Gewalt, also die Staatsgewalt des Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG
. Zu dieser gehört somit auch die Gemein​schafts​gewalt. Der Euro​päische Gerichtshof ist demge​mäß "gesetzli​cher Rich​ter" im Sinn des Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG
. Jedenfalls erklärt die (richtige) Dogma​tik des Maas​tricht-Urteils für den Grundrechtsschutz die Gemeinschafts​gewalt zu einer öffentli​chen Gewalt im Sinne des Art. 93 Abs. 1 Ziff. 4 a GG und damit zu einem Teil der deutschen Staatsgewalt. Das ist substantiell die Abkehr von der Dogmatik, die Rechts​ordnung der Gemeinschaft sei eine eigene, gar eine "autonome" Rechtsordnung. Recht kann in Deutsch​land nach dem Grund​ge​setz nur vom deutschen Volke ausge​hen (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG)
. Das Selbst​bestim​mungs​recht des deutschen Vol​kes, die Wil​lens​autono​mie der Bürger Deutsch​lands, von vielen und auch vom Bundesver​fassungsgericht (mon​archi​stisch) die "Souverä​nität" Deutschlands ge​nannt
, ist nach dem Grund​ge​setz unauf​heb​bar und unüber​trag​bar (argu​mentum ex Art. 79 Abs. 3 GG)
.

Der Logik gehor​chend, hat darum das Bundesverfassungsgericht ausweis​lich des obigen Zitats das Recht jedes Mitgliedstaates, die Mit​gliedschaft in der Union zu beenden und damit das Prinzip der dauernden Freiwil​ligkeit, Staats​gewalt im Verbund mit anderen Staaten auszu​üben, aner​kannt (dazu auch § 4 IV 1)
. Die Logik ist die der Freiheit der Bürger, die ihre Staatsgewalt verfassen dürfen wie sie wollen, solange sie einen Staat im existentiellen Sinne bilden. Die völkerrecht​lichen Verbindlichkei​ten sind dabei zu respektieren. Die engen Kündigungs​rechte der Wiener Vertragsrechts​konvention
(clausula*** des Art. 62 WVRK) kommen jedoch nicht zur Anwen​dung, weil ein unauflöslicher Staatenver​bund nicht begründet ist, der als solcher mit der Freiheit unver​einbar wäre. Die Unbefri​stetheit des Unionsver​trages nach Art. 51 EUV ist keine Unauflös​lichkeit des Ver​trages und nicht die unumkehr​bare Pflicht zur Mitgliedschaft in dem Staaten​verbund
. Sie er​übrigt lediglich eine Vertragserneuerung nach dem Ablauf einer Ver​trags​zeit, die dem Integrations​prinzip widerspräche. Die Erkennt​nis, daß die Mitglied​schaft in einem Staatenverbund unter dem ständigen Vorbehalt des politischen Willens des mit anderen Völkern ver​bundenen Volkes besteht, ist die wichtigste Erkennt​nis des neueren europäischen Ver​fassungs​rechts, welches der Maastricht-Prozeß in Deutschland geschaffen hat
. Auch darum hat das Bundesverfassungsgericht das Folgende ausge​sprochen und wegen der existen​tiellen Staat​lichkeit Deutsch​lands, wie schon gesagt, aussprechen müssen:


"Vermitteln die Staatsvölker - wie gegenwärtig - über die nationalen Parla​mente demokra​tische Legitimation, sind mithin der Ausdehnung der Auf​gaben und Befugnisse der Europäi​schen Gemein​schaften vom demokrati​schen Prinzip her Grenzen gesetzt. Jedes der Staats​völker ist Ausgangs​punkt für eine auf es selbst bezogene Staatsgewalt."

Art. 51 des Entwurfs eines Verfassungsvertrages für die Europäische Union.
9. Rech​tens kann es in Deutschland keine originäre europäi​sche öf​fentli​che Gewalt geben, aber auch keine europäischen Rechtsakte, die ihre Legalität nicht aus dem Willen Deutsch​lands herleiten
. Logisch ist die Ge​mein​schafts​ver​fassung der Verträge in die Verfassungsgesetze der Völker, in Deutschland also in das Grundge​setz, inte​griert
. Eine von den Verfas​sungs​gesetzen der Völker unabhängige, also inso​fern eigen​ständige euro​päi​sche Staatsgewalt, ein Staat Europa im existentiellen Sinne also, setzt ein europäi​sches Ver​fassungs​gesetz voraus, welches nicht nur eine europäische Gesetz​ge​bungs-, Ver​wal​tungs- und Recht​sprechungshoheit, sowie eine europäische Gebiets​hoheit, sondern auch eine europäische Verfassungs​hoheit schafft und damit die deut​schen Hoheiten, ins​besondere die deutsche Verfassungs​hoheit, beschränkt oder aufhebt (dazu § 4 III, IV, V)
. Das Grundgesetz würde Deutschland nur noch zum Teil verfassen. Deutsch​land wäre zwar noch Staat im existentiellen Sinne, aber nur noch beschränkt im Verbund mit einem ebenfalls existentiellen Staat Europäische Union, also in einem echten Bundesstaat (dazu § 4). Kant hat geklärt:


"Das Recht der obersten Gesetzgebung im gemeinen Wesen ist kein ver​äußerliches, sondern das allerpersönlichste Recht. Wer es hat, kann nur durch den Gesamtwillen des Volks über das Volk, aber nicht über den Gesamtwillen selbst, der der Urgrund aller öffentli​chen Verträge ist, dispo​nie​ren."

Folglich können der Schritt zum existentiellen Staat Europäische Union nur die Völker durch Referendum gehen ( § 4 IV, V).

10. Auch das Gemeinschaftsrecht ist in den Mitgliedstaaten verbindlich. Die Ver​bind​lich​keit beruht auf dem Willen der als Staaten verfaßten Völ​ker, auf deren Verfassungsgesetzen also (§ 5***)
. Die Völker sind die Hüter der Gemeinschaft, jedes für sich. Sie sind auch insoweit "Herren der Ver​träge"
. Jedes Volk ist (zunächst und vor allem) innerstaatlich verpflichtet, das Gemein​schafts​recht als Teil der eigenen Rechts​ordnung zu ver​wirkli​chen (Art. 10 EGV). Die Gemein​schafts​rechtlichkeit der Mitgliedstaaten kann von der Union oder den Gemein​schaften selbst nicht er​zwungen werden. Vielmehr haben die Mitgliedstaaten selbst die Maßnahmen zu ergreifen, die sich aus einem Urteil des Gerichtshofs ergeben, wenn der Gerichtshof festge​stellt hat, daß ein Mit​gliedstaat gegen eine Ver​pflichtung aus dem Vertrag verstoßen habe (Art. 228 Abs. 1 EGV)
. Im​mer​hin ermöglicht Art. 228 Abs. 4 EGV, daß der Ge​richtshof gegen einen Mitgliedstaat, der einem Urteil des Gerichtshofs nicht nachgekommen ist, die Zahlung eines Pauschalbetrages oder Zwangsgeldes verhängt. Eine Befugnis, einen Mitglied​staat zur Ein​haltung des Rechts zu zwingen, also zu diesem Zweck Zwang, der unwiderstehlich sein müßte, anzuwen​den, haben die Organe der Union und der Gemein​schaften auch dadurch nicht. Auch die Aufsichtsbefugnis der Kommission nach Art. 226 EGV und die Klagemöglich​keit der Mitglied​staaten gegeneinander nach Art. 227 EGV führen nicht zu Zwangsbefugnis​sen gegen Mitgliedstaaten, die das Gemein​schaftsrecht verletzt haben, sondern nur zu Rechtserkenntnis​sen des Gerichtshofs. Die Union vertraut darauf, daß die Mitgliedstaaten als Rechts​staaten das festgestellte Recht achten. Deren Ver​pflichtung unterein​ander, die Gemein​schaftsver​träge zu wahren, die insbeson​de​re in Art. 10 EGV verankert ist, ist Rechtspflicht, obwohl ihre Beachtung nicht erzwungen werden kann. Kants Satz „Nicht in der Befugnis zu zwingen verbunden“
 bleibt unangefochten, muß aber unter Völkern mangels suprema *** und wegen des Gewaltverbots des Art. 2 der Charta der Vereinten Nationen sachgerecht angesehen werden. Die Verbindlichkeit des völkerrechtlichen "Koor​dina​tionsrechts", dieses "genossen​schaft​lichen Rechts", hängt von dem "guten Willen aller Genos​sen ab"
 meint Alfred Verdross, also von deren Moralität. Mo​ra​li​sche Gesetze sind ver​bindlich, können aber nicht erzwungen werden
. Ihr Gerichtshof ist das Gewissen. Das Gewissen oder der gute Wille eines Volkes ist aber im Rechtsstaat durch Rechtspflichten ge***, auch gegenüber anderen Völkern. Weil es wegen der Verträge unter Völkern keinen Krieg geben soll, sind die völkerrechtlich begründeten Pflichten innerstaatliche Mehrheitspflichten, auf die sich die Bürger mit subjektiven Rechten berufen können und die die Grundrechte beachten müssen, weil die Verträge Wille des Volkes, also dessen Gesetze sind
. Das ist die Logik des umgekehrten Monismus. "Vollzug und Entwicklung des Vertrages (sc. über die Europäi​sche Union) müssen vom Willen der Vertragspartner getragen sein"
. Dies ist nicht nur das ethische Grund​prinzip der Rechts​gemein​schaft, sondern der Wille der Völker. Wie alle Rechtsakte der Union und der Gemein​schaften sind auch die Ent​schei​dungen der Gerichte in den vielfältigen Ver​fahren der Mitgliedstaa​ten innerstaatlich erzwingbar
; denn sie sind als Akte gemein​schaftlicher Ausübung der Staatsgewalt Rechts​akte des jeweils betroffe​nen Mitgliedstaates selbst. Die Gebietshoheit ist eben den Völ​kern als Staaten im existentiellen Sinne verblieben und vorbehalten. 

Die Verpflichtung der Mitgliedstaaten gegeneinander und gegen​über der Union und den Gemein​schaften, das Gemeinschaftsrecht zu achten, sind Verbindlichkeiten des Völker​rechts
. Die Unterscheidung zwischen dem Staatsrecht und dem Völ​ker​recht wird problematisch, wenn dem Recht das Paradigma der Freiheit zugrunde gelegt wird
. Auch die Ver​bind​​​lichkeiten anderen Völkern gegenüber beruhen auf der Freiheit der Bürger, auf deren allgemeinen Willen, und unterscheiden sich insofern nicht grundsätz​lich von anderen Ver​bindlichkeiten, die aus dem allgemeinen Willen der zu einem Staat verfaßten Bürger erwächst, also auf Freiheit gegründet sind. Weil die Verbindlichkeit der Verpflichtungen nichts anderes ist als die Möglichkeit, zur Durchsetzung der Verpflichtung Zwang zu üben
, diese Zwangs​befugnis aber nur der Staat im existen​tiellen Sinne hat, haben die Verträge unter den Völkern wesentlich diese mitglied​staatliche Ver​bindlichkeit. Die Ver​bindlichkeit völkerrechtlicher Ver​träge und damit der Rechtscharakter dersel​ben ist die Wesensfrage des Völ​kerrechts
. Die Ver​bindlich​keit kann nur auf dem Willen der Völker grün​den
, wenn mit dem Begriff des Rechts definito​risch die Zwangs​befugnis ver​bunden wird
. Weil die Völker​ge​meinschaft kein existentieller Staat mit Ge​bietshoheit ist, kann nicht schon die Ver​bindlichkeit der Verträge aus dem Völker​recht in Frage gestellt werden. Wenn auch die Verbindlichkeit das Völkerrecht nicht, wie es vor allem der jüngere Monismus lehrt
, aus einem (nicht begründ​baren) Prinzip der Verbindlichkeit aus dem Völkerrecht selbst folgt, das eben nicht auf einem allgemeinen Gesetz beruht, so doch aus dem Willen der Völker selbst und damit dem Rechtsprinzip, genauer aus der Vertragsprinzip
. Demgemäß ist die Grundnorm des Völkerrechts: pacta sunt servanda
. Der Vertrag ist verbindlich, weil die Vertragsparteien ihn wollen. Letztlich folgt jede Verbindlichkeit aus dem eigenen Willen des Verpflichteten. Das Zwangs​prinzip schützt den Berechtigten, setzt aber den Staat, der seinem Wesen nach Einrichtung zur Erzwingung des Rechts ist
, voraus. Über den als Staaten verfaßten Völkern entwickelt sich ein Völkerstaat, die Vereinten Nationen, die ein Zwangsrecht aus​üben könnten, aber deren Befugnisse auf die Wahrung des Weltfriedesns begrenzt sind
. Die Vereinten Nationen sind (noch) kein allgemeiner Weltstaat
. Die Recht​lichkeit der Verträge scheitert aber nicht an der mangelnden Staatlichkeit oder Staatseigenschaft der Völker​rechtsgemeinschaft, vielmehr fehlt den völkerrechtlichen Verträgen die Er​zwingbarkeit durch die staatlichen Vertragspartner. Ihre Eigenart ist die er​zwingbare Verbindlichkeit innerhalb der völkervertraglich gebundenen Staaten. Nur der allgemeine Willen eines Volkes schafft Recht. Der um​ge​kehrte Monismus (dem älte​ren
 näher) ver​mag, wie gesagt, die Un​ter​schei​dung von Völkerrecht und Staa​trecht zu überwinden. Beide finden darin zur para​digma​tischen Einheit des öffentlichen Rechts, welches die Frei​heit aller Menschen verwirklicht, sei es durch nationales, sei es durch internationales Recht, aber durch Recht.

IV. Rechtspersonenhaftigkeit der gemeinschaftlichen Organisationen

1. Gründungsgemeinschaften

Die Gründungsverträge errichten die Gemeinschaften als Völkerrechtssub​jekte (Art. 281 EGV; Art. 6 EGKSV; Art. 184 EAGV). Art. 282 EGV, Art. 6 EGKSV und Art. 185 EAGV sprechen ihnen die innerstaatliche Rechtsfähig​keit zu.

2. Rechtspersonenhaftigkeit der Union

Schon für die durch die EEA herbeigeführten Verklammerung der Europäi​schen Gemeinschaften und der Europäischen Politischen Zusammen​arbeit in der Außenpolitik wurde vertreten, sie schaffe eine confoe​deratio sine nomine als neue europäi​sche Organisation
. Unabhängig von den Gründungs​gemeinschaften ge​schiedenen Völkerrechtssubjektivität im engeren Sinne
 bildet das Ver​trags​werk von Maastricht jetzt die "Verfas​sungsstruktur" (dazu § 1 II) der Europäischen Union als einer neuen internationalen Organi​sation eigener Rechtspersonenhaf​tig​keit
. 

Die Europäische Union ist ein eigenständiges Rechtssubjekt, nicht lediglich eine Gemeinschaft der Mitgliedstaaten. Es gibt keinen allgemein verbindlichen Begriff des Rechtssubjekts oder der juristischen Person. Die Rechtssubjektivität folgt vielmehr aus der Organisation, den Aufgaben und Befugnissen und der Unabhängigkeit der Organisation von den Trägern des Rechtssubjekts. Keineswegs hängt die Rechtssubjektivität von bestimmten gesetzlich geregelten Formen ab, wie das Bundesverfassungsgericht für den Begriff der juristischen Person in Art. 19 Abs. 3 GG klargestellt hat
. Die Union hat einen "einheitlichen institu​tio​nellen Rahmen" (Art. 3 Abs. 1 EUV)
. Dieser wird insbesondere durch eine einheitliche Organstruktur gekennzeichnet
. Gemäß Art. 5 EUV und dem fünften Erwägungsgrund der Präambel des Unionsvertrages nehmen die ge​meinschaftlichen Organe die ihnen übertragenen Aufgaben zugleich als Organe der Union wahr
. Art. 4 Abs. 1 EUV befugt den Europäi​schen Rat, "der Union die für ihre Entwicklung erforderlichen Impulse" zu geben und die "allgemeinen politischen Zielvorstellungen für diese Entwick​lung" festzulegen (dazu § 8 VI). Getreu dem Modell einer Einheitlichkeit der Organ​struktur der Union entfaltet der Europäische Rat, wiewohl spezifisches Unions​organ
, politische Leitverantwortung nicht nur für die Aufgabenbe​rei​che GASP
 und Justiz und Inneres
, sondern auch für die Grün​dungs​ver​träge
. Ge​mäß der einheitlichen Organstruktur der Union steht für Ein​zel​fragen des Organ​rechts der Rückgriff auf die Regelungen der Gemein​schafts​verträge offen. Entsprechend ordnen Art. 28 Abs. 1 EUV für den Bereich GASP und Art. 41 Abs. 1 EUV für den Sektor Justiz und Inneres die An​wendbarkeit der ein​schlägigen Bestimmungen des EG-Vertrages an.

Die Union verfügt über eigene Aufgaben und Befugnisse. Sie ist darüber hinaus durch ihre Organisation von den Mitgliedstaaten unabhängig. Sie ist als rechtlich verfaßte Organisation Rechtssubjekt und als solche Träger von Rechten und Pflichten. Dieses Ergebnis wird dadurch erhärtet, daß integra​ler Bestandteil, nämlich "Grundlage der Union" die Europäischen Gemein​schaften sind. Diese selbst haben unverändert Rechtspersönlich​keit (1.). Art. 1 Abs. 3 EUV erweist, daß die rechtspersonenhaften Europäischen Gemeinschaften durch den Vertrag um die neuen Politiken und Formen der Zusammenarbeit ergänzt werden. Ihre Rechtspersönlichkeit geht dabei nicht verloren. Das Prinzip der Rechtspersonenhaftigkeit wird vielmehr auf die Union übertragen. Wenn die Union lediglich eine Gemeinschaft der Mitglied​staaten wäre, wäre sie auf die Handlungsformen der Mitgliedstaaten verwiesen. Gerade dieses aufwendige und nicht effizient erscheinende Verfahren will der Unionsvertrag durch die eigene Organisation vermeiden. Seine Regelungen treffen eigenständige Entscheidungen für die Strukturen der Union.

Die Maastricht-Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts widerspricht dieser Dogmatik nicht. Das Gericht qualifiziert die Europäische Union als eine "zu eigenem hoheitlichen Handeln befähigte Staatengemeinschaft", der die "Wahrnehmung eigenständiger Hoheitsbefugnisse eingeräumt" sei
, als "Verbund demokratischer Staaten", welcher hoheitliche Aufgaben wahrnehme und dazu hoheitliche Befugnisse ausübe
, als "Staatenverbund, dessen Gemeinschaftsgewalt sich von den Mitgliedstaaten ableitet"
. Da das Urteil andererseits durchgehend die "Europäische Union und die ihr zugehörigen Gemeinschaften" unterscheidet
, läßt sich eine spezifische Typisierung der Union anders als unter Anerkennung deren Rechtspersonenhaftigkeit nicht begründen. Der im Rahmen der Auslegung des Art. 6 Abs. 4 EUV getroffenen Aussage, "der EU-Vertrag (lasse) an keiner Stelle den übereinstimmenden Willen der Vertragsparteien erkennbar werden ..., mit der Union ein selb​ständiges Rechtssubjekt zu gründen, das Träger eigener Kompetenzen sein soll"
, kommt keine über den gegebenen Kontext hinauswei​sende Bedeutung zu
. Dies geht insbesondere aus der im unmittelbaren Zusammenhang erfol​genden Deutung der reflexiven Formulierung des Art. 6 Abs. 4 EUV ("Die Union stattet sich mit den Mitteln aus ...") hervor: "Der EU-Vertrag versteht hier die Union nicht als eigenständiges Rechtssubjekt, sondern als Bezeichnung für die gemeinsam handelnden Mitgliedstaaten; diese geben der Union Ziele und Mittel vertraglich vor"
. Wäre es anders, würde sich das Gericht zudem in Widerspruch zu seiner unter Berufung auf die im Europäischen Rat ver​einigten Staats- und Regierungschefs getroffenen Fest​stellung setzen, "die Mitglied​staaten haben die Europäische Union gegründet, um einen Teil ihrer Aufgaben ge​meinsam wahrzunehmen und insoweit ihre Souve​ränität gemeinsam auszu​üben"
. In Übereinstimmung mit der Präambel des Unionsvertrages
 so​wie mit Art. 23 Abs. 1 GG n.F. erkennt das Bundes​ver​fassungsgericht hier zutref​fend in der Gründung der rechtspersonenhaften Europäischen Union einen weiteren Gestal​tungsakt der Europäischen Integration als der gemeinschaftli​chen funktionellen und institutionellen Staatlichkeit der Mitgliedstaaten.

Der Entwurf des Verfassungsvertrages für die Europäische Union erklärt diese in Teil I Art. *** explizit zur juristischen Person. 

Nach Art. 7 Abs. 1 EGV, Art. 3 Abs. 1 EAGV, Art. 7 Abs. 1 EGKSV umfaßt die gemeinschaftliche Organstruktur neben den in Art. 5 EUV und Art. 1 und 3 GemOrganAbkommen, Art. 1 und 9 FusV geregelten Organen, näm​lich dem Europäischen Parlament, dem Rat, der Kommission und dem Ge​richtshof (dazu §§ 7-10), nun auch den Rechnungshof (Art. 246-248 EGV; Art. 160a-160c EAGV; Art. 45a-45c EGKSV) als Organ und nicht nur als Neben​organ (vgl. Art. 206 EWGV). Vertraglich begrün​dete Nebenorgane sind vor allem der Wirtschafts- und Sozialausschuß (Art. 7 Abs. 2 EGV, Art. 257-262 EGV; Art. 3 Abs. 2 EAGV; Art. 5 GemOrganAbkommen) und neuerdings der Ausschuß der Regionen (Art. 10 EGV, Art. 263-265 EGV), die Europäi​sche Investitionsbank (Art. 9 EGV, Art. 266-267 EGV) sowie die Europäische Zentralbank (Art. 8 EGV, Art. 107 ff., 112 ff. EGV). 

§ 4 Deutschland nach dem Konventsentwurf einer „Verfassung für Europa“

Der Europäische Rat hat bei der Regierungskonferenz in Thessaloniki am 19. und 20. Juni 2003 den „Entwurf eines Vertrages über eine Verfassung für Europa“ (EVV), den der Präsident des (sogenannten) Verfassungskonvents, Valéry Giscard d´Estaing, vorgelegt hatte, als „historischen Schritt zur Förderung der Ziele der europäischen Integration“ begrüßt, weil der Vertragsentwurf (u.a.) „unsere Union ihren Bürgern näher bringe“ und „das demokratische Wesen unserer Union stärke“. Das Studium des Papiers bestätigt diese Einschätzung nicht. Die europäische Integration macht zwar den entscheidenden Schritt zum existentiellen Staat der Union im Rahmen eines echten Bundesstaates, entfernt sich aber weiter von den Prinzipien einer freiheitlichen Demokratie. Die Abhandlung will zur Dogmatik der existentiellen Staatlichkeit der Länder, des Bundes und der Union im europäisierten Deutschland beitragen. 

I. Existentielle Staaten und existentielle Staatlichkeit im Bundesstaat

1. Es gibt keinen allseits oder auch nur vielerseits anerkannten oder gar einen völkerrechtlich verbindlichen Begriff des Bundesstaates
. Kriterium des Bundesstaates, wie ihn die herrschende Staatsrechtslehre in Deutschland vom Staatenbund unterscheidet, ist die Staatseigenschaft der Gliedstaaten neben der Staatseigenschaft des Zentralstaates, also ein vertikal geteilter Gesamtstaat
, der aus zwei (oder auch drei
) politischen Organisationsebenen mit Staatseigenschaft besteht. Der Bundesstaatsbegriff kann nicht von der ‚äußeren Souveränität’ der Gliedstaaten abhängig gemacht werden
, die in der Bundesverfassung geregelt und aus guten Gründen weitestgehend dem Gesamtstaat überantwortet wird (vgl. Art. 32 GG)
. Die Souveränität war das maßgebliche Kriterium des Staates in der vom monarchischen Prinzip bestimmten Bundesstaatslehre des deutschen Konstitutionalismus, zu Recht
. Im Republikanismus, in dem die Staatsgewalt Sache des Volkes ist (res publica res populi), ist die Teilung der Ausübung der Staatsgewalt auf unterschiedliche Volksverbände kein begriffliches Hindernis geteilter existentieller Staatlichkeit
. Die Souveränität ist ein monarchischer Begriff und gehört nicht in eine vom Freiheitsprinzip bestimmte Rechtslehre. Der staatsrechtliche, nicht monarchische, Bundesstaatsbegriff muß ein Kriterium aufweisen, das den echten Bundesstaat substantiell vom unechten Bundesstaat, dem föderalisierten, wenn man das Wortspiel mitmacht, dem bundesstaatlichen (nicht etwa dem bloß dezentralisierten) Einheitsstaat, für den die Bundesrepublik Deutschland ein Beispiel gibt (dazu II.), unterscheidet. Dieses Kriterium ist, wie es Carl Schmitt gelehrt hat, das des wirklichen Bundes
, der Bundes- oder Verfassungsvertrag der verbündeten Staaten, der als Bund einen Bundesstaat hervorbringt. Die deutsche Staatsrechtslehre der Gegenwart geht, soweit ich sehe
, auf dieses entscheidende Merkmal nicht ein, sondern ordnet durch Bünde gegründete Bundesstaaten wie Georg Jellinek zu den völkerrechtlichen Staatenbünden. Daß diese Lehre zu kurz greift, erweist die Europäische Union mit den Europäischen Gemeinschaften, die das Bundesverfassungsgericht darum als Staatenverbund
 begreift und der Hoheitlichkeit (Hoheitsgewalt) zugemessen wird
. Hoheitlichkeit aber ist, freiheitlich dogmatisiert, Staatlichkeit
. Daß der Staatenverbund ein staatsrechtlicher Bundesstaat sein kann, hat Carl Schmitt herausgestellt
. Das hängt vom Staatsbegriff ab. „Der Staat (civitas) ist die Vereinigung einer Menge von Menschen unter Rechtsgesetzen“, lehrt Kant
, also auch ein Bund. Weil sich mittels des völkerrechtlichen Vertrages Menschen verbinden, vertreten durch ihre staatlichen Organe (Staaten im engeren Sinne
), ergibt sich die funktionale und auch institutionelle Staatlichkeit des Bundes aus der zitierten freiheitlichen Definition des Staates. Jellineks Begriff war monarchisch
, jedenfalls nicht freiheitlich; denn „Herrschen ist“, lehrt Georg Jellinek, „die dem Staat notwendige Tätigkeit, …“
. Das ist in einer republikanischen Lehre, also einer Staatslehre der Republik, die eine Freiheitslehre sein muß
, im Ansatz nicht mehr richtig. Der Bund des bündischen, also echten Bundesstaates muß selbst kein existentieller Staat sein, sondern kann der vertragliche Bund existentieller Staaten mit begrenzten Aufgaben und Befugnissen und insbesondere ohne eigenständige demokratische Legitimation durch ein Bundesvolk sein. Diese Verbindung kann man als Staatenverbund bezeichnen, der ein durch die Substantialität der funktionalen und institutionellen Staatlichkeit des Bundes gekennzeichneter Staatenbund ist. Der Bund kann aber auch selbst ein existentieller Staat mit existentieller Staatlichkeit in Aufgaben, Befugnissen, Organisationen und Verfahren und vor allem demokratischer Legitimation durch ein verfaßtes Staatsvolk/Bundesvolk sein.

Bund ist nicht nur die Verbindung, sondern auch die durch die Verbindung geschaffene Institution, wie der Bund der Bundesrepublik Deutschland
 oder die Europäische Union, kurz Union genannt, oder die Europäischen Gemeinschaften, meint also nicht die Länder bzw. die Mitgliedstaaten und schließt diese als Organisationsbegriff auch nicht ein. Der Bund und die Union werden im Folgenden auch als Gemeinschaftsstaat bezeichnet. Die Staatlichkeit des Gemeinschaftsstaates kann funktional, institutionell oder auch legitimatorisch unterschiedlich intensiv sein. Im echten Bundesstaat beruht sie mit Carl Schmitt auf einem Bund von Staaten, ist also ein Staatenbund, der mit gewisser Substanz den Status eines Bundesstaates erreicht, also eines Staates im funktionellen oder auch institutionellen Sinne, wie etwa die Europäische Union. Der Gemeinschaftsstaat eines solchen echten Bundesstaates bedarf der demokratischen Legitimation durch ein Bundesvolk, muß also wegen des demokratischen Prinzips ein existentieller Staat sein. Immer ist die Funktion des Bundes oder eben Gemeinschaftsstaates eines Staatenbundes staatlich, weil sie Sache von Völkern ist, ganz unabhängig davon, wie die Verbindlichkeit der Verträge der Völker von den verbundenen Staaten begründet, gehandhabt oder erklärt wird
. Es gibt keinen qualitativen Unterschied des Geltungsgrundes von Völkerrecht und Staatsrecht, sondern nur einen Unterschied der Verbindlichkeiten von Rechtsakten, weil es keinen Unterschied des Geltungsgrundes von Rechtsakten gibt. Dieser ist immer der Wille der Menschen, die sich zu einem Staat vereinigt haben, eines Volkes also (dazu 2.); denn alles Recht beruht auf der Freiheit
.

2. Der existentielle Staat ist die als Staat verfaßte Bürgerschaft in ihrer Gesamtheit, das Volk, welches die nicht übertragbare Hoheit hat, das Volk also, von dem nach Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG alle Staatsgewalt ausgeht, der Staat im weiteren Sinne
. Die Bürgerschaft als das Volk ist die meist gewachsene, wesentlich aber willentliche, also durch Verfassungsgesetz verfaßte, Lebens-, Friedens- und Schicksalsgemeinschaft
. Die Hoheit des Volkes ist die gemeinsame Macht (Handlungsfreiheit und Handlungsmöglichkeit) der Bürger, die verfassungsgesetzlich organisiert ist. Der existentielle Staat als verfaßte Bürgerschaft ist die Rechtsgemeinschaft, in welcher Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit Wirklichkeit finden (finden sollen); denn der politische Wille des existentiellen Staates ist der vereinigte allgemeine Wille der Bürger. Existentielle Staatlichkeit ist funktional die Hoheitlichkeit der Bürgerschaft, ausgeübt vom Volke selbst durch Wahlen und Abstimmungen oder durch besondere Organe der Gesetzgebung, vollziehenden Gewalt oder Rechtsprechung (Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG). In der freiheitlichen Demokratie, in der Republik also, ist ausschließlich Hoheitlichkeit oder eben Staatsgewalt rechtens, die Sache eines Volkes als existentiellem Staat ist oder, wie meist gesagt wird, demokratisch legitimiert ist; denn „alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“ (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG). Der Leitgedanke des existentiellen Staates ist: Res publica res populi. 

Ein echter Bundesstaat kann somit, wenn nicht auch der Bund ein existentieller Staat ist, wegen des demokratischen Prinzips nur die Staatsgewalt der verbundenen Völker als existentieller Staaten gemeinschaftlich ausüben, aber auch nur insoweit, als ihm die Hoheitsrechte der Mitgliedstaaten zur Ausübung übertragen sind
. Eine originäre Hoheitsgewalt hat ein echter Bundesstaat, der kein existentieller Staat ist, trotz existentieller Staatlichkeit mangels eigenen Volkes nicht. Er ist Republik der Republiken, ein „Föderalism freier Staaten“ im Sinne Kants
. Die Hoheitsgewalt eines solchen Bundesstaates muß wegen der demokratischen Legitimation derart beschränkt sein, daß die Politik von den Einzelstaaten, vor allem von deren Parlamenten, verantwortet werden kann. Die Politik muß Sache der verbundenen Völker, der Gliedstaaten also, sein. Sie muß wegen des Prinzips der Gesetzlichkeit
 im Wesentlichen
 in einzelstaatlichen Gesetzen beschlossen liegen. Die Aufgaben und noch mehr die Befugnisse des echten Bundesstaates ohne existentiellen Gemeinschaftsstaat können darum um des demokratischen Prinzips willen nur eng begrenzt sein (Prinzip der begrenzten Ermächtigung)
. Ein solcher Bundesstaat kann nicht die Aufgaben und Befugnisse haben, die der existentielle Staat benötigt, um seinen Zweck, das gute Leben aller in Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit
, zu erreichen. Die Institutionen und die Organisation des Bundes oder der Union einer solchen Verbindung oder Organisation von Völkern/Staaten, wie sie meist als bloßer Staatenbund erfaßt wird, müssen nicht denen der demokratisch bestimmten Einzelstaaten entsprechen, vor allem also keine unmittelbar demokratisch legitimierte Gesetzgebung einrichten. Das organisatorische Homogenitätsprinzip gilt für den unechten Bundesstaat, in dem der Zentralstaat und die Gliedstaaten existentielle Staaten sind und darum um des genannten Staatszweckes willen demokratische Republiken, soziale Rechtsstaaten sein müssen. Die Verfassungshomogenität
 ist im unechten Bundesstaat schon deswegen geboten, weil das Volk jedes Einzelstaates ein Teil des Bundesvolkes ist und ein Bund nicht die Verfassung, die mit dem Menschen geboren ist
, ändern, jedenfalls nicht die Strukturprinzipien des politischen Lebens wechseln kann. Die Verfassungsgesetze müssen der menschheitlichen Verfassung gemäß sein. Dieses Homogenitätsprinzip gilt darum auch im echten Bundesstaat mit existentiellem Gemeinschaftsstaat. Die Politik muß in echten Bundesstaaten ohne existentiellen Gemeinschaftsstaat, wie gesagt, in der Substanz, im Wesentlichen Sache der Einzelstaaten bleiben. Wenn die verbundenen Staaten in solchen Bundesstaaten zugunsten des Bundes entmachtet werden, sind sie entdemokratisiert und die Völker büßen ihre politische Freiheit ein. Der Bundesstaat wird demokratiewidrig, wie derzeit die Europäische Union (dazu IV, 2)
. 

Zur existentiellen Staatlichkeit gehört die Gebietshoheit und zur Gebietshoheit die Befugnis und die Befähigung, die Gesetze durchzusetzen und das Recht zu verwirklichen
. Das besagt aber im Bundesstaat wie in jedem Staatenbund und Staatenverbund nicht, daß jeder der verbundenen Staaten, der Bund und die Gliedstaaten, die eigenen Gesetze vollziehen können muß. Auch im (unechten) Bundesstaat Deutschland führen grundsätzlich und in der Regel die Länder die Bundesgesetze aus, sogar als eigene Angelegenheit (Art. 83 GG). Das ist in der Europäischen Union nicht anders. Die Mitgliedstaaten haben die Verpflichtung, das Gemeinschaftsrecht anzuwenden (Art. 10 EGV)
, grundsätzlich mit Vorrang vor der nationalen Rechtsordnung (§ 5 III)
. Die Aufgaben und Befugnisse sind im Bundesstaat, sei er echt oder unecht, zwischen dem Gemeinschaftsstaat und den Einzelstaaten geteilt oder eben verbunden. Das gilt namentlich für die eng verzahnte, „kooperative“ Rechtsprechung
, wie das im Vorabentscheidungsverfahren des Art. 234 EGV besonders augenfällig ist. Die vertikale Teilung der für einen existentiellen Staat notwendigen Aufgaben und Befugnisse unter den Staaten gehört zum Wesen des Bundesstaates und stellt weder die funktionale und institutionelle Staatlichkeit noch auch eine existentielle Staatseigenschaft des Gemeinschaftsstaates oder gar der Einzelstaaten in Frage. Die Aufgaben und Befugnisse, also die Staatlichkeit, sind auf Organisationen verteilt, welche insgesamt die Staatsgewalt ausüben. Das ist die Staatsgewalt entweder eines Volkes oder die Staatsgewalt mehrerer verbundener Völker, die von den Gemeinschaftsorganen gemeinschaftlich ausgeübt wird, wie derzeit von der Union
. Die Staatsgewalt kann auch zwischen den Völkern der Einzelstaaten und dem Gemeinschaftsvolk/dem Unionsvolk des Gemeinschaftsstaates/der Union geteilt sein, wenn der Gemeinschaftsstaat/die Union eine eigenständige demokratische Legitimation hat. Jede der Organisationen der Staatlichkeit hat, staatsrechtlich betrachtet, die Staatseigenschaft, deren Legalität von der demokratischen Legitimation abhängt. Um es zu wiederholen: Existentielle Staatlichkeit des Gemeinschaftsstaates bedarf der Trägerschaft durch ein (verfasstes) Gemeinschaftsvolk, also originärer, eigenständiger Hoheit. Bloß begrenzte Staatlichkeit kann durch die Übertragung von begrenzten Hoheitsrechten der verbundenen Völker demokratisch legitimiert werden. Die Völkerrechtssubjektivität ist eine andere Frage. Sie bestimmt die Staatseigenschaft der Organisationen nicht.

3. Der Entdemokratisierung wirkt eine eigenständige demokratische Legitimation des Bundes entgegen, die ein Bundesvolk voraussetzt, also einen existentiellen Staat als Bund. Ein Beispiel gibt die Bundesrepublik Deutschland, die allerdings ein Bundesstaat ohne wirklichen Bund, also ein unechter Bundesstaat, ist (dazu II.). Ein solcher existentieller Bund kann nur auf einem Verfassungsakt des Bundesvolkes beruhen, nicht auf einem Bundesvertrag, der kein Bundesvolk hervorzubringen vermag. Der Bundesvertrag kann die Gründung des existentiellen Staates durch den Akt des Gesamtvolkes, mit dem dies sich eine Verfassung gibt, nur vorbereiten. Die Menschen, die ein Volk bilden wollen oder auch zu bilden verpflichtet sind, weil sie sonst nicht miteinander im Recht leben können (Recht auf Recht und Pflicht zum Recht)
, können freiheitlich, also rechtens, nur selbst, alle miteinander als pouvoir constituant das Verfassungsgesetz schaffen, das sie zu einem Volk, einem existentiellen Staat, macht. Das demokratische Prinzip, das jede freiheitliche Bundesstaatslehre leiten muß, steht einer geteilten existentiellen Staatlichkeit nicht entgegen, bei der die Aufgaben und Befugnisse zwischen den Einzelstaaten und dem Gemeinschaftsstaat, dem Bund, wenn man so will, den Gliedstaaten und dem Zentralstaat, geteilt sind. Freilich müssen die Einzelstaaten und der Gemeinschaftsstaat existentielle Staaten sein, die aus der Logik des Bundesstaates aus unterschiedlichen Völkern bestehen, wenn auch das Gemeinschaftsvolk identisch ist mit Völkern aller Einzelstaaten. Jedenfalls muß der Gemeinschaftsstaat eigenständig demokratisch legitimiert sein, wodurch ihm originäre, vom Bundesvolk durch das Bundesverfassungsgesetz begründete, Hoheitsrechte ermöglicht werden. Durch ein einen existentiellen Gemeinschaftsstaat begründendes Bundesverfassungsgesetz kann und wird regelmäßig ein unechter Bundesstaat entstehen, wenn nämlich auch die Gliedstaaten im Wesentlichen von dem Bundesverfassungsgesetz verfaßt werden und der Zentralstaat nicht auf einem Bundesvertrag beruht. Ein Beispiel gibt die Bundesrepublik Deutschland. Die Teilung der Aufgaben und Befugnisse zwischen den Einzelstaaten und dem Gemeinschaftsstaat kann von den Einzelstaaten auch in einem Bundesvertrag mit dem Gemeinschaftsstaat vereinbart werden, der durch eine Bundesverfassung des Bundesvolkes ein existentieller Staat ist. Dies wäre ein echter Bundesstaat, der auf einem Bundesvertrag und zusätzlich auf einem Verfassungsakt des Bundesvolkes beruht, also auf eigenständiger demokratischer Legitimation des Gemeinschaftsstaates – vielleicht das Modell für Europa. Die Regelungen über Vertragsänderungen in Art. 48 EUV und verstärkt über Änderungen des „Vertrages über die Verfassung“ der Europäischen Union in Art. IV-6 EVV gehen in diese Richtung; denn die Organe der Union sind in die Vertragsänderungsverfahren einbezogen. Nach Art. IV-6 EVV hat der Europäische Rat bestimmende Befugnisse in den Vertragsänderungsverfahren, jedenfalls kann er Vertragsänderungen verhindern. Allerdings fehlt es am Unionsvolk als legitimierendem Gesamtvolk des Gemeinschaftsstaates.

4. Einen Bund können nur Völker miteinander schließen, welche die Bundeshoheit haben. Die Bundeshoheit gehört zur Verfassungshoheit und ist ein Teil der Staatsgewalt eines Volkes
. Ein als Staat organisiertes Volk als existentieller Staat hat die eigenständige, originäre Staatsgewalt einschließlich der Verfassungshoheit
. Verfassungshoheit und Bundeshoheit sind Teil der politischen Freiheit des Volkes, der Bürgerschaft. Die Verfassungshoheit, nicht anders als die Bundeshoheit, sind unaufhebbarer Bestand der existentiellen Staatlichkeit eines Volkes, ganz unbeschadet einer Bundespflicht zur homogenen Verfassungsordnung, wie sie im Unionsrecht in Art. 6 Abs. 1 und 2 EUV und auch im Entwurf des Verfassungsvertrages in Teil I Art. 2 vorgeschrieben ist
. Bundeshoheit des Volkes heißt auch, daß ein existentieller Staat das Recht hat, den vereinbarten Bund zu verlassen, zu separieren, ohne mittels Bundeszwanges (vgl. Art. 37 Abs. 1 GG), gar mittels militärischen Zwanges
, im Bund gehalten zu werden befürchten zu müssen. Der Bund ist für Georg Jellinek das Kriterium des Staatenbundes, den er streng vom Bundesstaat unterscheidet, weil der Staatenbund zwar Vereinsgewalt, aber keine Staatsgewalt habe
. Konsequent läßt Jellinek einen Vertrag als Grundlage eines Bundesstaates nicht genügen
. Nach Carl Schmitt setzt umgekehrt ein Bundesstaat eine vertragliche, also bündische, Grundlage voraus
. Das Austrittsrecht (Sezessionsrecht) gehört zum Wesen des Bundes
. Eine dauerhafte Bundespflicht oder ein Austrittsverbot ist jedoch entgegen der Lehre von Georg Jellinek
 nicht das Kriterium des Bundesstaates, jedenfalls nicht des echten Bundesstaates, sondern das eines bundesstaatlichen Einheitsstaates, eines unechten Bundesstaates, und das auch nur in normalen Lagen. Ein Volk, das die Bundespflicht nicht einzuhalten vermag oder dazu nicht bereit ist, muß den Bund, also den echten Bundesstaat, verlassen oder wird notfalls ausgeschlossen. Ein Recht zur Separation vom unechten Bundesstaat besteht in existentiellen Lagen, im Rahmen der clausula rebus sic stantibus (vgl. Art. 62 WVK)
 (dazu II, 2.). 

II. Bundesrepublik Deutschland als unechter Bundesstaat –existentielle Staatlichkeit der deutschen Länder

1. Die Bundesrepublik Deutschland gilt weithin wie die Schweizerische Eidgenossenschaft, die Republik Österreich, die Vereinigten Staaten von Amerika u.a. Staaten als Bundesstaat, wäre aber nur ein echter Bundesstaat, wenn (u. a.) die existentielle Verfassungshoheit und damit die Bundeshoheit der Länder respektiert würden, wenn also der Bund ein echter Bund wäre. Art. 20 Abs. 1 GG verfaßt die „Bundesrepublik Deutschland“ als „demokratischen und sozialen Bundesstaat“, in dem nach Absatz 2 Satz 1 dieses als unabänderlich deklarierten (Art. 79 Abs. 3 GG) und fundamentalen Artikels des Verfassungsgesetzes „alle Staatsgewalt vom Volke ausgeht“. Dieses Volk ist das deutsche Volk (argumentum aus der Präambel, aus Absatz 4 des Art. 20 GG und aus anderen Bestimmungen)
. Weil die Staatsgewalt des Bundes somit nicht auf der Staatsgewalt der Länder gründet, sondern die Hoheit des deutschen Volkes, des Bundesvolkes, also dessen Freiheit
 in Einheit (vgl. die Präambel des Grundgesetzes in der Fassung des Einigungsvertrages vom 31. August 1990)
, ist, kann der Bundesstaat, den das Grundgesetz verfaßt, kein echter Bundesstaat sein; denn er ist trotz bündischer Elemente kein wirklicher, vertraglicher Bund. Vielmehr ist die Bundesrepublik Deutschland ein in Länder gegliederter bundesstaatlicher Verfassungsstaat, ein föderalisierter Einheitsstaat
, ein unechter Bundesstaat, in den Kategorien Carl Schmitts „ein Bundsstaat ohne bündische Grundlage“
. Das Bundesverfassungsgericht freilich spricht in E 60, 175 (209); 64, 301 (317) vom „betont föderal gestalteten Bundesstaat des Grundgesetzes“. Hingewiesen sei auf die Kompetenz-Kompetenz des Bundes, allgemein als ein Kriterium des (unechten) Bundesstaates eingestuft
, die bekanntlich zu einer weitgehenden Entmachtung der Landesparlamente geführt hat
. Zum fragwürdigen Ausgleich sind die Befugnisse des Bundesrates wegen der „sachlichen Unitarisierung“, der Tendenz zu einheitlichen Lebens​verhältnissen im unechten Bundesstaat, vor allem „bei der Gesetzgebung“ (Art. 50 GG), derart gestärkt, daß der deutsche Parteienstaat
 wegen der dadurch möglich gewordenen Oppositionsblockaden kaum noch regierbar ist
. Die herrschende Meinung stellt sogar die einzelnen Länder zur Dispositionen eines verfassungsändernden Gesetzes des Bundes, wenn nur die Bundesstaatlichkeit als solche erhalten bleibe („labiler Bundesstaat“)
 und sieht die Länder dem Bund nicht gleich-, sondern untergeordnet, zumal das Bundesrecht nach Art. 31 GG das Landesrecht breche
. Art. 31 GG ist die Logik der Kompetenzordnung, kein Ausdruck der Unterordnung
. Immerhin sprechen die Bundesaufsicht nach Art. 84 Abs. 3 und 4 GG und der Bundeszwang nach Art. 37 GG für eine Überordnung des Bundes über die Länder
, wenn man Rechtsverhältnisse, Rechte und Pflichten, überhaupt in der Kategorie Über- und Unterordnung bewerten will. An sich widerspricht das dem Prinzip Freiheit
. Die vielen weiteren Aspekte des unitarischen, existentiellen Charakters des Bundes im grundgesetzlichen Bundesstaat können hier nicht dargelegt werden. Bemerkt sei, daß die europäische Integration weiter an der Substanz der Staatlichkeit der deutschen Länder zehrt. 

Die unechte Bundesstaatlichkeit Deutschlands folgt bundesstaatsdogmatisch wesentlich daraus, daß ausweislich der Präambel das „Deutsche Volk“ das Grundgesetz gegeben hat und „die Deutschen in den Ländern ...“ „die Einheit und Freiheit Deutschlands vollendet“ haben, nicht die Völker der Länder. Das Grundgesetz ist kein Bundesvertrag oder Bundesverfassungsvertrag, sondern eine unitarische Bundesstaatsverfassung
, deren Regelungen, soweit sie einschlägig sind, für den Bund und für die Länder gelten. Der unechte Bundesstaat ist durch mehr oder weniger starke Elemente eines Bundesstaates föderalisiert, ist aber nicht durch dessen wesentliches Element, den vertraglichen Bund, und darum an sich auch und insbesondere nicht durch das Recht der Länder zu separieren (dazu 2.) bestimmt, weil er auf einem Verfassungsakt des Bundesvol​kes gründet, welches als solches nicht in Landesvölker geteilt ist
. Die Präambel spricht vom „gesamten Deutschen Volk“, für welches das Grundgesetz gelte. Freilich ist die Bundesrepublik Deutschland, unbeschadet des Einflusses der Besatzungsmächte, aufgrund der Beschlüsse der Landtage (18., 20. und 21. Mai 1949), die das Grundgesetz angenommen haben, gegründet worden, also doch namens der Völker der Länder, von den Landtagen repräsentiert
. Nur der bayerische Landtag hat mit 101 gegen 63 Stimmen das Grundgesetz abgelehnt (20. Mai 1949), aber gegen 6 Stimmen die Geltung des Grundgesetzes auch im Freistaat Bayern beschlossen, wenn es von der Mehrheit der übrigen Länder angenommen werde.

Vor allem beruht die Bundesrepublik Deutschland nicht wie das Deutsche Reich Bismarcks auf einem Bund, dem „ewigen Bund“ deutscher Fürsten (Präambel der Verfassung des Deutschen Reichs vom 16. April 1871)
. Schon die Weimarer Republik war kein echter Bundesstaat mehr
, wenn überhaupt ein Bundesstaat und nicht ein dezentralisierter Einheitsstaat. Die Bundesrepublik Deutschland ist entgegen dem grundgesetzlichen Wort für den Zentralstaat „Bund“ kein Bund der Länder, obwohl sich wichtige Länder, insbesondere der Freistaat Bayern (Verfassung vom 2. Dezember 1946), vor der Konstituierung der Bundesrepublik Deutschland staatlich verfaßt hatten. In Identität mit dem Deutschen Reich (in der Verfassung der Weimarer Republik)
 hat sich die Bundesrepublik Deutschland durch gesamtstaatlichen Akt verfaßt
, zumal unter dem Regime der westlichen Besatzungsmächte, also nicht in politischer Freiheit der Länder, die sich, wie der Freistaat Bayern, dem Oktroi der Besatzungsmächte beugen mußten
. Immerhin hat das Bundesverfassungsgericht in E 13, 54 (78) ausgesprochen: „Die Rechtskreise zwischen Gesamtstaat und Gliedstaaten und zwischen den Gliedstaaten werden durch das Bündnis der Gliedstaaten geschaffen, das der Bundesstaat begrifflich voraussetzt.“ Diese Aussage ist für die Bundesrepublik Deutschland Fiktion. Eine Bundesstaatlichkeit Deutschlands war aber durchaus der politische Wille der Deutschen
. Dementsprechend erklärt Art. 21 Abs. 2 GG Parteien für verfassungswidrig, die darauf ausgehen, „den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gefährden“. Dieses Verbot richtet sich auch gegen die Sezession
. Jedes Verfassungsgesetz regelt den Bundesstaat in je eigener Weise. 

2. Die existentielle Staatlichkeit des Bundes der Bundesrepublik Deutschland  wird nicht als Widerspruch zu einer funktionalen und institutionellen, durchaus substantiellen Staatlichkeit der Länder Deutschlands gesehen, wie sie allseits anerkannt ist
. Sie ist auch kein Widerspruch zur existentiellen Staatlichkeit der Länder, deren Kern es ist, das Schicksal in die eigene Hand nehmen zu können, also zu einer Verfassungshoheit
 und damit zu einer Bundeshoheit der Länder, welche diese im „Bund“ wie ‚Bundesländer’ verbindet, die den Bund, wenn es nötig ist, aus eigenem Entschluß verlassen dürfen. Ein Recht der Länder, in existentiellen Lagen aus der Bundesrepublik Deutschland auszuscheiden, respektiert deren existentielle Staatlichkeit
. Der Freistaat Bayern hat in Art. 178 seiner Verfassung die Freiwilligkeit des Bundes zum Ausdruck gebracht: 

„Bayern wird einem künftigen deutschen demokratischen Bundesstaat beitreten. Er soll auf einem freiwilligen Zusammenschluß der deutschen Einzelstaaten beruhen, deren staatsrechtliches Eigenleben zu sichern ist“.

Wenn die existentielle Staatlichkeit der Länder, die sich in deren Verfassungsgesetzen, deren Organisations- und Repräsentationsformen und weitestgehend in deren Selbstverständnis, jedenfalls im Freistaat Bayern (vgl. etwa Art. 1 Abs. 1 und Art. 2 Abs. 2 BV), ausdrückt
 und die den Ländern für die Lebensbewältigung auch nicht abgesprochen werden kann, ein Kriterium des echten Bundesstaates ist, müßte eine Verfassungsreform Deutschlands den Ländern, um deren existentiellen Staatlichkeit gerecht zu werden, das Separationsrecht zugestehen, also Deutschland in einen wirklichen Bund, einen echten Bundesstaat, zurückverwandeln, bündisch reformieren. Das Separationsrecht der Länder wird wegen der Transformation der Europäischen Union zum existentiellen Staat (dazu III.) selbst existentiell, weil die substantielle, ja existentielle europäische Staatlichkeit die Bundespflichten der Länder trotz des verfassungsgesetzlichen Integrationswillens in der Präambel des Grundgesetzes und trotz des Europaartikels des Grundgesetzes (Art. 23) übersteigt und darum nicht zur Disposition der Mehrheitsentscheidungen in den Organen des Bundes steht. Der Integrationsschritt, der mit dem Verfassungsvertrag der Europäischen Union unternommen werden soll, würde die Staatlichkeit der Länder ausweislich des Teiles I, Art. 5 Abs. 1 des Entwurfs überhaupt beenden; denn der Entwurf akzeptiert nach der grammatischen Interpretationslogik trotz der Achtung der „nationalen Identität ihrer Mitgliedstaaten die in deren grundlegender politischer und verfassungsrechtlicher Struktur einschließlich der regionalen und kommunalen Selbstverwaltung zum Ausdruck kommt“, nur noch „regionale Selbstverwaltung“, nicht Staaten innerhalb der Mitgliedstaaten, schon gar nicht existentielle Staaten. Auch die unechte Bundesstaatlichkeit, die das Grundgesetz verfaßt und mittels seiner Unabänderlichkeitsentscheidung in Art. 79 Abs. 3 besonders schützt, verbietet eine Entstaatlichung der Länder zu regionalen, dezentralen Selbstverwaltungs​körperschaften
. 

Die Länder haben zwar durch das Grundgesetz ihre existentielle Staatlichkeit im Gesamtstaat Bundesrepublik Deutschland weitestgehend zurückgestellt oder genauer: zurückstellen müssen, nicht aber aufgegeben. Vielmehr ruht diese existentielle Staatlichkeit der Länder, um sich in existentieller Lage zu erheben. Ihre existentielle Staatlichkeit ist gewissermaßen suspendiert und kann, wenn es die Lage gebietet, aktiviert werden. Eine solche Lage schafft eine europäische Integration, welche den Ländern den „Besitzstand“ der unechten Bundesstaatlichkeit streitig macht, mit dem sich die Länder, zumal die über Jahrhunderte gewachsenen Länder wie Bayern, im Rahmen der Bundesrepublik Deutschland begnügen konnten, nicht aber im Rahmen eines europäischen Bundesstaates, der Deutschland funktional weitgehend die existentielle Staatlichkeit nimmt und damit die Staatlichkeit der Länder, die auch im unechten Bundesstaat besteht
, entwertet. Ein Austrittsrecht der Länder aus der Bundesrepublik Deutschland besteht in normalen Lagen nicht und ist nicht der verfaßte Wille der Länder, allenfalls der des Freistaates Bayern ausweislich des zitierten Art. 178 BV. Das Austrittsrecht ist den Ländern aber in existentiellen Lagen geblieben, auch und gerade wenn der Bund die Grundlagen des grundgesetzlichen Bundesstaates verläßt. Dieses Austrittsrecht erwächst der ruhenden (suspendierten, latenten) existentiellen Staatlichkeit der Länder. Es ist die Logik der existentiellen Staatlichkeit der Länder, deren Einheit im Bund aufgrund des gesamtstaatlichen Verfassungsgesetzes, des Grundgesetzes, ihre Eigenständigkeit nicht aufhebt. Die Länder haben durch ihre vollentwickelte Staatlichkeit die Möglichkeit der eigenen Politik und damit auch die politische Verantwortung für das Schicksal ihrer Bürger. Sie sind insbesondere eigenständig demokratisch legitimiert und haben originäre Staatsgewalt, eine „nicht vom Bund abgeleitete, sondern von ihm anerkannte Hoheitsmacht“
, nämlich ein eigenes Volk (Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG)
. „Volk im Sinne dieser Verfassungsnormen ist die Gesamtheit der in dem jeweiligen Wahlgebiet ansässigen Deutschen …“ (BVerfGE 83, 60 (71)). „Es gehört zum Wesen des Bundes, daß die Frage der Souveränität zwischen Bund und Gliedstaaten immer offenbleibt, solange der Bund als solcher neben den Gliedstaaten als solchen existiert“, hat Carl Schmitt erkannt
.

Die Verletzung der bundesstaatlichen Rechte der Länder kann im Verfassungsprozeß, etwa im Bund-Länder-Streit nach Art. 93 Abs. 1 Ziff. 3 GG oder im Verfahren der abstrakten Normenkontrolle nach Art. 93 Abs. 1 Ziff. 2 GG geklärt werden. Diese Rechtsschutzmöglichkeiten nehmen den deutschen Ländern aber nicht das Recht, sich in existentieller Lage durch Austritt aus der Bundesrepublik Deutschland vor einer ländergefährdenden Politik des Bundes oder auch der Europäischen Union, für deren Politik freilich der Bund verantwortlich ist
, zu schützen. In existentieller Lage kann dem Bundesverfassungsgericht nicht das letzte Wort über das Schicksal eines Landes zugestanden werden; denn das Bundesverfassungsgericht ist ein Bundesorgan und die Verfassungsrichter werden von Bundesorganen (Bundestag und Bundesrat je zur Hälfte, Art. 94 Abs. 1 S. 2 GG) gewählt
. Zudem ist auf Rechtsschutz durch das parteienoligarchische Bundesverfassungsgericht in Sachen europäischer Integration wenig Verlaß, seit das Gericht die große Europapolitik von seiner Rechtsverantwortung ausnimmt und der Verantwortung von Regierung und Parlament ausliefert
. Die bundesstaatlich für Deutschland und Europa wesentliche Friedensfunktion hat das Bundesverfassungsgericht, nicht anders als den Grundrechtsschutz
, abgeschoben. Das Recht muß auch für außergewöhnliche Lagen Sorge tragen. Man denke an Entwicklungen zur Rechtlosigkeit, wie etwa ein gänzlicher Verfall der Sozialstaatlichkeit
 durch den kapitalistischen Liberalismus der Unionspolitik, der den Bund nicht veranlaßt, die Union zu verlassen, oder auch an Angriffskriege, an denen sich der Bund oder auch die Union entgegen Art. 26 Abs. 1 GG beteiligen. Das Austrittsrecht im Entwurf des Verfassungsvertrages der Europäischen Union (Art. I-59 EVV) erweist, daß ein Austrittsrecht ein Wesensmerkmal eines echten Bundesstaates ist. Es ist auch im unechten Bundesstaat ein Notrecht in existentieller Lage. Sonst ist der Staat ein Einheitsstaat ohne existentielle Elemente eines Bundestaates
. Als weitere Rechtsgrundlage des Separationsrechts der Länder sei auf das Widerstandsrecht aus Art. 20 Abs. 4 GG hingewiesen. Jeder Bund kann aus wichtigem Grunde gelöst werden, auch wenn er an sich unauflöslich geschlossen ist, selbst die Ehe, christlich Sakrament oder heiliger Stand, dennoch profan so gut wie ohne Grund scheidbar.

III. Substantielle und existentielle Staatlichkeit der Union 

1. Die Europäische Union entwickelt sich in ihren Institutionen, Organen, Aufgaben und Befugnissen, sowie in ihren Instrumenten und Handlungsweisen vom Staatenverbund europäischer Völker
, also einem föderalen echten Bundesstaat, mehr und mehr zum unitarischen unechten Bundesstaat, als wären die Unionsbürger ein Volk. Wenn die substantielle, d.h. eine weitgehende, für das gemeinsame Leben wichtige, gewissermaßen existentielle, Staatlichkeit der Union, die freilich nur einem existentiellen Staat zukommt, nicht schon mit dem Vertrag von Maas​tricht
 erreicht war, so wird der entscheidende Schritt der Verfassungsvertrag der Europäischen Union sein, dessen Entwurf am 20. Juli 2003 in Thessaloniki vom Präsidenten des Verfassungskonvents den Staats- und Regierungschefs unterbreitet wurde. Der Union mangelt jedoch noch der Träger existentieller Staatlichkeit, das Staatsvolk oder Unionsvolk, das die Staatsgewalt der Union demokratisch legitimieren könnte
. Der Verfassungsvertrag konzipiert aber ein erstes Element eines Unionsvolkes und damit eines existentiellen Unionsstaates, die unmittelbare Vertretung der „Bürgerinnen und Bürger“ durch das Europäische Parlament (Art. I-45 Abs. 2 EVV).

Der Staatenverbund ist durch die Gemeinschaftsverträge organisiert, welche die vornehmlich wirtschaftliche Integration vom Gemeinsamen Markt der Römischen Verträge (1957) zum Binnenmarkt der Einheitlichen Europäischen Akte (1986) bis hin zur Wirtschafts- und Währungsunion des Maas​tricht-Vertrages (1992) vertieft haben. Gleichzeitig ist die Europäische Gemeinschaft der ursprünglich sechs auf fünfzehn Mitgliedstaaten erweitert worden und soll im nächsten Jahr weitere zehn vornehmlich mittel- und osteuropäische Staaten aufnehmen. Zwei weitere osteuropäische Staaten, Bulgarien und Rumänien, sollen im Jahre 2007 hinzukommen. Auch die Türkei bereitet sich auf ihre Aufnahme vor. Irgendwann werden Weißrußland, die Ukraine und schließlich Rußland der Gemeinschaft angehören wollen. 

Die institutionellen Regelungen des Vertrages von Nizza (2000), der die Zusammenarbeit der erweiterten Gemeinschaft gestaltet, inzwischen auch von Irland angenommen, stellen nicht zufrieden. Eine neue Gestalt soll die Europäische Union durch den Verfassungsvertrag
 erhalten, den ein „Konvent zur Zukunft Europas“, auch Europäischer Konvent oder Verfassungskonvent genannt, erarbeitet und im Juni und Juli 2003 der Öffentlichkeit zugänglich gemacht hat. Im Rahmen der Regierungskonferenz im Dezember 2003 in Laeken/Brüssel sollen die Staats- und Regierungschefs das Vertragswerk, möglichst unverändert, so der Konventspräsident Valéry Giscard d’Estaing, annehmen. Die dann 25 Mitgliedstaaten einschließlich der Beitrittsländer sollen den Vertrag im Mai 2004 völkervertraglich vereinbaren und schließlich nach den innerstaatlichen Zustimmungsverfahren bis zum Jahre 2006 ratifizieren
. Manche integrationistischen Staatsrechtslehrer meinen, daß schon jetzt ein „Verfassungsverbund“ unter den Mitgliedstaaten bestehe
, welcher lediglich institutionell, prozedural und material zum Verfassungsstaat vervollkommnet werden müsse. Die Integrationspolitiker wollen das bisher erfolgreiche Konzept fortsetzen, die Integration durch begrenzte Schritte zum „vereinten Europa“ (Präambel und Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG), zu entwickeln und bis zur Unumkehrbarkeit zu führen. Auf diese Weise vermeiden sie und wollen sie vermeiden, alle Völker, insbesondere die Deutschen, selbst über die Integrationsentwicklung abstimmen zu lassen. Die Integrationisten dürfen damit rechnen, daß der Europäische Gerichtshof, der „Motor der Integration“
, jedwedes Verfahren akzeptieren wird, welches die europäische Integration zu Vereinigten Staaten von Europa, dem Beispiel der Vereinigten Staaten von Amerika folgend
, mit eigenständiger, substantieller, ja originärer, Staatlichkeit
 vorantreibt und dadurch den integrationistischen Traum von einer wirtschaftlichen und militärischen Großmacht Europa ohne Rücksicht auf die ökonomischen und politischen Verwerfungen, die mit dieser Integration verbunden sind, wahrmacht. Europa verheißt den durch das Unrecht des Zweiten Weltkrieges, zumal die Verbrechen des „Dritten Reiches“, im Nationalbewußtsein tief gekränkten Deutschen eine neue nationale Identität, die des Europäers. Ob auch das Bundesverfassungsgericht jeden Integrationsschritt hinnehmen wird, steht dahin. Wirklicher Rechtsschutz ist, wie gesagt, jedenfalls in Integrationssachen von diesem apologetischen Gericht nicht zu erwarten, wie der Euro-Beschluß erwiesen hat (BVerfGE 97, 350 ff.).

2. Der Vertrag über die Europäische Union, vereinbart in Maas​tricht am 7. Februar 1992, wegen des Maas​tricht-Prozesses vor dem Bundesverfassungsgericht
 erst am 1. November 1993 in Kraft getreten, hat die Europäischen Gemeinschaften zusammengefaßt und eine Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (Titel V des EUV), aber auch eine polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (Titel VI des EUV, zuvor: Zusammenarbeit in den Bereichen Justiz und Inneres) vereinbart. Die Union ist nicht nur stetig erweitert, sondern nicht zuletzt auch durch die Verträge von Maastricht (1992/93), Amsterdam (1997) und auch Nizza (2000) derart vertieft worden, daß sie aufgrund der ihr von den Mitgliedstaaten übertragenen Hoheitsrechte schon jetzt Aufgaben und Befugnisse eines existentiellen Staates ausübt, sowohl in der Rechtsetzung, als auch und vor allem in der Rechtsprechung. Herausragende Einrichtung der existentiellen Staatlichkeit ist die Währungsunion mit den einen einheitlichen Staat symbolisierenden Geldzeichen, Euro und Cent, die seit 2002 in den Ländern der Eurozone (zur Zeit zwölf) genutzt werden. Die Ermächtigungen in den Gemeinschaftsverträgen, der Sache nach die Übertragung von Hoheitsrechten zur gemeinschaftlichen Ausübung der Staatsgewalt
 (Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG), welche die Zustimmung der nationalen Gesetzgeber gefunden haben (vgl. Art. 59 Abs. 2 GG), sind weit und offen und gewinnen durch den Verfassungsvertrag keinesfalls an Bestimmtheit. Allein die ausschließlichen Zuständigkeiten der Union, die in Teil I Art. 12 des Entwurfs des Verfassungsvertrages aufgelistet sind, nämlich (u.a.) „die Währungspolitik für die Mitgliedstaaten, die den Euro eingeführt haben, die gemeinsame Handelspolitik, die Zollunion, ...“, weiterhin die „für das Funktionieren des Binnenmarktes erforderlichen Wettbewerbsregeln“, sind denkbar weit, so daß die Politik im Rahmen dieser Zuständigkeiten nicht vorhergesehen werden kann. Hinzukommen die „geteilten Zuständigkeiten“, deren Hauptbereiche Art. I-13 Abs. 2 EVV nennt, nämlich (u.a.) „Binnenmarkt, Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, Landwirtschaft und Fischerei, ausgenommen..., Verkehr und transeuropäische Netze, Energie, Sozialpolitik hinsichtlich der in Teil III genannten Aspekte, wirtschaftlicher, sozialer und territorialer Zusammenhalt, Umwelt, Verbraucherschutz, gemeinsame Sicherheitsanliegen im Bereich des Gesundheitswesens“, die zwar nur nach Maßgabe der näheren Regelungen vor allem im Teil III des Verfassungsvertrages, der weitestgehend die alten Bestimmungen enthält, ermächtigt, aber doch die umfassende politische Verantwortung der Union erweist. Besonders weit ermächtigt Art. I-14 EVV die Union, die Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik zu koordinieren. Sie kann „Grundzüge der Wirtschaftspolitik“ und „Leitlinien für die Beschäftigungspolitik“, wohlgemerkt der Mitgliedstaaten, beschließen. Dazu war sie durch Art. 99 und Art. 128 EGV auch bisher schon ermächtigt, allerdings hatte sie von dieser Befugnis noch keinen Gebrauch gemacht. Die Grundzüge und Leitlinien werden für die Mitgliedstaaten eine wenn auch schwache Verbindlichkeit haben, wie die näheren Vorschriften im Teil III, Art. 68 und 95, erweisen. In Art. I‑17 EVV wird die (kleine) Generalklausel, jetzt „Flexibilitätsklausel“ genannt, beibehalten, wonach die Union sich die „erforderlichen Befugnisse“ selbst einräumen kann, wenn das „erforderlich erscheint, um eines der Ziele dieser Verfassung zu verwirklichen“. Das bedarf außer dem Vorschlag der Kommission der Zustimmung des Europäischen Parlaments und des einstimmigen Beschlusses des Ministerrates. Nach Art. 308 EGV können nur Ziele „im Rahmen des Gemeinsamen Marktes“ diese Kompetenz-Kompetenz begründen, die schon bisher derart extensiv genutzt wurde, daß das Bundesverfassungsgericht im Maas​tricht-Urteil gemahnt hat, derartige Vertragsauslegungen oder Vertragsfortbildungen dürfen nicht zu Vertragsänderungen entarten
. Der Entwurf wiederholt gar die große Generalklausel des Art. 6 Abs. 4 EUV (ursprünglich Art. F Abs. III), wonach „die Union sich mit den Mitteln ausstattet, die zum Erreichen ihrer Ziele und zur Durchführung ihrer Politiken erforderlich sind“, der das Bundesverfassungsgericht die rechtliche Verbindlichkeit abgesprochen hat
. Ihre Ermächtigung war derart grenzenlos, daß, um den Vertrag über die Europäische Union zu retten, selbst die Bundesregierung, die Mitgliedstaaten und die Kommission im Maas​tricht-Prozeß erklärt haben, daß diese Ermächtigung keine Kompetenz-Kompetenz sei
. Jetzt steht die Klausel, etwas modifiziert, im Titel VII des Teils I über die Finanzen der Union (Art. I-53 Abs. 1 EVV) und ist dadurch gegenständlich zumindest eingeschränkt, betrifft aber doch die Finanzierung der Union, die freilich ohne Zustimmung der Mitgliedstaaten nicht festgelegt werden kann (Art. I-53 Abs. 3 S. 2 EVV). 

Hingewiesen sei auch auf die Rechtsprechungsbefugnisse des Europäischen Gerichtshofs, der durch seine denkbar weite Praxis der Grundfreiheiten, der Grundrechte, des Wettbewerbsrechts, zumal für die als öffentliche Unternehmen eingestuften staatlichen Verwaltungen, und weitere Vertragsbestimmungen fast unbegrenzte Möglichkeiten zur Gestaltung/Umwälzung der Politik in der Union einschließlich der Mitgliedstaaten hat. Von begrenzten Ermächtigungen der Union, deren Politik mittels der Gemeinschaftsverträge von den Parlamenten der Mitgliedstaaten verantwortet werden kann, weil sie hinreichend voraussehbar sei
, kann keine Rede sein. Das gilt erst recht für die Ermächtigungen des entworfenen Verfassungsvertrages.

Die substantielle Staatlichkeit der Union soll durch den Verfassungsvertrag verstärkt werden, sowohl institutionell als auch funktionell und materiell. Die institutionelle Umgestaltung wird die durch die völkerrechtliche ‚Souveränität’ der Mitgliedstaaten charakterisierten Formen der internationalen Zusammenarbeit weiter zurückdrängen und die supranationalen, ja einzelstaatlichen, nationalen, Formen der Integration ausbauen, nämlich das Amt eines „Präsidenten des Europäischen Rates“, der für zweieinhalb Jahre gewählt wird und kein einzelstaatliches Amt innehaben darf (Art. I-21 EVV), und das Amt eines „Außenministers der Union“, der auch einer der „stellvertretenden Präsidenten der Europäischen Kommission“ ist (Art. I-27 EVV), einführen, ab 1. November 2009 die „Europäischen Kommissare...nach einem System der gleichberechtigten Rotation zwischen den Mitgliedstaaten“ auswählen lassen (Art. I-25 Abs. 3 EVV), um die Zahl der jeweils stimmberechtigten Mitglieder der Kommission auf dreizehn zu begrenzen, und die Befugnisse des Europäischen Parlaments nicht nur im Rechtsetzungsverfahren ausweiten, sondern vor allem das Parlament als unmittelbare Vertretung „der europäischen Bürgerinnen und Bürger“, also der Unionsbürger, konstituieren (Art. I-19 Abs. 2 und Art. I-45 Abs. 2 S. 1 EVV). Bislang ist dieses Europäisches Parlament genannte Organ (Art. 7 Abs. 1, Art. 189 ff. EGV) (nur) eine „Versammlung“ (so Art. 107 EWGV 1957) „der Vertreter der Völker der in der Gemeinschaft zusammengeschlossenen Staaten“ (Art. 189 Abs. 1 EGV). Die qualifizierte Mehrheit im Europäischen Rat oder im Ministerrat, letzterer nach wie vor das dominante Rechtsetzungsorgan, soll neuen Kriterien folgen, nämlich den Stimmen der Mehrheit (gegebenenfalls zwei Dritteln) der Mitgliedstaaten, die mindestens drei Fünftel der Bevölkerung der Union“ repräsentieren (Art. I-24 EVV), durchaus ein gewisser Ausgleich der demokratischen Unterrepräsentation der bevölkerungsreichen Mitgliedstaaten, zumal Deutschlands, im gegenwärtigen Berechnungsmodus der qualifizierten Mehrheit oder gar der einfachen Mehrheit im Rat (vgl. Art 205 EGV). 

3. Diese und andere Entwicklungen sind keine wirklich großen Integrationsschritte, aber der Verfassungsvertrag wird allemal den entscheidenden Schritt zum Unionsstaat im institutionellen Sinne, zu den Vereinigten Staaten von Europa, zum Bundesstaat gehen, wenn die Europäische Union nicht bereits in ihrer gegenwärtigen Gestalt ein Staat im institutionellen und nicht nur im funktionellen Sinne ist
. Der Verfassungsvertrag verstärkt den Staatscharakter der Union, freilich verfassungswidrig, weil ein Verfassungsvertrag, den die Staatsorgane der Völker, also die pouvoirs constitués, schließen, kein Volk konstituieren kann
. Das bedarf vielmehr eines gemeinsamen Verfassungsaktes der Menschen aller Völker als pouvoir constituant, die dadurch zu einem Volk im staatlichen Sinne werden. Die Europäische Union als echter Bundesstaat hat Organe, Aufgaben, Befugnisse, Einrichtungen und Handlungsweisen entwickelt, die demokratierechtlich nur einem existentiellen Staat, einem eigenständig demokratisch legitimierten, also in der Praxis einem unechten Bundesstaat zukommen, dessen existentielles Kriterium ein Bundesvolk als Schicksalsgemeinschaft ist. 

Freilich war (und ist) es aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht angezeigt, die Union als Staat im existentiellen Sinne zu dogmatisieren, weil sie nicht der Staat eines Volkes ist, also ein Staat ohne Legitimation, ein Unrechtsstaat wäre (und im übrigen ist). Allein schon deswegen dürfte ihr das Bundes​verfassungsgericht nicht die Staatsqualität zugesprochen haben
. Die „Gemeinschaft ist (selbst) kein Staat, insbesondere (auch) kein Bundesstaat, …“ hat das Bundesverfassungsgericht (E 22, 293 (296); 37, 271 (278) deklariert
. Die Bundesstaatlichkeit scheitert aber begrifflich weder daran, daß der Bundesstaat durch einen Verfassungsvertrag, also einen Bund, begründet ist, noch daran, daß die Bundespartner, die Mitgliedstaaten, ein Recht zum Austritt haben. Das Austrittsrecht gehört zum echten Bundesstaat, dessen Staatlichkeit sich aus den Hoheitsbefugnissen ergibt, die ihm von den Mitgliedstaaten zur Ausübung übertragen sind
. Insofern ist die funktionale Staatlichkeit der Europäischen Union schon jetzt und erst recht nach Maßgabe des Verfassungsvertrages fraglos, in der Rechtsetzung, in der Rechtsprechung und zunehmend in der Verwaltung. Die eigenständige Organisation der Union macht deren institutionelle Staatlichkeit aus und macht die Union zum Staat. Bezeichnend *** Thomas Oppermann den „EGR als die Ordnung einer ´Gemeinschaft`, die bis auf weiteres irgendwo in der Grenzzone zwischen ´ewiger`Bundesstaatlichkeit und widerrufbarer übernationaler Organisiertheit steht“

Der Staatseigenschaft der Union steht nicht entgegen, daß die Union ihre Rechtsakte nur ausnahmsweise mit eigenen Organen gegenüber den Unionsbürgern, d.h. ihren Untertanen, vollziehen kann
. Die Verwirklichung der Rechtsakte der Union ist in der Europäischen Union dank der unmittelbaren Anwendbarkeit des primären Rechts und der Verordnungen (Art. 249 Abs. 2 EGV) und weitgehend auch der Richtlinien (Art. 249 Abs. 3 AGV)
 nicht weniger sichergestellt als die der Bundesgesetze im deutschen Bundesstaat. Vor allem bewirkt das die Unterwerfung der Richter unter die Gesetze (Art. 97 Abs. 1 GG)
. Die Aufgaben und die Befugnisse sowie die Organisationen und die Verfahren sind die funktionale und institutionelle Staatlichkeit eines echten Bundesstaates. 

Die funktionale Staatlichkeit der Union findet ihre Grenze im demokratischen Prinzip, wonach die gesamte Politik eines solchen Bundesstaates von den verbundenen Staaten verantwortet wird und verantwortet werden können muß (Prinzip der begrenzten Ermächtigung, Art. 5 EUV, Art. 5 Abs. 1 EGV, Art. I-9 Abs. 2 EVV
). Eine Staatlichkeit, die darüber hinausgeht, also eine existentielle Staatlichkeit, kann nur die Staatlichkeit eines existentiellen Staates sein, der die unmittelbare Legitimation des Volkes hat, in dem also die territoriale Einheit des Staates und des Volkes besteht. Das ist meist der Zentralstaat eines unechten Bundesstaates, kann aber im echten Bundesstaat auch ein existentieller Gemeinschaftsstaat sein, dessen Träger das Gesamtvolk, das Bundes- oder Unionsvolk, ist.

4. Der Entwurf des Verfassungsvertrages konzipiert und dokumentiert die existentielle Staatlichkeit der Union in aller Klarheit durch seine Sprache, durch seine Regelungen, zumal den klar formulierten und uneingeschränkten Vorrang des primären und sekundären Unionsrechts (Art. I-10 Abs. 1 EVV), und durch seinen Teil II, der die in Nizza proklamierte Charta der Grundrechte
 in das Vertragswerk inkorporiert. Grundrechte als staatliche Materialisierung und Legalisierung der Menschenrechte sind ein wesentlicher Teil eines modernen Verfassungsstaates. Die Europäische Union praktiziert zwar seit langen Grundrechte als Rechtsgrundsätze, „wie sie in der am 4. November 1950 in Rom unterzeichneten Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben“ (Art. 6 Abs. 2 EUV)
, aber der eigenständige Grund​rechtetext im Verfassungsvertrag vervollständigt den unitarischen Charakter der konzipierten Union. Im Entwurf wird etwa von „Bürgerinnen und Bürgern“ (Art. 1 Abs. 1 S. 1 u.ö.), von „Gesetzgeber“ und „Gesetzen“, nämlich vom „Europäischen Gesetz“ und vom „Europäischen Rahmengesetz“, (Art. I-19 Abs. 1 S. 1 und Art. I-22 Abs. 1 bzw. Art. I-32 ff. u.ö.), gesprochen, ja durchgehend die Sprache des Staatsrechts, also die Sprache des existentiellen Staates und unechten Bundesstaates, nicht die des Völkerrechts, die Sprache des echten Bundesstaates, benutzt. Die Worte bestimmen zwar die Sache nicht entgegen deren Eigenart, sie wollen und sollen aber die Sache, die gemeint ist, zur Sprache, auf den Begriff, bringen. In Rechtstexten, die das Sollen zum Ausdruck bringen, bestimmt die Sprache die Sache, nämlich das Gesollte, das Gesetz, und kann nur in Grenzen um der Sache willen, nämlich wegen des Rechts, umgedeutet werden. Die Sprache des Staates soll der Union das Verfassungsgesetz geben, das aber nur ein Verfassungsvertrag ist. Eine Verfassung, wie der Vertragsentwurf seinen Gegenstand durchgehend bezeichnet (etwa Art. I-10 und 11), hat ein Verfassungsstaat, an sich nur ein existentieller Staat
. Die „Verfassung für Europa“ soll durch Vertrag begründet werden. Ein Bundesvertrag als „Verfassungsvertrag“ begründet einen Bund und damit einen echten Bundesstaat
 (dazu I.). Die Vertraglichkeit ändert aber nichts an dem verfassungsstaatlichen Selbstverständnis der im Vertragsentwurf verfaßten Union, die freilich in der Substanz mehr und mehr zum existentiellen Staat in einem echten Bundesstaat entwickelt wird und folglich eines Volkes als pouvoir constituant bedarf, wie Georg Jellinek das der Sache nach gelehrt hat (§ 3 III 4)
. Die unitarische Entwicklung der Europäischen Union birgt gar die Tendenz zum unechten Bundesstaat nach dem Beispiel der Bundesrepublik Deutschland, der als Rest der existentiellen Staatlichkeit der Mitgliedstaaten das Austrittsrecht beläßt, das realiter nicht mehr als eine Möglichkeit ultima ratio ist, wie das zu II. dargelegte Separationsrecht der deutschen Länder.

5. Der Entwurf des Verfassungsvertrages schlägt nämlich einheitsstaatliche Elemente eines unechten Bundesstaates mit eigenständiger demokratischer Legitimation der Union, des Bundes also, durch ein Unionsvolk vor. Nach Art. 45 Abs. 2 des Teiles I des Verfassungsvertrages der Europäischen Union „sind die Bürger auf Unionsebene unmittelbar im Europäischen Parlament vertreten“, das Art. 19 Abs. 1 des Teils I „gemeinsam mit dem Rat als Gesetzgeber“ bezeichnet (ebenso Art. I-22 EVV). Das Europäische Parlament soll somit nicht mehr Versammlung der Vertreter der Völker sein, sondern Gesetzgebungsorgan der „Bürgerinnen und Bürger“ der Europäischen Union, der Unionsbürgerschaft, welche dadurch als Unionsvolk konstituiert wird. Damit soll dem Europäischen Parlament und dessen Gesetzgebungsakten eine unmittelbare demokratische Legitimation zugeschrieben werden. Der Union soll die originäre Hoheitsgewalt, die sie nicht hat
 und welche die Integrationisten seit eh und je herbeireden wollen
, verschaffen. Die für die demokratische Bundesstaatlichkeit und damit für die existentielle Staatlichkeit der Union wesentliche Kreation eines Unionsvolkes wirft unüberwindliche Verfassungsprobleme auf, solange der demokratische Fundamentalsatz des Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG: „Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus“, und entsprechende Sätze in den Verfassungsgesetzen anderer Mitgliedstaaten nicht aufgehoben sind
. Weil aber dieser im übrigen menschheitliche Grundsatz unabänderlich ist, wie Art. 79 Abs. 3 GG klarstellt, bedarf es der demokratischen Staatsgründung des neuen Staates, der Europäischen Union, entweder als existentiellem unechten Bundesstaat mit existentiellen Mitgliedstaaten oder als echtem Bundesstaat mit einem existentiellen Gemeinschaftsstaat, der Union. Allein die Konstituierung eines neuen Staatsvolkes, des Unionsvolkes, kann dem fundamentalen Prinzip der Demokratie die Geltung und auch die Wirkung zurückgeben. Aber die Völker Europas müssen selbst zu einem europäischen Volk zusammenfinden, durch Willensakte der Bürgerschaften, deren Organe den pouvoir constituant nicht innehaben, sondern ihren pouvoir constitué durch ihre Integrationspolitik überschreiten. Der Verfassungsvertrag würde (und wird, so wie die Dinge liegen) die Europäische Union zu einer bundesstaatlichen Mischform entwickeln, nämlich Elemente eines nicht existentiellen mit Elementen eines existentiellen Bundes, der unmittelbar von einem Bundesvolk, den Unionsbürgern, legitimiert ist, verbinden, wenn auch zunächst nur das Parlament, das nur geringe Macht hat, unitarisch im Sinne eines existentiellen Bundes institutionalisiert werden soll. Die Besonderheit der Europäischen Union ist (und bleibt), daß nämlich die Aufgaben und Befugnisse, die Organe und Ermächtigungen, aber auch die Handlungsformen auf einem völkerrechtlichen Vertrag, auf einem Bund, beruhen. Nur die Legitimation des Parlaments wird im Sinne eines existentiellen Staates auf ein Unionsvolk gestützt, obwohl die Union als existentieller Staat noch keine Verfassungsgrundlage eines Unionsvolkes hat. Aber das wird nur ein Anfang der Entwicklung zum existentiellen Unionsstaat, letztlich zum unechten Bundesstaat als einem föderalisierten Einheitsstaat, sein. „Politisch sind die Gemeinschaften zugleich Teil eines größeren Ganzen, Zwischenziel auf dem Wege zum Endziel. Dieses Endziel bleibt der europäische Bundesstaat“, war Walter Hallsein 1969 in seinem „Unvollendeten Bundesstaat“, S. 252, überzeugt. Die demokratie- und zunehmend sozialwidrige Realität der in der Union integrierten Lebensverhältnisse wandelt Hallsteins Satz mehr und mehr zur Warnung. Principiis obsta!

IV. Existentielle Staatlichkeit der Völker Europas und die Integrationsgrenzen Deutschlands

1. Die Entwicklung der Europäischen Union von einem echten Bund, freilich mit substantiellen Aufgaben und Befugnissen eines existentiellen Staates, zu einem tendenziell existentiellen bündischen Zentralstaat mit eben dessen Status, vorangetrieben und offengelegt durch den Verfassungsvertrag, beendet nicht notwendig die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, wenn sie diese auch tiefgreifend beeinträchtigt. Die existentielle Staatlichkeit der europäischen Völker wird durch eine verfassungswidrige Integration nicht beseitigt und kann im übrigen durch rechtlose Maßnahmen nicht beseitigt werden, selbst wenn die zuständigen Gerichte, das Bundesverfassungsgericht und der Europäische Gerichtshof, die Rechtlosigkeit der Politik nicht zu erkennen und/oder auszusprechen vermögen. Das Recht der Einzelstaaten, den Staatenverbund, zumal die Europäische Union, zu verlassen
, wird von Integrationisten mit dem Verstoß eines Austritts gegen Völker-, Europa- und Verfassungsrecht bestritten, deren Ideologie manchen das Lesen eines klaren Urteilstextes erschwert und alle blind für das Recht, das aus der Freiheit folgt, macht
. Die Integrationisten, im übrigen die weitaus meisten Europarechtler in Deutschland, ganz dem Zeitgeist verpflichtet, stellen das Integrationsprinzip über das fundamentale menschheitliche Rechtsprinzip, die Freiheit, die nur demokratisch, also nur in einer Republik Wirklichkeit zu finden vermag
. Der Staatenbund und damit auch der Staatenverbund sind durch das Prinzip der ständigen Freiwilligkeit der Mitgliedschaft definiert
. Der echte Bundesstaat ist ein Staatenverbund, wohl auch in der Begrifflichkeit des Bundesverfassungsgerichts, welches das Wort Bundesstaat wegen des Art. 20 Abs. 1 GG, dem grundgesetzlichen Bundesstaat, also einem unechten Bundesstaat, vorbehalten haben wollen dürfte. Der Unionsvertrag ist wie der entworfene Verfassungsvertrag zwar unbefristet (Art. 51 EUV bzw. Art. IV-8 EVV), aber der Vertrag wird nicht verletzt, wenn ein Mitgliedstaat die Union verläßt. Der „Rechtsanwendungsbefehl“, der nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichts im Zustimmungsgesetz zu den Gemeinschaftsverträgen die Geltung des Gemeinschaftsrechts in Deutschland anordnet, kann durch „gegenläufigen Akt“ aufgehoben werden
. Den Einzelstaaten ist die existentielle Hoheit verblieben, wie das wegen des demokratischen Prinzips der Freiheit nicht anders sein kann
. Die Mitgliedstaaten sind und bleiben „Herren der Verträge“
, alle zusammen und jeder einzelne. Daraus erwächst das Recht, die Union zu verlassen. Dieses Austrittsrecht wird in Teil I Art. 59 des Entwurfs des Verfassungsvertrages ausdrücklich anerkannt und näher geregelt, wohl auch, um wegen des Maas​tricht-Urteils des Bundesverfassungsgerichts einem Scheitern des Verfassungsvertrages vorzubeugen. Das Recht, aus der Union auszuscheiden, wahrt rechtlich einen wesentlichen Rest an ‚Souveränität’ der Einzelstaaten, wenn auch ein Austritt jedenfalls der Kernstaaten der Union so gut wie irreal ist, jedenfalls ein Austritt Deutschlands, das erklärtermaßen durch die europäische Integration in eine Staatengemeinschaft eingebunden werden sollte und soll, gerade um Deutschlands ‚Souveränität’ („souveräne Gleichheit“, Art. 2 Ziff. 1 VN-Charta), und Deutschlands Selbstbestimmung (Art. 1 Ziff. 2 VN-Charta) zu begrenzen. Die Mitgliedschaft in der Europäischen Union als einer internationalen Organisation bestimmt sich nach dem Grundgesetz, dessen internationale Offenheit (Prinzip der offenen Staatlichkeit)
 Grenzen kennt und keine beliebige Politik zuläßt. Wenn die Integrationsgrenzen des Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG überschritten sind, insbesondere wenn die Strukturprinzipien, zumal das Stabilitätsprinzip, das aus dem Sozialprinzip folgt
, mißachtet ist, besteht die Pflicht, die Union zu verlassen. Die Entscheidung darüber muß ein einfaches Bundesgesetz treffen. Die Aufhebung des Integrationsprinzips setzt eine Änderung des Grundgesetzes voraus, die der Form und der Mehrheit (Zweidrittel) des Art. 79 Abs. 1 bzw. 2 GG bedarf
.

2. Deutschland kann und muß aus der Europäischen Union ausscheiden, wenn die Integration das grundgesetzliche Integrationsprinzip (Präambel; Art. 23 Abs. 1 GG)
 überschreitet und eine Rückführung der Integration auf das Maß, welches das Grundgesetz zuläßt, nicht erreichbar ist, wenn somit der verfassungswidrige Zustand nicht anders als durch Austritt aus der Union behoben werden kann. Der Bundesrepublik Deutschland ist durch Art. 23 Abs. 1 S. GG nur eine Mitwirkung „bei der Entwicklung der Europäischen Union“ „zur Verwirklichung eines vereinten Europas“ erlaubt, „die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen diesem Grundgesetz im wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleistet“. Die Integrationsgrenzen sind längst überschritten, zumal durch die Währungsunion, die das durch das Sozialprinzip verfassungsrangige wirtschaftliche Stabilitätsprinzip
 mißachtet
. Die weit fortgeschrittene Entdemokratisierung der Politik, die das Strukturprinzip der Demokratie verletzt, wird durch den Verfassungsvertrag fortgesetzt. Hingewiesen sei auf die Entmachtung der nationalen Parlamente, die durch die Mitwirkung des allein schon wegen der „degressiv proportionalen“, also nach wie vor nicht gleichen, Wahlen (vgl. Art. I-19 Abs. 2 EVV) nicht demokratisch legitimierten Europäischen Parlaments an der in der Substanz exekutivistischen Rechtssetzung nicht kompensiert zu werden vermag
. Hingewiesen sei weiter auf die Grundrechte- und Grundsatzrechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs, der eine außerordentliche, demokratisch nicht legitimierte Macht usurpiert hat
 und diese nutzt, um die Lebensverhältnisse in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union umzuwälzen, liberalistisch und kapitalistisch. Die Mitgliedschaft in dieser Europäischen Union ist schon deswegen rechtswidrig, weil ein integrierter, substantieller Staat (im engeren Sinne) mit Organen, Aufgaben, Befugnissen, Einrichtungen und Handlungsformen eines existentiellen Staates, also mit existentieller Staatlichkeit, geschaffen ist und weiterentwickelt wird, der kein existentieller Staat im legitimatorischen Sinne, also im weiteren Sinne der Bürgerschaft, ist, ganz abgesehen von den Integrationsgrenzen Deutschlands. Die Strukturdefizite sollen nicht etwa behoben werden, was eine Rückführung der Integration erfordern würde, sondern durch den Verfassungsvertrag überspielt werden, indem die ohnehin unitaristischen Elemente der existentiellen Staatlichkeit der Union auf eine eigenständige, nicht von den Mitgliedstaaten abgeleitete und abhängige Existenz und Legitimation der Union gestellt werden soll, beginnend mit dem konzipierten Verfassungsvertrag, wenn auch nach wie vor die „Zuständigkeiten“ „nach dem Grundsatz der begrenzten Einzelermächtigung“ „von den Mitgliedstaaten zugewiesen werden“ (Art. 1-9 Abs. 2 EVV), also die föderale echte Bundesstaatlichkeit überwiegt, in der die Mitgliedstaaten die „Herren der Verträge“ bleiben. Das ist der Anfang der Entwicklung zur dritten Form des Bundesstaates, des auflösbaren Bundes existentieller Gliedstaaten zu einem existentiellen Zentralstaat.

3. Ein verfassungsänderndes Gesetz könnte das Integrationsprinzip des Grundgesetzes aufheben oder einschränken, nicht aber ausdehnen, weil es bereits über die Grenze dessen, was die durch Art. 79 Abs. 3 GG und Art. 20 GG geschützte, vor allem aber um der Freiheit des deutschen Volkes willen unverzichtbare existentielle Staatlichkeit Deutschlands erlaubt
, hinaus strapaziert worden ist. Deutschland würde, wenn es aus der Europäischen Union ausschiede, sei es auch aus Rechtsgründen, die Weltlage verändern. Zu erwarten wäre, daß Deutschland der Vorwurf gemacht würde, daß es den Weltfrieden gefährde. Das birgt die Gefahr, daß, auf welcher Rechtsgrundlage auch immer, angesichts der durch den Irak-Krieg geschwächten Verbindlichkeit des völkerrechtlichen Gewaltverbots
 gegebenenfalls auch ohne Rechtsgrundlage, Deutschland militärisch zur Integration gezwungen würde, zumal Deutschland, als es 1949 das Integrationsprinzip im Grundgesetz verankert hat, nicht souverän war. Wirklich souverän ist Deutschland seit dem Zweiten Weltkrieg niemals gewesen, kann sich aber auf das in der Charta der Vereinten Nationen verankerte Selbstbestimmungsrecht der Völker berufen (Art. 1 Ziffer 2). Auf diesen Artikel hat auch das Bundesverfassungsgericht im Maas​tricht-Urteil seine Lehre vom Staatenverbund gestützt
. Die existentielle Staatlichkeit der Völker, insbesondere Deutschlands, ist somit weltpolitisch fragil. Sie besteht aber völkerrechtlich. Die ebenso völker- wie europarechtswidrigen Sanktionen gegen Österreich (2000)
, das eine Regierung gebildet hat, welche einigen Führern Europas nicht genehm war, ist für alle Völker eine Warnung. Das Selbstbestimmungsrecht der Völker, die Anerkennung von deren existentieller Staatlichkeit durch die Völkergemeinschaft, das Völkerrecht, also, ihre, wie meist mit anderem Akzent gesagt wird, Souveränität, ist in Not, aber noch nicht verloren. Der Kampf um die existentielle Staatlichkeit der Völker ist zugleich, wie die folgenden Überlegungen zeigen sollen, der Kampf um Freiheit, Recht und Wohl der Völker.

V. Wider die Integration zum europäischen Bundesstaat mit einer existentiellen Union

1. Die Weiterentwicklung der europäischen Integration vor allem durch die Verträge von Maas​tricht, Amsterdam und Nizza, welche auf die politische Union, die existentielle Staatlichkeit im engeren Sinne ohne existentiellen Staat im weiteren Sinne, also ohne wirkliche Bürgerschaft, zielten, und jetzt durch den Verfassungsvertrag, der einen ersten Schritt zur existentiellen Union im europäischen Bundesstaat macht, kann nicht zu einem Staat führen, welcher der Kultur Europas genügt. Wenn Europa in Frieden leben soll, muß die Integration die uneingeschränkte existentielle Staatlichkeit der Völker wahren, zumal die Wirtschafts-, Währungs- und Sozialhoheit der Mitgliedstaaten, deren Einheit nur zu Lasten der sozialen Entwicklung zerrissen werden kann, wie sich gegenwärtig zeigt
. Weil der Verfassungsvertrag ein europäisches Volk, eine Bürgerschaft der Union („Bürgerinnen und Bürger“) zu kreieren unternimmt, um der Unionspolitik eine eigenständige Legitimation neben oder gar über der mitgliedstaatlichen Legitimation aus den zur Ausübung übertragenen Hoheitsrechten
 zu verschaffen, ist mit diesem Schritt die Gefahr verbunden, daß aus der Union als Bund eines echten Bundesstaates mehr und mehr auch im institutionellen Sinne ein existentieller Staat auf bündischer Grundlage, weil ausgestattet mit Aufgaben und Befugnissen, Einrichtungen und Organen der Staatlichkeit eines Zentralstaates, wie ein unechter Bundesstaat, wird, freilich ohne die existentielle Legitimation einer aus den Völkern Europas erwachsenen europäischen Bürgerschaft, eines europäischen Volkes. 

2. Wenn ein solches Projekt gelingen soll, müßten die Europäer eine Nation geworden sein. Die Nationalität rechtfertigt bestmöglich die existentielle Staatlichkeit. Eine Nation findet zu einer Solidarität, wie sie ein Staat erfordert, jedenfalls wenn dieser Staat freiheitlich, gleichheitlich und brüderlich sein soll
. Darauf gründet das Weltrechtsprinzip des Art. 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, aber auch die fundamentalen Prinzipien des Grundgesetzes, die der Würde des Menschen oder, kantianisch gesprochen, der Menschheit des Menschen, entsprechen. Die Nationalisierung Europas schreitet trotz der wirtschaftlichen Integration des Staatenverbundes nicht voran und soll darum durch den Verfassungsvertrag, der die Existentialität der Unionsstaatlichkeit verstärkt, vorangetrieben, ja erzwungen werden. Die Nationalisierung ist allem voran Sache der Völker, die den Willen haben müssen, in einer Nation, frei, gleich und brüderlich, zu leben. Diesen Willen müssen die Völker, die Bürgerschaften, selbst erklären, unmittelbar demokratisch. 

Richtig ist, daß die gemeinsame Staatlichkeit die Entwicklung einer Menge von Menschen zu einer Nation fördert. Richtig ist aber auch, daß ein hinreichendes Maß an aufklärerischer Homogenität der Menschen Voraussetzung eines existentiellen Staates ist, wenn dieser den Maximen der Aufklärung: Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit der Menschen, genügen soll
. Diese Maximen sind die fundamentalen Prinzipien des Rechts
. Die erforderliche Homogenität kann den Europäern der 25 Mitgliedstaaten, die bisher verbunden sind und demnächst verbunden werden sollen, nicht abgesprochen werden
. Die Integration der Europäer zu einer Nation muß nicht an der Geschichte und an den Sprachen der Völker scheitern
. Es ist die Gesamtlage, die einer Nationalisierung, wohlgemerkt im nüchternen Sinne eines existentiellen Staates, entgegensteht, wesentlich auch die äußere Lage der erweiterten Union. Rußland, die Türkei, die vorderasiatischen und afrikanischen Mittelmehranrainer werden langfristig nicht von dem Verbund der Wirtschaft ausgeschlossen werden können, aber lösen als Mitglieder eines gemeinsamen existentiellen Bundesstaates Bedenken aus. 

Vor allem verbietet die Vielheit der Menschen die Integration zu einem existentiellen Bundesstaat Europa, weil freiheitliche Gemeinwesen, Republiken also, mit dem Prinzip der kleinen Einheit stehen und fallen
. Der Großstaat Europa kann strukturell nur obrigkeitlich/despotisch sein. Europa ist ein Erdteil vieler Völker und kann seine Eigenart nur als Republik der Republiken wahren
, etwa so, wie es die Römischen Verträge gestaltet hatten. Die Erweiterung der Union ist zu fördern, deren Vertiefung abzuwenden. Es ist nicht zu erwarten, daß die Völker Europas zu einer inneren Nation werden
, aber die Führer Europas gehen über die Realitäten hinweg. Sie scheinen große Mengen vereinzelter Menschen, Arbeiter und Verbraucher, entpolitisierter Untertanen, Bürgern
 in eigenständigen Republiken, welche die Chance politischer Freiheit geben, vorzuziehen, auch um der Macht der classa politica willen. 

Das propagandistische Postulat der Bürgernähe in den Verträgen (Art. 1 Abs. 2 EUV; Art. I-45 Abs. 3 EVV; Nizza-Erklärung zur Zukunft der Union 2001 und Erklärung von Laeken vom 15. Dezember 2001) sollte hellhörig machen, weil dessen Logik die Distanz der Obrigkeit zu den Untertanen ist. Die Politiker sollten Diener der Völker sein, nicht deren Herren. Die Parteienoligarchie jedenfalls in Deutschland scheut sich darum, den Deutschen den verfassungsgebotenen Einfluß auf die Integrationspolitik einzuräumen. Das ist der wesentliche Grund, warum den Deutschen entgegen dem demokratischen Prinzip des Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG auf Bundesebene Abstimmungen und damit die Möglichkeit, ihren integrationspolitischen Willen zu äußern, verwehrt werden
. Sie werden über die Substanz der Integrationspolitik gar nicht erst informiert.

3. Die meisten Völker Europas würden einer Integration zu einem existentiellen Staat im weiteren Sinne, der Nationalisierung Europas, nicht zustimmen, jedenfalls nicht die Deutschen. Ohne Deutschland kann allein schon wegen dessen geographischer Lage der Erdteil Europa nicht zu einem existentiellen Staat entwickelt werden. Die europäische Verfassungspolitik mißachtet die Verfassungshoheit der Völker, jedenfalls die Deutschlands, und damit den Kern der existentiellen Staatlichkeit der Völker. Jedes Volk hat das zitierte Selbstbestimmungsrecht und damit das Recht zur eigenen existentiellen Staatlichkeit. Dieses Recht macht die plurale Parteienoligarchie den Deutschen streitig, obwohl das Bundesverfassungsgericht es im Maas​tricht-Urteil noch anerkannt, wenn auch im Übermaß zurückgedrängt hat
. Im Euro-Beschluß hat derselbe Senat des Bundesverfassungsgerichts den Rechtsschutz gegen die vertrags- und staatswidrige Einführung des Euro verweigert
 und damit die weitere Entwicklung der Integration zur politischen Union allein Parlament und Regierung überantwortet, d.h., den Parteiführern ausgeliefert, welche bewiesen haben, daß sie das Integrationsprinzip über das Rechtsprinzip stellen. Die Währungsunion, als solche supranational und Element eines existentiellen Staates
, aber zwingt zur politischen Union, weil sie ohne diese keine Chance hat
, und damit zum existentiellen europäischen Staat. Die Weiterentwicklung der existentiellen Staatlichkeit (im engeren Sinne) der Europäischen Union wird ‚eurokratisch’, nicht demokratisch sein. 

4. Allein schon der Verfassungskonvent hat für die Aufgabe, eine Verfassung für Europa zu erarbeiten, ein Werk, das nur schwer verändert werden kann, wenn es einmal, zumal als großer Erfolg und mit großen Getöse der Öffentlichkeit präsentiert worden ist, keine demokratische Legitimation; denn der Verfassungskonvent ist nicht von den Völkern Europas, geschweige denn von einem europäischen Volk gewählt worden. Im Rahmen des Post-Nizza-Prozesses haben die Staats- und Regierungschefs einen Konvent für die Zukunft Europas eingesetzt, dessen Mitglieder außer Regierungsbeauftragten (u.a.) von den nationalen Parlamenten und dem Europäschen Parlament gewählte Abgesandte sein sollten
. Dieser Konvent soll den Schein demokratischer Legitimation erzeugen, entbehrt derer aber gänzlich, weil weder die Regierungen der Mitgliedstaaten noch deren Parlamente und schon gar nicht das Europäische Parlament nach den nationalen Verfassungsgesetzen oder nach den Gemeinschaftsverträgen die Aufgabe oder gar die Befugnis haben, die Europäische Union zu einen existentiellen Verfassungsstaat zu entwickeln. Demokratische Legitimation hat ein Amtswalter nur für die Aufgaben des Amtes, in das er gewählt oder berufen worden ist. Das ist die Logik des republikanischen Amtsprinzips
. Voraussetzung der Entwicklung eines existentiellen europäischen Bundesstaates wären Willensakte der Völker Europas, ihre existentielle Staatlichkeit mit der Europäischen Union als deren existentieller Gliedstaat zu teilen, durchaus mit dem Recht zum Austritt, aber doch in den wesentlichen Teilen der Politik existentiell in die Union integriert. Ein solcher Wille könnte rechtens nur durch Referenden der Völker geäußert werden
. Ohne vorherigen Volksentscheid in einem Verfahren, das noch gar nicht bedacht ist, der die existentielle Staatlichkeit der jeweiligen Mitgliedstaaten zugunsten eines europäischen Bundesstaates einschränkt, wenn auch nicht beendet, ist die Staatswerdung der Europäischen Union im existentiellen Sinne Verfassungsbruch, zumal damit neben dem jeweiligen Volk des Mitgliedstaates ein neues Volk im existentiellen Sinne, das Unionsvolk, geschaffen wird. Die Integrationspolitik des Verfassungsvertrages gefährdet den „Bestand der Bundesrepublik Deutschland“ in dessen grundgesetzlicher Substanz und ist, wie Art. 21 Abs. 2 S. 1 GG, der die Verfassungswidrigkeit von Parteien regelt, erweist, verfassungswidrig. 

Der Verfassungsvertrag wird, wenn er denn vereinbart werden sollte, ohne unmittelbaren Volksentscheid ein obrigkeitlicher Oktroi ohne demokratische Substanz sein. Wenn der Unionsvertrag oder die Gemeinschaftsverträge weiterentwickelt werden sollen, steht das Verfahren des Art. 48 EUV zur Verfügung. Dieses ist wesentlich wie bei allen völkerrechtlichen Verträgen Sache der Regierungen. Ein Verfassungskonvent ist dort nicht vorgesehen. Er hat keinerlei demokratische Dignität, sondern ist eine Arbeitsgruppe der Staats- und Regierungschefs. Die Einrichtung des Konvents war somit sogar vertragswidrig. 

5. Solange jedenfalls in Deutschland alle Staatsgewalt vom Volke und das heißt: vom deutschen Volke
 ausgeht, kann es rechtens in Deutschland keine Gesetzgebung geben, welche ihre Legitimation, genauer: ihre Verbindlichkeit
, nicht vom deutschen Volk, sondern von einem europäischen Unionsvolk herleitet. Das hat das Bundesverfassungsgericht zu der artifiziellen Dogmatik von der „begrenzten Einzelermächtigung“ gezwungen
, die zumindest fingieren kann, die Rechtsakte der Gemeinschaft seien durch die nationalen Parlamente demokratisch legitimiert, weil diese die Politik der Gemeinschaft, die im Wesentlichen in den Gemeinschaftsverträgen, denen die nationalen Parlamente zugestimmt hätten, vereinbart worden sei, verantworten können würden. Das war und ist demokratierechtliche Dogmatik, die mit der politischen Wirklichkeit wenig zu tun hat, weil die meisten Abgeordneten jedenfalls des Deutschen Bundestages den Gemeinschaftsverträgen blindlings zuzustimmen pflegen; denn deren Ablehnung gilt als politisch inkorrekt. Einen meßbaren Einfluß haben die Abgeordneten auf die Verträge nicht nur wegen ihrer allgemeinen parteienstaatlich begründeten Ohnmacht nicht, sondern vor allem, weil die Materie der Verträge völkervertraglich festgelegt ist und die Regierung sich gebunden hat. Die Dogmatik war aber notwendig, wenn der schlechthin fundamentale Satz der Demokratie nicht auch noch ignoriert werden sollte. Im übrigen widerspricht die demokratische Rechtfertigung der Unionspolitik mit dem Prinzip der begrenzten Ermächtigung augenscheinlich der zu III., 2. dargelegten Weite und Offenheit der Ermächtigungen im Unionsrecht
. Darum hat das Bundesverfassungsgericht erkannt,“ daß dem Deutschen Bundestag Aufgaben und Befugnisse von substantiellem Gewicht verbleiben müssen“
, daß „durch den Umfang der eingeräumten Aufgaben und Befugnisse und die im Vertrag geregelte Form der Willensbildung in der Europäischen Union und den Organen der Europäischen Gemeinschaften die Entscheidungs- und Kontrollzuständigkeiten des Deutschen Bundestages noch nicht in einer Weise entleert“ würden, „die das Demokratieprinzip, soweit es Art. 79 Abs. 3 GG für unantastbar erklärt, verletzt“
 und daß „die im Unionsvertrag vorgesehene Einräumung von Aufgaben und Befugnissen europäischer Organe dem Deutschen Bundestag noch hinreichende Aufgaben und Befugnisse von substantiellem politischem Gewicht“ belasse
.

6. Ohne die kleinen Einheiten, die in Europa föderalisierte, zumindest regionalisierte Nationalstaaten sind, hat die Europäische Union keine Chance, die Prinzipien zu verwirklichen, welche die Menschheit des Menschen gebietet, nämlich Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit, gelebte Rechtlichkeit durch wirksame Staatlichkeit. Die europäische Wertegemeinschaft, welche durchaus die genannten Prinzipien hoch hält (vgl. Art. 6 EUV; Art. I-2 EVV), wird nach dem Entwurf des Verfassungsvertrages in der Europäischen Union noch weniger eine tragfähige Organisation finden als bisher schon nach den Gemeinschaftsverträgen. Der institutionell einem Nationalstaat nachgebildete Großstaat Europa
 nimmt allen Institutionen die freiheitliche Substanz, welche in den Nationalstaaten für die Verwirklichung der aufklärerischen Ziele der Menschheit des Menschen entwickelt worden sind. Insbesondere entzieht der Nationalstaat Europa dem Prinzip Recht die Grundlage. Der Gesetzgeber ist kein wirklicher, nämlich freiheitlicher, Gesetzgeber mehr; denn er ist nicht demokratisch legitimiert. Die Union mag eine Ordnung schaffen, nicht aber eine Rechtsordnung; denn eine Rechtsordnung kann nur auf der politischen Freiheit der Menschen als Bürgern beruhen
. Die Exekutive ist nicht die vollziehende Gewalt, die den Willen der Bürgerschaft verwirklicht, sondern hat sich mehr und mehr zur Obrigkeit entwickelt, welche über eine riesige Menge isolierter Untertanen herrscht. Die Herrschaft üben die Staats- und Regierungschefs mit dem Präsidenten der Kommission und zukünftig dem Präsidenten des Europäischen Rates, die Führer Europas, aus, getragen von ihren Parteien und gestützt durch die Richter im Europäischen Gerichtshof. Die pluralen Parteienoligarchien haben sich europaweit verbündet, gewissermaßen ihre Herrschaft integriert und dadurch stabilisiert. Demokratie und Rechtsstaat, beide Ausdruck der Freiheit, sind das nicht. Parteienstaaten sind keine Republiken und werden das nicht durch ihre Integration zum Herrschaftsbündnis. Der Europäische Gerichtshof ist trotz mancher nachvollziehbarer Rechtserkenntnisse kein Gericht im freiheitlichen, demokratischen Sinne.

Die europäische Integration hat den Völkern Europas, staatsrechtlich bewertet, eine staatsähnliche Hülse gelassen, in der noch manche Staatlichkeit im Sinne freiheitlicher Rechtlichkeit Wirklichkeit hat, die aber den substantiellen Verlust an Freiheit, Recht und Staat kaum noch zu kaschieren vermag. Nur Republiken, in denen die Völker die wirkliche Verantwortung für das gemeinsame Leben und damit für das Recht haben, sind Staaten im existentiellen und menschheitlichen Sinne. Die Völker sind, obwohl mit ihrer Verantwortung für das gemeinsame Leben noch existentielle Staaten, durch die europäische Integration weitgehend funktional, aber auch existentiell entstaatlicht, ohne daß die Europäische Union ein freiheitlicher Rechtsstaat geworden wäre oder auch nur werden könnte. Der angestrebte existentielle Bundesstaat Europa wird nicht frei, wird nicht gleich und wird nicht brüderlich sein. Er wird, strukturell notwendig, obrigkeitlich/despotisch
 sein, so wie seine supranationalisierte
 Politik auch schon jetzt ist, zumal die Geld- und Währungspolitik. Diese Integration führt zur Neuen Sozialen Frage. Wegen der sozialen Heterogenität auf Liberalisierung und Deregulierung angewiesen, wandelt die Integration die Sozialstaaten Europas in eine Region des globalen Kapitalismus
. Die Folge sind die Pauperisierung weiter Teile der Völker, insbesondere des deutschen Volkes, und die Entsolidarisierung, welche mit der Entdemokratisierung durch den Verlust der kleinen Einheiten verbunden ist. 

Europa kann um des gemeinsamen Lebens auf diesem Erdteil willen nur eine Republik der Republiken sein
, in der die Völker als nationale Republiken die Verantwortung für ihr Schicksal tragen, aber die gemeinsamen Angelegenheiten durch einen völkerrechtlichen Bund ordnen und befrieden. Dieser Bund, der einen echten Bundesstaat schafft, beruht auf dem politischen Willen der Völker und muß darauf beruhen. Der Oktroi der classa politica vermag einen existentiellen Bund der Völker Europas nicht zu tragen
. Die Befugnisse dieses Bundes dürfen über das unabdingbar Notwendige nicht hinausgehen, wie es das Subsidiaritätsprinzip an sich gebietet (vgl. Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG; Art. 2 Abs. 2 EUV in Verb. mit Art. 5 Abs. 2 EGV und Art. I-9 Abs. 3 EVV)
, das aber von den primärrechtlichen Verträgen der Europäischen Union selbst unterlaufen wird. 

Der Großstaat Europa ruiniert die besten Entwicklungen der europäischen Kultur, insbesondere das Recht. Der Ökonomismus der europäischen Integration mag den Interessen großer Versicherungen, großer Banken und großer Industrien, insgesamt der Plutokratie, entsprechen, er mag auch die Macht der Parteiführer stärken. Er schadet den Völkern Europas. Europa kann nur als Europa der Staaten, als l’Europe des patries, wie das Charles de Gaulle in den Mund gelegt wird, in Frieden leben. Die Europäische Union entwickelt sich zu einer Art europäischem Reich, hoffentlich nicht zum Vierten Reich. Kant hat vor dem Großstaat gewarnt, weil „ein solcher Zustand eines allgemeinen Friedens (wie es mit übergroßen Staaten wohl auch mehrmalen gegangen ist) auf einer andern Seite der Freiheit noch gefährlicher“ ist, „indem er den schrecklichsten Despotismus herbeiführt“, und den „rechtlichen Zustand der Föderation nach einen gemeinschaftlich verabredeten Völkerrecht“ empfohlen
.

Mehr als alle anderen Gefahren ist der Verlust an polizeilicher Sicherheit zu beklagen. Kriminalität, insbesondere Korruption, breiten sich auch in Deutschland zunehmend aus
. Im grenzenlosen Europa kann die Großkriminalität ihr Feld bereiten. Zur polizeilichen Sicherheit gehört die Überschaubarkeit der Lebensverhältnisse, also die kleine Einheit, welche eine Nähe ermöglichen, die der Kriminalität abträglich ist. Es ist nun einmal Erfahrung, daß die Barriere vor Straftaten im eigenen Dorf, in der eigenen Stadt, im eigenen Land, sehr viel höher ist als im Ausland, wo manch einer ohne weitere Rücksicht seinen Vorteil sucht. Es gibt eine gelebte Solidarität und Loyalität im eigenen Land, die sich nicht grenzenlos erweitern läßt. Kriminalität gibt es in jedem Land und wird es immer geben. Die europäische Integration fördert deren Entgrenzung und verstärkt sie, insbesondere die organisierte Kriminalität, die große Räume braucht. 

Insbesondere erleichtert die Großstaatlichkeit den Krieg. Die Politik der militärischen Kriseneinsätze in Angelegenheiten fremder Völker, sei es im (vermeintlichen) Interesse der Menschenrechte, sei es im (vermeintlichen) Interesse des Weltfriedens, ist die Politik des Krieges, des iustum bellum. Diese Politik wird durch die große Macht möglich, sei es eigene Macht, sei es die Macht eines Bündnisses, wie der NATO. Republiken, lehrt Kant, führen keine Kriege, weil die Völker „alle Drangsaal des Krieges über sich selbst beschließen müßten“
. Allzu mächtige Staaten bedrohen ihren Nachbarn, heute die ganze Welt. Die Bismarcksche Großmachtpolitik, das Deutsche Reich als großer Staat, hat, diese undogmatische Bemerkung sei erlaubt, Deutschland und Europa kein Glück beschert, vielmehr drei verheerende Kriege, zwei Weltkriege, zur Folge gehabt. Die europäische Integrationspolitik ist eine weitere Folge dieses Irrweges. Sie hat die Voraussetzungen von Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit aus dem Auge verloren, die kleine Einheit Rousseaus
.

Der Widerspruch gegen die europäische Integration wird von der politischen Klasse kaum noch gehört. Den Völkern bleibt das Recht zum Widerstand (Art. 20 Abs. 4 GG), das ewige Recht der Menschen gegen die Tyrannis. Meine Hoffnung ist, daß Europa seine Seele zurückgewinnt, die Selbstbestimmung der Völker, ihre Nationalität, für die sich die Völker auf die Charta der Vereinten Nationen berufen können. Die europäische Integration ist eine Fehlentwicklung Europas, wenn sie an den Prinzipien der Freiheit, des Rechts und des Staates gemessen wird. Durch Wohlstand wird der Verlust an Freiheitlichkeit, Rechtlichkeit und Staatlichkeit nicht ausgeglichen werden, vor allem aber, wie die wirtschaftliche Entwicklung zeigt, nicht ausgeglichen werden können. Ein „Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts“, wie das Art. 2 Abs. 1 Teilstrich 4 EUV und Art. I-3 Abs. 2 EVV als Ziel der Union verheißen, ist die Union nicht und wird sie nicht sein, weil sie es nicht sein kann. Vor allem mangelt es der Union an der dafür erforderlichen Demokratiefähigkeit. 

VI. Integrationistische Anmaßungen

In der Präambel, die Valéry Giscard d´Estaing persönlich verfaßt haben soll, läßt der Konvent die Europäische Union, also die Mitgliedstaaten und die Völker, die „dankbare Anerkennung der Leistung der Mitglieder des Europäischen Konvents, die diese Verfassung im Namen der Bürgerinnen und Bürger und der Staaten Europas ausgearbeitet haben“, aussprechen. Der Konvent ist nicht von den „Bürgerinnen und Bürgern“ mit dem Entwurf eines Verfassungsvertrages beauftragt worden, vielmehr sind diese überhaupt nicht gefragt worden. Genausowenig wird der Verfassungsvertrag „von dem Willen der Bürgerinnen und der Bürger und Staaten Europas geleitet, ihre Zukunft gemeinsam zu gestalten, ...“, wie das Art. 1 Abs. 1 S. 1 des Teils I des Verfassungsvertragsentwurfs deklariert. Der Wille der „Bürgerinnen und Bürger“ wird nicht in verfassungsgerechten Verfahren ermittelt und die Staaten haben solange keinen verfassungsgemäßen Willen, als nicht die Völker Europas in Referenden beschlossen haben, zukünftig in einem existentiellen europäischen Staat zu leben. Die Staats- und Regierungschefs mögen den Arbeitsauftrag namens der Staaten Europas (dazu scheint etwa Rußland nicht zu gehören) gegeben haben, sie haben aber ihre Befugnisse, jedenfalls gemessen an Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG, überschritten, weil ausweislich Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG die Staatsgewalt jedenfalls des deutschen Volkes unteilbar ist und darum der Integration zu einer originären, zumal existentiellen, Staatlichkeit der Europäischen Union der Weg vom Grundgesetz nicht geebnet ist. Die Dankbarkeit der entbürgerlichten Bürger der Union für den Schritt in die weitgehend entdemokratisierte, aber integrierte Staatlichkeit, welche der sozialen Gerechtigkeit keine Chance lassen wird, bleibt abzuwarten. Giscard d´Estaing aber ist bereits, bevor das Vertragswerk fertiggestellt war, mit dem Aachener Karlspreis für seine Arbeit an dem Verfassungsvertrag ausgezeichnet worden.

§ 5  Das Gemeinschaftsrechts in Deutschland

I. Selbstbestimmung der Völker und deren Vertragsbindung 

1. Das Selbstbestimmungsrecht der Völker, ein Grundsatz des Völker​rechts
, ist aus republikanischer Sicht die gemein​sa​me, allgemeine Willens​autono​mie der Bürger eines staatlich geordneten Gemeinwe​sens. Es folgt aus der Logik der Men​schen​würde, die ihre Wirklichkeit in der Freiheit jedes Men​schen als Bürger findet. Diese Freiheit ist republikanisch oder politisch, nicht etwa liberali​stisch zu verstehen
. Das Selbst​bestimmungs​recht ist mit dem von Bodin (1529 - 1596: Les six livres de la République, I c 1  u. 8) geprägten Begriff der Souveränität als der suprema potestas gegen die Unter​tanen und Bürger
, welches unver​ändert den monarchischen Klang der Für​stensouveränität hat, schlecht, im Verhältnis der Staaten zuein​ander als gegen​seitige Unabhängigkeit, als soge​nannte äußere Souveränität, wenn diese durch die Geltung grundlegen​der Prinzipien relativiert wird
, in etwa er​faßt
. Willensauto​no​mie/​Selbstbestimmung und Vertragsver​bindlichkeit unter den Völkern sind un​trenn​bar ver​bunden. Gesetze der Völker und Ver​träge zwischen den Völkern verwirkli​chen die allgemeine Freiheit unter den Menschen und Völkern, vorausgesetzt, sie verwirklichen das Recht. Die Lehre, Gesetze würden die Freiheit einschränken, ist eine liberalistische und kon​stitutionalisti​sche, spezi​fisch deutsche, Dogma​tik, die unter dem monarchischen Prinzip des Deutschen Bundes richtig war, aber 1918 ihre Grundlage verloren hat
. Das völker​recht​liche Grundprinzip ist: Pacta sunt servanda
. Dieses Prinzip folgt der Logik der Freiheit, ja der Idee des Rechts überhaupt, weil (und wenn) die Verträge unter den Völkern der Wille der Völker sind (umgekehrter Monis​mus, § 3 III, 6 ff.). Aus dem Selbst​bestimmungs​recht der Völker folgt das Prinzip der Gleich​heit ihrer Staaten untereinander, wieder​um mit Logik
. Das Selbst​bestim​mungs​recht, die, wenn man so will, Souveränität, hindert nicht, daß die Staaten an Verträge gebunden sind, sondern ist der Geltungsgrund der Verträge unter den Völkern. Das Grundgesetz hat demgemäß in Art. 26 GG die allgemeinen Regeln des Völkerrechts in die deutsche Rechtsordnung integriert.
2. Die in Art. 10 EGV enthaltenen Vertragspflichten sollen nach der z. Z. über​wiegen​den An​sicht
 über die den Mitgliedstaaten obliegende völkerrechtliche Verpflich​tung zur Vertragserfüllung hinausgehen, weil diese bereits im Prinzip pacta sunt servanda enthalten sei. Das über​zeugt nicht. Erstens ist der Wortlaut auf die Vertragsverwirklichung ausgerich​tet. Zweitens wäre Art. 10 EGV eine undefi​nierte Verpflichtung, die keine rechtliche Ver​bindlichkeit schaffen kann
. Art. 10 EGV ist Ausdruck des Prinzips, daß das Gemeinschafts​recht des Vollzugs durch die Mitgliedstaaten bedarf
, die über staatliche Vollzugs​gewalt (Gebietshoheit) ver​fügen (dazu § 3 II, § 6 VII). Er bestätigt zugleich das Prinzip der dauern​den Freiwilligkeit der Mitglied​schaft, das logisch mit der Vertragsverpflichtung zur Erfüllung des Gemeinschafts​rechts verbunden ist, weil eben kein Gemeinschaftsstaat Europäische Union mit eigenständiger (originärer Staats​gewalt begründet ist (dazu § 3 III, § 4). Aber durch Art. 10 Abs. 1 EGV ver​pflichten sich die Mit​gliedstaaten zur effizien​ten Erfüllung der gemein​schafts​recht​lichen Verbindlich​keiten. Die Gemein​schaftstreue ver​langt die best​mögli​chen Maßnahmen im Interesse der Ver​wirkli​chung der Gemeinschaft, also den ordentlichen Vollzug des Gemein​schafts​rechts
. Art. 10 Abs. 2 EGV ver​bietet Maßnahmen, die sich auf das Funk​tio​nieren des Gemeinsamen Marktes nach​teilig auswirken oder auch nur aus​wirken können, welche nämlich "die Ver​wirklichung der Ziele dieses Vertrages gefährden können"
. Damit ist eine allgemeine (gegenseitige) Pflicht zur Gemein​schafts-/Unionstreue begründet
, die im Grund​satz aber keine besonderen Rechts​pflichten er​zeugt
, sondern ähnlich anderen all​gemeinen Treu​epflichten der Rechtsord​nung, insbesondere der föderalistischen Bundestreue
, lediglich politische Verbindlich​keiten begründet. Die Gemeinschaftstreue kann aber für die nähere Bestimmung der einzel​nen Ver​trags​pflichten ausschlagge​bend sein und trägt ein gemein​schaftsfreundliches Ver​ständnis derselben, soweit Wortlaut und Syste​matik des Vertrages das herge​ben. Alter Erfahrung nach werden im Laufe der Geschichte solche generellen Treueklauseln genutzt, um bestimmte Pflichten, welche die Recht​sprechung entwickelt, zu begründen (vgl. insb. die vertrags​recht​liche Treu​epflicht des § 242 BGB). Der Gerichtshof hat Art. 10 Abs. 1 Satz 1 und Art. 10 Abs. 2 EGV bereits als Grundlage für eine stärkere In​pflichtnahme der Mit​gliedstaa​ten ge​nutzt
. Aus diesen Vorschriften leitet der Gerichtshof die Ver​pflich​tung der Mitgliedstaaten her, das Gemeinschafts​recht einheitlich anzuwen​den und Maßnahmen zu unterlassen, die dem ent​gegenstehen
. Kei​nesfalls kann eine solche Vorschrift eine im Vertrag nicht näher begrün​dete Politik der Gemeinschaft rechtfertigen; das widerspräche dem Prinzip der begrenzten Er​mächti​gung (dazu § 6 I).
II. Verbindlichkeit des Gemeinschaftsrechts

1. Europäischer Gerichtshof

Gemäß der ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs sind die Gemeinschaftsverträge nach ihrer Zielsetzung und Eigenart darauf angelegt, daß das Gemeinschaftsrecht unmittelbar gelte und gegebenenfalls auch unmittelbar anwend​bar sei
. Der Begriff der unmittelbaren Geltung soll die rechtliche Verbindlichkeit völkerrechtlicher Verträge im innerstaatlichen Recht erfassen. Als unmittelbar geltend werden völkerrechtliche Verträge bezeichnet, die ohne einen Transforma​tionsakt unmittelbar mit Vertragsabschluß wirksam sind und auch in den vertrags​schließenden Staaten gelten
. Von der unmittel​baren Geltung völkerrecht​licher Vorschriften muß deren unmittelbare Anwendbarkeit unterschieden wer​den. Unmittelbar anwendbar ist eine Vorschrift des Völker​rechts, wenn man sich im Rechtsverkehr, insbesondere vor Gerichten, auf sie berufen kann
. Der Europäische Gerichtshof hat in der Rechts​sache Costa/ENEL
 ausge​führt:


"Zum Unterschied von gewöhnlichen internationalen Verträgen hat der EWG-Vertrag eine eigene Rechtsord​nung geschaffen, die bei seinem In​krafttreten in die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten aufgenommen wor​den und von ihren Gerich​ten anzuwenden ist. Denn durch die Grün​dung einer Gemeinschaft für unbegrenzte Zeit, die mit eigenen Organen, mit der Rechts- und Geschäfts​fähigkeit, mit internationaler Handlungs​fähigkeit und insbesondere mit echten, aus der Beschrän​kung der Zu​stän​digkeit der Mitgliedstaaten oder der Übertragung von Hoheits​rech​ten der Mitgliedstaa​ten auf die Gemeinschaft herrührenden Hoheits​rechten ausge​stattet ist, haben die Mitgliedstaaten, wenn auch auf einem be​grenz​ten Gebiet, ihre Souveränitätsrechte beschränkt und so einen Rechts​körper geschaffen, der für ihre Angehörigen und sie selbst ver​bindlich ist."

Auf der Grundlage der Aufnahme des Ge​mein​schafts​rechts in das Recht der einzelnen Mitgliedstaaten
 ergibt sich für den Ge​richts​hof ohne weiteres die unmittelbare innerstaatliche Geltung des Ge​mein​schafts​rechts.


"Unmittelbare Geltung bedeutet unter diesem Blickwinkel, daß die Be​stim​mun​gen des Gemeinschaftsrechts ihre volle Wirkung einheitlich in sämtli​chen Mitgliedstaa​ten vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an und während der gesamten Dauer ihrer Gültigkeit entfalten müssen. Diese Bestimmun​gen sind somit unmittelbare Quelle von Rechten und Pflich​ten für alle diejenigen, die sie betreffen, einerlei, ob es sich um die Mit​gliedstaaten oder um solche Einzelpersonen handelt, die an Rechts​ver​hältnissen betei​ligt sind, welche dem Gemeinschaftsrecht unterliegen. Diese Wirkung erstreckt sich auch auf jedes Gericht, das, angerufen im Rahmen seiner Zuständigkeit, als Organ eines Mitgliedstaats die Auf​gabe hat, die Rechte zu schützen, die das Ge​meinschaftsrecht den ein​zelnen verleiht."

Der Gerichtshof leitet die unmittelbare Geltung des Gemein​schafts​rechts somit aus der Eigenart der Rechtsgemeinschaft ab, welche die Mitglied​staaten durch die Übertragung von Hoheitsrechten geschaffen hätten, im Ergebnis zu Recht, weil und insoweit die Verbindlichkeit des Gemein​schaftsrechts in ihrem Staat der Wille der Völker der Union ist, der in der Übertragung der Hoheitsrechte zur gemeinschaftlichen Ausübung der Staatsgewalt zum Ausdruck kommt (dazu § 3 III). 

2. Bundesverfassungsgericht

Nach Art. 59 Abs. 2 Satz 2 GG bedürfen "Verträge, welche die politi​schen Bezie​hungen des Bundes regeln oder sich auf Gegenstände der Bundesgesetzge​bung bezie​hen, ... der Zustimmung oder der Mitwirkung der jeweils für die Bundes​gesetzge​bung zuständi​gen Körperschaften in der Form eines Bundes​gesetzes." Gerichtliche Praxis und überwiegende Lehre sehen Art. 59 Abs. 2 GG als Ausdruck des Trans​forma​tionserfordernisses, welches darauf schließen lasse, daß das Grund​gesetz von einem Dualismus der völkerrechtlichen und der nationalen deutschen Rechtsord​nung ausgehe
. Das Bundesver​fassungs​gericht spricht vom "doppel​ten Charak​ter" des Ver​trags-Gesetzes, nämlich einerseits als Voraus​setzung für den ver​fassungsmäßigen Abschluß des völker​rechtlichen Vertrages, anderer​seits als Trans​formationsent​scheidung, die dem Inhalt des völkerrecht​lichen Vertrages "die Geltung als innerstaatliches deut​sches Recht" verleihe und "ihn sowohl für die staatlichen Organe als auch für die Staats​bürger ver​bind​lich" mache
. 

Hinsichtlich des Gemeinschaftsrechts sollen diese Erwägungen freilich nicht gelten. Zunächst hatte das Bundesver​fassungsgericht in enger Anlehnung an die Recht​sprechung des Europäischen Gerichtshofs auf die Selb​ständigkeit und Eigenart der Gemein​schafts​rechtsordnung abgestellt
. Jetzt folgt es der soge​nannten Vollzugs​leh​re
, die sich in Mitglied​staa​ten, die das Verhältnis von Völkerrecht und natio​nalem Recht duali​sti​sch dogmatisieren, weitgehend durc​h​gesetzt hat
. Danach ord​net das jeweilige natio​nale Zustimmungs​gesetz zu den Gemein​schaftsverträgen als "Rechtsanwendungsbefehl" deren inner​staatli​che Geltung an
, ohne ihren Inhalt in innerstaatliches Recht zu transformie​ren
.

1967 hat das Bundesverfassungsgericht eine unmittelbar gegen eine Ge​mein​schafts​verordnung gerichtete Verfassungsbeschwerde als unzulässig abgewie​sen, weil es sich bei dieser Verordnung nicht um einen Akt "deutscher" öffent​li​cher Gewalt im Sinne des § 90 Abs. 1 BVerfGG gehandelt habe
. Damit schien das Gericht das Gemein​schaftsrecht bereits aus sich heraus für inner​staatlich verbindlich zu halten. In späteren Entscheidungen hat es jedoch erklärt, die Geltung des primären Ge​meinschaftsrechts "für den Hoheits​bereich der Bun​des​republik Deutschland" gelte allein "kraft des Rechts​anwendungs​befehls, den die Zustimmungsgesetze gemäß Art. 59 Abs. 2 GG den Gemein​schaftsverträgen erteilt haben ..."
. In der soge​nannten "Solange II"-Ent​schei​dung vom 22. Oktober 1986 präzisiert das Gericht die Vollzugslehre auch im Hinblick auf das sekundäre Gemein​schafts​recht:


"Art. 24 Abs. 1 GG ermöglicht es, die Rechtsordnung der Bundesrepu​blik Deutschland derart zu öffnen, daß der ausschließliche Herrschafts​anspruch der Bundesrepublik Deutschland für ihren Hoheitsbereich zurückgenom​men und der unmittelbaren Geltung und Anwendbarkeit eines Rechts aus anderer Quelle in​nerhalb dieses Hoheitsbereichs Raum gelassen wird (vgl. BVerfGE 37, 271 (280); 58, 1 (28); 59, 63 (90)). Art. 24 Abs. 1 GG ordnet zwar nicht schon selbst die unmittelbare Geltung und Anwend​barkeit des von der zwischenstaatlichen Ein​rich​tung gesetzten Rechts an, noch regelt er un​mittelbar das Verhältnis zwischen diesem Recht und dem innerstaatlichen Recht, etwa die Frage des An​wendungs​vor​rangs. ... Ein innerstaatlicher Geltungs- oder An​wendungsvor​rang ergibt sich allein aus einem dahingehen​den inner​staatlichen Rechts​anwen​dungsbefehl, und zwar auch bei Verträgen, die ihrem Inhalt zufol​ge die Parteien dazu verpflich​ten, den innerstaatlichen Geltungs- oder Anwen​dungsvorrang herbeizufüh​ren. Art. 24 Abs. 1 GG ermöglicht es indessen von Verfassungs wegen, Verträgen, die Ho​heits​rechte auf zwischenstaatli​che Einrichtungen über​tragen, und dem von solchen Einrichtungen gesetzten Recht Geltungs- und Anwendungs​vorrang vor dem inner​staatlichen Recht der Bundesrepublik Deutschland durch einen entsprechenden innerstaatlichen Anwendungs​befehl beizule​gen. Dies ist für die europäischen Gemeinschafts​verträge und das auf ihrer Grundlage von den Gemeinschaftsorga​nen gesetz​te Recht durch die Zustimmungs​gesetze zu den Verträgen gemäß Art. 24 Abs. 1, 59 Abs. 2 Satz 1 GG geschehen. Aus dem Rechtsanwendungsbefehl des Zustim​mungsgesetzes zum EWG-Vertrag, der sich auf Art. 189 Abs. 2 EWGV erstreckt, ergibt sich die unmittelbare Geltung der Gemeinschafts​verord​nungen für die Bundesrepublik Deutsch​land und ihr Anwendungs​vor​rang gegen​über inner​staatlichem Recht"
.

Im Maastricht-Urteil hat das Bundesverfassungsgericht 1993 diese Recht​spre​chung bekräftigt
.

3. Lehre

a) Die Verbindlichkeit inter- oder supranationaler Vorschriften in einem Staat wird unterschiedlich konzipiert. Nach den monistischen Lehren sind Völker​recht und nationales Recht Bestand​teile einer einheitlichen Rechtsordnung
. Nach der älteren monistischen Lehre mit dem Primat des innerstaatlichen Rechts ist das Völker​recht "äußeres Staats​recht" (G.W.F. Hegel, Rechtsphilosophie, § 330 ff.), d. h. reiner Ausdruck des Willens der Völker. Das Völker​recht ist danach Teil der jeweili​gen staatlichen Rechtsord​nung
. Nach der monisti​schen Lehre mit dem Pri​mat des Völkerrechts ist das Völkerrecht eine ursprüng​liche Rechtsordnung, wel​ches seine Geltungsweise selbst be​stimmt
. Nach der dualisti​schen Leh​re bilden Völkerrecht und natio​nales Recht zwei getrenn​te Recht​sord​nungen, so daß die innerstaatliche Verbindlichkeit des Völker​rechts der Trans​formation in das inner​staatliche Recht oder eines Voll​zugs​befehls durch einen innerstaatli​chen Rechtsakt be​dürfe
. 

Die Verbindlichkeit eines völkerrecht​lichen Vertrages wird traditionell nach dem Recht der vertrags​schließen​den Staaten beur​teilt
, es sei denn aus dem Vertrag ergibt sich etwas anderes. Nicht alle Verfas​sun​gen der Mitgliedstaa​ten folgen hin​sicht​lich des Verhält​nisses von Völ​ker​recht und nationa​lem Recht einer monisti​schen Auffassung. Für Deutschland, Öster​reich, Groß​britannien, Irland, Däne​mark, Griechenland und Italien wird vertreten, daß die Verfassun​gen oder das unge​schriebene Verfassungs​recht von einem dualistischen Ver​hältnis des Völker​rechts und des nationalen Rechtes ausgehen
. Diese Lehre macht einen Transformations- oder Vollzugsakt für die Geltung der inter- oder supranationalen Vorschriften im jeweiligen Staat erforderlich.

Ein Teil der Lehre lehnt die Notwendigkeit eines Transformationsaktes oder eines Rechtsanwendungsbefehls jedoch für das Europarecht ab, weil das Gemein​schaftsrecht als "eigene, autono​me Rechtsordnung mit eigener Hoheitsgewalt unabhängig von den Rechts​ordnungen der Mitgliedstaaten aus sich selbst heraus wirksam sei". Die parlamen​tarische Zustimmung sei nur "Verfassungsgebung" für die Gemeinschaf​ten
.

b) Der "Staaten​verbund"
 der Europäi​schen Union gründet auf Verträgen unter den Völkern. Diese Gemeinschaftsverträge sind die Grundlage der Gemeinschaft der Unionsvölker. Als deren Primärrecht werden sie als die Verfassung der Union und von deren Gemeinschaften verstanden (§ 1 II)
. Sie sind die Grundlage des sekundären Gemeinschaftsrechts (Richtli​nien, Verordnungen, Entscheidungen u. a. m.).Sie sind Verträge von Völkern/Staaten
, wie sie jedenfalls in der jüngeren Rechtsprechung auch das Bundesversfassungsgericht sieht (2.). Recht kann nur eine Grundlage haben - die Frei​heit (vgl. Art. 5 Abs. 1 EGV)
. Seit der Auf​klärung ist das klar. Eschatologisch läßt sich Recht nicht begrün​den. Gewalt allein, ohne Freiheit, bringt kein Recht hervor sondern Herr​schaft
. 

Wenn Staat​lich​keit als Gesetz​lichkeit und der Staat als die Einrich​tung zur Ver​wirkli​chung des Rechts durch Geset​ze, also als Repu​blik, ver​standen wird (§ 3 I), ist die Ent​gegen​setzung von Staats​recht und Völkerrecht für die Dog​matisie​rung von Verbindlich​keiten unter Völkern, insbesondere der Verbind​lichkeit einer gemein​schaftlichen Rechtsordnung von Völkern hinfällig (dazu***). Das Recht beruht un​abhängig von seiner Materie und von seinem Wirkungsbereich auf der Freiheit der Bürger, d. h. auf dem Willen des jeweiligen Vol​kes (§ 3 II, III, auch § 4 I, IV, V)
.

Staatliche Gewalt, ohne die Recht keine Wirklichkeit hat, wird mit der Befugnis zu zwingen verbunden (§ 3 II)
. Der Zwang kann aber nur rechtens sein, wenn er freiheitlich begründet ist, d. h. auf den Gesetzen des Volkes beruht. Diese müssen vom Volk selbst oder durch die Organe des Volkes gegeben sein, um allgemein zu sein (Art. 20 Abs. 2 GG). Die Gemein​schaftsverträge begründen weder eine "von der Staats​gewalt der Mitglied​staaten deutlich geschiedene, supranationa​le, öffentliche Gewalt"
 noch eine "einheitli​che und originäre, europäische öffentliche Ge​walt"
. Die Verträge verschaffen der Union oder den Gemeinschaften nicht spezifisch Gewaltbefugnis​se, sondern integrieren deren Organe in die staatliche Organisation der Mitglied​staaten, welche als zur Gewalt befähigte Völker verfaßt sind (dazu § 3 III)
. Die Gewalt des Volkes läßt sich genauso​wenig übertragen wie die Gewalt eines Menschen. Der Mensch hat sie durch seine Geistigkeit und Körperlichkeit. Das Volk hat sie als durch das Verfassungsgesetz zum existentiellen Staat verfaßte Vielheit von Men​schen (§ 3 I, § 4 I)
. Wenn Hoheits​rechte (gemäß Art. 23 Abs. 1 S. 2 oder Art. 24 Abs. 1 GG) auf die europäische Union bzw. eine zwischenstaatli​che Einrichtung übertragen werden können, so ist das nicht mehr und nicht weniger als eine organisatorische Umgestaltung der Ausübung der Staatsgewalt des Volkes im Sinne des Art. 20 Abs. 2 GG (§ 3 III). Im freiheitlichen Gemeinwesen, in der Republik, müssen alle Organe, welche Staats​gewalt namens des Volkes ausüben, vom Volk, also demokratisch, legitimiert sein (§ 3 III, § 4 IV, V)
. Wegen dem Integrationsprinzip des Grund​ge​setzes
 kann die deutsche Staatsgewalt auch in Ge​mein​schaft mit den Völkern ausgeübt werden, welche (vertraglich) in der Europäischen Union verbunden sind (Art. 23 Abs. 1 GG, dazu § 3 III). Das europäische Gemeinschaftsrecht gilt je nach dessen Tatbe​ständen für die und in den Mitgliedstaaten, weil das der Wille der Völker ist. Nationaler und gemeinschaftlicher (also inter- oder suprana​tionaler) Gel​tungsgrund des Gemein​schafts​rechts ist ausschließlich der Wille der Bürger (umge​kehrter Monis​mus)
. Das Gemein​schafts​recht ist gemein​schaftlicher Teil der jeweiligen Rechts​ordnungen der Mitglied​staa​ten. 

Die Vollzugsleh​re
 ist fragwürdig. Die nationa​len Zustim​mungs​gesetze zu den Gemeinschaftsver​trägen erteilen keinen "Rechts​anwen​dungs​be​fehl" (dazu § 3 III 7)
. Ein solcher würde voraussetzen, daß das Gemein​schafts​recht eine eigen​ständige Rechts​ord​nung ist. Art. 23 Abs. 1 und Art. 24 Abs. 1 GG, die ein Gesetz des Bundes für die Über​tragung der Hoheits​rechte genügen lassen, ermächtigen die gesetzgebenden Vertretungsorgane nicht, eine originäre öffentli​che Gewalt zu begrün​den. Eine solche Gewalt wäre nicht die Staatsgewalt des (deutschen) Volkes, welche von Staatsorga​nen des Volkes, auch von gemein​schaft​lich mit anderen Völkern eingerichteten Staatsorganen, ausgeübt wer​den darf. Die Ho​heits​rechte, die über​tragen werden, können keine ande​ren sein, als Befungnisse zur Aus​übung der Staatsgewalt; denn die Staats​gewalt ist mit dem Volk untrennbar ver​bun​den. Sie ist nämlich Teil der Bürgerlichkeit der Bürger, die nicht über​tragbar ist, weil sie zur sozialen Personalität der Menschen in der Republik ge​hört
. Die Staatsgewalt besteht in den Handlungsmöglichkeiten der Bürgerschaft (§ 3 II).

Ohne ein (verfaßtes) Unionsvolk gibt es keine originäre Unionsgewalt (Gemein​schaftsgewalt) und auch keinen Unionsstaat, der eben ein Verfassungsgesetz voraussetzen würde, welches alle Unionsbürger zu einem Staat verfaßt (§ 4 I, IV, V). Die (funktionale und auch institutionelle) Gemein​schaftsstaatlichkeit​ der Europäischen Union ist (unter Rechtsprinzi​pien) jeweils Teil der nationalen Staatlichkeit (im existentiellen Sinne), etwa der Teil, der in be​stimm​ter Organisation von den Völkern ge​meinschaftlich ausgeübt wird. Gemein​schaftsrecht ist somit Teil der nationalen Rechtsordnung, nämlich der gemein​schaftliche Teil (§ § III)
. Er gilt ausschließlich als Willen der Völker. Diese sind "Herren der Verträge"
 (§ 4 IV). Die Europäische Union hat derart umfangreiche und vor allem für die Mitgliedstaaten existen​tielle Aufgaben und Befugnisse vergemeinschaftet, wie ins​besonde​re durch die Währungs​union, daß sie die existentielle Staatlichkeit der Völker aus​höhlt (§ 4 IV und V). Das ist gerade deswegen verfassungswidrig, weil dem kein freiheitliches Verfassungsgesetz eines Unionsvolkes zugrunde liegt. Vor allem die demo​kratische Legitimation leidet Not (§ 4 IV und V)
. Es ist ein unvollkommener Gemeinschaftsstaat ent​standen (existentielle Bundesstaatlichkeit ohne existentiellen Bundesstaat, § 4 I, III, IV, und V), der die Bürger zu Untertanen degradiert. Den Völkern ist eine unzureichende existentielle Staatlichkeit geblieben, welche dem Zweck des existentiellen Staates, dem guten Leben aller in allgemeiner Freiheit, nicht mehr wirksam dienen können. Die wirkende Staatlichkeit ist nicht freiheitlich und der (angesichts der Parteienoligar​chie) allenfalls gerade noch wegen des Wahl​rechts freiheitlichen Staatlichkeit mangelt es (zunehmend) an Wirkungsmöglich​kei​ten. Es ist ein Herr​schaftssystem entstanden, welches den aufklärerischen Begriff des Staates nicht mehr verdient; denn der Staat ist nach Kant "die Ver​einigung einer Menge von Menschen unter Rechtsgesetzen"
. Recht aber ist ver​wirklichte allgemeine Freiheit. Diese ist durch die führerstaatliche Integration, in der die Willkür der Staats- und Regierungs​chefs maßgeblich ist, nicht der Wille der Völker, verschüttet. Diese Fundamentalkritik schließt es aus, die Verbindlichkeit des Gemeinschaftsrechts anzuerkennen, weil diesem die demokratische Legitimation mangelt.

III. Rangverhältnis zwischen Gemeinschaftsrecht und nationalem Recht

1. Europäischer Gerichtshof

Grundlegend für die Bestimmung des Verhältnisses des Gemeinschaftsrechts zum nationa​len Recht sowie für die Begründung des Vorrangs des Gemein​schaftsrechts ist die Ent​scheidung des Europäischen Gerichtshofs im Fall "Costa/ENEL". Es heißt in dieser:


"Diese Aufnahme der Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts in das Recht der einzelnen Mitgliedstaaten und, allgemeiner, Wortlaut und Geist des Vertrages haben zur Folge, daß es den Staaten unmöglich ist, gegen eine von ihnen auf der Grundla​ge der Gegenseitigkeit angenom​mene Rechtsord​nung nachträgliche ein​seitige Maß​nahmen ins Feld zu führen. Solche Maß​nahmen stehen der An​wend​barkeit der Gemein​schafts​rechtsordnung daher nicht entgegen. Denn es würde eine Gefahr für die Verwirkli​chung der in Artikel 5 Abs. 2 (jetzt Art. 10 Abs. 2 EGV) aufgeführten Ziele des Vertrages bedeuten und dem Verbot des Artikels 7 (jetzt Art. 12 EGV) widersprechende Diskriminie​rungen zur Folge haben, wenn das Gemein​schaftsrecht je nach der nachträglichen inner​staatlichen Gesetzge​bung von einem Staat zum andern verschiedene Gel​tung haben könnte. 


Die Verpflichtungen, die die Mitgliedstaaten im Vertrag zur Gründung der Ge​mein​schaft eingegangen sind, wären keine unbedingten mehr, sondern nur noch eventuel​le, wenn sie durch spätere Gesetzgebungsakte der Signa​tarstaa​ten in Frage gestellt werden könnten. Wo der Vertrag den Staaten das Recht zu einseitigem Vorgehen zugestehen will, tut er das durch klare Bestimmun​gen ... Für Anträge der Staaten auf Aus​nahmegenehmigungen sind anderer​seits Geneh​migungsver​fahren vorgesehen ..., die gegenstands​los wären, wenn die Staaten die Möglich​keit hätten, sich ihren Ver​pflich​tungen durch den bloßen Erlaß von Gesetzen zu entziehen. 


Der Vorrang des Gemeinschaftsrechts wird auch durch Artikel 189 (jetzt Art. 249 EGV) bestä​tigt; ihm zufolge ist die Verordnung 'verbindlich' und 'gilt unmittelbar in jedem Mitglied​staat'. Diese Bestimmung, die durch nichts eingeschränkt wird, wäre ohne Bedeu​tung, wenn die Mitgliedstaaten sie durch Gesetzge​bungs​akte, die den gemein​schafts​rechtlichen Normen vorgingen, einseitig ihrer Wirksamkeit berau​ben könnten.


Aus alledem folgt, daß dem vom Vertrag geschaffenen, somit aus einer autono​men Rechtsquelle fließenden Recht wegen dieser seiner Eigenstän​dig​keit keine wie immer gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgehen können, wenn ihm nicht sein Charakter als Gemeinschaftsrecht aberkannt und wenn nicht die Rechts​grundlage der Gemeinschaft selbst in Frage gestellt werden soll.


Die Staaten haben somit dadurch, daß sie nach Maßgabe der Bestimmun​gen des Vertrages Rechte und Pflichten, die bis dahin ihren inneren Rechtsord​nungen unterworfen waren, der Regelung durch die Gemein​schaftsrechts​ord​nung vor​behal​ten haben, eine endgültige Beschränkung ihrer Hoheits​rechte bewirkt, die durch spätere einseitige, mit dem Gemein​schaftsbegriff unver​einbare Maßnahmen nicht rückgängig gemacht werden kann."

In der vorstehend zitierten Entscheidung stellte der Gerichtshof den Anwen​dungs​vor​rang des Gemeinschaftsrechts gegenüber "wie immer gearteten inner​staatli​chen Rechts​vorschriften" fest. In der Entscheidung "Inter​natio​nale Han​dels​gesell​schaft"
 judi​ziert er den durchgängigen Vor​rang des primä​ren und sekundä​ren Gemeinschafts​rechts aus​drücklich auch für die mit​glied​staatli​chen Ver​fassungs​bestim​mungen, insbesonde​re die Grund​rechte: 


"Die einheitliche Geltung des Gemeinschaftsrechts würde beeinträch​tigt, wenn bei der Entscheidung über die Gültigkeit von Handlungen der Ge​mein​schafts​organe Normen oder Grundsätze des nationalen Rechts her​angezogen würden. Die Gültig​keit solcher Handlungen kann nur nach dem Gemein​schaftsrecht beurteilt werden, denn dem vom Vertrag geschaffenen, somit aus einer autono​men Rechts​quelle fließenden Recht können wegen seiner Eigenständigkeit keine wie immer gearteten innerstaatlichen Rechts​vor​schriften vorgehen, wenn ihm nicht sein Charakter als Gemeinschafts​recht aberkannt und wenn nicht die Rechtsgrundlage der Gemein​schaft selbst in Frage gestellt werden soll. Daher kann es die Gültig​keit einer Gemein​schaftshand​lung oder deren Geltung in einem Mitgliedstaat nicht berühren, wenn geltend gemacht wird, die Grundrechte in der ihnen von der Ver​fassung dieses Staates gegebenen Gestalt oder die Strukturprinzi​pien der nationa​len Ver​fassung seien verletzt.


Es ist jedoch zu prüfen, ob nicht eine entsprechende gemeinschafts​recht​liche Garantie verkannt worden ist; denn die Beachtung der Grundrechte gehört zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen, deren Wahrung der Gericht​hof zu sichern hat. Die Gewährleistung dieser Rechte muß zwar von den gemein​samen Verfassungs​über​lieferungen der Mitgliedstaaten getragen sein, sie muß sich aber auch in die Struktur und die Ziele der Gemein​schaft einfü​gen."

Innerstaatliche Geltung, Vorrang und unmittel​bare Anwendbarkeit, also die Normenkollision, werden zwar nach der Recht​sprechung des Gerichtshofs durch das Gemeinschaftsrecht selbst festge​legt. Die Gemein​schaften sind aber nach Auffassung des Gerichtshofs eine öffentliche Gewalt mit eigen​ständiger („autonomer“) Rechtsordnung, die wider​spre​chenden nationa​len Vorschriften vorzuziehen sei, ohne daß letztere nichtig wären. Praktiziert wird ein Anwendungs-, nicht ein Geltungsvorrang
. Weil die Gemeinschaftsverträge und ge​meinschaftlichen Rechts​akte um der Einheitlichkeit der gemeinschaftsweiten Rechtsordnung willen Vorrang vor der im Gebiet eines jeden Mitgliedstaats bestehenden Rechtsordnung hätten, zurückstehen, als diese mit Gemeinschafts​vorschriften unvereinbar sind (Sperr​wirkung)
. Dies folge ins​besondere aus der Notwendigkeit, die Funk​tions​fähig​keit der gemein​schaftlichen Rechtsord​nung zu sichern. Die Ver​wirkli​chung der Ziele der Ver​träge wäre insbesondere in Frage gestellt, wenn dem Gemein​schafts​recht durch nachträgliche nationale Gesetzgebung die einheitli​che und gleichmäßige Geltung genommen werden könnte.

Der Gerichtshof hält es, um die Wirksamkeit des Vorrangs des Ge​mein​schafts​rechts zu sichern, für geboten, daß die nationalen Gerich​te jede nationa​le Bestim​mung, die gegen Ge​meinschafts​recht verstoße, unangewendet lassen, ohne vorher die Aufhebung dieser Bestim​mung auf gesetz​geberischem Wege oder in irgend​einem anderen Ver​fahren be​antragen oder abwarten zu müs​sen
. Er spricht den nationalen Gerichten die Befugnis zu, die nationalen Gesetze außer Anwen​dung zu lassen, obwohl die Gerichte wegen des Normverwerfungs​monopols der Verfassungsgerichte nach Art. 100 Abs. 1 GG eine solche Befugnis nicht haben, wenn nationale (formelle, nachkonstitutionel​le) Gesetze des Bundes oder eines Landes das Grund​gesetz mißachten
. Dem primären Gemeinschaftsrecht ist eine solche Befugnis nicht abzulesen und sie ist schwerlich mit der gewaltenteiligen Funktionenordnung des parlamentari​schen Gesetzgebungsstaates zu vereinbaren, der einerseits die Gerichte an die (demo​kratisch legitimierten) Gesetze bindet (Art. 97 Abs. 1 GG), ihnen ande​rerseits auch die Verantwortung für die Recht​lichkeit der Gesetze überantwor​tet (Art. 20 Abs. 3 GG), aber doch nur dahingehend, daß sie die verfassungsrecht​liche Überprüfung des Ge​setzes am Recht initiieren dürfen (und sollen). Das stärkt die Verfas​sungsstaatlichkeit der Republik
. Funktional übernehmen der Europäi​sche Gerichtshof und der Gerichthof erster Instanz (§ 10 IV) für das (vermeintlich verfassungsrangige) Gemein​schafts​recht die Funktion der Verfassungsgerichte gegenüber den nationalen Gesetzge​bern, weil die Gemeinschaftsrechtsfragen grundsätzlich im Vorabent​scheidungsver​fahren und Art. 234 EGV (verbindlich) geklärt werden
. Die​ser Weg der Rechts​klärung ist effizient. Die Alternative, welche dem Vertrags​willen näherkommen dürfte, sind die Ver​tragsverletzungs​verfahren der Art. 226 und Art. 227 EGV. Demgemäß hat das Verwaltungs​gericht Frankfurt  analog Art. 100 Abs. 1 GG dem Bundesverfas​sungsgericht die Frage vorgelegt, ob eine innerstaatliche Bestim​mung mit dem Gemein​schafts​recht vereinbar sei
. Das Bundesverfassungsgericht hat die Vorlage aber als unzulässig verworfen
.

2. Bundesverfassungsgerichts 

a) Frühe Erkenntnisse

Im Beschluß vom 18. Oktober 1967 hatte der Erste Senat des Bundesverfas​sungs​gerichts eine Verfassungsbeschwerde unmittelbar gegen Akte des sekun​dären Gemein​schaftsrechts für nicht zulässig erklärt, weil diese "keine Akte der deut​schen öffentlichen Gewalt" im Sinne des § 90 BVerfGG, sondern "Akte einer besondern, durch den Vertrag geschaffenen, von der Staatsgewalt der Mitgliedstaa​ten deutlich geschiedenen, supranationalen öffentlichen Gewalt seien. "Die Organe der EWG" würden "Hoheitsrechte ausüben, deren sich die Mitgliedstaaten zugun​sten der von ihnen gegründeten Gemeinschaft entäußert" hätten und "das vom EWG-Vertrag geschaf​fene Recht fließe aus einer "autono​men Rechtsquelle" - eine demokratieferne Dogmatik. Das Gericht hat aber die Frage seiner grundsätzlichen Befugnis, das Gemeinschafts​recht zu prüfen, aus​drücklich offengehalten (BVerfGE 22, 293 (295 ff.).

In dem Beschluß vom 9. Juni 1971 hat der Zweite Senat ausgesprochen, daß die nationalen Gerichte die Vereinbarkeit des nationa​len Rechts mit dem Gemein​schaftsrecht umfassend zu prüfen und gegebenenfalls eigenständig nationales Recht wegen Widerspruchs zum Gemeinschaftsrecht unangewendet zu lassen hätten (BVerfGE 31, 145 (174 f.)) und sich damit dem Europäischen Gerichtshof ange​paßt. 

b) 'Solange I'-Beschluß (BVerfGE 37, 271 ff.)

Im Beschluß vom 29. Mai 1974 hat der Zweite Senat des Bundesverfas​sungs​gerichts  - insoweit in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Europäi​schen Ge​richthofs - an seiner Rechtsprechung "festgehalten", daß das Gemein​schaftsrecht weder Bestandteil der nationalen Rechtsordnung noch Völkerrecht sei, sondern eine eigenständige Rechtsordnung bilde, die aus einer autonomen Rechts​quelle fließe ...; denn die Gemeinschaft sei kein Staat, insbesondere kein Bundes​staat, son​dern 'eine im Prozeß fortschreitender Integration stehende Gemeinschaft eigener Art', eine 'zwischenstaatliche Einrichtung' im Sinne des Art. 24 Abs. 1 GG
. Der Senat hat weiter ausge​führt:


"Daraus folgt, daß grundsätzlich die beiden Rechtskreise unabhängig von​ein​ander und nebeneinander in Geltung stehen und daß insbeson​dere die zu​stän​digen Ge​meinschaftsorgane einschließlich des Europäischen Ge​richtshofs über die Ver​bindlichkeit, Auslegung und Beachtung des Ge​meinschafts​rechts und die zuständi​gen nationalen Organe über die Ver​bindlichkeit, Auslegung und Be​achtung des Verfassungsrechts der Bundes​republik Deutschland zu befinden haben. Weder kann der Europäische Gerichtshof verbindlich entscheiden, ob eine Regel des Gemein​schafts​rechts mit dem Grundgesetz vereinbar ist, noch das Bundesver​fassungs​gericht, ob und mit welchem Inhalt eine Regel des sekundären Gemein​schaftsrechts mit dem primären Gemeinschaftsrecht vereinbar ist. Das führt zu keinerlei Schwie​rigkeiten, solange beide Rechtsordnungen inhalt​lich nicht mitein​ander in Konflikt geraten. Deshalb erwächst aus dem besonderen Verhältnis, das zwischen der Gemeinschaft und ihren Mit​gliedern durch die Gründung der Ge​meinschaft ent​standen ist, für die zuständigen Organe, insbesondere für die beiden zur Rechts​kontrolle berufenen Gerichte - den Europäischen Gerichtshof und das Bundesver​fassungsgericht - zunächst die Pflicht, sich um die Konkordanz beider Rechtsord​nungen in ihrer Rechtsprechung zu bemühen. Nur soweit das nicht gelingt, kann überhaupt der Konflikt entstehen, der zwingt, die Konsequenzen aus dem dargeleg​ten grundsätzlichen Verhältnis zwischen den beiden Rechtskreisen zu ziehen" (S. 277 f.).

Anders als der Europäische Gerichtshof wendet sich aber das Bundes​verfas​sungs​gericht da​gegen, dem Gemeinschaftsrecht im Kollisionsfall stets Vorrang vor dem nationalen Recht, Verfassungs​recht eingeschlos​sen, zuzuerkennen:


"Für diesen Fall genügt es nicht, einfach vom 'Vorrang' des Ge​mein​schafts​rechts gegenüber dem nationalen Verfassungsrecht zu sprechen, um das Ergeb​nis zu rechtfertigen, daß sich Gemeinschafts​recht stets gegen das nationale Verfassungs​recht durchsetzen müsse, weil andernfalls die Ge​mein​schaft in Frage gestellt würde. ... Die Bindung der Bundesrepublik Deutsch​land (und aller Mitgliedstaa​ten) durch den Vertrag ist nach Sinn und Geist der Verträge nicht ein​seitig, sondern bindet auch die durch sie geschaffene Gemeinschaft, das ihre zu tun, um den hier unterstellten Konflikt zu lösen, also nach einer Regelung zu suchen, die sich mit einem zwingenden Gebot des Verfassungs​rechts der Bundesrepublik Deutschland ver​trägt. Die Beru​fung auf einen solchen Konflikt ist also nicht schon eine Vertragsverletzung, sondern setzt den Vertragsmechanismus innerhalb der europäischen Organe in Gang, der den Konflikt poli​tisch löst" (S. 278 f.).

Das Bundes​verfassungs​gericht materialisiert in diesem Zusammenhang die Ermäch​tigung des Art. 24 Abs. 1 GG dahingehend, daß diese "im Kontext der Gesamtver​fassung ver​standen und ausgelegt wer​den" müs​se, was bedeute, daß durch Art. 24 Abs. 1 GG und die entsprechen​de Zustim​mungs​gesetzgebung zu den Gemein​schaftsverträgen nicht der Weg eröffnet sei, "die Grundstruktur der Verfassung, auf der ihre Identität beruhe, ohne Ver​fassungs​änderung, nämlich durch die Gesetz​gebung der zwischenstaatlichen Einrichtung zu ändern. Gewiß könnten die zuständigen Gemeinschaftsorgane Recht setzen, das die deut​schen zuständigen Verfassungsorgane nach dem Recht des Grundgesetzes nicht setzen könnten und das gleichwohl unmittelbar in der Bundesrepublik Deutschland gelte und anzuwen​den sei. Aber Art. 24 GG begrenze diese Möglichkeit, indem an ihm eine Ände​rung des Vertrages scheitere, die die Identität der geltenden Verfassung der Bundes​republik Deutsch​land durch Einbruch in die sie kon​stituierenden Strukturen auf​heben würde. Dasselbe würde für Regelun​gen des sekundären Gemeinschafts​rechts gelten, die aufgrund einer entspre​chenden Interpretation des geltenden Vertrages getroffen und in derselben Weise die dem Grundge​setz wesentlichen Strukturen berühren würden (S. 279 f.). Von beson​de​rer Bedeutung seien hierbei die Grund​rechte:


"Ein unaufgebbares, zur Verfassungsstruktur des Grundgesetzes gehö​ren​des Essentiale der geltenden Verfassung der Bundesrepublik Deutsch​land ist der Grund​rechtsteil des Grundgesetzes. Ihn zu relati​vie​ren gestattet Art. 24 GG nicht vorbehaltlos. Dabei ist der gegen​wärtige Stand der Inte​gra​tion der Gemein​schaft von entscheidender Bedeutung. Sie entbehrt noch eines un​mittelbar demokratisch legiti​mierten, aus allgemeinen Wahlen hervorgegan​genen Parlaments, das Gesetz​gebungsbefugnisse besitzt und dem die zur Gesetzgebung zuständigen Gemein​schaftsorgane politisch voll verantwortlich sind; sie entbehrt insbesondere noch eines kodifizierten Grundrechtskata​logs, dessen Inhalt ebenso zuverlässig und für die Zukunft unzwei​deutig feststeht wie der des Grundgesetzes und deshalb einen Ver​gleich und eine Entscheidung gestattet, ob derzeit der in der Gemein​schaft allgemein ver​bindliche Grundrechtsstandard des Gemein​schaftsrechts auf die Dauer dem Grundrechtsstandard des Grundge​setzes, unbeschadet möglicher Modifika​tionen, derart adäquat ist, daß die angegebene Grenze, die Art. 24 GG zieht, nicht überschrit​ten wird. Solange diese Rechtsge​wißheit, die allein durch die aner​kanntermaßen bisher grundrechtsfreundli​che Rechtsprechung des Europäi​schen Gerichtshofs nicht gewährleistet ist, im Zuge der weiteren Integration der Gemein​schaft nicht erreicht ist, gilt der aus Art. 24 GG hergeleitete Vorbe​halt" (S. 280).

"Vorläufig", d. h. in der "gegenwärtigen Phase des Übergangs" würden sich daher "in dem unterstellten Fall einer Kollision von Ge​meinschafts​recht mit einem Teil des nationalen Verfassungsrechts, näherhin der grundgesetzli​chen Grund​rechts​garantien" letztere durch​setzen, "solange nicht entsprechend dem Ver​trags​mecha​nismus die zuständigen Organe der Gemeinschaft den Normenkon​flikt behoben hätten" (S. 281.). Mit der For​mel des Leitsatzes gilt:


"Solange der Integrationsprozeß der Gemeinschaft nicht soweit fort​ge​schrit​ten ist, daß das Gemeinschaftsrecht auch einen von einem Parlament be​schlossenen und in Geltung stehenden formulierten Katalog von Grund​rech​ten enthält, der dem Grund​rechts​katalog des Grundgesetzes adäquat ist, ist nach Einholung der in Art. 177 des Vertrags geforderten Entschei​dung des Europäischen Gerichts​hofs die Vorlage eines Gerichts der Bun​desrepublik Deutschland an das Bun​des​verfas​sungsgericht im Normenkon​troll​verfahren zulässig und geboten, wenn das Gericht die für es ent​schei​dungserhebliche Vor​schrift des Gemeinschafts​rechts in der vom Europäi​schen Gerichtshof gegebenen Auslegung für unan​wendbar hält, weil und soweit sie mit einem der Grundrechte des Grundgesetzes kollidiert" (S. 271 und S. 285). 

Demnach beschränke sich die Überprüfbarkeit gemeinschaftlicher Sekun​därakte durch "das Bundesverfassungsgericht in Fällen der hier in Rede stehen​den Art darauf ..., die Unan​wendbarkeit einer Vorschrift des Gemeinschafts​rechts durch die Verwaltungsbehörden oder Gerichte der Bundesrepublik Deutschland festzustel​len, soweit sie mit einer Grundrechts​garantie des Grund​gesetzes kollidiere" (S. 284).

Im sogenannten "Vielleicht"- oder "Mittlerweile"-Be​schluß vom 25. Juli 1979 hatte der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts ange​deutet, "ange​sichts mittlerweile eingetre​te​ner politischer und recht​licher Entwicklungen im europäi​schen Be​reich" diese Recht​sprechung mögli​cher​weise zu überprüfen (BVerfGE 52, 187 (202 f.). 

c) 'Solange II'-Beschluß (BVerfGE 73, 339 ff.)

Deutlicher als in den vorangegangenen Erkenntnissen und anders als der Euro​päische Gerichtshof hat der Zweite Senat des Bundesverfassungs​gerichts in dem Beschluß vom 22. Oktober 1986 den Anwendungs​vorrang des Gemein​schafts​rechts allein aus einem "inner​staatli​chen Anwen​dungs​befehl" hergeleitet und dogmatisiert:


"Art. 24 Abs. 1 GG ermöglicht es, die Rechtsordnung der Bundesrepu​blik Deutsch​land derart zu öffnen, daß der ausschließliche Herrschafts​anspruch der Bundes​republik Deutschland für ihren Hoheitsbereich zurückgenom​men und der unmittel​baren Geltung und Anwendbarkeit eines Rechts aus anderer Quelle in​nerhalb dieses Hoheitsbereichs Raum gelassen wird ...


Ein inner​staatlicher Geltungs- oder Anwen​dungsvorrang ergibt sich allein aus einem dahingehen​den inner​staatlichen Rechtsanwendungs​befehl, und zwar auch bei Ver​trägen, die ihrem Inhalt zufolge die Parteien dazu ver​pflichten, den inner​staatlichen Geltungs- oder Anwen​dungsvorrang herbeizu​führen. Art. 24 Abs. 1 GG ermöglicht es indes​sen von Verfas​sungs wegen, Verträgen, die Hoheits​rechte auf zwischen​staatliche Ein​richtungen über​tragen, und dem von solchen Ein​richtun​gen gesetzten Recht Geltungs- und Anwendungsvor​rang vor dem inner​staat​lichen Recht der Bundesrepublik Deutschland durch einen entsprechen​den inner​staatli​chen Anwen​dungsbefehl beizule​gen. Dies ist für die europäischen Gemein​schafts​verträge und das auf ihrer Grundlage von den Gemeinschafts​orga​nen gesetzte Recht durch die Zu​stimmungsgeset​ze zu den Verträgen gemäß Art. 24 Abs. 1, 59 Abs. 2 Satz 1 GG ge​schehen. Aus dem Rechts​anwen​dungs​befehl des Zustim​mungs​gesetzes zum EWG-Vertrag, der sich auf Art. 189 Abs. 2 EGV (Anmerk.: 249 Abs. 2 EGV n.F.) erstreckt, ergibt sich die unmittelbare Geltung der Gemein​schaftsver​ordnungen für die Bundesrepublik Deutsch​land und ihr Anwendungsvor​rang gegenüber innerstaatli​chem Recht" (S. 374 f.)
. 

In diesem Sinne anerkennt das Bundesverfassungsgericht den Europäi​schen Ge​richtshof als gesetz​lichen Richter im Sinne des Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG, obwohl "der Gerichts​hof kein Organ der Bundes​republik Deutschland sei, sondern ein gemeinsames Organ der Europäi​schen Gemeinschaften" (S. 366 f.), ein Wider​spruch; denn ein von dem Grund​gesetz vorgesehener gesetzlicher Richter muß ein Organ der vom Grundgesetz verfaßten Staatlichkeit, also ein Organ Deutsch​lands, sein (dazu § 3 III). Das Gericht sieht die eigene Jurisdiktions​kompetenz durch die des Europäi​schen Gerichtshofs verdrängt:


"Art. 177 EWGV spricht dem Gerichtshof im Verhältnis zu den Gerich​ten der Mitgliedstaaten die abschließende Entscheidungsbefugnis über die Auslegung des Vertrages sowie über die Gültigkeit und die Aus​legung der dort genannten abge​leiteten gemeinschaftsrechtlichen Akte zu ..." (S. 368 f.). 

Rupert Scholz
 etwa hat sich davon, daß der Europäische Gerichtshof g​e​s​etz​licher Rich​ter sei, nur sehr bedingt überzeugen lassen, weil das Rechts​schutz​system des Europäischen Gemein​schaftsrechts eine dem Art. 19 Abs. 4 GG vergleich​bare Rechts​schutz​gewähr nicht bereithalte. Das Prinzip des effektiven Rechts​schutzes gehöre zum Kernbereich des Schutzes durch die Grundrechte
. Darum könne dieser Schutz "auch über die integrationspoliti​sche Brücke des Art. 24 I GG nicht aufge​geben werden".

Ungeachtet dessen hat der Zweite Senat den 'Solan​ge I'-Be​schluß umge​kehrt. Zwar betont er die Bedeutung des Grundrechtsteils des Grundge​setzes erneut, aber wegen der Ent​wicklung der Grundrechtsrechtsprechung des Europäischen Gerichts​hofs stellt es nun​mehr fest:


"Die Ermächtigung auf Grund des Art. 24 Abs. 1 GG ist indessen nicht ohne verfassungsrechtliche Grenzen. Die Vorschrift ermächtigt nicht dazu, im Wege der Einräumung von Hoheitsrechten für zwischenstaatli​che Ein​richtun​gen die Identität der geltenden Verfassungsordnung der Bundes​repu​blik Deutschland durch Ein​bruch in ihr Grundgefüge, in die sie kon​stituie​renden Strukturen, aufzugeben ... Dies gilt namentlich für Recht​setzungs​akte der zwischenstaalichen Einrichtung, die gegebe​nen​falls zufol​ge ent​sprechender Auslegung oder Fort​bildung des zu​grunde​liegen​den Ver​trags​rechts, wesentli​che Strukturen des Grundgesetzes aus​höhlen. Ein unver​zicht​bares, zum Grundgefüge der geltenden Verfassung gehö​rendes Essentiale sind jedenfalls die Rechtsprinzipien, die dem Grund​rechtsteil des Grundge​setzes zu Grunde liegen ... Art. 24 Abs. 1 GG gestattet nicht vorbehalt​los, diese Rechtsprinzi​pien zu relativieren. Sofern und soweit mithin einer zwi​schenstaatlichen Einrichtung im Sinne des Art. 24 Abs. 1 GG Hoheits​gewalt eingeräumt wird, die im Hoheits​be​reich der Bundes​republik Deutsch​land den Wesens​gehalt der vom Grund​gesetz anerkannten Grundrechte zu beein​trächtigen in der Lage ist, muß, wenn damit der nach Maßgabe des Grund​gesetzes beste​hende Rechts​schutz entfallen soll, statt dessen eine Grund​rechts​geltung gewähr​leistet sein, die nach Inhalt und Wirksamkeit dem Grund​rechts​schutz, wie er nach dem Grundgesetz un​abdingbar ist, im wesentlichen gleich​kommt. ... 


Solange die Europäischen Ge​mein​schaften, insbesondere die Rechtspre​chung des Gerichtshofes der Gemein​schaften, einen wirksamen Schutz der Grund​rechte gegenüber der Hoheitsgewalt der Gemein​schaften generell gewähr​leisten, der dem vom Grundgesetz als un​abdingbar gebote​nen Grundrecht​schutz im wesentlichen gleich zu achten ist, zumal den Wesens​gehalt der Grundrechte generell verbürgt, wird das Bundesver​fas​sungs​gericht seine Ge​richts​barkeit über die Anwendbarkeit von abgeleitetem Gemeinschaftsrecht, das als Rechtsgrundla​ge für ein Verhalten deutscher Gerich​te und Behörden im Hoheits​bereich der Bundesrepublik Deutsch​land in Anspruch genommen wird, nicht mehr ausüben und dieses Recht mithin nicht mehr am Maßstab der Grundrechte des Grundgesetzes überprüfen; ent​sprechende Vorlagen nach Art. 100 Abs. 1 GG sind somit unzuläs​sig" (S. 375 f., 378, 386 f.).

d) Maastricht-Urteil (BVerfGE 89, 155 ff.)

Im Maastricht-Urteil vom 12. Oktober 1993 zum Vertrag über die Europäische Union stellt das Bundesverfassungs​gericht den in der neueren Literatur so gut wie unangefochtenen Vorrang des Gemein​schaftsrechts
 nicht grundsätzlich in Frage
, erkennt aber für die​sen Gren​zen, die sich aus der exi​sten​tiel​len Staatlich​keit der Völker (der "Souverä​nität") erge​ben. Die weiterhin mit dem Rechtsanwen​dungs​befehl des Zustim​mungsgesetzes begrün​dete Verbindlichkeit (dazu II 3 b)
 des Gemein​schafts​rechts in Deutsch​land muß sich nach dem Maastricht-Urteil in fünf Grenzen einfügen
, nämlich: Rechts​akte der Gemein​schaft können erstens allgemein den We​sens​gehalt der Grund​rechte verletzen und damit den "un​abding​ba​ren Grund​rechts​stan​dard" mißachten, den das Bundes​ver​fas​sungs​gericht in einem "Koope​ra​tions​ver​hält​nis" mit dem Europäi​schen Gerichtshof im Grund​rechts​schutz zu verantwor​tet. Der Euro​päische Ge​richts​hof soll "den Grund​​rechts​schutz in jedem Einzel​fall für das ge​samte Gebiet der Europäi​schen Ge​meinschaften garan​tieren", so daß das Bun​des​ver​fassungs​gericht "sich des​halb auf eine generelle Gewähr​leistung des un​abding​baren Grund​rechts​stan​dards ... be​schränken" kön​ne
. Be​reits in sei​ner Ent​scheidung zur Tabakricht​linie vom 12. Mai 1989 hatte das Ge​richt diese Ver​lagerung der deut​schen Staats​gewalt auf den Euro​päischen Gerichts​hof gegen​über der 'Solange II'-Entscheidung von 1986 relati​viert
:


"Soweit die Richtlinie den Grundrechtsstan​dard des Gemeinschaftsrechts verletzen sollte, gewährt der Europäische Gerichtshof Rechts​schutz. Wenn auf diesem Wege der vom Grund​gesetz als unab​dingbar gebotene Grundrechtsstandard nicht ver​wirklicht werden sollte, kann das Bundesverfassungsgericht angerufen werden".

Im Bananenmarkt-Beschluß vom ***2000 (BVerfGE 102***) hat der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts die praktische Unmöglichkeit materialen Grundrechtsschutz gegenüber sekundären Rechtsakten der Gemeinschaft trotz des Vorbehalts der *** des Bundesverfassungsgerichts für den unabdingbaren Grundrechtsstandard "zu erhalten", klargemacht. Es hat vor Verfassungsbeschwerden und auch Vorlagebeschlüssen von Fachgerichten so gut wie nicht überwindbare Hürden aufgestellt, nämlich einen Vortrag, der darlegt, daß die Europäische Gerichtsbarkeit ausweislich ihrer Einzelpraxis den Wesensgehalt der Grundrechte allgemein mißachte. Tatsache ist, daß der Europäische Gerichtshof noch einen Rechtsakt der Gemeinschaften an Grundrechten hat scheitern lassen. Danach muß der Sache nach eine Widerstandslage im Sinne des Art. 20 Abs. 4 GG bestehen, bevor das Bundesverfassungsgericht Rechtsschutz gegen die Politik der Union zu geben bereit ist. Das ist auch der eigentliche Sinn des Vorbehalts im Maastricht-Urteil. Das Gericht verkennt seine Verantwortung für das Recht, weil es der Integrationspolitik nicht im Wege stehen will (dazu § 10 V 5).

Zweitens sollen die Rechtsakte die Struktur​prinzipien der deut​schen Verfas​sung nicht beein​trächtigen dür​fen
, zumal Art. 23 Abs. 1 S. 1 und 2 GG n. F. (1992) die Übertragung von Hoheits​rechten nur für die Entwicklung einer Europäi​schen Union erlaubt, "die demo​krati​schen, rechts​staatli​chen, sozialen und föderativen Grundsätzen" und im übrigen "dem Grund​satz der Subsidiarität ver​pflichtet ist und einen diesem Grundge​setz im wesent​li​chen vergleichbaren Grund​rechtsschutz gewährlei​stet"
. Es gibt vielfältige Möglich​keiten, die genannten Struk​tur​prinzi​pien, etwa das weit​gefächerte Rechtsstaats​prin​zip
, zu verlet​zen. Drittens könnten die Rechtsakte das Prinzip der begrenz​ten und bestimm​baren Er​mäch​tigung der Union und der Gemeinschaften miß​achten, also ultra vires ergehen (vgl. § 6 I), so daß "die deutschen Staats​organe aus verfassungs​recht​lichen Grün​den gehindert wären, diese Rechts​akte in Deutsch​land anzu​wen​den"
. Die Union und ihre Ge​mein​schaften würden die ihnen einge​räum​ten Ho​heits​rechte über​schrei​ten, also ihre Aufgaben und Befugnisse verletzten, wenn sie viertens das Sub​sidiari​täts​prinzip nach Art. 2 Abs. 2 EUV und Abs. 5 Abs. 2 EGV miß​achten. Das Sub​sidiaritäts​prinzip hat das Bun​des​ver​fas​sungsgericht für die Union und für die Europäi​sche Gemeinschaft als "ver​bindlichen Rechtsgrund​satz" erkannt und ihm als Kom​petenz​ausübungs​schranke Verbindlichkeit bei​gemessen
. Fünf​tens schließ​lich hat das Bun​des​ver​fas​sungs​gericht das ge​mein​schafts​rechtliche Mehr​heits​prin​zip "ge​mäß dem aus der Gemein​schaf​ts​​treue folgen​den Gebot wechsel​sei​tiger Rück​sicht​nahme" in die Grenzen der Ver​fassungs​prinzipien und der "elemen​taren Inter​essen der Mit​glied​staa​ten" gewie​sen
. Auch dieses Rechts​prinzip, das den Luxembur​ger Kom​pro​miß von 1966 verallgemeinert und ver​bindlich macht, ist von den Gerichten zu be​achten. Die "elementaren Interessen" Deutschlands haben die zuständi​gen deut​schen Organe zu definie​ren, vor allem also die Legisla​tive. Wenn diese jedoch versagt oder irrt, haben die Gerichte dieses Prinzip wie alle anderen Rechtsprinzi​pien zu verantwor​ten, weil Deutschland seine elementaren Inter​essen nicht der mehrheitlichen Dispo​sition der Union oder deren Gemein​schaften über​antworten durfte und darum rech​tens derart zu handhabende Hoheits​rechte nicht über​tragen hat
. Ob das Gericht allerdings sich in die "poli​ti​sche Gestal​tung" einzuwirken für befugt hält, ist nach dem Euro-Beschluß vom 31. März 1998, in dem der Zweite Senat sich der Prüfung der rechtsver​bindlichen Konver​genzkriterien als der not​wendigen Voraussetzungen für den Eintritt in die dritte Stufe der Wäh​rungs​union
 verweigert hat
, mehr als zweifelhaft. 

3. Lehre

Ein Vorrang des Gemeinschaftsrechts vor dem nationalen Recht ist nur rele​vant, wenn beide Rechtsordnungen Fälle unter​schiedlich regeln, also einander materiell widersprechen. Der Anwendungsvorrang des Gemein​schaftsrechts ist nicht mit dessen un​mittel​barer Geltung in den Mitgliedstaaten identisch. So könnte das Gemein​schaftsrecht ohne Anwendungsvorrang gelten, wenn es durch eine spätere nationale Regelung aufgehoben werden dürfte (lex posterior-Re​gel)
. Dem steht spezifisch der Anwendungsvor​rang des Gemeinschaftsrechts entgegen.

Die Ge​mein​schafts​ver​träge haben keine allgemeine Rangregel formu​liert. Für Verord​nungen schreibt Art. 249 Abs. 2 EGV vor, daß diese all​gemeine Geltung haben, in allen Teilen verbindlich sind und unmittel​bar in jedem Mit​gliedstaat gelten. Die Richtlinie ist nach Absatz 3 dieser Vorschrift "für jeden Mitgliedstaa​t, an den sie gerichtet wird, hinsichtlich des zu errei​chenden Zieles verbindlich, überläßt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel". 

Von den Integrationisten wird im Sinne einer „gemein europarechtlichen“ Begründung des Vorrangs vertreten, die Gemeinschaftsverträge hätten eine "autonome Rechtsord​nung" begründet
, deren Vorschriften in den Mitglied​staa​ten unmittelbar und unabhängig von deren Rechtsord​nung gelten und damit, wenn Vorschriften beider Ord​nungen einander widerstreiten, vorrangig vor dem mit​gliedstaatlichen Recht anwendbar sein würden. Zur Begründung werden einzelne Bestimmungen der Ver​träge wie Art. 249 Abs. 2 oder Art. 10 EGV
, aber auch die natio​nalen Ver​fassungs​grund​la​gen für die Begrün​dung der Ge​meinschaften wie etwa Art. 24 GG herangezo​gen
.

In das am 16./17.06.1997 durch den Europäischen Rat von Amsterdam be​schlosse​ne Protokoll über die Anwendung des Subsidiaritätsprinzips, das durch die Ratifikation des Amsterdamer Vertrages Primär​rechts geworden ist, wurde auch eine Regelung über den Vorrang des Gemeinschafts​rechts aufgenommen. Danach müssten die Grundsätze der Ver​hältnismäßigkeit und der Subsidiarität "unter voller Wahrung des gemeinschaft​lichen Besitzstandes und des institutionellen Gleichgewichts angewandt werden; dabei dürfe der Vorrang des Gemeinschaftsrechts nicht berührt wer​den"
. Wenn diese Vorrangregelung die Recht​sprechung des Euro​päischen Ge​richtshofs, der einem Vorrang des Gemeinschaftsrechts auch gegenüber wesentlichen Verfas​sungs​prinzipien der Mitglied​staaten für richtig hält
, ***, ist das mißlungen, weil die Verfassung und damit die Prinzipien des Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG wegen Art. 79 Abs. 3 GG nicht zur Disposition der Verträge stehen (§ 3 III, § 4 IV und V)
.

Fraglich ist schon, wie sich ein Vorrang des Gemeinschaftsrechts vor dem Recht der Mitgliedstaaten auswirkt. Manfred Zuleeg vertritt (wie die herrschende Meineung) die Ansicht, das nationale Recht sei im Falle des Widerspruchs zum Gemeinschaftsrecht unan​wendbar (relati​ver Vor​rang)
, Eberhard Grabitz dagegen meint, die natio​na​le Norm sei nichtig (ab​soluter Vor​rang)
. Gegen eine Nichtigkeit des nationalen Rechts, welches mit dem Gemein​schafts​recht nicht vereinbar ist, spricht auch ein praktisches Argument. Wenn Gemein​schafts​rechtsakte aufgehoben werden, stehen nationale Gesetze für die Ordnung der Lebensverhältnisse in Reserve. Das gilt auch für den Fall, daß ein Mitgliedstaat sich zum Teil aus der Gemeinschaft zurückzieht. Der (bloße) Anwendungsvorrang wird den praktischen Bedürfnissen am besten gerecht. Nach der Praxis des Euro​päi​schen Gerichtshofs
 haben pri​mä​res oder auch sekundäres Ge​mein​schafts​recht auch vor  mit​glied​staatli​chem Ver​fas​sungs​recht Anwendungsvorrang. Das überzeugt nur die eifrigsten Integrationisten
 und für die in Deutschland durch Art. 79 Abs. 3 GG einer Ände​rung durch den verfas​sungs​ändernden Gesetzge​ber entzoge​nen Ver​fassungs​prinzi​pien ab​zulehnen; denn zu Lasten dieser Verfassungs​prinzi​pien können Hoheits​rechte nicht auf die Euro​päische Union übertragen werden, wie Art. 23 Abs. 1 S. 3 GG erweist. Der eigentli​che dogmatische Grund ist, daß es Hoheitsrechte des Staates nur nach Maßgabe des Verfassungsgesetzes gibt, so daß diese ihre Materie nicht durch eine Über​tragung ändern können. Freilich sind die Hoheitsrechte durch das grundgesetz​li​che Integra​tionspinzip dahin modifiziert, das sie nach der Übertragung auf die Union gemeinschaftlich gemeinschaftsgerecht ausgeübt werden können (dazu § § III). ***In den Grenzen der Integration ändert eine*** die primärrechtliche Vorrangregelung nichts, weil diese eben nicht lautet und, solange alle Staatsgewalt in Deutschland vom Volke, nämlich den Deutschen, ausgeht (Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG), nicht lauten kann: "Gemein​schaftsrecht bricht mitgliedstaatliches Recht". Das würde im übrigen den Bundesstaat Europäische Union und originäre Staatsgewalt eines Staatsvolkes voraussetzen (§ 4 I, IV und V). Die Ver​antwortung des Bundesverfassungsgerichts für die grundlegenden Rechtsprinzipien belastet die Rechtseinheit (dazu § 10 V, 5). Der Europäische Gerichtshof judiziert demgegenüber, daß mitglied​staatliche Gerichte zwar Gemein​schaftrechtsakte als gültig anwenden können, nicht jedoch befugt seien, Ge​mein​schaftsrechtsakte für ungültig zu er​klären
. Rechtseinheit kann jedoch nur ver​langt werden, solange die Rechtsakte rech​tens sind. Rechtens kann es in Deutsch​land keine europäischen Rechtsakte geben, die in Widerspruch zur Ver​fassung Deutsch​lands stehen. Rechtliche Verbindlichkeit kann in Deutschland nur aus dem Willen der Deutschen folgen. Eine von dem Willen und damit von der Verfassung der Völker unabhängige, also eigenständige Staatsgewalt der Union, ein Staat Europa im existentiellen Sinn, setzt eine Verfassung der Union und damit ein europäisches Volk voraus, welche die deutsche Verfassungs​hoheit und zugleich die existentielle Staatlichkeit des deutschen Volkes zunehmend einschränkt (§ 4 IV und V)
. Jedes Volk ist inner​staatlich verpflichtet, das Gemeinschaftsrecht als Teil der eigenen Rechtsordnung zu ver​wirklichen (Art. 10 EGV). Das Gemeinschaftsrecht hat aber Grenzen, die sich aus der existentiellen Staatlich​keit der existentiellen Staaten ergeben. 
Der Gerichtshof praktiziert einen (Anwendungs-)Vor​rang des Gemein​schafts​rechts (III, 1)
, ohne daß er Befugnisse hätte, verbindlich für die Mitglied​staa​ten zu klären, welche die Rechtsfolgen des von ihm erkannten Wider​spruchs nationa​len Rechts zum Gemeinschaftsrecht sind. Die Verantwortung für ihr Recht haben die Mitgliedstaaten, solange die Völker ihre existentielle Staatlich​keit behaupten. Das ist die Logik des demokratischen Prinzips der Republik, welches im Europa der Völker national verwirklicht ist (§ 10 V, 5)
. Der Vor​rang des Gemein​schafts​rechtsakte vor den Gesetzen der Mitglied​staaten folgt darum jedenfalls für Deutsch​land aus dem Integra​tionswillen der Deutschen, der in der Präambel und in Art. 23 Abs. 1 S. 1 sowie Art. 24 Abs. 1 GG angespro​chen ist und kann nicht weiter gehen, als die Ho​heits​rechte, also die Aufgaben und Befugnisse zur Aus​übung der Staatsgewalt, über​tragen sind und über​tragen werden durf​ten. Den Umfang dieser Übertra​gung bestim​men der Unionsvertrag und die Gemein​schaftsverträge. Trotz der Freiwil​ligkeit der gemein​schafts​rechtlichen Bindung, die, jederzeit beendet werden kann (§ 3 III***), hat das Gemein​schafts​recht Vorrang, weil und soweit das der Wille des deutschen Volkes ist. In diesem Sinne hat das Bun​des​ver​fas​sungs​gericht den Vorrang des Gemeinschafts​rechts auf Art. 24 Abs. 1 GG und die darauf gestützte Bundes​gesetzgebung ge​stützt (II, 2 und III, 2)
. 

Der Vorrang selbst folgt der Logik der gemein​schaftlichen Ausübung der Staatsgewalt. Die gemeinschaftlichen Rechtsakte können wegen der Gemein​schaft​lich​keit nur einheitlich in der Gemeinschaft gelten, wenn nicht die Ge​mein​schaft aufgehoben und damit das Integrationsprinzip verlassen werden soll. Mit der Gemeinschaftlichkeit ist Ein​heitlichkeit ver​bunden. Diese ist die Allgemein​heit der Geltung und Anwendbarkeit des Gemeinschaftsrechts. Das zwingt jedoch nicht zur Dogmatik einer eigenständi​gen Gemein​schafts​gewalt mit einer autonomen Rechts​ordnung (vgl. II 1 und III 1)
. Der Vorrang folgt dem demokrati​schen Dogma, daß die Ge​meinschafts​organe (auch) deutsche Staatlichkeit ausüben und zwar nach dem Willen der Deutschen. Dieser kann geändert werden. Aber auch die Übertragung von Ho​heitsrechten kann zurückgenommen werden. Beides hängt vom Willen der Deut​schen ab, der dem Recht entspre​chen muß. Das Integrationsprinzip ist ver​fassungs​fest und steht angesichts der Lebens​verhältnisse in Europa wegen des Rechts​prinzips des befrie​deten ge​meinsamen Lebens derer, die (mit gewisser Intensität) aufeinander einwirken, nicht zur Disposition der Politik
. Ein Gegen​einander der Völker Europas wäre mit dem Recht jedes Europäers, in einer Rechtsgemeinschaft zu leben, welche den Frieden in Europa sichert, nicht ver​einbar. Die ökologischen und auch die ökonomischen Verhältnisse sind gemein​schaftlich. Bestmöglich wird Europa als „Föderalism“ (Kant) freier Staaten, als Republik der Republiken, verwirk​licht
. Freilich hat dieses Integrationsprinzip die Gren​zen der Freiheitlich​keit (im weitesten Sinne) und damit der praktischen Vernunft zu achten. Dazu gehört etwa die Wahrung des sozialen Rechtsprinzips der Stabili​tät
. Die jeweili​gen Hoheits​rechte von der Union ausüben zu lassen, ist eine Frage der Lage und damit der praktischen Vernunft der Republik. Dabei muß das demokratische Prinzip gewahrt bleiben (§ 4 IV und V)
 

Die Währungsunion etwa ist verfassungswidrig. Sie ver​letzt das Sozial​prinzip, nämlich das Prinzip des gesamtwirtschaft​li​chen Gleich​gewichts, welches zu einer Stabilitätspolitik verpflichtet. Die Wäh​rungsunion wird aber mit der wirtschaftli​chen die soziale Stabilität erschüttern, weil ihr die Erfolgs​chance fehlt, nämlich die Konvergenz der Volkswirtschaften und die politische Union im Währungsraum
. Die Währungsunion verletzt auch das demokra​ti​sche Prinzip der Republik, weil sie die existentielle Staatlichkeit Deutschlands beendet, ohne daß das dem Willen der Deutschen entspricht
. 

Unterschiedliche Meinun​gen zu Gemeinschaftsrechtsfra​gen beein​flussen nicht den verbindlich erklärten Willen des Vorranges des Gemein​schaftsrechts und damit auch nicht die Befugnis des Gerichtshofs, die primär- und sekundärrechtliche Materie des Gemein​schaftsrechts verbind​lich zu klären (vgl. Art. 220 ff. EGV), soweit er dabei die Grenzen der Integration achtet, die national durch die Mitgliedstaaten ver​antwortet werden müssen; denn sie begrenzen auch die Befugnisse des Gemein​schaftsgerichts. Allgemeine Rechtsgrundsätze, insbesondere Grundrechte sind nicht Sache der völkervertraglich eingerichteten und befugten Gemeinschaftsgerichtsbarkeit, denn die Europäische Union ist kein existentieller Staat (§ 10 V 5, auch § 4 III 2).

§ 6  Die Ermächtigungen der Union und der Ge​mein​schaften

I. Prinzip der begrenzten Ermächtigung

1. Die Gemeinschaften sind nur insoweit zuständig, als die Ver​träge ihnen, d. h. ihren Organen, Aufgaben und Befugnisse zuweisen. Gemäß Art. 5 EUV üben die Organe "ihre Befugnisse nach Maßgabe und im Sinne" der Grün​dungsverträge "einerseits und der übrigen Bestimmungen des vorliegenden (Unions-)Vertrags andererseits" aus. Art. 5 Abs. 1 EGV bindet die Europäi​sche Gemeinschaft an die "ihr in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse und gesetzten Ziele"
. Weiterhin folgt dies aus Art. 3 und 4 EGV, die die Tä​tig​keitsfel​der benennen, welche die Gemein​schaft "nach Maßgabe dieses Ver​trags" zu ver​wirklichen hat.

Mit besonderer Klarheit bringt Art. 7 Abs. 1 EGV die Bindung der Ge​mein​schafts​organe an zugewiesene Aufgaben und Befugnisse zum Aus​druck:

"Die der Gemeinschaft zugewiesenen Aufgaben werden durch folgende Organe wahrgenommen:


- ein Europäisches Parlament,


- einen Rat,


- eine Kommission,


- einen Gerichtshof,


- einen Rechnungshof.

Jedes Organ handelt nach Maßgabe der ihm in diesem Vertrag zugewiese​nen Befugnisse." 

Das gilt nach Art. 8 EGV auch für das Europäische System der Zentralban​ken (ESZB) und die Europäische Zentralbank (EZB). Art. 189, 202, 211 EGV enthalten sodann in allgemeiner Formulierung die Auf​gaben von Europäischem Parlament, Rat und Kommission. Die Erfüllung der Aufgaben soll jeweils "nach Maßga​be dieses Vertrags" bzw. unter Ausübung der "nach diesem Vertrag zuste​hen(den)" Befugnisse erfolgen. Die Verknüpfung von Aufgaben, Befugnissen und Instrumenten für das Tätigwerden der Gemein​schaftsorgane wird auch in Art. 249 EGV deutlich, dessen Abs. 1 lautet:

"Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und nach Maßgabe dieses Vertrags erlassen das Europäische Parlament und der Rat gemeinsam, der Rat und die Kom​mission Verordnungen, Richtlinien und Entscheidun​gen, spre​chen Empfeh​lun​gen aus oder geben Stellungnahmen ab."

Aufgaben sind im Gemeinschaftsrecht Tätigkeitsfelder, in denen die Ge​meinschaft wirken soll. Aufgaben schaffen nicht schon Befugnisse, bilden aber deren Grenzen. Be​fugnisse sind Ermächtigungen, mit denen die Aufgaben erledigt werden sollen. Sie regeln vielfach zugleich Handlungsformen. Der Begriff der Befugnis ergibt sich aus einer Fülle von Vorschriften, etwa Art. 189 EGV für das Europäische Parlament, Art. 202 EGV für den Rat und Art. 211 EGV für die Kommission, aber auch Art. 5 EGV, der von den Grenzen der Befugnisse und Ziele spricht. Die Aufgabe der Europäischen Gemeinschaft ist allgemein in Art. 2 EGV geregelt. Diese Rege​lung ist material eine Zielset​zung. Auf​gaben werden in Art. 3 und 4 EGV als "Tätig​keit der Gemeinschaft" bezeich​net und in weite​ren Vorschrif​ten, etwa denen des Dritten Teils des EGV zu den "Politi​ken der Ge​mein​schaft", mate​rialisiert. Befugnisse sind etwa das Recht des Rates und der Kommission, gestützt auf entsprechende Ermächti​gungsvorschriften des Vertrages, Rechtsakte in Gestalt von Verordnungen, Richt​linien und Entschei​dungen zu erlassen und so "Verbind​lichkeiten" zu begrün​den (vgl. Art. 249 Abs. 2-4 EGV).

Die Gemeinschaftsorgane sind demnach nur ermächtigt, Maßnahmen zu treffen, wenn die vielfältigen Vorschriften des materiellen Vertragsrechts, insbesondere diejeni​gen des Dritten Teils über die Politiken der Gemeinschaft, Auf​gaben und Befugnisse definieren. Es gilt das Prinzip der begrenz​ten Er​mächti​gung
 oder, wie das Bundesverfassungsgericht sagt, der begrenzten Einzelermächtigung
. Die Organe der Eu​ro​päi​schen Gemeinschaf​ten dürfen nur tätig werden, wenn und soweit sich hierfür in den Gründungs​verträgen eine Ermäch​tigungsgrundla​ge findet.

2. Die Gemeinschaft verfügt nur über durch die Verträge übertragene Aufgaben und Befugnisse. Die Befugnisse der Gemeinschaft sind damit not​wen​dig begrenzt. Die Formulierung des Art. 5 Abs. 1 EGV trägt über die in den Art. 3, Art. 4 Abs. 1, Art. 7 Abs. 1, Art. 189, 202, 211, 249 Abs. 1 EGV enthalte​nen besonderen Ermächtigungsvorschriften hinaus dem Prinzip der ins​gesamt be​gren​zten Ermächti​gung der Gemeinschaft (compétence d'attri​bu​tion)
 Rech​nung
. 

Das Ermächtigungssystem der Gemeinschaft wird zunächst durch eine Vielzahl von Einzelbestimmungen des Vertrages gekennzeichnet, die den Organen die notwen​digen Befugnisse zur Aufgabenbewältigung zuweisen (Enumerations​prin​zip). Es lassen sich dabei unterscheiden die Ermächtigungs​grundlagen der Rechts​angleichung und der Rechtsetzung im Bereich der Ge​meinsamen Politi​ken der Gemeinschaft. Hier dient etwa Art. 37 Abs. 2, 3 EGV der Umsetzung der in Art. 33, 40 EGV niedergelegten Ziele der Agrar​poli​tik der Ge​mein​schaft. Art. 71 EGV gibt die Befugnisse "zur Durch​führung des Artikels 70", also der Ziele einer gemeinsamen Verkehrspolitik. Art. 175 EGV trägt die um​welt​rechtliche Gesetzge​bung der Gemeinschaft in Verfolgung der Ziele des Art. 174 Abs. 1 EGV.

Des weiteren enthält der Vertrag in einer Reihe von Fällen zur Verwirkli​chung ins​beson​dere der Grundfreiheiten des Gemeinsamen Marktes Ermächti​gungs​grund​lagen für die An​gleichung mitglied​staatlicher Vorschriften. Diese sind für bestimmte Materien als leges speciales ausgeprägt, z.B. Art. 44 Abs. 1, Abs. 2 lit. g) EGV (Gesellschaftsrecht); Art. 46 Abs. 2 EGV, 47 Abs. 2 EGV (Nieder​las​sungs​freiheit der natürli​chen Perso​nen); Art. 48 EGV (Nieder​lassungs​freiheit der juristi​schen Perso​nen); Art. 93 EGV (Indirekte Steu​ern); Art. 137 Abs. 2 EGV (Ar​beitsschutz​recht). Neben diesen besonderen An​glei​chungs​ermächtigungen
 finden sich in den Art. 94 EGV die leges genera​les der ge​mein​schaftli​chen Rechts​angleichung, die sachgebietsunabhängig weite Ermächtigungen be​gründen. Ihre Inanspruchnah​me ist nach Art. 3 lit h) EGV, Art. 14 a Abs. 1 EGV an die "Erfor​der​lichkeit" der Rechts​angleichung für Errichtung und Funktionieren des Gemein​samen Mark​tes/​Binnenmarktes und damit wie​derum die allgemeinen Ziele der Gemeinschaft gebunden. Zudem gleichen die Ver​fah​rensregelungen die mate​riale Offenheit der Er​mächti​gung dadurch aus, daß entweder Ein​stimmigkeit im Rat (etwa Art. 94 EGV) gefor​dert ist oder daß alle Organe der Gemeinschaft am Entschei​dungsprozeß betei​ligt werden müssen und quali​fizierte Mehrheiten vorgeschrieben sind (etwa Art. 95 Abs. 1 EGV). Die materia​le Offenheit wird regelmäßig im Recht der Politik durch Verfahren kompen​siert, welche die Richtigkeit der Entschei​dun​gen sicherstellen sol​len
. 

Die Ermächtigungen der Organe der Gemeinschaft stützen sich zusätzlich auf die (kleinere) Generalermächtigung des Art. 308 EGV. Sie erlaubt die Lücken​schließung, wenn die Einzel​ermächtigun​gen die Verwirk​lichung eines Zieles der Ge​mein​schaft nicht oder nicht vollständig ermöglichen. Art. 308 EGV ermächtigt damit nur zu einer Abrun​dung der Befugnisse der Gemein​schaft im Rahmen der Zielsetzung und der Aufgaben​zu​wei​sung des Ver​trages (dazu II).

d) Die Ergänzung der Einzelermächtigungen des Ver​trages durch eine, aufgrund der Bindung an den Kanon der der Gemeinschaft überantworteten Aufgaben in sich begrenzte, Ge​neralermächtigung (Art. 308 EGV) wider​spricht nicht dem Prinzip einer insgesamt durch ver​tragliche Zu​weisung begrenzten Ermächtigung der Gemeinschaft
. Dies bringt der Begriff "Prinzip der be​grenz​ten Ermäch​ti​gung" prägnant zum Aus​druck. Unzutreffend sind dagegen die in der Rechtsprechung und Literatur ver​wende​ten Termini "begrenz​te Einzelermächtigung"
, "begrenzte Einzelzuständig​kei​ten"
 oder "enu​me​ra​ti​ve Einzelermächtigung"
. Diese Formulierungen sind tautologisch. Das Strukturprinzip lediglich ausnahmehaft bestehender, durch ver​tragliche Auf​gabenzuweisung und Befugnisausstattung erst begrün​deter Handlungs​möglich​keiten der Gemeinschaft gegenüber den Mit​glied​staaten wird als solches so nicht hinreichend gekennzeichnet
. Mit der Einfügung des Art. 3 Abs. 1 (jetzt Art. 5) EGV sind derartige Formulierungen hinfällig.

3. Die Geltung des Prinzips begrenzter Ermächtigung wird über​wiegend auf den Erlaß verbindlicher Rechtsakte begrenzt
. Vereinzelt erfolgt gar eine Ein​schränkung auf Akte, welche die Mitgliedstaaten oder Einzelne bela​sten
. Die Ultra-vires-Lehre, ein Fundament republikanischer Freiheits-, Rechts- und Staatsleh​re
, läßt das nicht zu. Zudem verkennt die restriktive Auffas​sung, daß die Funktion des Prinzips begrenzter Ermächti​gung in der Kompetenzver​teilung zwischen der Gemeinschaft und den Mit​glied​staaten zu finden ist. "Indivi​dualschützende" Aspekte ergeben sich allenfalls mittel​bar
. Das Prin​zip begrenzter Ermächtigung bindet somit das gesamte Tätig​wer​den der Ge​meinschaftsorgane
.

4. Nach Art. 7 Abs. 1 EGV erfüllt jedes Organ


"die der Gemeinschaft zugewiesenen Aufgaben" (1)


"nach Maßgabe der ihm in diesem Vertrag zugewiesenen Befug​nisse", d.h. ...


- unter Inanspruchnahme einer für den Einzelfall gegebenen Ermächtigung (2),


- durch Gebrauch der dort bestimmten Handlungsform des Instruments (3)


- und gemäß des dort im einzelnen festgelegten Verfahrens (4).

Danach lassen sich als Inhalt des Prinzips begrenzter Er​mächtigung folgende Einzel​aspekte festhalten:

(1) Die vertragliche Zuweisung von Aufgaben erfordert eine Abgrenzung der Aufgabenbe​rei​che der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten wegen fehlen​der Allzuständig​keit der Gemein​schaft.

(2) Innerhalb des der Gemeinschaft zugewiesenen Aufgabenbe​reichs ist diese zum Handeln der Organe nur ermächtigt, wenn der Vertrag für die jeweilige Politik eine tatbestandlich zutreffende Kompetenzgrundlage, also eine Befugnis, vorsieht.

(3) Eine Wahlfreiheit hinsichtlich der in Art. 249 EGV aufgeführten Rechts​akte besteht für die Organe nur, wenn die ein​schlägige Befugnisnorm die anzu​wendende Handlungsform nicht bestimmt.

(4) Jeder Ermächtigungsgrundlage (Befugnis) des Vertrages ist zu entneh​men, welche Organe an dem Verfahren zum Rechtsakt in welcher Weise und mit welchen Mehrheiten zu beteiligen sind und mit welchen Mehrheiten (gege​benenfalls einstimmig) der Beschluß des Rates erfolgen kann.

II. Die Generalermächtigung des Art. 308 EGV (Art. 235 EGV a.F.)

Innerhalb der durch den Vertrag begründeten Befugniszuwei​sung schafft Art. 308 EGV (Art. 235 EGV a.F.) eine gegenüber den Einzelermächtigungen subsidiäre Generaler​mächti​gung
. Art. 308 EGV lautet: 

"Erscheint ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich, um im Rahmen des Gemeinsamen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirklichen, und sind in diesem Vertrag die hierfür erforder​lichen Befugnisse nicht vorgesehen, so erläßt der Rat einstim​mig auf Vorschlag der Kommission und nach Anhö​rung des Europäischen Parlaments die geeigneten Vorschriften."

"Ziele" im Sinne dieser Vorschrift sind nicht nur die in Art. 3 und 4 EGV genannten Tätig​keitsbereiche der Gemeinschaft, sondern alle im Vertrag ange​sproche​nen Aufgaben, insbesondere auch die des Art. 2 EGV und die der Präam​bel
.

Art. 308 EGV gibt der Sache nach die Ermächtigung, "Befugnisse" zur Ver​wirklichung der der Gemeinschaft übertrage​nen Auf​gaben zu erwei​tern
. Die Bestimmung erlaubt dagegen keine nicht wenig​stens aus den Zielvorgaben der Präambel oder des Art. 2 EGV ableitbare Aus​weitung der Aufgaben der Gemein​schaft
. Art. 308 EGV ist so​mit nicht nur die aus​drück​liche Vertrags​änderung, also die Ände​rung des Wortlau​tes einer Vertrags​vor​schrift, entzo​gen
, sondern gleichfalls die Veränderung des durch den Ver​trag geschaffe​nen Ermächtigungssystems
. Die wei​terge​hen​de Auf​fas​sung
 ist abzuleh​nen. Immerhin müs​sen befugniserweiternde Vor​schrif​ten einstimmig vom Rat selbst erlassen wer​den. Sie haben damit die Zustim​mung aller Mit​glied​staaten. Deren (gemeinsame) Kom​petenz-Kom​petenz bleibt zwar ge​wahrt, aber es mangelt an der Zustimmung der Legislativorgane der Mit​gliedstaa​ten, so daß die demokratische Legitimation schwach ist. Art. 308 EGV würde sich bei extensiver Inter​pretation als ein Ermächti​gungs​gesetz zugunsten der Regie​run​gen erwei​sen, welches das rechtsstaatlich unver​zichtbare Prinzip des Ge​setzes​vor​behalts verletzt. Das Grundgesetz wäre durch eine derartige Ermächti​gung in Art. 20 verletzt. Art. 20 GG aber zieht wie Art. 1 GG dem Recht des Bundes, Ho​heits​rechte auf zwi​schen​staatliche Ein​richtun​gen zu übertragen, eine unüber​schreit​bare Gren​ze
. Schon das er​zwingt die restrik​ti​ve Interpreta​tion. Eine alle Poli​tikberei​che erfassende Aus​dehnung der Ge​mein​schafts​befugnisse scheidet dar​über hinaus auch nach dem Wortlaut aus, weil Art. 308 EGV das mögliche Tätigwerden der Gemein​schaft jedenfalls durch die Ziele des Ver​trages begrenzt. Diese sind freilich nahezu grenzenlos. Wer will schon ange​sichts des Golfkrieges bestreiten, daß die Religion ein Gegen​stand der Wirtschaftspolitik ist. Die Aufgaben können nach Art. 48 Abs. 1 EUV durch Vertrags​ände​rung erweitert werden, welche das Selbst​bestim​mungs​recht der Völker wahrt (dazu § 4 III). Eine Vertragsänderung kann nicht auf der Grund​lage von Art. 308 EGV durch den Rat erfolgen. Auch der Rat ist ein Organ der Ge​mein​schaft. Die Regierung eines Staates ist weder der Staat noch das Volk. Jede Vertretung des Volkes außerhalb der durch die Verfassung begrün​deten Ver​tretungs​macht usurpiert Herrschaft über das Volk, also Despo​tie.  

Art. 308 EGV ermöglicht die Schließung von Befugnislücken angesichts der Ziel- und Aufgabenbestimmungen des Vertra​ges
. Eine "erforder​liche Be​fugnis" fehlt auch, wenn eine Rechtsgrundlage sich als materiell ungenügend erweist
, oder, jedenfalls nach Auffassung des Europäischen Gerichtshofs, die dort vorgesehenen Handlungsformen als Mittel der Aufgaben​verwirklichung nicht hinreichen
, wenn etwa eine Verordnung statt einer Richt​linie erlassen werden soll. Letzteres erregt Bedenken, weil der Vertrag in solchen Fällen die Aufgabenverwirklichung explizit regelt.

Art. 308 EGV hat für die "vertragsimmanente Fortentwicklung des Gemein​schafts​rechts"
 erhebliche Be​deutung entfaltet. Die Vorschrift ist in der Praxis der Organe zunehmend als Grund​​lage für Maßnahmen nur andeutungs​weise im Vertrag geregelter, sogenannter "flankie​render", Politiken, genutzt worden. Beispielhaft zu nennen sind die Regional- und Umweltpolitik und die Wäh​rungs​politik
, aber auch die Fusionspolitik (Fusionskontrollverord​nung). Die Bedeutung des Artikels für diese Politiken ist aber weit​ge​hend entfallen, seit durch die EEA die Titel über die gemeinsame Regional​poli​tik, die Politik der Gemein​schaft auf dem Gebiet der Forschung und tech​nolo​gi​schen Entwick​lung und die Um​weltpolitik in den Dritten Teil des Ver​trages eingefügt wurden.

Mit Hinweis darauf, "daß der EU-Vertrag grundsätzlich zwischen der Wahr​nehmung einer begrenzt eingeräumten Hoheitsbefugnis und der Vertrags​ände​rung unterscheidet" kritisierte das Bundesverfassungsgericht in der Maa​stricht-Entscheidung in scharfer Form die "dynamische Erweiterung der beste​henden Verträge" insbesondere durch die bisherige "großzügige Handhabung des Art. 235 EWGV im Sinne einer 'Vertragsabrundungs​kompetenz'". Die "Auslegung von Befugnisnormen" dürfe "in ihrem Ergebnis nicht einer Ver​tragserweiterung gleichkommen", andernfalls würde sie "für Deutschland keine Bindungswirkung entfalten"
.

Der Europäische Gerichtshof hat (demzufolge?) in seinem Rechtsgutachten 2/94, mit dem er Art. 235 EGV als Grundlage eines Beitritts der Gemein​schaft zur EMRK ablehnte, weil dieser "eine wesentliche Änderung des gegenwärti​gen Gemeinschaftseigentums des Schutzes der Menschenrechte und grundlegen​de institutionelle Auswirkungen sowohl auf die Gemeinschaft als auch auf die Mitgliedstaaten ... von verfassungsrechtlicher Dimension" zur Folge hätte, bestätigt, daß Art. 235 EGV "jedenfalls nicht als Rechtsgrundlage für den Erlaß von Bestimmungen dienen (könne), die der Sache nach ... auf eine Vertragsänderung ohne Einhaltung des hierfür vom Vertrag vorgesehenen Verfahrens hinausliefen"
.

III. "Implied powers" und "effet utile"

1. Weit begreift die Ermächtigungen (Befugnisse) die sogenannte "Im​plied powers"-Lehre. Sie gesteht den Gemeinschaften neben den ge​schriebenen auch solche unge​schrie​benen oder still​schweigend mitgeschriebenen Befugnisse zu, welche sie zur Erfüllung der ihnen durch die Verträge gestellten Aufgaben benötigen
. Der Europäische Gerichtshof hat sich der Sache nach diese Lehre zu eigen ge​macht
. "Im​plied powers" sollen also Befugnisse aus der Natur der Sa​che, aus Sachzu​sammen​hang, sein. Um die von den Gemein​schaften zu​gewie​se​nen Materien bewälti​gen zu können, sollen sogar zusätzli​che, im Vertrag nicht vor​gesehene Hilfs​organe geschaffen werden dürfen. So sind Verwaltungs- und Regelungs​aus​schüsse für die Politik der Landwirtschaft eingerichtet wor​den
. "Im​plied powers" sollen auch Außenbefugnisse der Gemeinschaften begründen, etwa das Recht zum Abschluß völker​rechtlicher Verträge mit Drittstaaten. Die Befugnis wird mit einem Parallelismus von Binnen- und Außenbefugnissen (AETR-Doktrin) zu begründen ver​sucht
.

Die Organe verfügen jedoch nicht über eine Kompetenz-Kom​petenz, d. h. die Kompetenz, Kompetenzen zu begründen
. Eine solche würde das Selbst​be​stim​mungs​recht der Völker beein​trächtigen, welche die Ausübung ihrer Staats​gewalt nur soweit auf die Gemeinschaft übertragen haben, als es die Verträge herge​ben. Es gilt das allgemeine, republikanisch begründete ultra-vires-Prinzip, d. h. Aufgaben und Befugnisse bedürfen einer im interpretativ zu entfaltenden Vertragstext nachweisbaren Grundla​ge. Die Gemein​schaften sind kein Ober​staat über den Mitglied​staaten, sondern Teil der mitglied​staatli​chen Staatlichkeit (dazu § 2 III). Alle Befugnisse gehen von den Völkern aus. Sie sind Hoheitsrechte, welche die Mitgliedstaaten in den Gemeinschaftsver​trägen zur gemeinschaftlichen Ausübung auf die Gemeinschaft übertragen haben. "Implied powers" verschieben das Kompetenzge​füge zwi​schen den Ge​mein​schaften und den Mitgliedstaaten. Die weiten Er​mächtigungen der Ver​träge, insbesondere Art. 94, 95, 308 EGV geben hinrei​chende Mög​lich​keiten zur Entwicklung der Ge​mein​schaft. Die Mitglieder der Gemein​schaft können jeder​zeit die Verträge ergänzen. Eine stillschweigende Ver​tragserwei​te​rung verstößt gegen die Vorschriften über die Vertrags​ände​rung, ins​besondere gegen die Pflicht, diese in allen Mitgliedstaa​ten zu ratifizie​ren (Art. 48 Abs. 1 EUV). Eine Duldung vertrags​widriger Praxis der Organe durch die Regierun​gen mißachtet die Willensautono​mie der Bürger, weil die Regierungen keine Voll​macht zur Dul​dung von Rechtsver​letzungen haben. Auch unter dem Grundgesetz lassen sich Bundes​kom​petenzen nicht aus der Natur der Sache begrün​den. Das folgt aus der grundsätz​lichen Allzu​ständig​keit der Län​der nach Art. 30 GG
. 

2. Während "implied powers" die Frage der Befugnisausstat​tung der Ge​mein​schaft betreffen, zielt die teleologische Ausle​gungsmaxime des "effet utile" auf eine maximale Nutzung der Ermächtigungen, Verfahren und materia​len Vorschrif​ten
. Mit dieser Maxi​me hat der Europäische Gerichtshof es gerechtfertigt, daß Richt​linien gege​be​nenfalls ohne Umsetzung in nationales Recht unmittelbare Wir​kung in den Mitgliedsstaaten entfalten, d. h. im Ver​hältnis zu den Gemein​schaftsbürgern anwendbar sind
. Der Gerichtshof hat mit der von ihm be​vor​zug​ten teleolo​gisch-funktionalen euro​pafreundli​chen Interpretationsmetho​de verschiedene vertragliche Einzelermächtigun​gen erheb​lich ausgedehnt
. Dies wurde als "gouver​nement des juges"
 kritisiert. Überwiegend findet die ständige Pra​xis der Rechtsprechung des Gerichtshofs aber Zustim​mung
.

Das Bundesverfassungsgericht versagt im Maastricht-Urteil einer "auf den Gedanken der inhärenten Zuständigkeiten der Euro​päischen Gemeinschaften ('implied powers') und auf eine Ver​tragauslegung im Sinne einer größtmögli​chen Ausschöpfung der Gemeinschaftsbefugnisse ('effet utile')" gestützten "Vertragser​weiterung" die Verbindlichkeit "für Deutschland"
.

IV. Die gemeinschaftliche Er​mächtigung unter dem Ver​trag von Maa​stricht

1. Ein paradigmatischer Wechsel 

Unter dem bis zum Maastricht-Vertrag verfolgten Konzept der funk​tio​nalen Teilinte​gra​tion
 bildete das Prinzip der be​gren​zten Ermäch​tigung die ent​scheidende Regel der Kompetenz​ver​tei​lung zwischen den Mitglied​staaten und den Gemein​schaften
. Die Ausnahme​haf​tig​keit der zur gemeinschaft​li​chen Aus​führung über​tra​genen Auf​ga​ben​bereiche und Hand​lungs​mög​lich​keiten wahrte den Charak​ter der Gemeinschaften als lediglich "zwi​schen​staatliche Ein​richtun​gen" im Sinne von Art. 24 Abs. 1 GG. Indes kommt auch nach Art. 5 EUV und Art. 5 Abs. 1 EGV ein Tätigwerden der Ge​mein​schafts​organe nur im Rah​men der vertrag​lichen Auf​ga​ben​zuweisung und Befugnis​aus​stattung in Be​tracht. Näher betrach​tet zeigen sich freilich die Be​kenntnisse zu einer ver​traglich begrenzten Ermäch​tigung der ge​mein​schaftlichen Organe als wenig substantiell. Das Ver​tragswerk von Maastricht löste sich von der Begrenztheit der gemein​schaftlichen Er​mäch​tigung jedenfalls insoweit, als sich damit der Gedan​ke einer ledig​lich punk​tuellen, auf bestimmte (wirt​schaftliche) Sachberei​che be​schränkten Zu​stän​digkeit der Ge​mein​schaftsorgane
 ver​bin​det
. Die Ein​schätzung des Bundes​verfassungsgerichts im Maastricht-Urteil, "die Kom​petenzen und Be​fug​nisse, die der Eu​ro​päischen Union und den ihr zu​ge​hörigen Ge​mein​schaften einge​räumt sind, bleiben, soweit sie durch Wahr​neh​mung von Ho​heits​rechten aus​ge​übt werden, im wesentlichen Tä​tig​kei​ten einer Wirt​schafts​gemeinschaft"
 greift zu kurz. Auch wenn man in Auf​gaben​über​​​​tra​gung und Befugnis​ausstat​tung des Unions​ver​trages nicht be​reits ein Prinzip offe​ner Er​mäch​tigung der gemein​schaftli​chen Organe
 er​ken​nen will, wächst das Europa der "langen und dunklen" Verfassung von Maas​tricht
 we​sent​lich über die vormalige Gestalt einer "Rechts- und Hand​lungs​gemein​schaft euro​pä​ischer Staaten in sorg​sam be​dach​ten Ge​gen​stän​den"
 hinaus. 

Den hiermit verbundenen Wechsel des Paradigmas der gemein​schaftlichen Ermächtigung
 erweist schon die weitreichende Übertragung bislang den Mitgliedstaaten vor​behaltener Befugnisse, insbesondere auch in nicht​wirt​schaft​lichen Sachgebie​ten, auf die Europäische Gemein​schaft. Neben den Gründungs​ver​trägen verleihen Art. 11 ff. EUV und Art. 29 ff. EUV den gemein​schaftli​chen Organen Aufgaben und Befugnissen in den Bereichen "Gemeinsa​me Außen- und Sicher​heits​politik" sowie "Justiz und Inneres" (vgl. Art. 5 EUV). Darüber hinaus sieht Art. 6 Abs. 4 EUV vor, daß "die Union ... sich mit den Mitteln aus(stattet), die zum Erreichen ihrer Ziele und zur Durch​führung ihrer Politi​ken er​for​derlich sind".

2. Der Zuwachs an Kompetenzen der Europäischen Gemein​schaft

a) Korrespondierend zu den durch Art. 3 EGV neu er​öff​ne​ten gemeinschaft​lichen Tätigkeitsfeldern ergibt sich eine Ausweitung der Einzelermächtigungen der Ge​mein​schaft. Zu nennen sind hier zunächst die Art. 149 EGV (Allge​meine Bildung), Art. 150 EGV (Berufliche Bildung), Art. 151 EGV (Kultur), Art. 152 EGV (Gesund​heitswesen), Art. 153 EGV (Ver​brau​cherschutz). In​soweit die Literatur rekla​miert, in diesen Sektoren blieben "grundsätzlich die Mitgliedstaa​ten Träger der Zuständigkeit und Verantwortung für die betreffen​den Politikbe​reiche"
, nimmt sie erkennbar Bezug auf den Wort​laut der Art. 149 ff. EGV, die eine Gemein​schaftspolitik "unter​stützend" oder "ergän​zend" zu na​tionalen Maßnahmen vorse​hen. Für das Bundes​verfassungs​gericht be​schrän​ken die genannten Ermächtigungen "die Gemein​schafts​tätigkeit auf die Ergänzung der - prinzipiell vor​gehenden - mitglied​staatlichen Politik"
. Die nähere Ana​ly​se vermag frei​lich einen generellen Aus​nah​me​charakter der Ge​mein​schaftszu​ständigkeiten nicht zu belegen. In der Tat wird vielmehr im Rahmen der Befugnis​ausstattung der jeweilige Zu​ständig​keits​be​reich der Gemein​schaft tatbe​standlich näher ein​ge​grenzt
; "im üb​rigen" ver​bleibt es  - wie auch sonst ?! - bei einer Zu​stän​dig​keit der Mit​glied​staaten
. In Art. 149 Abs. 4 EGV, Art. 150 Abs. 4 EGV, Art. 151 Abs. 5 EGV, Art. 152 Abs. 4 EGV, Art. 153 Abs. 3 EGV sind damit echte Ge​setz​gebungsbefugnisse der Gemeinschaft begrün​det
. Insbesondere läßt sich der in Art. 149 Abs. 4; Art. 151 Abs. 5; Art. 152 Abs. 4 EGV ge​brauchte Be​griff der "Fördermaß​nahme" nicht dahinge​hend inter​pre​tieren, daß ihm eine Bedeu​tungs​einschrän​kung zu dem gebräuchlichen Terminus der "Maßnah​me"
 zu ent​neh​men wäre, der dem Gemein​schafts​​gesetzgeber den ge​samten Kanon der Rechtsakte des Art. 249 EGV eröf​fnet
. Die Auffassung, der Be​griff der "Förder​maß​nahme" sei demgegenüber "enger zu ver​stehen und auf die Förderung einer Politik durch die Schaffung von An​reizen, insbesondere fi​nan​zi​eller Art be​schränkt"
, läßt die min​destens eben​so na​he​liegen​de Deu​tung von "För​derung" als "Unter​stüt​zung der Ver​wirkli​chung eines Zieles" un​be​rück​sichtigt. An​ge​sichts dessen eine Diffe​ren​zie​rung zwi​schen "För​der​maßnahmen" und "Maß​nahmen, die zur Ver​wirklichung der Ziele dieses Artikels bei​tragen" (Art. 150 Abs. 4 EGV) vor​nehmen zu wollen, über​zeugt nicht
. Ge​gen den Cha​rakter als Ermächtigungs​grundlagen für die gemein​schaftliche Rechts​setzung spricht auch nicht der in den Art. 149 - 152 EGV
 enthaltene "Aus​schluß jeg​licher Harmo​ni​sierung der Rechts- und Ver​wal​tungs​vorschriften der Mit​glied​staaten" (Art. 150 Abs. 4; Art. 151 Abs. 5; Art. 152 Abs. 4 lit. c EGV). Nach der Recht​sprechung des Europäischen Gerichtshofs schließt eine Ermäch​tigungs​grund​lage einer gemeinsamen Politik in ihrem Anwen​dungs​be​reich die Befug​nis zur Harmoni​sierung der mit​glied​staat​lichen Vor​schrif​ten mit ein
. Vor diesem Hinter​grund erweist sich der in den Art. 149 ff. EGV an​ge​spro​chene "Aus​schluß" einer Harmo​nisierung als Begren​zung nur der funk​tionalen, nicht aber der materialen Reichweite der neuen Ermächtigungsgrund​la​gen. Die Gemein​schaft ist vielmehr im Rahmen der jeweiligen Auf​gabenzu​wei​sung durch die Art. 149 ff. EGV zu einer die Mit​gliedstaaten bindenden Rechts​setzung be​fugt
. Ledig​lich bestä​tigt wird die​ses Ergebnis durch die aus​drückliche An​füh​rung
 einer ergänzenden Befug​nis zum Erlaß gemäß Art. 249 Abs. 5 EGV "nicht ver​bind​licher" Em​pfeh​lungen. 

Im Hinblick auf die gemäß Art. 4 EGV zu ver​wirk​lichende Wirtschafts- und Währungs​union "nähert sich die Europäische Union einer staatsrecht​lichen Regelung der Binnenbeziehun​gen"
. Während für den Bereich der Wäh​rungs​politik eine ab​schließende Verge​mein​schaf​tung
 in der Bewertung durch die Lite​ratur
 und das Bundesverfassungs​gericht
 unstreitig ist, läßt sich für den Sektor der Wirtschaftspolitik jeden​falls eine gegen​über den Rege​lungen der Art. 101 ff. EWGV deutlich ver​stärkte Bindung er​mitteln. Ausdruck dieser qualifizierten Koor​di​nierung
 sind insbesondere die durch Art. 98 f. EGV verfügte verbindliche Ausrichtung der mit​gliedstaat​lichen Wirt​schafts​politik auf die Ziele der Gemeinschaft im Sinne des Art. 2 EGV und den Grundsatz einer offenen Marktwirtschaft mit freiem Wettbewerb unter Ein​haltung der Grundsät​ze des Art. 4 EGV sowie die Möglichkeit der Ge​mein​schaft, mittels eines Sank​tio​nenkatalogs die Einhaltung der den Mitglied​staaten durch den Vertrag auferlegten Haushalts​disziplin durch​zusetzen (Art. 104 EGV). 

Aus dem Kreis der weiteren neuen Er​mächtigungen ist die industriepo​li​tische Kompetenz nach Art. 157 EGV hervor​zuheben. Gemäß Art. 157 Abs. 2 EGV dominiert die Kommis​sion die Koor​dinierung der in​dustriepolitischen Aktivitäten der Mit​glied​staaten
. Art. 157 Abs. 3 S. 2 EGV ermächtigt den Rat insoweit zum einstimmigen Erlaß "spezi​fischer Maßnahmen". Von größe​rer Relevanz für die Wirt​schafts​verfassung der Ge​meinschaft zeigt sich aber Art. 157 Abs. 3 S. 1 EGV. Darin wird die Erreichung der Ziele des industrie​poli​tischen Handlungsauf​trags aus Art. 157 Abs. 1 EGV als Quer​schnitts​aufgabe formu​liert, deren Erfüllung die Gemein​schaft bei der Ver​wirklichung der anderen Politik​bereiche Rechnung zu tragen hat. Der Wider​streit der Gemein​schaftsziele des Art. 3 lit. g) EGV ("System, das den Wettbewerb inner​halb des Binnenmarkts vor Verfälschun​gen schützt") und Art. 3 lit. l) EGV ("Stärkung der Wettbewerbs​fähigkeit der Industrie der Gemeinschaft") findet hier einen un​mittelbaren kompetentiellen Niederschlag
. Im Rahmen der weiten Zuständig​keiten nach dem Abkommen über die Sozialpoli​tik steht dessen Art. 2 Abs. 2 und Abs. 3 als Rechts​grundlage für Beschlüsse des Rates mit qua​li​fi​zierter Mehr​heit
, bzw. Ein​stimmigkeit zur Ver​fü​gung
. 

b) Die umfassende Aufgabenerweiterung der Gemein​schaft in den Art. 2, 3 und 4 EGV schlägt sich ferner in einer Aus​dehnung der Reichweite der anläß​lich der Vertragsrevision be​wußt beibehaltenen General​ermäch​tigung des Art. 308 EGV nieder
. Nach der Dogmatik des Vertrages ist dieser Schluß zwin​gend. Er wird keineswegs durch den Einwand entkräftet, die Revision des EWG-Vertrags, insbesondere hinsichtlich der Einfügung der Art. 149 ff. EGV a.F., kodifiziere doch nur Materien, die die Organe, insbesondere auch auf der Grundlage des Art. 308 EGV, längst für die Gemein​schaft erobert hät​ten
. Die Notwendigkeit der aus​drück​lichen Zuweisung einer Auf​gabe er​weist die vordem be​stehende Lücke. Die Art. 126 ff. EGV a.F. sprechen daher gerade für die Ver​tragswidrigkeit der ex​ten​siven Nutzung des Art. 235 EWGV als Rechtsgrundlage "be​gleitender" Ge​mein​schafts​politi​ken in der Ver​gang​en​heit
. Da Art. 308 EGV dem Rat den Erlaß "ge​eigneter Vorschriften" nicht nur bei vollständigem Feh​len einer ein​schlä​gigen Er​mäch​ti​gung für die Er​füllung eines "Zieles" der Gemein​schaft
 ge​stattet, sondern auch für den Fall, daß sich die durch eine bestehende Rechts​grund​lage er​öff​neten Hand​lungs​möglich​keiten im Einzel​fall als nicht aus​reichend erwei​sen, steht ein verstärkter Rück​griff auf die (kleine) Gene​ral​ermächtigung insbesondere in​soweit zu erwarten, als die Be​grenzung der Rege​lungs​gehalte der Art. 149 - 152 EGV in funk​tio​naler Hinsicht eine vollständige Um​setzung der be​tref​fenden Ziel​set​zungen der Ge​mein​schaft aus Art. 3 EGV in Frage stellt
. 

c) Mit den Befugniszuweisungen des Unions​vertrages ver​binden sich zudem tiefgreifende Ver​änderungen in der Struk​tur der gemeinschaftlichen Ermäch​tigung. Es kenn​zeichnet die neuen Kompetenz​regeln des EG-Ver​trages, daß sie weitgehend der Ge​meinschaft nicht ledig​lich als Rechts​grundlagen für die spezifische Umsetzung der jeweils ange​spro​chenen Materie dienen, son​dern zugleich deren Aus​ge​staltung als im Rahmen anderer Ge​mein​schafts​politiken zu be​rück​sichtigende Quer​schnitts​auf​gabe for​mu​lie​ren
. Aufgrund der darin zum Aus​druck kom​men​den Ver​knüpfung der gemein​schaft​lichen Politikberei​che kann jedenfalls seit Maa​stricht ein die lediglich punktuelle gemeinschaftli​che Zuständigkeit implizierender Grundsatz der "Ein​zeler​mäch​ti​gung"
 der Organe nicht mehr be​haup​tet werden
.

3. Art. 6 Abs. 4 EUV (Art. F Abs. 3 EUV a.F.)

Wegen der material begrenzten Ermächtigung der Gemein​schafts​organe nach den Gründungsverträgen entbehren diese einer Kompetenz-Kom​petenz. So ermangelt nach der Auf​fassung des Bun​desverfassungsgerichts die Europä​ische Wirt​schafts​ge​mein​schaft gera​de deshalb des staatlichen Charakters, weil ihr durch den EWG-Vertrag nicht eine "Gewalt zur un​be​grenzten Kompetenz​er​wei​te​rung" übertragen wor​den sei
. Eine Kompetenz-Kom​petenz der Union würde das essentielle Prinzip der begrenzten Ermächti​gung sprengen und fraglos die existentielle Staatlichkeit der Mitgliedstaaten aufheben. Die Genera​lermächtigung des Art. F Abs. 3 EUV in der Maastrich​ter Fassung ist in der Kritik des Integrationsschrittes von 1991/92 vielfach (oft geflissentlich) über​sehen worden
. Im (jetzigen) Art. 6 Abs. 4 EUV ist ver​ein​bart, daß "die Union ... sich mit den Mitteln aus(stattet), die zum Erreichen ihrer Ziele und zur Durchführung ihrer Politi​ken er​for​derlich sind". 

Anknüpfend an eine erste Einschätzung durch Georg Ress
 hat sich je​doch die wortlautgerechte weite Lesweise des Art. F Abs. 3 EUV (a.F.) durchgesetzt
. Es dürfte nicht ver​wun​dern
, daß sich das Bun​des​ver​fas​sungs​gericht in der Vorbereitung der Entscheidung, in der münd​lichen Ver​handlung
 sowie in den Gründen des Urteils über die Ver​fas​sungs​be​schwer​den gegen das Zustim​mungs​gesetz zum Maastrichter Ver​trag
 ein​gehend der Erörte​rung der Frage widmete, ob mit Art. F Abs. 3 EUV (a.F.) neben die weite Ermächtigung der erweiterten Gemeinschaftsverträge und die eigen​ständigen Ermächtigungen der Organe in den Be​reichen GASP sowie Justiz und Inneres eine offene Er​mächti​gungsnorm der Union getreten sei
. Dabei hat das Gericht zu der Auffassung gefunden, Art. F Abs. 3 EUV (a.F.) er​mächti​ge die Union nicht, "sich aus eigener Macht die Finanz​mittel und son​stigen Handlungs​mittel zu verschaffen, die sie zur Erfüllung ihrer Zwecke für erfor​derlich er​achte". Vielmehr werde "in Art. F Abs. 3 EUV lediglich die poli​tisch-programmatische Absicht be​kundet, daß die - die Union bildenden - Mitglied​staaten in den jeweils dazu er​for​der​lichen Verfahren die Union mit hinreichenden Mittel ausstatten wollen"
. Das Bundesverfassungsgericht räumt somit ein, daß der in Art. 6 Abs. 4 EUV gebrauchte Be​griff "Mittel" ent​gegen dem ersten Anschein der deutschen Fas​sung des Ver​tragstextes
 nicht le​diglich im Sin​ne gemein​schaft​licher Haushaltsmittel
 zu ver​stehen sei, son​dern die zur Verwirklichung der Ziele der Union nach Art. 2 Abs. 1 EUV erforder​li​chen Befugnisse umfaße
. Die Aus​legung des Art. F Abs. 3 EUV a.F. (Art. 6 Abs. 4 EUV n.F.) als bloßer an die Mit​glied​staaten ge​rich​teter "Pro​grammsatz", die Union an​läßlich von Vertrags​revisionen nach Art. N EUV derart mit wei​teren "Mit​teln" auszustatten, vermag kaum zu überzeu​gen
. In dieser Deutung bleibt die Vor​schrift noch hinter dem in Art. 2 Abs. 1 Spstr. 5 EUV ent​halte​nen "Fortentwicklungs​gebot" der ge​mein​schaftli​chen Er​mächti​gung zurück. Ge​gen​über ent​spre​chen​den Absichts​er​klä​rungen der Mit​glied​staaten in den Prä​ambelerwägungen der Ge​mein​schafts​verträge
 ist ein ei​gen​ständiger Re​ge​lungs​gehalt dann nicht mehr er​kenn​bar. Die Generaler​mäch​tigung ist durch den Vertrag von Amsterdam nicht aus dem Vertragstext gestrichen und harrt noch der Interpretation durch den Europäi​schen Gerichts​hof. Es ist zu erwarten, daß dieser die Ermächtigung, wenn es darauf an​kommt, als verbindlich einstuft. Das wird dann zum Verfassungskon​flikt mit Deutschland führen, in dem das Bundesverfassungsgericht das letzte Wort und eine erneute Chance hat, das Recht gegen den Integrationismus zu verteidigen. Jedenfalls werden mit Verträgen nicht Unverbindlichkeiten abge​sprochen. An der vertragsgerechten Verbindlichkeit des Art. F Abs. 3 EUV wäre das Ver​tragswerk von Maastricht und damit (vorerst) die Währungsunion wegen Mißachtung der existentiellen Staatlichkeit Deutschlands gescheitert
.

Hans-Peter Ipsen
 hat kritisiert, das Gericht habe "zum Nach​weis seines Ausle​gungs​ergebnisses sechs ver​schie​dene Argu​men​tatio​nen in mehr als einem Zehntel seiner gesamten Urteilsbegrün​dung" benötigt. Überdies würden aber die ein​zel​nen Gesichtspunkte des nur scheinbar umfassenden Be​grün​dungs​ansatzes Kritik verdienen. Nach Auf​fas​sung des Bundesverfassungsgerichts scheide die Be​grün​dung einer Kompe​tenz-Kom​pe​tenz der Union in Art. F Abs. 3 EUV bereits deshalb aus, weil es mangels Rechts​per​sön​lichkeit der Union an einem ge​eigne​ten Träger einer derartigen Befugnis fehle
. Das Ge​richt selbst vermag jedoch, jeden​falls der Sache nach, die These, die Union entbehre der Rechtspersönlichkeit, nicht durch​zu​hal​ten
. Von gleicher Schwäche
 wie der Versuch, die reflexive Formu​lierung "die Union stattet sich aus" des Art. F Abs. 3 EUV, als Bezeichnung für ein gemeinsames Handeln der Mit​glied​staaten zu deu​ten
, erweist sich auch das Argument, "eine Aus​legung des Art. F Abs. 3 EUV, die der Union eine Kom​pe​tenz-Kompetenz zuwiese, widerspräche ferner dem durch​gehend geäußerten Willen der Vertragsparteien, das Prinzip der begrenzten Einzelermächtigung ver​trag​lich fest​zu​schreiben und einzelne Befugnisnormen deut​lich ein​zu​gren​zen"
. Dies ver​kennt, daß die Mitgliedstaaten in Art. E EUV (Art. 5 EUV n.F.) und Art. 3 b EGV (Art. 5 Abs. 1 EGV n.F.) allein den Grundsatz einer ver​trag​lichen Zu​wei​sung von Be​fug​nissen als Voraussetzung für ein Tä​tig​werden der Ge​mein​schafts​organe bekräf​tigen. Damit ist weder über die Struk​turen noch über den Umfang der gemein​schaft​lichen Er​mäch​tigungen ent​schieden. (Unions-)ver​trag​lich läßt sich über die Viel​zahl der, insbesondere in Gestalt der Ge​neral​klauseln der Rechts​anglei​chung in Art. 94, 95 EGV (Art. 100, 100a EGV a.F.) material äußerst weitgehenden, "Einzel​er​mäch​ti​gungen" der Ge​mein​schafts​verträge
 und die be​züg​lich der Auf​gaben​zuwei​sung des EG-Vertrages lücken​schlie​ßende Ge​ne​ral​ermächtigung des Art. 308 EGV (Art. 235 EGV a.F.) hinaus gerade auch eine Kom​pe​tenz-Kom​pe​tenz der Organe be​grün​den
. Daß die  Vertragspart​ner (die Mitgliedstaa​ten) in Art. F Abs. 3 EUV bewußt das Prinzip der le​diglich aus​nahme​haften Befugnis​aus​stattung der Ge​mein​schaf​ten durch​brochen hätten, ist indes nicht im Wege einer pe​ti​tio prin​ci​pii durch Behaup​tung des Ge​gen​teils zu wider​legen. Dies gilt umso mehr, als der Euro​päische Rat von Edinburgh vom 11. und 12. Dezember 1992 be​ton​te, Art. F Abs. 3 EUV stelle einen durch das Sub​si​di​a​ri​täts​prinzip nicht in Frage zu stellenden "Grund​satz" des Unions​vertrages dar
. Eine solche Aus​sage macht aber nur für das Ver​hält​nis von Kompe​tenzen der Union gegenüber den Kom​petenzen der Mit​glied​staaten Sinn
. Nicht bei​zu​pflichten ist dem Ge​richt auch in​soweit, als "die Ablei​tung einer Kom​pe​tenz-Kompe​tenz" aus Art. F Abs. 3 EUV "der be​wuß​ten Entscheidung der Mit​glied​staa​ten" wider​spreche, ohne rati​fi​ka​tions​be​dürf​tige Änderun​gen des Pri​mär​rechts
 "die Außen- und Sicher​heits​po​litik so​wie die Bereiche Justiz und Inneres nicht in die supra​na​tio​nale Ent​schei​dungs​struktur ein​zu​glie​dern"
. Gerade eine spätere Über​führung der zu​nächst spezifisch unions​recht​lich aus​ge​stalte​ten be​son​deren Unions​poli​tiken des Äuße​ren und des Inneren in das engere ge​mein​schaft​liche Ermächtigungs- und Handlungs​system etwa des EG-Ver​trages er​fordert unge​achtet der Möglich​keit "unions​eigener Hoheits​be​fug​nisse"
 die Änderung der ver​trag​lichen Grund​la​gen der Union und der Ge​mein​schaf​ten durch die Mit​glied​staaten
. Zu​dem erscheint auf​grund der der Sache nach un​be​schrän​kten Ziele der Union
 für Art. 6 Abs. 4 EUV ein An​wen​dungs​be​reich auch außer​halb der in Art. 29 ff. EUV und Art. 11 ff. EUV näher ge​re​gelten Gegen​stände denk​bar. Schließlich vertritt das Bundesverfassungsgericht die Auf​fassung, Art. F Abs. 3 EUV fehle "die ver​fahrens​recht​liche Er​gän​zung, die ihn allen​falls zu einer Befugnis​norm machen könn​te"
. Während Volkmar Götz und Hans-Peter Ipsen hierin gera​de das "über​zeu​gende" Argu​ment des Gerichts erken​nen
, weist Hans-Heinrich Rupp
 die​se "The​se" als "in der mündli​chen Ver​hand​lung wider​legt
" zurück. Nach den Grund​sätzen der ein​heitli​chen Organstruktur der Union
 ergeben sich die Re​ge​lungen der Organ​zuständig​keit sowie des Be​schluß​ver​fahrens für eine Befugnis​norm des Art. 6 Abs. 4 EUV aus dem Zu​sam​men​spiel der in Titel I EUV nie​der​gelegten "Gemein​samen Be​stimmungen" des Unions​ver​trages mit den allgemeinen Regeln der Ge​mein​schafts​organe. Die Zuständigkeit des Europäi​schen Rates für die politi​sche Leitungs​verantwortung der Union schließt die Umsetzung einer in Art. 6 Abs. 4 EUV ge​ge​benen Ermächti​gung ein. Der Europäische Rat beauf​tragt die Organe der Union mit der Durch​führung der von ihm festgeleg​ten Zielvor​gaben. Dabei überträgt er dem Rat, der gemäß Art. 5 EUV i.V.m. Art. 202 Spstr. 2 EGV eine Ent​schei​dungs​befugnis besitzt, die nähere Anwen​dung der Kompetenzgrundlage des Art. 6 Abs. 4 EUV
. Legt der Europäi​sche Rat hierbei keine Regeln für das Ab​stim​mungs​ver​fahren fest, kann der Rat im Rahmen des Art. 6 Abs. 4 EUV nach Art. 5 EUV i.V.m. Art. 205 Abs. 1 EGV mit der Mehrheit seiner Mit​glieder be​schließen, weil im Vertrag nichts anderes geregelt ist
.

V. Die Konkurrenz der Zuständigkeiten der Gemeinschaft und der Mitgliedstaaten

Der Vertrag regelt die Auswirkungen einer Gemeinschafts​zuständigkeit auf die Zustän​digkeit der Mit​gliedstaaten nicht explizit. Art. 5 Abs. 2 EGV spricht nun von "Bereichen, die nicht in ihre (der EG) ausschließliche Zustän​digkeit fal​len" und impliziert damit eine Unterscheidung in ausschließliche und kon​kurrierende Gemeinschaftszuständigkeiten
. Auf einigen Sach​gebie​ten soll die aus​schließli​che Zustän​dig​keit der Ge​mein​schaft, etwa bei der Festle​gung von Zolltarifen (Art. 26 EGV) und der gemeinsa​men Han​dels​politik (Art. 133 EGV) bestehen
. Grund​sätzlich aber bleibt die Zuständig​keit der Mit​glied​staaten erhalten, jeden​falls soweit die Gemeinschaft von ihrer Zu​ständigkeit keinen Gebrauch gemacht hat
. Das entspricht dem föderalisti​schen Modell der konkurrieren​den Zu​stän​dig​keit. Rechtsangleichungs​kompetenzen wie Art. 94, 95 EGV begründen "kon​kurrierende Gemeinschafts​kompetenzen". Solange die Gemeinschaft von diesen keinen Gebrauch gemacht hat, dürfen die Mit​gliedstaaten eigen​ständig agieren, ins​besondere Gesetze geben, ohne die Ge​meinschafts​treue zu ver​letzen
. Der ausschließlichen Gemeinschafts​zustän​dig​keit soll eine Pflicht der Mitgliedstaaten entspre​chen, Tätig​keiten, also vor allem die Gesetz​gebung, zu unterlassen
. Ein Gesetzgebungsverbot läßt sich angesichts des Selbst​bestim​mungs​rechts der Völker schwerlich begründen. Die Dogmatik des Föderalis​mus läßt sich nicht ohne weiteres auf die Gemeinschaft, die kein Bundesstaat ist
, übertragen. Das Rangverhältnis wider​spre​chen​der Vor​schrif​ten ist eine Rechts​folge des Gemeinschafts​rechts, die von dem Zu​ständig​keits​verlust zu unter​scheiden ist (dazu § 5 II).

Überwiegend wird die Unanwendbarkeit mitgliedstaatlicher Vorschriften gelehrt, welche die Zuständigkeiten der Gemeinschaft miß​achten, also gerade nicht die Nichtigkeit solcher Vor​schriften und damit auch nicht der Zuständig​keitsverlust der Mitgliedstaaten
. Unan​wend​barkeit ist nicht Nichtigkeit. Das Gemein​schaftsrecht kennt keinen Satz, der einen Geltungsvorrang des Gemein​schafts​rechts anordnet
. Ein solcher würde das Prinzip der Freiwil​ligkeit der Ge​mein​schaft in Frage stellen. Sonst wären etwa die Grundrechte des Grundge​setzes nichtig, soweit sie mit Gemeinschaftsrecht kollidieren, auch mit sekun​därem, ein abwegiges Ergebnis
. Richtigerweise verwirklicht auch das se​kun​däre wie das primäre Gemein​schaftsrecht die grundrechtlich geschütz​te Frei​heit
. Jeder Mitglied​staat ist berechtigt, seine Hoheit (d. i. die Frei​heit des Volkes
) selbst auszu​üben; denn diese sind nur zur Ausübung über​tra​gen. Er muß freilich innerstaatlich die Übertragung auf die Gemeinschaft rückgän​gig machen. Wenn der Anwendungsvorrang des Gemein​schafts​rechts miß​achtet wird, ist das freilich eine Vertragsver​letzung und ge​mein​schafts​widrig. Das kann Sanktionen, insbeson​dere die Been​digung der Gemein​schaft, nach sich ziehen, aber die Mitglied​staa​ten bleiben frei und bestimmen sich selbst. Die unaufheb​bare Über​tragung der Ho​heits​rechte würde den demokra​ti​schen Republikanis​mus, jeden​falls Deutsch​lands, verletzen, d. h. die Freiheit des Volkes aufgeben; denn Freiheit ist das Wesen des Menschen und nicht über​tragbar
. Er würde im übrigen um des Rechts willen Zwangs​möglich​kei​ten der Ge​mein​schaft voraus​setzen. Der Europäische Gerichtshof hat somit nur die Aufgabe, die europäi​sche Rechtslage autoritativ zu erkennen. Die Ver​bind​lichkeit seiner Erkenntnisse, d. h. deren Durchsetz​barkeit, folgt aus der Staat​lichkeit der Mitgliedstaa​ten. Das be​weist Art. 228 EGV, der le​diglich eine vertragliche Gemeinschafts​pflicht der Mitglied​staa​ten begründet, kein Zwangs​recht der Gemeinschaft. Das Recht zu einseitigen Repressalien
, etwa das, selbst die Ge​mein​schaftstreue zu verletzen, besteht um der ande​ren vertrag​streuen Mitglied​staa​ten willen nicht. Repressa​lien dieser Art, die alle verletzten Mit​gliedstaa​ten gegen den oder die vertrags​brüchi​gen Partner verein​baren, sind nicht vertrags​wid​rig
, weil sie als mil​de​res Mittel von dem Recht der ver​letzten Mitglied​staaten, die Gemeinschaft und den vertragsbrüchi​gen Partner zu verlassen, gedeckt sind. Das deckt auch den Aus​schluß eines ver​tragsbrü​chi​gen Partners, weil der Ausschluß nichts anderes ist als die ge​mein​same Kündigung der anderen Mitgliedstaaten, die sich eini​gen, ohne den vertrags​brüchigen Staat ihre Gemein​schaft fort​zusetzen. Das Prinzip der Frei​wil​ligkeit ist also durchaus nicht sanktionslos.

Der Gerichtshof kann Handeln der Behörden, der Kommission oder auch des Parlaments für nichtig erklären (Art. 230 f. EGV)
, nicht aber Rechts​akte der Mitgliedstaaten
. Der Ge​richtshof hat eine Erkennt​nisbefugnis ge​gen​über den Mitglied​staaten, keine Befugnis, Zwang auszuüben. Diese bleibt den Mitgliedstaaten vorbehalten
, die aber den Willen in den Verträgen geäußert haben, die Verträge nach Maß​gabe der Erkenntnisse auch des EuGH zu erfül​len. Die erzwingbare Verbindlichkeit folgt aus dem Willen und der Gewalt der Völker. Art. 10 EGV stellt das klar. Art. 226 - 228 EGV schaffen ein völker​rechtlich konzipiertes Ver​fahren, welches die Vertrag​streue der Mitglied​staaten fördern soll. Art. 228 EGV zeigt, daß Nichtig​keit nicht die Rechts​folge der Unvereinbarkeit von mitgliedstaatlichen Ge​setzen mit Gemein​schaftsrecht ist
.

VI. Der Widerstreit der Prinzipien der gemeinschaft​lichen Er​mächti​gung und der Subsidiarität 

Nach Art. 2 Abs. 2 EUV und Art. 5 Abs. 2 EGV sollen die Organe im Rah​men der gemeinschaftlichen Aufgaben​stellung nur tätig werden, "sofern und soweit die Ziele der in Betracht gezo​genen Maßnahmen auf Ebene der Mit​gliedstaaten nicht ausrei​chend erreicht werden können und daher wegen ihres Umfangs oder ihrer Wir​kungen besser auf Gemein​schaftsebene erreicht werden können". Die Notwendigkeit des kumulativen Vor​liegens der Anwen​dungsvor​aussetzungen gestattet es, diese Klausel als vertragliche Ausprägung eines "Prinzips der Subsidia​rität"
 zu quali​fi​zie​ren
. Auf ihm ruht nicht allein die "Heilserwartung man​cher Regie​rung"
, na​ment​lich der deut​schen Län​der
. Auch Tei​le der Litera​tur erkennen im Prinzip der Sub​sidiarität das Instru​ment der wirksamen Grenz​ziehung für die Aus​übung der Gemein​schafts​befugnisse unter dem Vertrag von Maas​tricht
. Die Struk​​turen der ge​mein​schaft​lichen Er​mächtigung wider​strei​ten diesen Hoff​nungen. 

Soweit der Bereich aus​schließlicher Gemein​schafts​zustän​digkei​ten be​trof​fen ist, wird die Anwendbarkeit des Prinzips der Sub​sidiarität bereits durch den Ver​trag (Art. 5 Abs. 2, 1. Hs. EGV) ausdrücklich ausge​schlossen. Weil Art. 2 Abs. 1 Spstr. 5 EUV und Art. 47 EUV die "volle Wahrung" des acquis com​munautaire des Ge​mein​schafts​rechts fest​schreiben, ist im Bereich kon​kurrieren​der Gemein​schafts​zu​ständigkeiten eine Be​schrän​kung ge​mein​schaft​licher Handlungen allen​falls für die Zukunft möglich
. Gerade für die kon​kurrieren​de Kom​petenzausübung der Gemeinschaft, die, ohne ab​schlie​ßende Formulie​rung eines Sachgebiets​katalogs allein der Finalität des Integra​tions​prozesses ver​pflich​tet
, schwerpunktmäßig die Angleichung des mit​glied​​staatlichen Rechts berührt
, lassen sich aber die Verfol​gung "wegen ihres Umfangs und ihrer Wir​kungen" auf gemein​schaftli​cher Ebene anzusie​delnder "Ziele" stets aufzeigen. Der Versuch einer Begrenzung der Gemein​schaftskom​petenzen unter Anwen​dung eines Prinzips der Subsidiarität, wie in Art. 5 Abs. 2 EGV for​mu​liert, ist folglich schon strukturell untauglich und damit zum Scheitern verurteilt
. 

Das vom Europäischen Rat von Edinburgh vom 11./12. Dezember 1992 vorgelegte "Gesamtkonzept für die An​wendung des Subsidiaritätsprinzips und des Artikels 3 b des Vertrages über die Europäische Union"
 durch den Rat"
 bestä​tigt diese Be​wer​tung. "Subsidiarität" ist demnach ein "dynami​scher Grund​satz, der im Licht der Vertragsziele angewandt werden sollte". Nach den Fest​legun​gen des Europäischen Rates, die gemäß Art. 4 Abs. 1 EUV (Art. D Abs. 1 EUV a.F.) Verbindlichkeit für die Praxis der Organe erlan​gen, "be​rührt das Sub​sidiari​tätsprinzip nicht die Be​fugnisse, über die die Europäi​sche Gemeinschaft aufgrund des Vertrags ent​spre​chend der Auslegung des Gerichts​hofs verfügt, und es darf diese Be​fugnisse nicht in Frage stellen". Gleiches gilt gemäß ausdrück​licher Hervorhe​bung für "den in Artikel F Absatz 3 des Ver​trages über die Europäische Union festge​legten Grund​satz, daß sich die Union mit den Mitteln ausstattet, die zum Erreichen ihrer Ziele und zur Durchführung ihrer Politiken erforderlich sind"
. Auch die "Leitlinien"
 für eine Prüfung der Erfor​dernisse des Art. 3 b Abs. 2 (jetzt Art. 5 Abs. 2) EGV lassen keine Kriterien einer kompe​tenzbe​schränkenden Wir​kung des Prinzips der Subsidiari​tät erken​nen. Neben vagen Formulierungen wird dort etwa bestimmt, "die Gemein​schaft sollte nur dann tätig werden, um einzel​staatliche Rechts​vor​schriften, Vor​schriften und Normen zu harmonisie​ren, wenn dies zur Errei​chung der Ver​tragsziele erfor​derlich ist"
. Dies sind verbindliche Grund​sätze des acquis communautaire, wie sie sich in Art. 3 lit. h); Art. 7 a Abs. 1 (jetzt Art. 14); Art. 100 (jetzt Art. 94); Art. 100 a (jetzt Art. 95) Abs. 1 S. 1 EWGV/EGV seit jeher finden. Selbstver​ständlich​keiten sollen demnach den wenig greif​baren Be​griff der "Sub​sidiarität" mit Leben er​füllen.

Das Bundesverfassungsgericht hegt im Maastricht-Urteil zurückhaltend po​si​tive Er​war​tungen davon, "inwieweit das Sub​si​dia​ri​täts​prinzip einer Erosion mitgliedstaatlicher Zu​stän​dig​keiten und damit einer Entleerung der Aufgaben und Be​fug​nisse des Bundestages entgegenwirken wird"
. Die be​haup​tete Re​la​tivierung der Be​fug​nisse der Gemein​schaft vermag indes schon nicht wider​spruchs​frei zu den vom Gericht er​kannten Grund​sätzen der gemein​schaft​lichen Er​mäch​tigung zu ge​lin​gen. Wegen des demo​kratischen Prin​zips, im Hinblick auf den exeku​ti​visti​schen Cha​rakter der Ge​mein​schaftsrechtsetzung
 nicht minder aber wegen der gewal​ten​tei​ligen Funktionenordnung des Grund​ge​set​zes, ist es "ent​scheidend ..., daß die Mitglied​schaft der Bun​des​republik Deutschland und die daraus sich er​ge​benden Rechte und Pflichten - insbesonde​re auch das rechts​verbindliche unmittel​bare Tätig​werden der Euro​päischen Gemeinschaften im inner​staat​lichen Rechts​raum - für den Gesetzgeber vor​aus​sehbar im Ver​trag umschrieben und durch ihn im Zu​stim​mungs​gesetz hin​reichend bestimmbar normiert worden sind"
. Die "parlamen​ta​rische Ver​antwortbarkeit des Zu​stim​mungs​gesetzes" erfordert daher nicht allein die Be​grenztheit der gemein​schaftlichen Er​mächtigung, son​dern unterwirft deren vertragliche Grundla​ge nach "Umfang und Ausmaß" auch "Bestimmtheits​anforderungen" derart, daß sie "den künftigen Vollzugsverlauf, also die mögli​che Inanspruchnahme der eingeräumten Hoheits​befugnisse, hinrei​chend voraus​sehbar normiert"
. Legen aber die Mitgliedstaa​ten in den vertragli​chen Er​mäch​tigungen der Union und ihrer Gemein​schaften derart bestimmt "Umfang und Ausmaß" der gemein​schaft​lich auszu​übenden Staatsgewalt fest, verbleibt dem​ge​genüber keine Entfaltungs​mög​lich​keit eines auf die Beschrän​kung der ge​mein​schaftlichen Kompetenz​aus​übung zielenden Prin​zips der Sub​si​dia​ri​tät
. Das Bundesver​fassungsgericht erliegt selbst der Pro​ble​ma​tik, wenn es die eingeschränkte Reichweite der Befugnisnormen der Art. 126 ff. EGV (Art. 149 ff. EGV a.F.)
 zu​nächst - im Er​geb​nis durch​aus zutreffend - auf "Art und In​ten​sität" der ver​traglichen Er​mäch​tigung zurück​führt, später aber gerade dem Sub​si​di​ari​tätsprinzip zu​ord​nen will
. Ließen aber ander​erseits die Befugnis​normen der Ver​träge in der Weise Raum für Subsidiari​täts​erwägungen, daß für den Einzel​fall das Bestehen einer gemein​schaftlichen Hand​lungsbefugnis frag​lich wäre, so ver​fehlten sie die vom Gericht auf​ge​stellten Be​stimmt​heits​an​for​derun​gen; aus der In​an​spruchnah​me solcher Ver​trags​bestimmun​gen könnte sich für deutsche Staats​organe aus den geschilderten ver​fassungs​recht​lichen Grün​den keine Bindungen er​ge​ben
.

Wegen der Schwäche des Subsidiaritätsprinzips bedarf es bis zu der Schaf​fung eines ver​einten Europas der Frei​heit, dessen Kon​zep​tion zu ent​wer​fen die Völker Europas aufgerufen sind
, unab​dingbar einer ka​ta​log​mäßig klaren Be​schreibung der gemein​schaftlichen Zu​stän​digkeiten
, soll die "Über​tra​gung funk​tionell ungebundener politischer Ge​stal​tungsermächtigungen auf die Gemein​schaft"
 abgewehrt werden. Das Subsidiaritätsprinzip kann wirksam nur durch die Gemeinschaftsverträge selbst, durch bestimmte und begrenzte Ermächtigungen verwirklicht werden.

§ 7 Das Europäische Parlament

I. Das Organ

1. Der EGV institutionalisiert das seit der EEA (Art. 3) so bezeichnete Europäische Parla​ment in Art. 189 wie folgt:


"Das Europäische Parlament besteht aus Vertretern der Völker der in der Ge​meinschaft zusammengeschlossenen Staaten; es übt die Befugnisse aus, die ihm nach diesem Vertrag zustehen. 


Die Anzahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments darf 732 nicht überschreiten."

Das Europäische Parlament ist anders als das Parlament einer Republik derzeit nicht Ver​tretung des ganzen Volkes der Union, der Unionsbürgerschaft also, wie etwa der Deutsche Bundestag nach Art. 38 Abs. 1 GG das ganze deutsche Volk vertritt
. Das Europäische Parlament ist somit eine Völker- oder Staa​ten​versammlung und kein eigentliches Parlament, welches durch die gleichheit​li​che (egalitäre) Vertretung der durch die Freiheit charakterisierten Bürger definiert ist.

2. Die grundlegenden Regeln über die Zusammensetzung des Parlaments, die Wahlen der Parlamentarier und deren Amt hat der Rat in dem "Akt zur Ein​führung allgemeiner unmittelbarer Wahlen der Abgeordneten der Versamm​lung", jetzt "des Europäischen Parlaments", vom 20. September 1976
, zuletzt geändert durch Beschluß des Rates vom 25. Juni 2002 und 23. September 2002
, beschlossen. Nach Art. 190 Abs. 1 EGV werden "die Abgeordneten der Völker der in der Gemeinschaft vereinigten Staaten in der Versamm​lung in allgemeiner, unmittel​barer Wahl gewählt". Nach Art. 190 Abs. 2 EGV wählen Deutsch​land 99, Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich je 87, Spanien 64, die Niederlande 31, Belgien, Griechen​land und Portugal je 25, Dänemark 16, Irland 15 und Luxem​burg 6 Abgeord​nete. Nach Art. 189 Abs. 2 EGV soll seit dem Vertrag von Nizza die Anzahl der Mitglieder des Europäischen Parlaments 732 (Vertrag von Amsterdam 700) nicht überschreiten. In der „Erklärung zur Erweiterung der Europäischen Union“ (Erklärung Nr. 20) zur Schlußakte der Konferenz von Nizza (vom 26. Februar 2001) ist folgende Sitzverteilung im Europäischen Parlament vorgesehen: Deutschland 99, Frankreich, Vereinigtes Königreich und Italien je 72, Spanien und Polen je 50, Rumänien 33, Niederlande 25, Griechenland, Belgien und Portugal je 22, Tschechische Republik und Ungarn je 20, Schweden 18, Bulgarien und Österreich je 17, Slowakei, Dänemark und Finnland je 13, Irland und Litauen je 12, Lettland 8, Slowenien 7, Estland, Zypern und Luxemburg 6, Malta 5. Wenn neue Mitglieder in die Gemeinschaft aufgenommen werden, muß eine angemessene Vertretung der Völker der in der Gemeinschaft zusammengeschlossenen Staaten gewährleistet sein (Art. 190 Abs. 2 S. 2 EGV). Das Protokoll Nr. 7 über die Erweierung der Europäischen Union (2001/Sartorius II, Nr. 151) enthält zum 1. Januar 2004 gewisse Übergangsregelungen für den Fall, daß die Zahl der Abgeordneten noch nicht 732 erreicht hat. Ein Abgeordneter aus Luxemburg vertritt etwa 60.000 Bürger, ein Abge​ordneter aus Deutschland gut 800.000 Bürger. Vor der Einigung 1990 hatte Deutschland 81 Sitze wie Frankreich, Italien und das Vereinigte Königreich. Die Sitzverteilung ist wegen der Unangemessenheit neu bestimmt worden. Einen Anspruch, die Vertei​lung der Sitze und Stimmen nach der deutschen Einigung zu revidieren, konnte Deutschland auch darauf stützen, daß der Leiter der deutschen Delega​tion für die Aushand​lung der Verträge am 02.07.1957 die folgende Erklärung zu Proto​koll gegeben hat​te
:


"Die Bundesregierung geht von der Möglichkeit aus, daß im Falle der Wieder​vereinigung Deutschlands eine Überprüfung der Verträge ... statt​findet"
.

Deutschland hatte zwar keinen rechtlichen, aber wie gesagt, einen politi​schen Anspruch auf die geschilderte Vertragsänderung, die freilich der großen Unter​schiede der Bevölkerungszahlen gerade der großen Mitgliedstaaten auch jetzt nicht gerecht wird.

Die Größe der Bürgerschaft eines Mitgliedstaates und die Zahl der Sitze oder der Stimmen in einem Gemeinschaftsorgan sollen in einem angemessenen Verhältnis stehen. Dieses Prinzip kommt in Art. 190 Abs. 2 EGV, in Art. 205 Abs. 2 EGV für den Rat und Art. 258 EGV für den Wirt​schafts- und Sozial​ausschuß und in Art. 263 für den Ausschuß der Regionen zum Ausdruck. Danach mußte Deutschland und mußten die Deutschen seit der Einigung Deutschlands stärker in den Gemeinschaftsorganen repräsentiert sein. Die Zahl der durch einen Abgeord​neten ver​tretenen Bürger ist nicht gleich, weil das föderative Prinzip der Gleichheit der Völker wirksam wird
. Die Re​präsentations​gleichheit gelingt auch dem nationalen Wahl​recht nur durch eine g​roßzügige Defini​tion der Wahlkreis​gleichheit, die Unter​schiede der Zahl der Wähler in einem Wahl​kreis bis zu 30% zu tolerieren erlaubt
. In dem Maße, in dem die Gesetzge​bungs​befugnisse des Parlamentes wachsen, in dem dieses zu einem Lei​tungs​organ der Gemein​schaft wird, muß die Vertretung im Parlament dem staats​recht​lichen Prinzip der Egali​tät der Bürger folgen und sich von dem völker​recht​lichen Prinzip der Egalität der Völker, der Staaten also, lösen. Parlamen​tarische Gesetz​gebung ist die bestmögliche Einrichtung der Freiheit einer Bürger​schaft und kann auf die Mehr​heitsregel als Entscheidungs​prinzip des Parla​ments nicht verzichten. Das Parlament erkennt die Gesetze als Organ, welches das ganze Volk vertritt. Es herrscht nicht etwa die Mehrheit mittels einer (oder mehrerer) Fraktion(en) über die Minderheit, wie es partei​endemo​kra​tisch, aber republikwidrig konzipiert wird
. Die (exekutive) Rechtsetzung durch Über​ein​künfte der Regie​rungen oder eben Beschlüsse von Regierungsvertretern, wie im Rat (vgl. § 8 V) ist Ausdruck einer Gemein​schaft von Staaten/​Völkern (Staatenbund oder auch Staatenverbund) und folgt im Grundsatz der Einstim​migkeits​regel. Die Gemein​schaft ist (noch) von dem Prinzip der Gemeinschaft von Völ​kern dominiert, berück​sich​tigt aber bereits Prinzipien einer bürgerlichen Ver​fassung, eines Verfassungsstaates, der im Entwurf einer Verfassung für Europa von 2003 voll entwickelt wird (vgl. § 4 III). Solange das Europäische Parlament nicht egalitär gewählt wird, ist es freiheitswidrig und kein wirkliches Parlament, dem die Gesetzgebung überantwortet werden kann. Es hat keine demokratische Legitimation, weil diese formal gleichheitlich sein muß
. 

3. Die Abgeordneten werden nach Art. 3 des Parlamentswahlaktes und Art. 190 Abs. 3 EGV auf 5 Jahre ge​wählt. Die erste unmittelbare Wahl nach diesem Akt hat 1979 stattgefunden. Vorher waren die Abge​ord​neten aus der Mitte der Parlamente der Mitgliedstaaten entsandt wor​den. Die Mitgliedschaft im Europäischen Parla​ment ist ab der Wahl zum Europäischen Parlament im Jahr 2004 mit der Mit​glied​schaft im Parlament eines Mitglied​staates unvereinbar (Art. 6 Abs. 2 des Aktes in der Neufassung). Sie ist nach Art. 6 des Aktes schon immer unver​einbar mit der Mitglied​schaft in der Regie​rung eines Mitgliedstaa​tes, mit der in der Kommis​sion oder mit dem Amt als Richter, General​anwalt oder Kanzler im Gerichtshof, im dem Rech​nungs​hof, im Verwaltungsrat oder Direktorium der europäi​schen Investi​tionsbank. Auch aktiv Bedienstete der Einrichtungen der Euro​päischen Gemein​schaften oder der ihnen angeglieder​ten fachlichen Gremien dürfen dem Euro​päischen Parlament nicht angehören. Die Mitgliedstaaten können die Inkompatibilitäten ausweiten (Art. 6 Abs. 3 des Aktes in der Neufassung). 

4. Die Abgeordneten sind keine Regierungsvertreter und nicht weisungs​gebunden. Art. 4 des Parlamentswahlaktes gibt den Abgeordneten den freiheit​lich üblichen und notwendi​gen Status:


"Die Abgeordneten geben ihre Stimmen einzeln und persönlich ab. Sie sind weder an Aufträge noch an Weisungen gebunden."

Die Unabhängigkeit der Abgeordneten wird durch die in Art. 8-10 des Proto​kolls über die Vor​rechte und Befreiungen der Europäischen Gemein​schaf​ten vom 8. April 1965
 gestärkt. Die Logik dieser Un​abhängigkeit ist, daß die Abgeordneten aus​schließlich ihrem Gewissen unterworfen sind, wie es beispielhaft Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG nor​miert
. Insbesondere sind die Abgeord​neten verpflich​tet, sich von jeder Bindung an ihre Parteien, aber auch an die Staaten, aus denen sie kommen, zu lösen. Sie sollen bestmöglich ihre Aufgabe, die Völker in dem Parla​ment der Gemein​schaft bei der Verwirklichung der Ge​meinschafts​auf​gaben zu vertreten, erfüllen können. Das verlangt ihre sittliche Kom​petenz, der jede Bin​dung zuwider ist. 

Im Widerspruch dazu sind die Abge​ord​neten im Europäischen Parlament nach "transnationalen, parteipoliti​schen"
 Fraktionen gruppiert (Art. 29 ff. GO)
. Die Frak​tio​nen sind nicht rechtsfä​hig
. Fraktio​nen sind insbe​son​dere die Europäische Volks​partei, der Bund der Sozialdemokratischen Parteien Europas, die Liberale und die Demokratische Partei Europas, die Grünen, die Sammelbewe​gung der Europäischen Demokraten (Gaullisten), die Konföderale Gruppe der Europäi​schen Linken (Kommunisten) und Europa der Nationen (EU-Gegner)
. Das Euro​päi​sche Parlament ist somit parteilich ausge​richtet und schon deswe​gen nicht in der Lage, seiner Aufgabe, das Wohl der Gemein​schaft zu ver​wirkli​chen, zu genü​gen
. Albert Bleckmann
 meint, daß das Parteienrecht von der Ge​mein​schaft ge​re​gelt werden müsse, weil nicht deut​sche, sondern euro​päische Staats​gewalt ausgeübt werde. Das überzeugt nicht, solange die Wahlen zum Europäi​schen Parlament national sind, zumal die Gemeinschafts​organe (auch) deutsche Staatsgewalt ausüben (dazu § 3 III 6, 7, 8). Seit dem Vertrag von Nizza aber ist der Rat ermächtigt, im Mitentscheidungsverfahen des Art. 251 EGV „Regelungen für die politischen Parteien auf europäischer Ebene und insbesondere die Vorschriften über ihre Finanzierung festzulegen“. Art. 191 EGV räumt den Partei​en einen unter republi​ka​ni​schen Gesichtspunkten problemati​schen Status ein. Ihnen wird zuerkannt, "wichtig als Faktor der Integration in der Union" zu sein und sie sollen dazu beitragen, "ein europäisches Bewußtsein herauszu​bil​den und den politischen Willen der Bürger der Union zum Aus​druck zu bringen". Diese Formulierung stützt die politischen Parteien auf europäischer Ebene stärker als Art. 21 Abs. 1 S. 1 GG die Parteien auf natio​naler Ebene, die "bei der politi​schen Willens​bildung des Volkes mitwirken." Die Aufgabe, "ein europäi​sches Bewußtsein heranzubilden", ist schlicht das Recht zur Propa​ganda und damit freiheitswid​rig. Als wichtiger Integrations​faktor werden die Parteien zu In​stitutionen des Parlaments. Das entspricht überall in der Union der Ver​fas​sungswirklichkeit, aber jedenfalls in Deutsch​land nicht dem Ver​fassungs​recht
. Art. 191 EGV legitimiert und legalisiert seit dem Vertrag von Nizza eine Finanzierung der Parteien durch die Gemeinschaft 

Nach Art. 135 ff. der Geschäftsordnung wird die Parlamentsarbeit in über 20 Aus​schüssen vorbereitet, ins​besonde​re in ständigen Ausschüssen, wie dem Politi​schen, dem Verwaltungs- und Haus​halts​ausschuß und dem Rechts​aus​schuß
. Nach Art. 193 EGV können nichtständige Untersuchungs​ausschüsse eingerichtet werden. Die Besetzung der Ausschüsse hat nach Art. 137 GeschO der "gerechten Vertretung nach Mitgliedstaaten und politischen Richtungen" Rechnung zu tragen. Die Ausschüsse tragen grundsätzlich nicht öffentlich.

5. Nach Art. 1 Abs. 1 des Parlamentswahlaktes in der Neufassung werden die Mitglieder des Europäischen Parlaments „in jedem Mitgliedstaat“ „nach dem Verhältniswahlsystem auf der Grundlage von Listen oder von übertragbaren Einzelstimmen gewählt“. Nach Absatz 3 dieser Vorschrift erfolgt die Wahl „allgemein, unmittelbar frei und geheim. Die Gleichheit der Wahl ist in der Gemeinschaft nicht gewähr​leistet. Die in Art. 190 Abs. 2 EGV festgelegte Verteilung der Abgeordneten auf die Mitgliedstaa​ten ent​spricht, wie zu 2. aufgezählt, nicht der Egalität der Bürger. Das in Art. 19 Abs. 2 EGV einge​führte Wahlrecht der Abge​ordneten des Europäischen Parla​ments am Aufent​haltsort des Unions​bürgers, also das Wahlrecht der Unions​ausländer, steht im Widerspruch zur Aufteilung der Sitze auf die Völker (Art. 189, 190 EGV). Nach Art. 2 A des Parlamentswahlaktes neuer Fassung können die Mitgliedstaaten für die Sitzvergabe „eine Mindestschwelle“ von „landesweit nicht mehr als 5 % der abgegebenen Stimmen“, also eine Sperrklausel, nach Art. 2 B dieses neuen Artikels kann jeder Mitgliedstaat eine Obergrenze für die Wahlkampfkosten der Wahlbewerber festlegen.

Die Gleichheit der Wahl würde weiterhin voraussetzen, daß die Abge​ord​neten in der gesamten Union nach einem einheitlichen Wahlverfahren gewählt würden. Noch gibt es kein einheitli​ches Wahlrecht für die Mitgliedstaa​ten, wel​ches Art. 7 des Parlamentswahlaktes und Art. 190 Abs. 4 EGV und von der Versamm​lung, also dem Europäischen Parlament, entwor​fen und mit der Mehrheit seiner Mitglieder verabschiedet, vom Rat einstimmig erlassen und den Mit​glied​staaten zur Annahme gemäß deren verfassungsrechtlichen Vor​schriften empfoh​len werden soll. Seit dem Vertrag von Amsterdam begnügt sich die Gemeinschaft mit dem Auftrag, ein Wahlrecht auszuarbeiten, das "im Einklang mit dem allen Mitgliedstaaten gemeinsamen Grundsätzen" steht. Vo​rerst be​stimmt sich das Wahlverfahren gemäß Art. 7 Abs. 2 des Parlamentswahlaktes in jedem Mitgliedstaat nach den innerstaatli​chen Vorschrif​ten
. Die Wahlsysteme in den Mitglied​staa​ten diver​gieren stark. Jetzt ist, wie gesagt, durch Art. 1 Abs. 1 des Parlamentswahlaktes in der Fassung von 2002 ein flexibles Verhältniswahlsystem für alle Mitgliedstaaten vorgeschrieben. 

Jedes Verhältniswahlsystem stabilisiert den Parteienstaat, erst recht eines mit Sperrklauseln. Es ist darum abzuleh​nen. Republikanität ist ohne ein Mehrheitswahlsystem nicht zu erwarten
. Es ist aber auch nicht zu erwarten, daß das von den Parteien dominierte Parlament ein Wahlsy​stem vorschlägt, welches nicht in jeder Weise die Parteien​staaten stabili​siert. Bereits in der Mitte der siebziger Jahre haben sich trans​nationale europäi​sche Parteien​formationen gebildet, nämlich der Bund der Sozialdemo​kratischen Parteien der EWG (BSP), die Europäischen Libera​len Demokraten (ELG) und die Europäi​sche Volkspartei (EVP). Der Charakter der Europäi​schen Union, falls sich die Euro​päischen Gemein​schaften zu einem existentiellen Staat entwi​ckeln sollten, wie es im Entwurf des Verfassungsvertrages konzipiert ist (vgl. § 4 III), wird von dem Wahlsy​stem abhängen. Entweder wird das Ver​einigte Europa eine Republik, in der die Bürger in Freiheit leben können, oder es wird ein Parteien​staat, in der eine plurale Parteienoligar​chie die Menschen entwür​digt, hoffent​lich be​stens mit Brot und Spielen ver​sorgt. Parteienstaat und Repu​blik sind unver​einbar
. Ange​sichts der Parteien​staat​lich​keit in den Mitgliedstaa​ten, vor allem in Deutschland, spricht nichts für eine eilige Entwicklung der Ge​mein​schaft zu einem Staat (im existentiellen Sinne). Vorzuziehen ist, daß sich vorher alle Staaten der Gemeinschaft zu Republiken entwickeln, wie es ihre Ver​fassungen vorschrei​ben, jedenfalls das Grundgesetz. 

6. In Deutschland sind die Wahlen zum Europäischen Parlament im Gesetz über die Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bundes​repu​blik Deutsch​land (Europawahl​gesetz/EuWG) vom 16.6.1978, in der Fassung vom 8. März 1994 (BGBl I S. 424) und in der Europawahlordnung vom 27. Januar 1988 (BGBl I, S. 1453) geregelt. § 1 dieses Gesetzes über​nimmt die allgemeinen Wahl​grundsät​ze Deutschlands, die in Art. 28 Abs. 1 S. 2, Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG vor​geschrieben sind, nämlich die Prinzipien der Allgemeinheit, der Unmittel​bar​keit, der Freiheit, der Gleich​heit und Geheim​heit der Wahl. Als Wahlsystem ist nach § 2 die Verhältniswahl mit Landes​listen oder einer Bundesliste be​stimmt. § 2 Abs. 6 des Gesetzes schreibt (mit freiheitlichen Prinzipien unvereinbar) die 5 %-Sperrklausel vor. Dabei werden die Stimmen des gesamten Wahlge​biets, also ganz Deutsch​lands, gerechnet (§ 3). Das Wahlvor​schlagsrecht haben nur Parteien und parteiähnliche Ver​einigungen (§ 8). Das zwingt selbst Kritiker des Parteienstaa​tes, sich als Partei zu organisieren, um an der politischen Willens​bildung auf europäischer Ebene teilnehmen zu können. Das Wahlrecht zum Euro​päischen Parla​ment ist somit in Deutschland extrem partei​enstaatlich und stößt dadurch auf verfassungsrecht​liche Bedenken
. Diese Bedenken teilt das Bundes​ver​fassungsgericht nicht. Es hat insbesondere die 5 %-Sperr​klausel mit Sorgen um die Funktionsfähigkeit des Europäischen Parlaments gerecht​fer​tigt
. Über​zeugend wäre die umge​kehrte Argumen​tation, daß nämlich die Funk​tions​fähigkeit des Parlaments ein die Herrschaft der Parteifüh​rungen stabili​sie​rendes Wahlrecht verbietet; denn die Funktions​fähigkeit eines Parla​ments ver​langt es, die Unabhän​gigkeit der Abgeordneten zu sichern, welche durch die Parteienoli​garchie rui​niert wird
.

II. Die Befugnisse

1. Die Beratungs- und Kontrollrechte

Art. 189 EGV verweist das Europäische Parla​ment auf die Befugnisse, die ihm nach dem Vertrag zustehen. Der EGV gibt dem Parlament zunächst einmal Kreations-, Informations-, Untersuchungs-, Beratungs-, Aufsichts- und Budge​t-rechte (nichtlegislative Mitwirkungspflichten): 

a) aa) Seit dem Amsterdamer-Vertrag muß das Europäische Parlament gemäß Art. 214 Abs. 2 S. 1 EGV der Benennung der Persön​lichkeit, welche (seit dem Vertrag von Nizza) der Rat in der Zusammensetzung der Staats- und Regierungschefs mit qualifizierter Mehrheit zum Kommis​sionspräsi​den​ten zu ernennen beabsichtigt, zustimmen. Die Mitglieder der Kommission werden nach Art. 214 Abs. 2 S. 2 EGV vom Rat mit qualifizierter Mehrheit im Einvernehmen mit dem Präsidenten gemäß den Vorschlägen der einzelnen Mitgliedstaaten benannt. Nach Art. 214 Abs. 2 S. 3 EGV stellen sich der Präsident und die übrigen Mitglieder der Kommission als Kollegi​um einem Zustimmungsvotum des Euro​päischen Parlaments, von dessen Zustimmung die Ernennung durch den Rat mit qualifizierter Mehrheit abhängt.

bb) Das Europäische Parlament oder deren Mitglieder haben das Recht, der Kommis​sion Fragen zu stellen (Art. 197 Abs. 3 EGV), welche die Kommis​sion sachgerecht (mündlich oder schriftlich) zu beantworten hat (Art. 42 ff. GO). Mit der Mehrheit seiner Mitglieder kann das Parlament nach Art. 192 Abs. 2 EGV die Kommission auffordern, geeignete Vorschläge zu Fragen zu unter​breiten, die nach seiner Auffas​sung die Ausarbeitung eines Gemeinschaftsakts zur Durchführung dieses Vertrags erfordern.

cc) Das Europäische Parlament kann nach Art. 193 EGV (nichtständige) Untersuchungsausschüsse (auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder) ein​setzen, um behauptete Verstöße gegen das Gemeinschafts​recht oder Mißstände bei der Anwendung desselben zu prü​fen
. Das gilt nicht während schweben​der Gerichtsverfahren in derselben Sache.

dd) Mit Art. 194 EGV ist jedem Unions​bürger sowie jeder natürlichen und juristischen Person mit Wohnort oder satzungs​mäßi​gem Sitz in einem Mitglied​staat ein Recht zur Petition, in Angelegenheiten, die in die Tätigkeitsbereiche der Gemeinschaft fallen und die ihn oder sie unmittelbar betreffen, an das Europäi​sche Parlament eingeräumt.

ee) Art. 195 EGV hat einen Bürgerbeauf​tragten der vom Europäischen Parla​ment ernannt wird, institutionalisiert, der Beschwerden der unter dd) genannten Bürger und Personen über Mißstände bei der Tätigkeit der Organe oder Institutionen der Gemeinschaft mit Ausnahmen der Gerich​te in Rechtsprechungssachen ent​gegenzunehmen befugt ist
. Der Bürger​beauf​tragte hat unabhängig die Klä​rung der Sache zu betreiben (Art. 195 Abs. 3 EGV) und die betreffenden Organe mit Mißständen zu befassen.

ff) Das Europäische Parlament hat nach Art. 201 EGV das Recht, der Kommission mit der Mehr​heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen und der Mehrheit der Mitglieder des Parlaments das Mißtrauen auszusprechen. Dieses Recht ver​pflichtet das Parlament zur steten Aufsicht über die Arbeit der Kommis​sion. Die Mitglieder der Kommission müssen, wenn der Mißtrauens​antrag ange​nommen worden ist, geschlossen ihr Amt nieder​legen (Art. 201 Abs. 2 S. 2 EGV). Sie können jedoch wieder in dieses Amt berufen werden
. Art. 34 der Ge​schäfts​ordnung des Parla​ments schreibt vor, daß der Mißtrauensantrag von einem Zehntel der Mitglieder des Parlaments einge​reicht werden müsse. Von den bis 1979 eingereich​ten vier Mißtrauens​anträ​gen, die sich vor allem gegen die Agrarpolitik der Kommission gerichtet haben, sind nur zwei, eben die wegen der Agrarpoil​tik, zur Abstim​mung gelangt, aber alle geschei​tert. 1998 aber hat das Parlament die Kommission veranlaßt, wegen Korruption zurückzu​treten, obwohl der Mißtrauensantrag nicht die erforderliche Mehrheit gefunden hat.

gg) Das Europäische Parlament erörtert in öffentlicher Sitzung den jähr​lichen Gesamt​bericht, der ihr von der Kommission vorgelegt wird (Art. 200 EGV)
. Der Jahres​bericht muß ein Kapitel über "die Entwicklung der sozia​len Lage in der Gemeinschaft" enthalten (Art. 145 Abs. 1 EGV). Das Parlament kann nach Art. 145 Abs. 2 EGV die Kommission auffordern, Berichte über besondere, die soziale Frage betref​fende Fragen auszuarbeiten. 

hh) Das Europäische Parlament hat die Befugnis, auf Empfehlung des Rates, der mit qualifizierter Mehrheit beschließt, der Kommission "Entla​stung zur Ausführung des Haushaltsplans" zu erteilen (Art. 276 Abs. 1 EGV)
. Es hat zu diesem Zweck "nach dem Rat" die gemäß Art. 275 EGV von der Kommis​sion dem Rat und der Versammlung vor​gelegte Rechnung des abgelau​fe​nen Haus​haltsjahres für die Rechnungsvorgänge des Haushaltsplans, die Über​sicht über das Ver​mögen und die Schulden der Gemeinschaft, welche eben​falls die Kommission übermittelt, und den Jahres​bericht des Rechnungs​hofes, dem die Antworten der kontrollierten Organe auf die Bemerkungen des Rech​nungshofes beigefügt sind, zu prüfen (Art. 276 Abs. 1 EGV). 

ii) Das Parlament hat aber auch, wenn bestimmte Mehrheiten erreicht werden, die Budgethoheit, das Urrecht des republikanischen Parla​menta​ris​mus
. Das Par​la​ment hat nach Maß​ga​be des Art. 272 Abs. 3-9 EGV we​sentli​chen Einfluß auf die Fest​stellung des Haushalts​planes. Nach Art. 272 Abs. 6 EGV hat es die letzte Budgetverantwortung aber nur, wenn die Mehrheit der Stimmen und drei Fünftel der abgegebenen Stimmen erreicht werden.

b) aa) Dem Rat gegenüber hat der Vertrag dem Parlament keine Kon​troll​befug​nisse eingeräumt
. Dennoch war der Rat seit 1958 bereit, mündli​che oder schrift​liche Anfragen der Abgeordneten mehr oder minder begründet zu be​antworten. Am 16. Oktober 1973 hat sich der Rat in einer Erklärung gegen​über dem Parlament bereit erklärt, im Interesse eines kon​tinuierlichen Dialogs unter den Organen alle Fragen, welche Abgeordnete an ihn richten, zu be​antwor​ten
. Das ist jetz in Art. 40 ff. GeschO EP geregelt. Weiterhin hat sich der Rat verpflichtet, dem Parlament einen Tätig​keits​bericht vorzulegen und dem Parlament fortlaufend über die Ergeb​nisse der Ratstagungen zu berich​ten
. Er pflegt darüber hinaus vor Erlaß von Rechts​akten die Stel​lung​nahme des Parlaments ein​zuholen. Bis​weilen beruft sich der Rat auf die Ver​traulich​keit der Beratungen
. Die Verpflichtungen des Rates fin​den ihre Rechtferti​gung im Prinzip der guten Zusammen​arbeit der Organe, in der sogenannten Organ​treue
​​, sind aber man​gels ver​traglicher Grundlage nur ​politisch. Tho​mas Op​per​mann sprach in der 1. Auflage seines Europarecht 1991 von einer "zu​nehmen​den ge​wohnheits​recht​lichen Kon​solidie​rung dieser Pra​xis", hat das in der. 2. Auflage 1999 vorsichtiger als "gewohnheitsrechtliche Ansätze parla​mentarischer Kontollrechte im Verhältnis zum Rat" bezeich​net
. Die Orga​ne können aus eige​ner Kom​petenz nicht ihre Befugnisse er​wei​tern
.

Seit der Mitte der siebzi​ger Jahre hat sich eine zuneh​mend institutionali​sierte Beteiligung des Parla​ments an der Entschei​dungs​findung der Gemein​schaft entwic​kelt, welche die Befugnisse des Rates aus dem Vertrag berührt und vor allem politisch nicht unwe​sentlich modifiziert. Ver​schiedene Vertrags​änderungen haben das Parla​ment in den Entschei​dungs​prozeß ein​bezogen. Zu nennen sind das Verfahren der Zusam​men​arbeit (Art. 252 EGV) sowie vor allem das Ver​fahren der Mitentschei​dung (Art. 251 EGV). Die Rechte des Parla​ments, an den Ver​fahren beteiligt zu werden, sind gerichtlich durchsetz​bar. Die Verletzung der obligatorischen Anhörung des Parlaments führt als Verletzung einer wesent​lichen Formvor​schrift gemäß Art. 230 Abs. 2 EGV zur Nichtigkeit der getrof​fenen Ent​scheidung
.

bb) Albert Bleckmann
 sieht auch die über die ver​traglichen Rege​lungen hin​aus​ge​hen​den Absprachen zwischen dem Parlament und vor allem dem Rat durch das Demokratieprinzip stabili​siert, welches seit der Institutionali​sie​rung der Wahlen zum Europäi​schen Parlament zu den Gemein​schaftsprinzi​pien gehöre. Dieses Demokratie​prinzip soll dem Europäischen Parlament über die begrenz​ten Einzel​ermächtigungen (dazu § 6 I) hinaus eine umfassende Kom​petenz für die Politik der Gemein​schaft geben, ohne freilich die Entschei​dungsbefugnisse der anderen Organe zu schmälern. Das überzeugt nicht. Auch ein Parlament hat nicht das Recht, über seine konstitutiven Kompeten​zen hinauszu​gehen. Die Parlamenta​rier sind le​diglich gewählt worden, um die durch die Verträge oder zumindest vertrags​gemäß begründeten Auf​gaben zu erfüllen. Auch gemeinschafts​rechtlich gilt das ultra-vires-Prinzip, welches Kompetenzüber​schreitungen staatlicher Organe verbie​tet
. Be​schlüsse des Parlaments haben eine politische Ver​bind​lich​keit, sind jedoch nur legal, wenn sie sich im Rahmen der von den Völkern begründeten Befugnisse bewegen. Die Völker geben den Organen und Organ​waltern Vertretungs​macht nur nach Maßgabe der Ver​träge und Gesetze. Alle Maß​nahmen der Organe, die über die Vertretungs​macht, d. h. die Be​fugnisse, hinausgehen, sind Miß​brauch der Hand​lungs​möglichkeiten, Usurpa​tion von Herrschaft. Bleckmanns Auffassung ist nicht demokratisch im freiheit​li​chen Sinne. Die Schlagworte Europa und Demokratie haben ideologi​sche Legiti​mationswirkung
. Das Recht jedoch beurteilt sich nach Texten, nicht nach Ideologien.

c) Das Parlament kann seine Rechte gerichtlich durch​setzen. Es kann auch die Untätigkeitsklage nach Art. 232 EGV erheben
. In sei​nem Urteil vom 22. Mai 1990 hat der Gerichtshof rechtsfortbildend eine Klage​be​fug​nis des Parla​ments für die Nichtig​keits​klage anerkannt
. Die Klagebefugnisse des Parla​ments haben in den Art. 230 Abs. 3 und 232 EGV (Nichtigkeits- und Untätig​keitsklage) eine textliche Grundla​ge be​kommen.

2. Die Befugnisse zur Mitwirkung an der Rechtsetzung

Art. 192 EGV nennt die Arten der Beteiligung des Parlaments an Gemein​schaftsakten, insbesondere also an Gesetzen.

a) Nach Art. 192 Abs. 2 EGV hat das Europäischen Parla​ment das Recht, mit der Mehrheit seiner Mitglieder die Kommis​sion aufzufor​dern, geeignete Vorschläge für Gemeinschaftsakte zur Durchführung des Vertrages zu unter​breiten. Das ist noch kein förmliches Gesetzesinitiativrecht, aber ein Recht, die Kommission zu einer Gesetzesinitiative, nämlich einem Vorschlag zu einem Gemeinschaftsakt, zu verpflichten. 

Das Parlament ist darüber hinaus vielfältig an den Beratungen der Gemein​schaftsakte betei​ligt. Insbesondere muß es etwa nach Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3, 94, 157 Abs. 3, 175 Abs. 2, 308 EGV gehört werden. Regelmäßig darf der Rat über Vorschläge der Kommis​sion erst beschließen, wenn das Euro​päische Parlament angehört wurde. Die Mißachtung der Anhörungspflicht führt zur Nichtigkeit des Rechtsaktes
. Die Ver​tragsergän​zungen, insbe​son​dere die EEA, haben diese parlamen​ta​rische Mitwirkung an der Rechtsetzung auf nahezu alle Politiken der Gemein​schaft ausgedehnt. Die EEA hat aber neben diesem Mitwirkungsrecht des Parlaments auch Entscheidungs​rechte desselben einge​führt.

b) Seit der EEA (Art. 7) ist ein stärkeres Mitwirkungsrecht des Parlaments bei der Rechtsetzung als "Ver​fahren der Zusammenarbeit" zwischen Rat und Parlament ausge​staltet (Art. 149 Abs. 2 EWGV). Diese legislative Zusammen​arbeit ist jetzt in Art. 252 EGV geregelt. Diese Zusammenarbeit wird durch zwei Lesungen in beiden Organen möglich. Das komplizierte Verfahren ist in Art. 252 lit. a-g EGV geregelt. Danach legt der Rat mit qualifi​zierter Mehr​heit auf Vorschlag der Kom​mission und nach Stellungnahme des Europäi​schen Parla​ments einen gemein​samen Stand​punkt fest (a), der dem Parla​ment zu​geleitet wird. Zugleich unter​richten der Rat und die Kommission das Parla​ment von den Gründen des Standpunktes sowie vom Standpunkt der Kommis​sion (b). Wenn das Parlament den gemeinsamen Standpunkt billigt oder sich nicht binnen drei Monaten äußert, erläßt der Rat den standpunktgemäßen Rechtsakt (b). Das Parlament kann in der genannten Frist von drei Monaten mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder Abänderungen an dem gemein​samen Standpunkt des Rates vorschlagen oder diesen ablehnen und sein Ergeb​nis der Beratungen dem Rat und der Kommission zuleiten (c). Hat das Parla​ment den gemeinsamen Stand​punkt abgelehnt, so kann der Rat in zweiter Lesung nur noch einstimmig be​schließen (a, UAbs. 2). Wenn er einig ist, hat der Rat das letzte Wort. Die Kommission, auf Grund deren Vorschläge der Rat allein entscheiden kann (Abweichungen bedürfen gemäß Art. 250 Abs. 1 EGV der Ein​stimmigkeit im Rat) und den gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat, überprüft diesen unter Berücksichtigung der vom Parlament vorgeschlagenen Änderungen und übermittelt den überprüften Vorschlag und (insbesondere) die von ihr nicht übernommenen Änderungen des Parlaments (mit Stellungnahme). Diese Ände​rungen kann der Rat auch nur einstimmig annehmen (d). Mit qualifizierter Mehrheit kann der Rat jedoch den von der Kommission über​prüften Vorschlag verabschieden (e), d. h. von der Kommission gebilligte Änderungsvorschläge des Parlaments erzwingen nicht die Einstimmigkeit. Das ist logisch, weil der Rat den ursprünglichen Vorschlag der Kommission als gemeinsamen Stand​punkt mit qualifizierter Mehrheit beschließen konnte (vgl. a). Ändern kann der Rat den von der Kommission überprüften Vorschlag wiederum nur einstimmig (e UAbs. 2). Der Rat hat für die Beschlüsse nach den Buchstaben c, d und e nur drei Monate Zeit. Sonst gilt der Vorschlag der Kommission als nicht angenommen (f). Die Fristen können in gegenseitigem Einvernehmen zwischen dem Parlament und dem Rat um höchstens einen Monat verlängert werden (g). 

In dem mühsam austarierten Verfahren bleibt der eigentliche Gesetzgeber der Rat. Die Macht der Kommission ist durch das Parlament eingeschränkt. Das Parlament kann dem Rat das Einstimmigkeits​prinzip aufzwingen und dadurch den einzelnen Mitgliedstaaten ein Vetorecht verschaffen. Funktional ist das ein negatives Recht zur Verhinderung, jedenfalls Behinderung von Rechts​akten, nicht ein positives Recht zur Politikgestaltung.

Das Verfahren der Zusammenarbeit kommt zur Anwendung, wenn dies im Vertrag steht (Art. 192 Abs. 1 EGV). Beispiele sind Art. 137 Abs. 2 EGV für den Bereich der Arbeitsumwelt und Art. 175 Abs. 1 EGV aus der Um​weltpo​litik.

c) Noch komplizierter ist das Verfahren der Mitentscheidung nach Art. 251 EGV, das der Vertrag von Maastricht eingerichtet und der Vertrag von Am​sterdam geändert hat. Die wesentlichen Institute dieses Verfahrens sind das negative Veto und der Vermittlungsaus​schuß
. Im einzelnen ist das Verfah​ren wie folgt gestaltet: Die Kommission unterbreitet dem Europäischen Parla​ment und dem Rat den Vorschlag eines Rechtsaktes. Nach Stellungnahme des Parla​ments erläßt der Rat den Rechtsakt, wenn das Europäische Parlament keine Abänderungen vorschlägt, oder in der (abgeänderter) der Form, wenn er die in der Stellungnahme des Europäischen Parlaments beschlossenen Ab​änderungen billigt. Andernfalls legt der Rat mit qualifizierter Mehrheit einen gemeinsamen Standpunkt fest. Dieser wird dem Parlament, das "in allen Einzelheiten über die Gründe" des Stand​punktes unterrichtet wird, zugeleitet. Die Kommission unterrichtet das Parla​ment über ihren Standpunkt in allen Einzelheiten. Das Parlament hat dann drei Möglich​keiten. Es billigt den ge​meinsamen Stand​punkt oder faßt binnen drei Monaten keinen Beschluß. Dann gilt der Rechtsakt gemäß diesen gemeinsamen Standpunktes als erlassen. Zweitens kann das Parlament mit der absoluten Mehrheit seiner Mit​glieder, den gemein​samen Stand​punkt ablehnen, so daß der Rechtsakt als nicht erlassen gilt. Drittens kann das Parla​ment mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder Abänderungen an dem gemeinsamen Standpunkt vorschlagen. Die abgeänderte Fassung wird Rat und Kommission zugeleitet, die eine Stellungnahme zu diesen Abänderungen abgibt. Billigt der Rat mit qualifizierter Mehrheit binnen drei Monaten nach Eingang der Abänderungen des Europäischen Parlaments alle diese Abänderun​gen, so gilt der betreffende Rechtsakt als in der so abge​änderten Fassung des gemeinsamen Standpunkts erlassen; über Abänderungen, zu denen die Kom​mission eine ablehnende Stellungnahme abgegeben hat, beschließt der Rat jedoch einstimmig. Billigt der Rat nicht alle Abänderungen, so beruft der Präsident des Rates im Einvernehmen mit dem Präsidenten des Europäischen Parlaments binnen sechs Wochen den Vermittlungsausschuß ein.

Der Vermittlungsausschuß, der aus Mitgliedern des Rates oder deren Ver​tretern und ebenso vielen Vertretern des Europäischen Parlaments besteht, hat die Aufgabe, mit der qualifizierten Mehrheit der Mitglieder des Rates oder deren Vertretern und der Mehrheit der Vertreter des Europäischen Parlaments eine Einigung über einen gemeinsamen Entwurf zu erzielen. Die Kommission nimmt an den Arbeiten des Vermittlungsausschusses teil und ergreift alle erforderlichen Initiativen, um auf eine Annäherung der Standpunkte des Euro​päischen Parlaments und des Rates hinzuwirken. Der Vermittlungsausschuß befaßt sich hierbei mit dem gemeinsamen Standpunkt auf der Grundlage der vom Europäischen Parlament vorgeschlagenen Abänderungen.

Billigt der Vermittlungsausschuß binnen sechs Wochen nach seiner Einberufung einen gemeinsamen Entwurf, so verfügen das Europäische Parlament und der Rat ab dieser Billigung über eine Frist von sechs Wochen, um den betreffen​den Rechtsakt entsprechend dem gemeinsamen Entwurf zu erlassen, wobei im Europäischen Parlament die absolute Mehrheit der abgegebenen Stimmen und im Rat die qualifizierte Mehrheit erforderlich ist. Nimmt eines der beiden Organe den vorgeschlagenen Rechtsakt nicht innerhalb dieser Frist an, so gilt er als nicht erlassen.

Billigt der Vermittlungsausschuß keinen gemeinsamen Entwurf, so gilt der vorgeschlagene Rechtsakt als nicht erlassen.

Die Frist von drei Monaten bzw. sechs Wochen wird auf Initiative des Euro​päi​schen Parlaments oder des Rates um höchstens einen Monat bzw. zwei Wochen verlängert. Nach wie vor gilt das Prinzip des Art. 250 EGV (Art. 189 a EGV a.F.), daß der Rat von der Politik der Kommission nur durch ein​stimmigen Beschluß abweichen kann (Art. 251 Abs. 3 S. 1 EGV a.F.).

Das Mitentscheidungsverfahren ist anwendbar, wenn der Vertrag das vor​sieht, etwa nach Art. 40 EGV für die Politik der Freizügigkeit der Arbeitneh​mer, nach Art. 47 Abs. 1 EGV für die Politik der gegenseitigen An​erkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstiger Befähigungsnachwei​se, nach Art. 47 Abs. 2 EGV für berufsrechtliche Rechtsangleichungen, nach Art. 95 EGV für Maßnahmen zur Angleichung der Rechts- und Verwal​tungsvor​schrif​ten der Mitgliedstaaten im Interesse der Verwirklichung des Binnen​markts, nach Art. 152 Abs. 4 EGV in der Gesundheitspolitik, nach Art. 153 Abs. 4 EGV in der Verbraucherschutzpolitik, nach Art. 175 Abs. 3 EGV in der Um​weltpolitik. In allen diesen Fällen außer dem des Art. 47 EGV ist auch der Wirtschaft- und Sozialausschuß (manchmal auch das Parla​ment oder der Regio​nalaus​schuß) anzuhören. Der Anwendungsbereich des Ver​fahrens nach Maß​ga​be des Art. 251 EGV kann nach dessen Absatz 8 gemäß Art. 48 Abs. 2 EUV revisioniert werden.

d) Ein Mitentscheidungsrecht hat das Parlament ebenfalls seit der EEA (Art. 7, 8), wenn die Gemeinschaft erwei​tert werden soll. Die kon​stitutionel​len Beitrittsverträge von europäischen Staaten zur Gemein​schaft (Art. 49 EUV) bedürfen der Zustimmung des Parlaments, aber auch der Zustimmung des Rates. Die Kommission wird gehört. Das Beitrittsabkommen bedarf der Ratifi​zierung durch alle Vertragsstaa​ten
. Das Parlament hat da​durch eine Veto​möglichkeit gegenüber der Erweiterungs​politik des Rates und praktisch der Mitgliedstaaten, deren Politik im Rat vertreten wird. Diese Mög​lichkeit dürfte aber angesichts der parteien​staatlichen Parlamentswirklich​keit nur in Aus​nahmesituationen politische Rele​vanz haben.

Nach Art. 300 Abs. 3 UAbs. 2 EGV sind nunmehr auch Abkommen mit dritten Staaten oder Organisationen von der Zustimmung des Europäischen Parlamen​tes und nicht nur von dessen Stellungnahme abhängig, wenn diese "mit erhebli​chen finanziellen Folgen für die Ge​meinschaft" verbunden sind oder wenn sie eine Änderung eines nach dem Verfahren des Art. 251 EGV an​genom​menen Rechts​satzes bedürfen. Abkommen i.S.d. Art. 133 Abs. 3 EGV bedür​fen keiner Beteiligung des Europäischen Parlamentes.

e) Nach Art. 190 Abs. 4 EGV soll das Europäische Parlament "die Entwür​fe für allgemeine unmittelbare Wahlen nach einem einheitlichen Verfahren in allen Mitgliedstaaten" ausarbeiten. Das ist kein förmliches Gesetzesinitiativ​recht, das der Kommission verbleibt. Aber einem Wahlrechtsakt des Rates muß das Parlament nach Art. 190 Abs. 4 S. 2 EGV vorher mit der Mehrheit seiner Mitglieder zugestimmt haben. Der Rat muß im übrigen diesen "Verfassungs​akt" ein​stimmig beschließen und die Mitgliedstaaten müssen ihn annehmen (Art. 190 Abs. 4 S. 2 EGV).

f) Art. 254 EGV regelt die Unterzeichnung, die Veröffentlichung und das Inkrafttreten der Rechtsakte, gegebenenfalls die Bekanntmachung und das Wirksamwerden.

g) Die Rechtsakte (Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen) sind mit Gründen zu versehen (Art. 253 EGV) und haben die vorgeschriebenen Vor​schläge und Stellung​nahmen in Bezug zu nehmen. Die Begründungspflicht erweist die Erkenntnishaftigkeit, also Wissenschaftlichkeit der Rechtsetzung der Gemein​schaft, jedenfalls dem Prinzip nach
.

III. Der Parlamentarismus der Gemeinschaft

Die begrenzten Befugnisse des Europäischen Parlaments, das nicht als bestimmendes Gesetzgebungsorgan der Union fungiert, entsprechen seiner Rele​vanz in einem Staaten​verbund, der zwar im funktionalen Sinne der ihm über​tragenen Hoheits​rechte der Mitgliedstaaten an der Ausübung der Staats​gewalt der Völker durch seine Organe teilhat und darum zur Staatlichkeit der Völker gehört und in seiner Institutionalität Staat ist, aber nach seiner völker​vertraglichen (nicht verfas​sungsmäßigen) Grundlage und, solange das Grund​gesetz Deutsch​land als Staat des deutschen Volkes verfaßt (nicht anders als im Prinzip die anderen Völker sich als nationale Staaten verfassen), kein Staat im existen​tiel​len Sinn ist und sein darf (dazu §§ 3 und 4). Von daher sind stärker bestim​mende legislati​ve Befugnisse des (soge​nannten) Euro​päi​schen Parla​ments, wie sie vor allem von diesem selbst, aber auch vom Bun​des​ver​fassungsgericht als Voraussetzung einer Intensivierung der Integra​tion gefor​dert wer​den
, be​denk​lich. Aus​gangs​​punkt der Dogmatik ist ein Gemeinwe​sen, in dem um der Frei​heit​lichkeit willen "alle Staatsgewalt vom Volk" ausgeht (vgl. Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG)
.

1. Aspekte des republikanischen Parlamentarismus und der Parteien​oligar​chie
In einer Republik ist das Parlament als das Organ der Vertretung des Volkes (vor allem) für die gesetzgeberische Rechtserkenntnis eine notwendige Ein​richtung der allgemeinen Freiheit
. Weil der Konsens aller mit allen in allem nach der Erfahrung nicht erwartet werden kann, zumal ein Konsens den Dis​kurs aller mit allen über die Richtig​keit der Gesetze für das gute Leben aller in allgemei​ner Freiheit auf der Grund​lage der Wahrheit voraussetzen würde, ist die Repräsentation auch in der Gesetzgebung und darüber hinaus die Mehr​heitsregel in den Gesetzgebungsorganen weitgehend notwendig
. Das Bundes​verfassungs​gericht hat die Bedeutung des öffentlichen Diskurses, der nicht etwa Verhand​lungen der Parteiführungen in Koalitions​verhandlungen meint, für die Erhal​tung einer lebendigen Demokratie im Maa​stricht-Urteil hervor​geho​ben
. Eine plebiszitäre sollte neben der repräsentativen Gesetzge​bung nur unter Voraussetzungen eingerichtet werden, welche eine hinreichende Rechtlichkeit der Plebiszite sichert. Als Gegengewicht zur parteienstaatlich verzerrten Re​präsen​tation sind plebiszitäre Gesetzgebungsverfahren empfeh​lenswert.

Eine Abstimmung ohne Meinung, d. h. ohne eigene Theorie von der Wirk​lich​keit und eigenes Urteil über das Richtige, schafft keinen Konsens. Sie kann allenfalls Akklamation sein. Akklamation legitimiert die Herrschaft von Füh​rern. Sie ist kein freiheit​li​ches Verfahren. Akklamation ist demokratisch, wenn man Demokratie parteienstaatlich als Parteienoligar​chie begreift. Parteienstaa​ten sind aber entweder harte Despotien, wenn nämlich nur eine Partei oder ein Parteienblock herrscht, oder sanfte Despotien, wenn mehrere Parteien eine plurale Parteienoligarchie bilden und in gewissem Maße um die Ämter kon​kurrie​ren, wie in vielen der sogenannten westlichen Demokratien, insbesondere in Deutsch​land
. Der Begriff Despotie ist der altgriechischen Rechtssprache entlehnt und bezeichnet die Herrschaft. Deren Kenn​zeichnung ist, daß die Obrigkeit von den Untertanen Gehor​sam verlangen kann, ohne auf deren Zustimmung angewiesen zu sein. Der Gegen​begriff zur Herrschaft ist die Freiheit, auf die allein Recht gegründet werden kann; denn volenti non fit iniuria
. Jede Herrschaft ist Despotie, mag sie die Untertanen noch so gut mit Brot und Spielen versorgen. Fast immer beruht Herrschaft auf Gehorsam, der durch die Erwar​tung von Vorteilen motiviert ist. Oboedientia facit impe​ran​tem
. Herrschaft mag gesetzlich sein. Sie ist aber ihrem Begriff und der Wirklichkeit nach (als Gegensatz zur Freiheit) rechtlos. Die Übergänge sind fließend, auch die zwischen Freiheit und Herrschaft. Zwi​schen dem reinen Einparteien- und dem echten Mehrparteiensystem gibt es, wie gesagt, die plurale Parteienoli​garchie, in der mehrere festgefügte Parteien die Herrschaft über das Volk teilen, in der vor allem die gesamte Parteienoli​gar​chie, im Verbund mit den Oligarchien in Industrie, Banken, Versicherungen und Me​dien, die classa politica, in irgendeiner Weise an der Herrschaft über das Volk betei​ligt bleibt. Freiheitliche Elemente hat Deutschland vor allem in der Recht​sprechung, aber auch die Legislative erlebt Stunden der Freiheit. Die in​stitu​tionelle Chance und die Verfassungspflicht zur Freiheitlichkeit hat sie allemal. Die partei​enstaatli​che Demokratie ist, weil herrschaftlich, mit dem Prinzip Republik unverein​bar
; denn die Repu​blik ist die Verwirkli​chung der Frei​heit aller. Die soge​nannte Parteiendemokratie läßt dem Bürger nicht die politi​sche Freiheit. Die Wahlen haben akklamativen, legitimatorischen Charak​ter und bewirken keine wesentli​che Verschiebung in der Parteienoligar​chie. In einer Republik, der politischen Form der allgemeinen Freiheit, welche durch die Bürgerlichkeit der Bürger
 gekennzeichnet ist, sind die Wahlen Ent​schei​dun​gen allein darüber, wer das Volk im Parlament vertreten soll. Der Auswahl der Besten als Ver​treter des ganzen Volkes läßt nur das Mehrheits​wahlsystem eine Chance. Das Verhältnis​wahlsystem, insbesondere das mit starren Listen, sichert den Parteien ein faktisches Wahlvorschlags​monopol und damit der Parteienoli​garchie die Herr​schaft; denn die Abgeordneten sind Re​präsentanten allein der Parteien, nicht aber des ganzen bürgerlichen Volkes. Die Parteienoli​garchie wird durch die Sperr​klauseln verstärkt und durch das Frak​tionswesen in den Parla​menten gesichert
. Nicht nur die staatliche Par​tei​en​fi​nanzierung stabilisiert die Herr​schaft, sondern auch die gesetzlich ge​schaf​fe​nen Möglich​keiten der Partei​en, in den meisten Lebensbereichen zu herr​schen, insbesonde​re im Be​reich der staatli​chen Medien. Propaganda ist ein bewährtes Herr​schaftsmittel. Es wird gerade in der Gegenwart erneut verstärkt eingesetzt. Begleit​erschei​nung der Propa​ganda ist die Zensur, welche die Information des Volkes und damit den Diskurs des Volkes behindern, ja verhindern soll. Jede Art von Propaganda ist ver​fassungs​widriger Paternalismus. Propaganda leugnet die Würde der Menschen und bricht mit dem Prinzip der Republik. Die Par​teieno​li​garchien sichern ihre Herrschaft vor allem durch die Ämterpatrona​ge
, welche in Deutschland in den letzten Jahren weiter intensiviert worden ist. Ein Zeichen ist die Vermehrung der Ministerien und vor allem der Parla​mentari​schen Staats​sekretäre, von Abgeord​neten, die gegen hohe Bezahlung Regie​rungsauf​gaben wahrnehmen sollen und dadurch gehindert sind, ihren Pflichten als Abgeord​nete, insbeson​de​re der zur Kontrolle der Regierung, nachzukom​men. Der entwickelte Partei​en​staat, die Herrschaft der pluralen Parteienoligar​chie, ist der Feudalismus des 20. Jahrhun​derts. Er ist republik​wid​rig und findet im Grund​gesetz keine Recht​fertigung. Parteien der Art, wie sie § 2 ParteienG konzipiert, sind nicht etwa notwen​dig, sondern der Ruin der Republiken
. Etwa 0,5 % des Volkes herr​schen über 99,5 %. Die Parteie​no​li​gar​chie nutzt für ihre Herrschaft die Mittel des sanften Machia​vellis​mus, ins​besondere die Ideologi​sierung und die Tabui​sierung, aber auch die Lüge
 und illegale Finanzierung, wie das im Jahr 2000 als Faktum der CDU während des Partei​vorsitzes von Dr. Helmut Kohl (System Kohl) öffentlich geworden ist
. 

Die Parteienoligar​chie ist mög​lich, weil die Repu​blik mit der Sitt​lichkeit der Bürger und vor allem der der Abge​ordneten steht und fällt
. Diese aber, die der Moralität bedarf, ver​antwortet jeder selbst. Der Ge​richtshof der Sittlichkeit ist das Gewissen
. Eine Verfassung, die auf das Gewis​sen der Bürger und ihrer Vertreter abstellt und abstellen muß, wenn sie freiheit​lich sein will, schafft unvermeidlich die Grund​lage des spezifi​schen Mißbrauchs ihres Grund​prinzips: die Vortäuschung des Anstandes / der Morali​tät, die Heuchelei. Das Republik​prinzip verlangt darum nach Einrichtun​gen, welche dem Miß​brauch des Rechts zur Freiheit sowenig Chancen als möglich läßt, etwa das Verbot festge​fügter Parteien, das Verbot der Wieder​wahl von Abge​ordneten, die Unwähl​barkeit von Beamten zu Abgeord​neten, die Kandidatenauf​stellung durch die Bürger selbst, das Verbot der Parteimitglied​schaft von Richtern und auch Beamten, das Verbot staatlicher Parteifi​nanzie​rung, u. a. m.
. Gesichert werden muß die bestmögliche Vertretung des Volkes in der Gesetzgebung; denn die Gesetze verwirklichen die Freiheit
. Die Freiheit ist politisch, d. h. sie ist durch das Sittengesetz, den kategorischen Imperativ, definiert, wie es Art. 2 Abs. 1 GG klarstellt
. Jede Entgegensetzung eines herrschaftlichen Staa​tes und einer Gesell​schaft, der begrenzte Freiheiten belas​sen werden, ist republik​widrig
. Herrschaft ist despo​tisch; denn sie nimmt die Freiheit zur Politik. Sie degra​diert den Men​schen zum Untertan, der das Recht und die Pflicht hat, Bürger zu sein
. 

Im Interesse ihrer Stabilität läßt die Parteienoligarchie der (sogenannten) Gesellschaft wirt​schaftliche, kulturelle und religiöse Freiheiten, allerdings nur begrenzt und begrenzbar, wenn es für die Stabilität der Oligarchie wichtig erscheint, die Freiheit zu begrenzen. Die Freiheiten bestehen in dem Maße ihres Nutzens für diese Stabilität der Oligarchie. Dieser Nutzen ist der Garant der sogenannten Unternehmerfreiheiten, welche im Grundgesetz nur eine schwache Stütze haben
. Diese Unternehmerfreiheiten sind nicht mehr als die allgemeine Handlungs-, insbesondere die Ver​trags​freiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG oder die besonderen Handlungs- und Ver​tragsfreiheiten aus den besonde​ren Grundrech​ten wie vor allem die Eigentumsgewährleistung des Art. 14 Abs. 1 und 2 GG
. Ein gewisses Maß an Unter​neh​mer​freiheit und an unter​neh​me​ri​schen Profitmöglichkeiten fördert nach der Erfah​rung den allgemeinen Wohl​stand und wird darum nicht nur akzeptiert, sondern unterstützt. Das ist freiheit​liche Privatheit, nicht eigentlich Liberalismus
. Der Liberalis​mus schränkt die Herrschaft ein. Freiheit​lichkeit kennt keine Herrschaft. Eine liberalistische Parteienoligarchie unter​scheidet sich nicht wesent​lich von der liberalen Mon​archie des deutschen Konstitutionalis​mus des 19. und begin​nenden 20. Jahrhun​derts. Sie entspricht nicht dem Grundge​setz
. Sie ent​spricht vor allem nicht den Prinzipien der Französischen Revo​lu​tion, welche auch die Leitprinzipien der Europäischen Gemeinschaft sind, nämlich Freiheit, Gleich​heit und Brüder​lichkeit. Diese Leitprinzipien lassen nur Ein​richtungen zu, die dem Prinzip der Republik genügen. Dazu gehört der repu​blikanische Parlamentaris​mus, in dem Abgeord​nete das Volk oder die Völker vertreten, die unabhängig von Interessen, vor allem unabhän​gig von Parteieno​li​garchien sich um die bestmögliche Verwirkli​chung des guten Lebens aller in allgemeiner Freiheit mühen
, d. h. Abgeord​nete, die des Diskur​ses um die Wahrheit und die Richtigkeit fähig sind, die in diesem Sinne sittlich kom​petent sind, aber dafür auch die Chance haben und behaupten kön​nen, nicht nur nach dem Parlamentsprinzip, sondern auch nach den Parla​ments​regeln
. Jeder Einfluß auf die Abgeordneten, welcher über den des guten Argu​ments hinaus​geht, muß abgewehrt werden. Die Ethik der Ge​mein​schaft wie etwa die des Grundge​setzes als der Lehre von der Freiheit
 verbietet jede Herrschaft und läßt allein die Ver​bindlich​keit des besten Arguments gelten
. Diese formale Diskurset​hik, welche dem materialen Prinzip der Men​schen​würde, also der Menschheit jedes Men​schen, dient, ist mit dem kategori​schen Imperativ Imma​nuel Kants begriff​lich erfaßt
. Dessen wichtigste For​meln, nämlich die deontische, die Naturgesetz- und die Selbstzweckformel, hat Kant in der Grund​legung zur Meta​physik der Sitten
 (ed. Wei​sche​del) aufge​stellt:


"Handle nur nach derjenigen Maxime, durch die du zugleich wollen kannst, daß sie ein allgemeines Gesetz werde" (S. 51). "Handle so, als ob die Maxime deiner Handlung durch deinen Willen zum allgemeinen Naturgesetz werden sollte" (S. 51). "Handle so, daß du die Menschheit, sowohl in deiner Person, als in der Person eines jeden anderen, jederzeit zugleich als Zweck, niemals bloß als Mittel brauchest" (S. 61).

2. Die Problematik eines republikanischen Parlamentarismus der Europäischen Ge​mein​schaft

a) Wenn der Parlamentarismus der Europäischen Gemeinschaft der Ethik einer Gemein​schaft gemäß konzipiert ist, sollte er gestärkt werden. Unter dieser Voraus​setzung sollte das Parlament das zentrale Organ der Gemeinschaft sein, näm​lich dessen Gesetz​gebungsorgan. Nur der Gesetzgebungs​staat ist republika​nisch
. Ein solcher Parlamentarismus würde die Gemein​schaft zu einem Staat umgestalten, zu einer Republik. Solange jedoch die Mitgliedstaaten plurale Parteienstaaten, insbeson​dere plurale Parteienoligarchien sind, ist die Institutio​na​lisierung des republika​ni​schen Parlamentarismus in der Gemein​schaft nicht zu befürwor​ten. Sie würde die Parteienoligarchie vor allem, aber nicht nur durch die kaum ver​meidliche Bürokratie der Gemeinschaft verstärken und die Entfremdung der politischen Klasse von den Bürgern vergrößern. Nur die Völker haben eine Chance, die ihnen von ihren Verfassungen aufgegebenen republikanischen Verhältnisse zu entwickeln. Der erste Schritt zu den europäi​schen Republiken muß die Über​windung der republikwidrigen Parteienherr​schaften sein. Nur Republiken ge​währleisten den "ewigen Frieden"
. Par​teiliche Oligarchien treiben die Völker der Erfahrung nach wie alle Despotien in Kriege. Die Gegenwart beweist es wieder einmal. Die Völker sind die Opfer der Kriege, nicht die Führer. Die Völker stimmen nicht für Kriege, wenn sie frei entscheiden, d. h. aufgeklärt, der Menschheit des Menschen verpflichtet, nicht mittels Zensur und Propa​ganda desinformiert. Jeder Mensch muß sein gutes Leben selbst verantworten. Er muß das auch dürfen. Seine Willens​autono​mie muß unangefochten sein. Das verbietet jede Art von Herr​schaft, auch die Parteiendemokratie
.

b) Volle gesetzgeberische Befugnisse eines echten Parlaments der Europäi​schen Gemein​schaft hätte nicht nur die skizzierten Voraussetzungen, sondern wäre der Schritt, die Gemeinschaft zu einem existentiellen Staat
 (dazu § 4) zu entwi​keln; denn die allgemeine Gesetzge​bungsbefugnis eines gemein​samen Organs verfaßt die Menge von Menschen zum Volk, macht die Menschen zu Bürgern und ihr Gemeinwesen zu einem Staat, sei dies ein Bundes-, sei dies ein Ein​heits​staat. Die Gemein​schaft ist (war bisher, dazu § 3) nicht als Staat (im existentiellen Sinne) kon​zipiert, son​dern als eine Gemeinschaft von Völ​kern, als Staatenverbund, wie Paul Kirch​hof lehrt
. 

Die oben (§ 3 III) ange​sprochene Staatlichkeit der Ge​mein​schaftsorgane ist Teil der Staat​lich​keit der Völker, die eine wohlgeord​nete Gemeinschaft ge​schaffen haben. Es gibt bisher keine eigenständige, wenn man so will, originä​re Staat​lichkeit der Ge​mein​schaft, welche eine Verfassung voraussetzen würde, die den Prinzi​pien einer Republik entspräche. Die Ge​mein​schaftsgewalt ist von den Völkern abgeleitet. Anderes würde Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG nicht zulassen
. Die Ver​tretungen der Gemein​schafts​völker, die Legislativ- oder gar die Exekutivorgane, können eine solche Ver​fassung nicht schaffen, weil ihnen dafür die Ermächti​gun​gen fehlen. Nach Art. 24 Abs. 1 GG kann der Bund "Ho​heitsrechte auf zwischen​staatliche Ein​richtun​gen über​tragen". Der Bund ist aber nicht ermäch​tigt, einen existentiellen Staat Europa zu grün​den, der das Selbst​bestimmungsrecht der Deutschen auf​heben und durch ein Selbst​bestim​mungsrecht aller durch eine europäische Verfassung vereinigten Europäer ersetzen würde. Art. 24 Abs. 1 GG läßt nur eine Über​tragung von Hoheits​rechten zu, welche die Staatsgewalt beim deut​schen Volk beläßt, wie es Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG deklariert (dazu § 3 II 1, III 1, 5, 6). Nach Art. 23 GG "wirkt die Bundes​republik Deutschland bei der Entwick​lung der Euro​päischen Union mit." Nach Satz 2 kann der "Bund hierzu durch Gesetz mit Zustimmung des Bundesrates Hoheitsrechte über​tragen." Dem sind jedoch, solange das Grundgesetz gilt, durch Art. 79 Abs. 3 GG, auf den Art. 23 Abs. 1 S. 3 GG verweist, Grenzen gesetzt. Die nach Art. 79 Abs. 3 GG i.V.m. Art. 20 GG für den verfassungsändernden Gesetzgeber unabänderliche demokrati​sche Staatlichkeit Deutschlands verlangt, daß die Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaft durch den Deutschen Bundestag verantwortet werden. Das Europäische Parlament hat auch nach Auffassung des Bundes​ver​fas​sungs​ge​richts "in der gegenwärtigen Phase der Entwick​lung" nur "eine stützen​de Funk​tion"
. Für entscheidend hält das Ge​richt,


"daß die Mit​gliedschaft der Bundesrepublik Deutschland und die daraus sich erge​ben​den Rechte und Pflichten - insbeson​dere auch das rechtsver​bindliche unmittel​bare Tätigwer​den der Europäi​schen Gemeinschaften im inner​staatli​chen Rechtsraum - für den Gesetzge​ber voraus​sehbar im Ver​trag umschrie​ben und durch ihn im Zustim​mungs​gesetz hinrei​chend bestimm​bar normiert worden sind"
. 

c) Den nationalen Parlamenten müssen, wenn man so will, Gesetzgebungs​befug​nisse von substantiel​lem Gewicht ver​bleiben, weil die Völker, jedenfalls Deutsch​land, national verfaßt seien, so daß nur die Nationen demokratisch legitimieren können. Die Politiken der Gemeinschaft müssen von den nationa​len Parlamen​ten verant​wortet werden können, welche diese durch die (primär​rechtlichen) Verträge wesentlich gestalten müssen (Wesentlichkeitslehre). Das demokrati​sche, in der gegenwärtigen Verfassungslage nationale, Prinzip wird dadurch verwirk​licht, daß die Gemeinschaften nur begrenzt und bestimmt, nur aus​nahme- und ausfüh​rungs​haft zur Rechtsetzung ermächtigt werden dürfen (Prinzip der begrenzten Er​mächtigung)
. Darum hat das Bundes​verfassungs​gericht er​kannt, 


"daß dem Deutschen Bundestag Aufgaben und Befugnisse von sub​stantiel​lem Gewicht ver​bleiben müssen"
, daß "durch den Um​fang der einge​räumten Auf​gaben und Befug​nis​se und die im Ver​trag geregel​te Form der Willens​bildung in der Europäi​schen Union und den Organen der Euro​päi​schen Ge​mein​schaften die Ent​schei​dungs- und Kontrollzuständig​kei​ten des Deutschen Bundestages noch nicht in einer Weise entleert" würden, "die das Demokra​tie​prinzip, soweit es Art. 79 Abs. 3 GG für un​antastbar erklärt, verletzt"
 und daß "die im Unionsver​trag vorgesehene Einräumung von Aufgaben und Be​fugnissen europäi​scher Organe den Deutschen Bundestag noch hinreichende Aufgaben und Befugnisse von substantiellem politi​schem Gewicht" belasse
.

Das Gericht hat die Aufgaben und Befugnisse der Gemeinschaf​ten und der Union freilich nur knapp skizziert
 und die Kompetenzfülle der Ge​mein​schaften nicht wirklich ausgelo​tet
 (vgl. § 4 III). Im übri​gen begründet das Gericht sein "noch nicht" mit dem "Prin​zip der begrenzten Einzelermächtigung", mit dem Subsidiaritätsprinzip und dem Verhältnis​mäßig​keitsprinzip
, und räumt ein, daß (aus guten Gründen) der Bundes​tag auf die Euro​päi​sche Zentralbank so gut wie gar keine Einflußmöglichkeiten habe
. Die ge​nann​ten Prin​zi​pien redu​zie​ren die Politik​möglichkeiten der Union, erübri​gen aber nicht den Ver​such, die Kompetenzfülle derselben an dem Maßstab substantieller Staatlichkeit der Mitgliedstaa​ten ernsthaft zu messen. Das ist schwer, aber irgendeine Grenze besteht. Weil die Gemeinschaft in der Union über alle wirt​schafts​politischen, aber auch über wesent​liche sozialpolitische Schlüsselkompetenzen verfügt, ist die Staatlichkeit der Völker im legislativen Bereich übermäßig ausgehöhlt
. Der Über​blick über die Befugnisse der Union zeigt, daß trotz aller Begren​zung der Ermächtigungen der eigent​li​che Gesetz​geber für die Völker die Organe der Europäischen Gemein​schaft sind.

d) In den Mitgliedstaaten muß eine lebendige Demo​kra​tie erhalten bleiben. Der sogenannte supra​nationale Charakter der Gemeinschaft kann nur durch eine Ver​fassung Europas ge​ändert wer​den, welche die Bürger der Völker, die sich beteiligen wollen, geben. Deutschland ist durch Art. 23 GG zu einer solchen Verfassungsgebung nicht ermächtigt
. Ein Staat Europa ist kein "Staatenverbund", wie das Bundesverfas​sungs​gericht die Union (ver​fassungs​konform) begreift. Das Grundgesetz hält somit keine Grund​lage für die Über​tragung von Gesetzge​bungsbefugnissen auf das Europäische Parla​ment bereit, welche dieses zu einem echten Gesetzgebungsorgan, einem Parlament im wirklichen Sinne einer Vertretung des ganzen (europäischen) Volkes in dessen Willensautonomie machen könnte. Die Ver​fassung eines solchen Gesetz​ge​bungsorgans wäre die Ver​fassung eines Staates; denn: 


"Der Staat (civitas) ist die Vereinigung einer Menge von Menschen unter Rechts​geset​zen."

Eine freiheitliche Staatsverfassung Europas würde aber voraussetzen, daß die Men​schen sich unter die Unionsgesetze vereinen. Ein solcher Verfassungs​akt wäre die Gründung eines Staates im existentiellen Sinne. Die Entscheidung für eine solche existentielle Verfassungsgebung müssen wegen ihrer existentiel​len Staatlichkeit die Völker getrennt treffen, weil sie allein schon durch die In​stitutionalisierung des Verfahrens ihre eigene Staatlichkeit (im existentiellen Sinne) aufgeben, nämlich zur Entscheidung einer Verfassung aller Unions​bürger stellen würden. Erst müßte also die verfassungsgeschützte eigene existentiel​le Staatlichkeit zur Entscheidung des deutschen Volkes gestellt werden, bevor, nachdem dies vom deutschen Volk der Entscheidung des entstehenden euro​päischen Volkes übertragen worden ist, letzteres durch eine europäische Ver​fassung einen europäischen Staat im existentiellen Sinne be​gründen kann
. Ein völker​rechtlicher Vertrag zwi​schen Staaten kann keine existentielle Republik der vertraglich verbunde​nen Völker begrün​den. 

e) Nicht nur die Deutschen müßten in Bund und Ländern einer solchen Ver​fas​sung der Union zustim​men, sondern auch alle anderen Mitgliedstaaten gemäß ihren Verfassungen. Alle Völker der Union müßten entscheiden, daß sie ihre existentielle Staatlichkeit einschrän​ken oder beenden, um mit allen anderen verbundenen Bürgerschaften einen Staat im existen​tiellen Sinne (mit den jeweiligen Aufgaben und Befugnissen) zu begründen
. Alle Bürger der Union müßten eine Schicksalsgemeinschaft
, nicht nur eine weit​ge​hende Markt- und Wett​be​werbs​union und eine Währungsunion sowie (in Gren​zen) eine Wirtschafts- und Sozialunion (neben anderen gemein​samen Politiken) wollen, sondern die Vereinigten Staaten von Europa, den großen Staat (in) Euro​pa
, der die Nationalstaaten der alten Völker aufhebt. Das Bundes​ver​fassungsgericht er​weckt durch seine sibyllinischen Formulierungen vom "Zu​sammen​wachsen der euro​päi​schen Nationen"
 integrationistische Hoffnun​gen, ohne die staats​recht​lichen Vorausset​zun​gen und auch Konsequenzen zu erörtern, die aber gefordert sind, wenn die Leitent​scheidung aufkläreri​scher Gemeinwesen, denen alle europäischen Staaten nach dem Selbst​verständnis der Europäi​schen Union selbst verpflichtet sind, nämlich die all​gemeine Freiheit (Präambel des Unions​ver​trages, 3. Erwägungsgrund, Präambel der EEA, Art. 6 Abs. 1 EUV)
, beachtet werden soll. Die weitere Integra​tion der Union setzt den echten Parla​men​tarismus der Union, dieser aber das egalitäre Unions​wahlrecht und dieses eine einen existen​tiellen Unionsstaat und zugleich ein Unionsvolk schaf​fende Unionsver​fassung vor​aus
. 

Im Ver​fassungs​sinne wären die nationalen Bürgerschaften keine Völker mehr. Sie blieben, wie auch immer verfaßte, Nationen, solange sie unter​schei​dende Eigen​heiten, die "natio​nale Identi​tät" (Art. 6 Abs. 3 EUV) nämlich, bewahren sollten.

f) Wer die Ent​schei​dung in Deutschland für die Aufhebung Deutsch​lands als Staat (im existen​tiellen Sinne) und die Teilnahme der Deutschen an einer Europäischen Union als existentiel​ler Staat treffen darf, ob nämlich die Deut​schen in ihrer Gesamtheit oder die Bürger der Länder der Bundes​republik Deutsch​land, kann und muß hier nicht geklärt werden. Der deutsche Bundesstaat muß eine echte Verfassungshoheit der Länder und deren existentielle Staatlichkeit respek​tieren
 (dazu § 4 II). Die Auf​hebung der exi​sten​tiellen Staatlichkeit Deutsch​lands würde darum sowohl der Zustimmung der Deutschen in ihrer Gesamt​heit als auch der Bürgerschaften der Länder bedür​fen
. 

g) Wenn die allgemeine Freiheit durch einen existentiellen europäischen Staat verwirklicht werden sollte, müßte dieser einen echten Parlamentarismus ein​richten
; denn die Ver​tretung des ganzen Volkes bei der Erkenntnis des Richtigen für das gute Leben aller in allgemeiner Freiheit auf der Grundlage der Wahr​heit, die Erkenntnis der Recht schaffenden Gesetze also, durch Abge​ordnete, die um der repräsentativen Sittlichkeit willen ausschließ​lich ihrem Gewis​sen verantwortlich sind, ist ein un​verzichtbares Postulat einer bürgerli​chen Verfassung der all​gemeinen Freiheit
.


"Alle wahre Republik aber ist und kann nichts anderes sein, als ein re​prä​sentati​ves System des Volks, um im Namen dessel​ben, durch alle Staats​bürger vereinigt, ver​mittelst ihrer Abgeord​neten (Deputier​ten) ihre Rechte zu besor​gen" - Kant
.

Die schmalen Befugnisse des Europäischen Parlaments haben ihre ohne eine europäi​sche Staatsgründung unabänderliche Grundlage in der Staat​lichkeit der Völker, in deren Selbstbestimmungsrecht, in deren sogenannter Souveräni​tät
. Die Versammlung Parlament zu nennen (Art. 3 und 6 EEA, Art. 189 EGV) ist un​schädlich, aber euphemistisch. Diese Bezeichnung entspricht nicht der essentiel​len Rele​vanz eines Parlaments in einer Republik als dem Organ der Bürgerlich​keit der Bürger, dem Organ der Verwirklichung der Freiheit durch Gesetze, dem Organ der Re​präsentanz der Sittlichkeit des Volkes. Ein Parlament im republika​ni​schen Sinne darf die Versammlung der Gemeinschaft nicht sein; denn ein solches wäre das Ende des Selbstbestimmungsrechts der Völker, das Ende der Staaten der Völker. 

Eine volle Gesetzgebungs​befugnis des Europäischen Parla​mentes wäre selbst, wenn allgemeine Wahlen zur Legitimation des Parlaments organisiert wären, eine Gefahr für die Freiheit des gemein​samen Lebens; denn der öffent​li​che Diskurs als Element einer lebendigen Demo​kratie, wie es das Bundes​ver​fas​sungsgericht in dem Maastricht-Urteil betont hat, setzt die hinreichende Homo​genität voraus, vor allem die sprachlich Kommunikationsmöglichkeit aller mit allen, nicht nur einer Schicht, die mehrerer Sprachen mächtig ist oder sich das zumindest einbildet und daraus Herrschaftsansprüche abzuleiten sich erdrei​stet. Demokratiewidrig, nämlich für die meisten Völker volkswidrig, ist es, eine oder zwei Fremdspra​chen, etwa das Französische und das Englische, als Sprache der Bürokratie zu etablieren. Solange die hinreichende Homogeni​tät der Unionsbürger nicht erreicht ist, läßt die Grundentscheidung für die Freiheit einen existentiellen Staat Europa, dem die Politik im wesentlichen über​antwortet wäre, nicht zu. Auch die Größe der Union und der nationale Charak​ter der Völker widerstreitet einem, wenn auch föderalen Einheitsstaat (Bundes​staat im grundgesetzlichen Sinne). Das demokratische Prinzip der Republik läßt sich nur in kleinen Einheiten verwirklichen, die ihre tragfähige Realität in den europäischen Völkern haben
.

h) Die gemeinschaftliche Gesetzgebung ist Sache vor allem des Rates. Das folgt der Logik des (vertraglichen) Verbundes von Völkern in der Europäi​schen Union, des Staatenverbundes also. Die Ge​mein​schaftsrechtsetzung ist von völkervertraglichen, von, wenn man so will, supra​nationalen, besser: von internationalen Prinzipien be​stimmt. Die wesentlichen Rechtssätze stehen in den Verträgen zwischen den (mitglied​staatlichen) Völkern selbst. Diese sind, weil jedes Volk gemäß seiner Ver​fassung dem Vertrag zustimmen muß (Deutschland nach Art. 59 GG), unmittel​barer Wille der Völker selbst
, nicht anders als andere Rechtssätze derselben, wenn auch nicht verkannt werden darf, daß der Wille zur Gemein​schaft, der Integrationswille (in Deutschland in der Präambel und in den Artikeln 23 und 24 GG festgelegt) den Konsens, Kompromiß
, der Völker erfordert, der in den Ver​trägen seine Formulierungen findet. Das sekundäre Gemein​schaftsrecht wird im Rahmen gemeinschaftlicher (primärrechtlicher) Politik der Völker mittels einstimmi​ger oder mehr​heitli​cher Be​schlußfassung vornehmlich im Rat nach Maßga​be der Befugnis- und Ver​fahrensregeln gebildet. 

Der Schwierigkeit gemäß, gemein​schaft​liches Recht zu finden, darf der Spiel​raum für die exekuti​ve Gemein​schafts​rechtsetzung großzügiger bemessen sein als nationale Ermäch​ti​gungen der Exekutive zur Rechtsetzung in Deutsch​land
, aber das gewal​tenteilige Prin​zip der Funktio​nenordnung von Legisla​ti​ve und (gemein​schaft​licher) Exekutive setzt sich durch, weil die nationalen Parla​mente und nur diese demokratisch legiti​miert sind, die Völker in deren Gesetz​gebungsgewalt zu vertreten, also ver​bindlich Recht zu erkennen, soweit es um die wesentliche Politik geht.

Die Regie​rungsver​treter der Völker als gemein​schaftli​ches Organ, also der Rat, be​schließen die Rechtsakte, welche auf Grund des in den primärrecht​lichen Verträgen festge​leg​ten Willens der Völker (insbesondere Art. 249 EGV) Wir​kung in den Mitgliedstaa​ten entfal​ten
. Das bleibt noch eine zwi​schen​staatli​che, gemeinschaftliche Rechtsetzung der Völker und ist nicht etwa staatliche Gesetzgebung eines europäi​schen Volkes, zumal die Regie​rungen trotz ihrer jeweiligen partei​en​staatli​chen Stabili​tät gemäß der jeweili​gen Ver​fassung von ihren Völ​kern ab​hängig sind. Jedes Volk hat einen Einfluß auf seine Regie​rung. In Deutschland soll dieser vom Parla​ment wahrgenommen werden. Der Deutsche Bundes​tag verfügt nicht nur über das konstruktive Mißtrauens​votum (Art. 67 GG), sondern verantwortet die Politik der Regie​rung nach dem Prinzip der gemeinsamen Staatsleitung der Gesetzgebungs​organe (Bundestag und Bundes​rat) und Regierung
. Durch die Wahlen kann das Volk sogar Partei​re​gie​run​gen stürzen. Das hat die bekann​ten Vor​wirkungen der Meinungen im Volk (durch Meinungsumfragen ermittelt) auf die Parteie​noli​garchie, welche  deren Politik des Staates bestimmt. Die Völker haben unterschiedlich entwickelte parlamentarische Regierungs​systeme
. Ein Ein​fluß des Volkes besteht aber auch in den Präsidialsystemen, die man sonst nicht als demokratisch bezeich​nen könnte. Er besteht ebenfalls in den soge​nannten Monarchien, die in den Mit​gliedstaaten durch​gehend republika​nisch konzipiert sind. Monarchie und Repu​blik sind kein Wider​spruch. Widersprüch​lich sind das monarchische und das repu​blikanische Prinzip
. Groß​britan​nien, Belgien, Dänemark, die Nie​der​lande, Spanien, aber auch Schweden und Luxemburg erweisen diese Form der demo​krati​schen Republik mit einem monarchischen Organ, in denen die Mo​narchen nicht herrschen, also das monarchische Prinzip nicht besteht. 

i) Ein Vetorecht jedes Mitgliedstaates im Rat sichert den Einfluß des Volkes auf die Gesetzge​bung der Gemeinschaft und damit allein schon das demokrati​sche Element der gemein​schaftlichen Staatlichkeit
. Die Mehrheits​regel im Rat als Ent​schei​dungs​prin​zip relativiert diesen Legiti​mations​zusam​menhang. Sie er​möglicht eine Herrschaft der Völker der Ratsmehrheit über die Völker der Ratsminderheit, wenn nicht auch die Mehrheits​entscheidungen von der Min​derheit akzeptiert sind und werden können, weil die Ermächtigungen der Gemeinschaftsorgane begrenzt sind und alle Völker der Mehrheitsregel zu​gestimmt haben. Dementsprechend ist das Prinzip der begrenzten Er​mächti​gung das demokratierechtliche Grundprinzip des Staaten​verbundes
. Die existentielle Staatlichkeit der Völker und damit das demokra​ti​sche Prinzip werden zusätzlich dadurch gestärkt, daß die Völker sich aus der Bindung des Ver​trages lösen kön​nen
. Die Mehrheitsregel ist auch der Ge​meinschaft von Staaten adäquat, weil lange zwölf, jetzt fünfzehn und bald fünfundzwanzig und dann siebenundzwanzig Völker ver​bunden waren bzw. sind oder sein werden, die ohne Mehrheitsregel entschei​dungsunfä​hig wür​den
. Frankreich hat in dem "Luxemburger Kompromiß" seine (sogenannte) Souverä​nität, d. h. die Freiheit seiner Bürger, gegen die Mehrheits​regel im Rat und damit das Selbst​bestimmungs​recht der Völker verteidigt (dazu § 8 V 1). Das Vetorecht im Rat sichert, daß nur die all​gemei​nen Inter​essen, d. h. die Inter​essen aller Völ​ker, die Ge​meinschaftsrechts​etzung leiten. Sollte ein Mitglied​staat die gemein​schaftliche Politik unerträglich durch ständi​ges Veto stören, so wäre das eine Mißachtung des Gemeinschafts​prinzips des Art. 10 EGV
. Die Möglichkeiten, diesen Mitgliedstaat zu ei​nem gemeinschaftsgerechten Handeln zu zwingen, sind begrenzt. In Betracht kommt das Vertragsverletzungsverfahren nach Art. 226 EGV. Ausweislich Art. 7 EUV ist ein Ausschluß eines Mitgliedstaates aus der Union vertraglich nicht vorgesehen
. Dieses Prinzip des "Luxemburger Kom​promis​ses" hat das Maa​stricht-Urteil als rechtliche Grenze der Mehrheits​regel aner​kannt. Mehr​heitsent​schei​dungen müssen auf die Verfassungsprinzipien und auf die elemen​taren Inter​essen jedes Mitgliedstaates Rücksicht nehmen, wenn sie Verbindlich​keit in den Völkern begründen wollen
.

j) Die existentielle Staatlichkeit eines Volkes verwirklicht sich in dessen selbst​bestimmtem Recht. Gesetze eines echten Unions​parla​ments würden ihre Ver​bindlichkeit nicht aus der Freiheit der Völker, sondern aus einer eigen​ständigen Gemeinschaftsgewalt der Unions​bürger in ihrer Gesamtheit, aus der Freiheit des Unionsvolkes also, herleiten. Ohne die unionsweite Ver​fassung eines egalitären Wahlrechts aller Unionsbürger ist eine Gemein​schafts​gesetzge​bung eines Unionsparlaments, die nicht kompetentiell auf die Ausführung der Politik der Völker begrenzt ist, ohne demo​kratische Legitimation. Demokrati​sche Legitima​tion kann nur aus egalitären Wahlen erwachsen, sei das demokra​tische Prinzip auf der Gleich​heit
 oder sei es als Prinzip der Republik auf der allgemeinen Freiheit aufgebaut
. Wahlen, die trotz einheitli​cher Wahl​prinzi​pien die grund​​​sätzliche Gleichheit der Wähler, d. h. vor allem die Gleichheit des Ein​flusses jedes Wählers auf das Parlament, nicht wahren, sind nicht egali​tär
 und verletzen dadurch die allgemeine Freiheit. Solan​ge die Zahl der Vertreter der Völker im Europäischen Parlament nicht von der Zahl der Bürger abhängt, solange also das Europäische Parlament von föde​ralen Prinzipien dominiert ist, so daß ein Vertreter Luxem​burgs etwa 60 000 und ein Vertreter Deutschlands etwa 800 000 Bürger vertritt, ist das Parlament nicht nur nicht egalitär gewählt, sondern im freiheitli​chen Sinne keine Vertretung des ganzen Volkes, also kein echtes Parlament; denn die Bürger müssen wegen der Gleich​heit in der Freiheit gleichheitlich vertreten sein
. Das erfordert die genannte Egalität des durch die Wahlen ver​mittelten Einflusses jeden Bürgers auf das Parlament. Die Wahlen müssen zweitens so verfaßt sein, daß die Parlamenta​rier nicht mehr Vertreter der Völker, sondern abgeordnete Vertreter des ganzen Unionsvolkes, also aller Unions​bürger, sind. Die nationalen Ele​mente müßten aus einem echten Unions​parlament verdrängt sein
. 

Das Bundesverfassungsgericht meint, die "stützende Funktion" des Europäi​schen Parla​ments" ließe sich verstärken, "wenn es nach einem in allen Mit​gliedstaaten übereinstim​menden Wahlrecht gemäß Art. 190 Abs. 4 EGV ge​wählt würde und sein Einfluß auf die Politik und die Rechtsetzung der Europäi​schen Gemeinschaften wüchse"
. Art. 190 Abs. 4 EGV intendiert "allge​mei​ne unmittelbare Wahlen nach einem einheitlichen Verfahren in allen Mit​glied​staa​ten"
. Derartige Wahlen sind die soeben skizzier​ten egalitären Wah​len; denn sonst wären sie nicht "allgemein", vor allem könnten sie sonst nicht freiheit​lich, d. h. im freiheitlichen Sinne demokratisch die Gesetzgebung des Parlaments legitimie​ren.

Das Wahlrecht ist die eigentliche Verfassung, wenn das gewählte Parlament echter Gesetz​ge​ber ist. Eine Verfassung schafft ein Volk und einen Staat (im existentiellen Sin​ne)
 (dazu § 3). Eine egalitäre Wahlver​fassung wäre also die Verfas​sung der Europäischen Union als Staat im existentiellen Sinne und würde die existentielle Staatlichkeit der Völker entwe​der, wenn nämlich die Befugnisse der Union beschränkt sind, einschränken oder, wenn die Kompetenzen um​fassend oder auch nur weit sind oder gar eine Kompetenz-Kompetenz der Union besteht, aufheben
. 

k) Ein echtes Unionsparlament ließe sich nicht auf begrenzte Ermächti​gun​gen beschränken, wie die exekutivische Rechtsetzung. Die parlamentari​schen Befugnisse könnten zwar auf be​stimmte Materien beschränkt sein, müßten aber doch wegen der eigenständigen demokrati​schen Legitimation des Parla​ments auch zu politischen Leitentscheidungen ermächtigen. Ein echtes Parla​ment ist in einer Republik das die Politik durch seine Gesetze leitende Organ und läßt sich wegen der unmittelbaren Legitimation durch die Wahlen nicht sinnvoll auf die Ausführung der Politiken anderer, der nationalen Parla​mente, reduzieren. 

Soweit aber die wesentliche Politik und damit das Recht und die Gesetze nicht von dem Willen des Volkes abhängen, ist dessen Organisation trotz aller (funktionalen) Staatlichkeit nur noch eine Ver​waltungs- und Rechtsprechungs​einheit und nicht mehr Staat im existentiel​len Sinne, wie das weitgehend das Schicksal der Länder im "unitarischen Bundesstaat" Deutsch​lands ist
. Die legitima​to​ri​sche Einheit der Gesetzlichkeit wäre aufge​ho​ben, weil die Gesetze, deren Verwirkli​chung die Verwaltung gegebenenfalls zu er​zwingen hat, nicht von dem Staat erlassen sind, der die Gebietshoheit innehat. Die Nationen verlören ihre existentielle Staatlichkeit, soweit die legislatori​schen Unions​befugnisse reichen. Die Völker wären nur noch begrenzt frei, weil sie als solche in dem dem Unionsparlament vor​behaltenen Bereich keine Gesetze mehr geben dürften. Definiens des (staatsrecht​lichen) Volks​begriffs ist aber die umfassende Staatsgewalt der zum Volk ver​faßten Men​schen. Die Staatsgewalt i. S. der potestas
 ist (insofern) vornehm​lich die Gesetzge​bungsbefugnis. Ein Gemeinwe​sen ohne Gesetzge​bungs​befugnis ist nicht frei. Es ist begrifflich keine Bürgerschaft, weil der Bürger durch die Autonomie des Willens definiert ist, so daß eine "Menge von Menschen" (Kant) Gesetz​geber sein muß, um die Menschen zu Bürgern zu machen. Die Men​schen der (im existentiellen Sinne) entstaatlichten Gemeinschaft können Bürger einer anderen (größeren oder kleineren) Bürger​schaft und als solche und in dieser frei sein. In diesem Zusammenhang geht es nicht um die Freiheit des Men​schen, sondern um die existentielle Staatlichkeit eines Gemein​wesens. Eine Bürgerschaft mit materiell begrenzter Gesetzge​bungsbefugnis ist als solche nur begrenzt frei. Wegen dieser Interdependenz der Gesetzgebung nehmen sub​stantiel​le Gesetzge​bungs​befugnisse der Union den nationalen Gemeinwesen substantiell die Freiheit und damit substantiell die existen​tielle Staatlich​keit
. Integriert in die Unions​bürgerschaft wären die Menschen durchaus frei
. Der Nation aber würde die Substanz der Staat​lich​keit und damit der staats​recht​liche Status des Volkes verloren gehen. 

l) Parlamente beschließen nach Mehrheitsregeln. Eine Einstimmigkeitsregel wäre gegen das Prinzip des republikanischen Parlamentarismus; denn es würde die Abgeordneten zwingen, gegen ihre Meinung zu stimmen. Der Irrtum ist eine Möglichkeit freiheitlicher Erkenntnis. Vor allem würde eine Einstimmig​keits​regel einem Abgeordneten einen gleichheitswidrigen Einfluß im Parlament verschaf​fen. Das gilt auch für Quoren, die über die einfache Mehrheit hin​ausgehen. Die Abgeordneten eines Parlaments sollen das Richtige auf der Grundlage der Wahrheit für das gute Leben aller in allgemeiner Freiheit erkennen. Das ist das Wohl der Allgemeinheit. Sie sind darum nur ihrem Gewissen verantwortlich
. Die Abgeordneten des Europäischen Parlaments sollen das Gemein​schaftswohl definieren. 

Jede Bindung an die Politik des eigenen Staates wäre parla​ments​widrig. Weil deswegen Parlaments​beschlüsse gegen die Interessen eines Mit​gliedstaates möglich sind, kommt die Gesetzge​bung durch ein Parlament erst in Betracht, wenn die Gemeinschaft ein Staat (im existentiellen Sinne) ist, in dem die Nationen als deren Glieder nicht mehr beanspru​chen können, daß die Ent​scheidungsver​fahren es sicher​stellen, die eigenstaatli​chen Interessen nur zu​rück​stellen zu müssen, wenn sie dem (jedenfalls im wesentlichen) zugestimmt haben. Parla​mentari​sche Abge​ordnete vertreten nach dem Repräsenta​tions​prinzip des modernen Staates das gesamte Volk, nicht Teile des Volkes, etwa Regionen, Parteien, Stände oder ähnliches. Das ist die Grundlage der Mehr​heits​regel als Entschei​dungs​prinzip. 

Die Mehrheitsregel ist nur tragfähig, wenn Erkenntnisse dessen be​stimmt werden sollen, was für alle richtig ist, also in einem ko​gnitivistischen Parla​men​tarismus. Der parteienstaatliche Parlamenta​ris​mus ist das Verfahren eines interessenhaften Dezisionismus, dessen Kon​se​quenz die Entscheidun​gen durch Parteiführer ist; denn der Dezisionismus verträgt keinen Diskurs, die Recht​fertigung des Parla​ments und die Notwendig​keit freiheitlicher Gesetzge​bung
. Der Dezisionismus eines Mehrheitsprin​zips kann aber auch als Ent​schei​dungs​weise des mitglied​staatlichen Interessen​plura​lismus nicht hingenom​men werden, weil eine dezisio​nistische Entschei​dungs​praxis die Gemeinschaft zerbrechen muß. Die Stabilität der Gemeinschaft hängt von dem allseitigen Bemühen ab, das Richtige für alle zur Geltung zu bringen. Ein europäischer Staat ist in dem Maße mög​lich, in dem die religiöse und kultu​relle Homogeni​tät der Völker der Gemeinschaft besteht. Er setzt al​lerdings auch die soziale Homogenität aller Gemeinschaftsbürger voraus, damit er einen Aus​gleich der Interessen durch ein nach der Mehrheits​regel entschei​dendes Parla​ment hin​nehmbar macht. Die Interessen werden dadurch ausgegli​chen, daß das all​gemeine Interesse aller oder das Gemeinwohl als das Richtige auf der Grund​lage der Wahrheit erkannt und als Gesetz all​gemeinver​bindlich gemacht wird
.

Die mäßigen Befugnisse des Europäischen Parlaments entsprechen seiner Relevanz in der Verfassung der Gemeinschaft von Völkern, die kein existen​tieller Staat ist und nach ihrer völker​ver​traglichen Grundlage kein Staat sein kann. Das Parlament soll vor allem durch seinen Namen der Gemein​schaft den Schein origi​närer, demokratisch legitimierter Staatlichkeit verschaffen. Das mißlingt
.

§ 8  Der Rat 

Neben dem Rat sind im Gemeinschaftsrecht der Europäische Rat, der Ausschuß der ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten und die im Rat ver​trete​nen Staatenver​treter institutionali​siert, die herausgehobene bzw. vorbereitende Rats​aufgaben oder völker​ver​tragliche Funktionen wahrnehmen. Sie werden unter VI. - IX. behandelt. ??

I . Das Organ

1. Zu den Organen der Gemeinschaft gehört nach Art. 7 Abs. 1 EGV der Rat. "Der Rat besteht aus je einem Vertreter jedes Mitgliedstaats auf Minister​ebene, der befugt ist, für die Regierung des Mitgliedstaats verbindlich zu handeln." (Art. 203 EGV). Über die Vertretungsbefugnis entscheidet das mitgliedstaatliche Verfassungs​recht. Die Regierungen pflegen die Fachminister zu entsenden, ohne daß das vor​geschrie​ben wäre. Diese können sich gewohnheits​rechtlich von ihren Staats​sekretären und von Landesministern (vgl. Art. 23 Abs. 6 GG) vertreten lassen, die im Rat, wenn kein Regierungs​mitglied ihres Mit​glied​staa​tes anwe​send ist, Sitz und Stimme haben, selbst wenn sie, wie in Deutsch​land, in ihren Staaten nicht Regierungsmit​glieder sind
. Andere Be​amte wie die Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten dürfen die Mini​ster ver​treten, haben aber kein Stimmrecht
. Nach Art. 206 EGV darf sich jedes Mitglied das Stimm​recht ("höchstens") eines ande​ren Mit​glieds über​tragen lassen. Art. 203 EGV ermög​licht es, die Vertretung Deutschlands im Rat gemäß Art. 23 Abs. 6 GG einem Mitglied einer Landes​regierung zu übertragen (dazu § 6 VII a.E.).

2. Weil die Gruppen der jeweiligen Fachminister der Mitgliedstaaten eigene Sitzun​gen abhalten können, kann der Rat gleichzeitig in mehrfacher Besetzung tagen, etwa in Sachen Landwirtschaft durch eine Sitzung (regelmä​ßig) der Land​wirtschaftsminister, in Sachen der Außenpolitik durch eine Sitzung (regel​mä​ßig) der Außenminister usw. Das vervielfältigt die Sitzungskapazität des Rates. Alle Gruppen von Regierungsvertretern sind jeweils der Rat. Die Ver​tretung ermöglicht eine derartige Organisation. Auch der Staat als juristische Person handelt mittels der Vertretungstechnik zur gleichen Zeit in großer Vielfalt
. Abgeord​nete, Beamte und Richter sind Vertreter des Volkes. Ihre Entscheidun​gen sind solche der juristi​schen Person Staat, welche das Gemein​wesen der Bürger recht​stech​nisch erfaßt. Die Organlehre hat durch das Modell des Rates eine Bereicherung erfahren, weil nicht nur der Sitz im Rat, wel​cher jedem Mitglied​staat zusteht, durch mehrere Personen, wenn sie die spezifische Vertretungsbefugnis ha​ben, besetzt werden darf, sondern weil die Vielheit der Fachmini​ster es ermöglicht, daß der Rat sich vervielfäl​tigt, obwohl jedes Gremium der Regierungsvertreter der Mitgliedstaa​ten, welches als Rat tagt, rechtlich dersel​be Rat ist. Ein Organ kann somit unterschiedliche Organwalter haben und vielfältig in Erschei​nung treten. Ähnlich ist es bei Gerichten, deren Kammern und Senate in variabler Besetzung entscheiden und immer dasselbe Gericht sind.  

Die Bundesregierung arbeitet nicht nach dem Ratsmodell. Nach § 16 GO​BReg gibt es diese Mög​lichkeit für die vorbereitende Beratung. Die Beschlüsse der Bundesregierung sind jedoch "in der Regel in gemeinschaftli​cher Sitzung" zu fassen (§ 20 Abs. 1 GOBReg). Alle Bundesminister sind zu den Sitzungen der Bundesregierung zu laden (§ 23 GO​BReg). 

Die Ratssitzungen der Außenminister haben besondere Relevanz, weil dieses Gremium die allgemeinen institutionellen Regeln zu beschließen pflegt
 und eine "impulsgebende und koordinierende Rolle" haben soll. Man spricht vom "Ständigen Rat". 

II. Die freiheitliche Legitimation der Rechtsetzung durch den Rat

Der Rat ist das zentrale Organ der Politik in der Europäischen Gemein​schaft (Art. 202 EGV), welches insbesondere beim Erlaß der Rechtsakte des sekundä​ren Gemeinschaftsrechts die anderen Organe (Kommission und Parlament) domi​niert
. Er ist ein föderales Organ der Mit​gliedstaaten. Die Zu​sammen​setzung und das Ver​fahren des Rates einerseits und dessen Aufgaben anderer​seits wären so widersprüch​lich wie (exekutive) Regie​rungs​geset​ze, wenn sie am Prinzip der gewaltenteiligen Funktionenordnung einer Republik
 zu messen wären, weil dieses den (echten) Parlamen​ta​rismus, also den offenen und öffentlichen politischen Diskurs fordert und nicht ver​traulich gefun​dene Kom​promis​se. Der erkenntnishafte Parlamentarismus
 ist aber ein Prinzip der bürgerli​chen Republik, nicht eines der Gemeinschaft von Staaten/​Völkern, also nicht eines des Staaten​verbun​des. Die Recht​fertigung findet die Ge​meinschaftsrechts​etzung durch ein Organ der mitglied​staatlichen Exekuti​ven darin, daß diese Recht​setzung dem Prinzip der begrenzten Ermächtigung
 gemäß ausführungs- und ausnahme​haft ist, daß also die Politik wesentlich von den nationalen Legislati​ven ver​antwortet wird (jedenfalls werden können soll) und daß die exekutivischen Vertreter der Mitgliedstaaten gegen​über deren Regie​rungen weisungsabhängig sind, kurz, daß es um exekuti​vische Ausfüh​rungs​gesetz​gebung geht (gehen soll), der als politisch wesentliche Entschei​dungen die (primär​recht​lichen) Verträge zugrundeliegen. Das bestätigt das Bun​des​verfas​sungs​gericht im Maastricht-Ur​teil
:


"Die Wahrnehmung von Hoheitsgewalt durch einen Staatenverbund wie die Europäische Union gründet sich auf Ermächtigungen souverän blei​bender Staa​ten, die im zwischen​staatlichen Bereich regelmäßig durch ihre Regierun​gen handeln und dadurch die Integration steuern. Sie ist primär gouver​nemental bestimmt. Soll eine solche Gemein​schaftsgewalt auf der von dem je einzelnen Volk vermittelten, insofern demokratischen Wil​lensbildung beruhen, setzt das voraus, daß sie von einem Organ ausgeübt wird, das von den mitgliedstaatli​chen Regierun​gen beschickt wird, die ihrerseits demokra​ti​scher Kontrolle unter​stehen. Auch der Erlaß europäi​scher Rechtsnormen darf - unbeschadet der Notwendig​keit einer demo​kratischen Kontrolle der Regierungen - in größerem Umfang bei einem von Vertretern der Regierun​gen der Mitgliedstaa​ten, also exekutiv be​setzten Organ, liegen, als dies im staatlichen Bereich verfassungsrecht​liche hinnehmbar wäre."

Institutionell, aber auch funktionell hat diese Rechtsetzung den Charakter der Verein​barungen unter Völkern, ob​wohl die Technik der Rechtsakte staatlicher Rechts​etzung ent​spricht
. Es werden nämlich differenzierte Ordnungen ge​schaf​fen, welche die Lebens​bereiche kodifikatorisch regeln. Das ist die Tech​nik legislati​ver oder auch admini​strati​ver Rechtset​zung, welche jedenfalls nach dem Grund​gesetz hinrei​chend be​stimmte Parla​ments​gesetze vorschreibt oder solche als Ermächti​gungs​grundlagen für die Exekutivgesetzge​bung voraussetzt (Art. 80 Abs. 1 GG)
. Für die Gemeinschaftsrechtsordnung muß entspre​chend gelten, daß die Recht​setzung des Rates, wie gesagt, nur ausnahmehaft und ausführend ist, wie dies im Prinzip der begrenzten Ermächti​gung (Art. 5 Abs. 1 EGV) an sich zum Ausdruck kommt. Entgegen der bisherigen Praxis der Gemeinschaftsorgane (insbesondere der Kommission als legislativem Initiativ​or​gan und auch des Gerichts​hofs, die deshalb als Motoren der Integra​tion be​zeichnet werden
), die bestehenden Ermächtigungen zielorientiert weit auszu​le​gen und so das Prinzip der begrenzten Ermächtigung praktisch in ein Prinzip der offenen Ermäch​tigung zu verkehren
, hat das Bun​desver​fassungsgericht im Maastricht-Urteil (unter Hinweis auf seinen Prüfungs​vor​behalt) die essen​tielle Bedeutung der Begrenztheit der Ermächtigungen für die Wahrung des (ange​sichts der existentiellen Staatlich​keit der Völker) nationalen demokrati​schen Prinzips in der Union deutlich gemacht:


"Art. 38 GG wird demnach verletzt, wenn ein Gesetz, das die deutsche Rechts​ord​nung für die unmittelbare Geltung und Anwendung von Recht der - supra​na​tionalen - Europäischen Gemeinschaften öffnet, die zur Wahrneh​mung über​tragenen Rechte und das beabsichtigte Integrations​programm nicht hinreichend bestimmbar festlegt (vgl. BVerfGE 58, 1 (37)). Steht nicht fest, in welchem Umfang und Ausmaß der deutsche Gesetzgeber der Verlagerung der Ausübung von Hoheitsrechten zuge​stimmt hat, so wird die Inanspruch​nahme nicht be​nann​ter Aufgaben und Befugnisse durch die Europäischen Gemeinschaf​ten ermög​licht. Dies käme einer Generalermäch​tigung gleich und wäre damit eine Ent​äuße​rung, gegen die Art. 38 GG schützt."

Weil die demokratische Legitimation der Rechtsakte des Rates auf dem Einver​ständnis der nationalen Parlamente als Vertreter der Völker zur (be​grenzten) Aus​übung von Hoheitsrechten (Befugnissen) durch die Gemein​schaft zurück​zu​führen ist, sind "der Aus​dehnung der Aufgaben und Befugnisse der Europäi​schen Gemeinschaften vom demokrati​schen Prinzip her Grenzen gesetzt." Das Bundesverfassungsgericht spricht mit dem Europäischen Rat in Edinburgh vom 11. und 12.12.1992 davon, daß "die Be​fugnis der einzel​nen Staaten sei die Regel, die der Gemein​schaft die Aus​nah​me"
. Al​lerdings könnten "mit Rücksicht darauf, daß der Text eines völker​rechtlichen Vertrages mit den Ver​tragspartei​en ausgehandelt werden muß ... an die Bestimmtheit und Dichte der Vertrags​regelungen nicht Anforderungen gestellt werden, wie sie der Parla​mentsvor​behalt sonst für ein Gesetz vor​gibt."
 Mit der Drohung, daß künf​tig ver​tragserweiternde Prakti​ken durch die Ge​mein​schafts​organe in Deutsch​land (vom Bundesverfassungs​gericht überprüfbar) keine Bindungs​wirkung entfalten werden, erteilt das Bundesver​fassungs​gericht der befugniserweitern​den Praxis der Gemein​schaftsorgane eine Absage. Das Prinzip der begrenzten Ermächtigung ermög​licht es, die Freiheitlichkeit der Rechtssetzung durch den Rat zu begründen, weil die politische Verantwortung die nationalen Legislati​ven tragen. Diese aber sind in dem Maße der Verwirklichung eines echten Parlamentarismus und damit der Sittlichkeit (praktischen Vernunft) der Abge​ordneten als Vertretern des ganzen Volkes bei der Erkenntnis des Rechts Verwirklichung der Freiheit
. Wenn aber die Ermächtigungen wegen ihrer Offenheit und durch ihre Verbindung der Sache nach zur politischen Dominanz der Gemeinschafts​organe, insbeson​dere des Rates, führen, d. h. deren Politik nicht mehr hinrei​chend bestimmt und begrenzt durch die von den Völkern verabschiedeten, also in deren all​gemeinen Willen als ihr Recht aufgenomme​nen, Verträgen ist, büßt die Gemein​schafts​rechts​etzung mit ihrer demokrati​schen Legitimation auch die Freiheit​lichkeit ein
. Letztere hängt davon ab, daß das Prinzip begrenzter Ermächti​gung strikt gewahrt bleibt, ja daß die Ermächti​gungen interpretativ restringiert werden.

Die Exekutivgesetzgebung wird umso bedenk​licher, je mehr die funktio​nale Staatlichkeit der Union, also deren Macht, erweitert wird. Das Bun​des​ver​fassungsgericht hat diese im Maastricht-Urteil nicht wirklich geprüft und bemessen, sondern mit einem pauschalen "noch nicht" (sc.: demokratiewidrige Entmachtung des Bundestages), d. h.: noch geht sie nicht zu weit, akzep​tiert
.

Das Wirtschaftsrecht ist in weiten Teilen Gemein​schaftsrecht. Künftig wer​den aufgrund der weiten Ermächtigungen der Union nicht nur die wirtschaftli​chen Rechts​berei​che weit​gehend vergemeinschaftet sein. Die Parlamente der Völker haben auf die Rechtsakte der Gemeinschaft nach der Ratifikation der (primärrechtlichen) Verträge in der Praxis nur geringen Einfluß, weil sie sich den Einfluß auch nicht neh​men. Die Regierungen mediatisieren die Völker und deren Vertreter in den Gesetzgebungsorganen. Wegen der parteien​staatlichen Führungsstrukturen, welche die Parlamente entdemokratisieren, sind die Regierungsvereinbarungen im Rat politisch bestimmend. Der extreme Integra​tionismus jedenfalls in Deutschland behindert die europapolitische Opposition wirksam. Der Freistaat Bayern äußert vielfach Skepsis in Fragen der Gemein​schafts​politik, aber setzt seine politischen Äußerungen selten in prakti​sche Politik um. Die Grenzen der Rechtsetzungsermächtigungen haben die Ver​waltungen und vor allem die Gerichte zu ver​antworten, als letzte ordentliche Instanz der Euro​päische Ge​richtshof. Auch der Gerichtshof ist ein Ge​mein​schafts​organ, dessen bisherige Praxis, die vornehm​lich ihm den Ruf eines Motors der Inte​gration eingebracht hat, eine extensive Interpretation der Ermächtigun​gen erwarten läßt. Darum beansprucht das Bundesverfassungs​gericht für Deutsch​land das außerordentliche letzte Wort (auch) in ge​mein​schaftsrechtlichen Kompetenzstreitigkei​ten
, bedenklich aus Gründen der Rechts​einheit, aber um der Selbstbestimmung Deutschlands willen, die sich im Prinzip der begrenzten Übertragung von Hoheitsrechte manifestiert, zu Recht
.

Das demokratische Defizit der Gemein​schaftsrechts​etzung
 wird auch nicht da​durch kompensiert, daß die Gemein​schaft auf dem Prinzip ständiger Freiwil​ligkeit basiert, weil die Auf​hebung des die Verbindlichkeit des Gemein​schafts​rechts bewirkenden nationa​len "Rechtsanwendungsbefehls" des Zustim​mungs​gesetzes zum Vertrag, wie das Bundesverfassungsgericht dogmatisiert
, rich​tig die Desinte​gration der Gemeinschaft aus der Ver​fassung Deutschlands nach Maßgabe des Art. 23 Abs. 1 GG
, also das Ausscheiden Deutsch​lands aus der Gemeinschaft und damit aus der Union nicht nur der Lage nach irreal ist, sondern sowohl das Integrationsprinzip des Grundge​setzes
 als auch die Ge​mein​schaftstreue verletzen würde, wenn Anlaß (lediglich) irgend​welche Rechts​akte wären. Allenfalls schwerwiegende Ent​wicklungen der Gemeinschaft zu Lasten Deutschlands, die dem deutschen Volk nicht hinzuneh​men zugemutet werden könnte, würden politisch die Desintegra​tion rechtfertigen, weil der Schaden für alle Völker zu groß wäre, wenn einzelne Mitglieder will​kürlich die Union verlassen wollten. Es gibt auch eine mitgliedstaatliche Sittlichkeit, einen kate​gorischen Imperativ, die Gemein​schaft zu erhalten und zu fördern, weil und soweit das dem Frieden in Europa dient; denn (zumin​dest) die Europäer leben ein gemein​sa​mes Leben, haben ein gemeinsames Schicksal
. Rechtlich kommt es freilich auf die Unzumutbar​keit der Fortsetzung der Gemeinschaft als Kriterium des Rechts, aus ihr auszu​schei​den, nicht an, weil das einen Richter erfordern würde, der über Recht und Unrecht des Ausscheidens eines Mitgliedstaates entscheiden könnte. Der Vollzug eines Richterspruches, ein Volk in der Union zu halten, obwohl es das nicht will, könnte nicht nur den untrag​baren Kriegsfall hervorrufen. Er wäre zudem Ausdruck der existentiellen Staat​lichkeit der Union und darum vertrags- und verfassungswidrig. 

Die Völker haben ihren Ver​fassun​gsgesetzen nach die Möglich​keit, ihre Regie​run​gen auszu​wechseln, wenn diese Gemeinschaftsrecht setzen, welches den Völ​kern unakzeptabel erscheint. Die Kontrolle der jeweiligen Regierungen ist im parlamentarischen Regierungs​system Sache der Parlamente
. Gemein​schafts​rechtlich steht dem Einfluß der nationa​len Parla​men​te, etwa durch bindende Parlamentsbe​schlüsse in Gemeinschaftssachen für den jeweiligen nationa​len Regierungsver​treter im Rat, nichts im Wege. Angesichts des Art. 67 GG, der lediglich ein konstruktives Mißtrauens​votum gegen den Bundes​kanzler institutionalisiert
, nicht auch ein (konstrukti​ves) Mißtrauensvotum gegen einzelne Minister (vgl. Art. 64 GG), sind die Mittel des Deutschen Bundesta​ges, sich gegen die Regierung durch​zusetzen, wenig ergie​big; einer der Gründe für den ex​tremen Partei​enstaat in Deutsch​land, der dem parla​mentarischen Regie​rungs​system selbst die Effizienz genom​men hat
. Die soge​nannte Kanz​ler​de​mo​kratie Deutschlands
 ist in dem entwickel​ten Partei​enstaat weit​ge​hend zum Führer​staat entartet
, in dem die Wahlen die Möglichkeit bie​ten, den oder die Führer auszu​wechseln. Das Volk kann somit auf die Gemein​schafts​politik des Kanz​lers, obwohl er sich regelmäßig auf eine Koalition stützt
, allenfalls einwirken, wenn Bun​destagswahlen statt​finden. Die politi​sche Rele​vanz der Gemeinschaft ist in Deutschland bei den Bun​des​tags-, also den Kanz​lerwah​len, niemals in den Blick der Wähler gerückt worden, im Gegen​satz etwa zu Großbritannien.

Art. 23 GG verhin​dert darüber hin​aus eine durchgreifende Einwirkung des Bundesta​ges und auch des Bundes​rates auf die Stimm​abgabe der deutschen Vertreter im Rat, weil beiden Orga​nen lediglich (nach deren Unterrichtung, Abs. 2) Stel​lungnah​men zugestanden sind, die nur zu "berücksich​tigen" (die des Bun​destages und allgemein die des Bundesrates, Abs. 3) oder (die des Bundesrates im Kernbereich der Län​der​kompetenzen) "maßgeblich zu berück​sichtigen" (Abs. 5) sind
. Diese Beteiligungsrechte sind wegen des demo​kra​ti​schen Prinzips zu stärken. Die Berücksichtigungspflicht läßt den Regie​rungs​ver​tretern im Rat allenfalls geringe Flexibilität, um Kompromisse zu ermögli​chen. Über rechtliche Bedenken des Bundestages und des Bundesrates gegen einen Gemeinschaftsrechtsakt darf sich die Regierung und damit der Regie​rungsver​treter im Rat nicht hinwegsetzen. Das wäre mit der Organ​treue
 unverein​bar
. Zur Klärung der Rechtsfrage stünde der Bundesre​gie​rung der Rechts​weg zum Bundesverfassungsgericht im Organstreitverfahren des Art. 93 Abs. 1 Nr. 1 GG (analog) offen.

Die schwache demokra​ti​sche Legitima​tion der Gemeinschaftspolitik (trotz des Prinzips der begrenzten Ermächtigung) hat zu der Forderung geführt, die Rechtsetzungsbefugnis des Eu​ropäi​schen Parla​men​ts zu stärken
. Das würde jedoch zu einer existentiellen Staatlichkeit der Gemeinschaft führen, welche mit der existentiellen Staat​lichkeit der vereinten Völker nicht vereinbar wä​re
. Die Wahlen zum Europäi​schen Parlament sind angesichts der schmalen Be​fugnisse des Parlaments
 legitima​to​risch nicht sehr bedeutsam. Jedenfalls hat das Europäische Parlament keine Kontroll​befugnisse gegenüber den Regie​run​gen der Mitgliedstaaten, welche aber den wesentlichen Einfluß auf die Gemein​schaftsrechtsetzung haben. Ein parlamenta​risches Regierungssystem gibt es in der exekutivischen Gemeinschaft nicht. Es wäre angesichts der existen​tiellen Staatlichkeit der Völker im Staaten​verbund auch systemwidrig. Der Einfluß des Europäischen Parlaments auf die Bestellung der Kommissionsmit​glieder und die Möglichkeit, der Kommission das Mißtrauen auszuspre​chen
, sind zwar Elemente eines parlamentarischen Regierungssystems, errei​chen aber keinesfalls die politische Dominanz des Parlaments; denn die Kom​mis​sion, obzwar wesentlich Institutivorgan der gemeinschaftlichen Rechts​et​zung, hat nicht die eigentliche Rechtsetzungsmacht. Diese hat vielmehr der Rat, der seine Politik meist, wenn auch wegen des Rechts zum negativen Veto nach Art. 251 Abs. 3 bis 7 EGV nicht immer gegen die Bedenken des Parla​ments durch​zusetzen die Macht hat
. 

Nur ein republi​kanischer Parla​menta​rismus
 in den Mitglied​staaten er​mög​licht den Völkern einen hinrei​chen​den Einfluß auf die Politik der eigenen Regierung im Rat. Der entwic​kelte Parteien​staat desa​vouiert somit auch die angesichts ihrer (trotz allen Prinzips begrenzter Ermächtigung) großen Recht-setzungsmacht gerade noch tragfä​hige Konzeption der Gemeinschaft und ihres Leitungsorgans, den Rat
. Für weite Bereiche der Rechtsetzung ist das de​mo​kratische Prinzip des Grundge​setzes in der Praxis des Parteienstaats auch deshalb eliminiert, weil das Parla​ment der Deutschen zur Kontrolle der Regie​rung unfähig ist. Der Dualis​mus zwischen der Regierungs​mehrheit und der Opposition im Parlament
 hat zur weitge​hen​den Unterwerfung der fraktio​nier​ten Mehrheit des Parlaments unter die Regie​rung geführt. Das Unterwer​fungs​mittel ist die Ämterpatronage und die für die Wiederwahl erforderliche partei​interne Abhängigkeit von der Parteieno​li​garchie, deren wichtigste Ver​treter meist Regierungsämter haben. Deutsch​land wurde in der Kanzlerschaft Kohls von einem Führer
 beherrscht, der vor Verfassungsbruch nicht zu​rück​geschreckt ist
. Die institu​tionali​sierte Stabilisie​rung der Frei​heit durch die Frei​heitlichkeit der verbunde​nen Völker ist auch eine Chance für Deutsch​land; denn auf die Sittlichkeit als wirkliche Freiheit​lichkeit deutscher Führer ist kein Verlaß. Sie herrschen lieber, und die Exeku​tion von Ideologien hat in Deutsch​land, wie die Gegenwart wieder einmal zeigt, meist die größere Chan​ce als die Ver​wirkli​chung der Freiheit durch rechtliche Gesetzlichkeit
. Aber diese Einbindung birgt auch die Gefahr, daß Deutschland fremdem Willen unterworfen wird, weil der Führer Deutschlands wegen der Unter​werfung der ihn im Parlament tragenden Partei(en) sich, mehr oder weniger korrumpiert, dem Willen der maßgeblichen Politiker fremder Staaten beugt.

Gemein​schafts​rechtlich steht dem politi​schen Ein​fluß des nationalen Parla​ments auf den nationalen Regierungsver​treter im Rat nichts im Wege; denn der Mitgliedstaat darf seinem Vertreter im Rat gemäß dem natio​na​len Ver​fassungs​recht Weisungen ertei​len
. Dabei haben die Mit​gliedstaaten je​doch gemäß Art. 10 EGV die Verpflich​tung, die Funk​tionsfähig​keit des Rates zu si​chern
. Die Weisungswidrigkeit der Ab​stim​mung eines nationa​len Vertre​ters beeinträchtigt die Gültigkeit seiner Stimm​abgabe nicht
, es sei denn, der Regierungsvertreter wirkt kollusiv mit den Regierungsvertretern anderer Mit​gliedstaaten zusammen
. Wenn ein Ge​mein​schaftsrechtsakt jedoch die Struk​tur​prinzi​pien eines Mitglied​staates oder dessen ele​mentare Interessen verletzt (ein​schließlich des Wesens​gehalts der Grundrechte), ist er in dem ver​letzten Mit​glied​staat nicht ver​bindlich
. Eine wei​sungswidrige Abstimmung des natio​na​len Vertreters im Rat ist unter diesen Umständen unwirksam, nicht anders als der Rechtsakt selbst, weil er gemein​schaftswidrig ist, wenn er als Gemein​schaftsakt in einem Mit​gliedstaat keine Wirkung zu entfalten vermag.

III. Aufgaben und Befugnisse

1. Die Aufgaben des Rates regelt allgemein Art. 202 EGV wie folgt:


"Zur Verwirklichung der Ziele und nach Maßgabe dieses Vertrages


- sorgt der Rat für die Abstimmung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten;


- besitzt der Rat eine Entscheidungsbefugnis;


- überträgt der Rat der Kommission in den von ihm angenommenen Rechtsakten die Befugnisse zur Durchführung der Vorschriften, die er erläßt. Der Rat kann bestimmte Modalitäten für die Ausübung dieser Befugnisse festlegen. Er kann sich in spezifischen Fällen außerdem vorbehalten, Durchführungsbefugnisse selbst auszuüben. Die obengenannten Modalitäten müssen den Grundsätzen und Regeln entsprechen, die der Rat auf Vorschlag der Kommission und nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments vorher einstimmig festgelegt hat." 

2. a) Der Rat ist das wesentliche Rechtsetzungsorgan des sekundären Gemein​schafts​rechts. Neben Art. 202 Spstr. 2 EGV ergibt sich dies aus Art. 249 Abs. 1 EGV. Dort heißt es:


"Zur Erfüllung ihrer Aufgaben und nach Maßgabe dieses Vertrages erlassen das Europäische Parlament und der Rat gemeinsam, der Rat und die Kom​mission Verordnungen, Richtlinien und Entschei​dun​gen, spre​chen Empfeh​lungen aus und geben Stellungnah​men ab."  

Allerdings hat der Rat nicht das (technische) Rechtsetzungsinitiativrecht. Dieses ist Befugnis der Kommis​sion. Das folgt aus vielfältigen Vertragsregelun​gen, allgemein etwa aus Art. 250 bis 252 EGV. Der Rat kann nach Art. 208 EGV die Kommis​sion auf​fordern, "die nach seiner Ansicht zur Ver​wirkli​chung der gemeinsamen Ziele geeigneten Unter​suchungen vorzunehmen und ihm ent​sprechende Vor​schläge zu unter​breiten". Die Kommission hat dieser Auf​forderung nachzukommen. Art. 208 EGV stärkt die Dominanz des Rates in der Gemeinschaft und damit das föderale gegenüber dem unitarischen Organ der Gemeinschaft. Dennoch hat die Kom​mission Regierungsfunktionen in der Ge​meinschaft und kann mit gewissem Recht deren Regierung genannt wer​den
. Rechtsakte des Rates können prinzipiell nicht erzwungen werden. Das zeigt die politische Dominanz des Rates als des (föderalen) Organs, in dem die Mitglied​staaten durch ihre Ver​treter durch ein prinzipiell konsensuales Ver​fahren der Rechtsetzung zu den Gemeinschaftsakten finden sollen. Die Mehr​heitsregel der Art. 251 und 252 EGV relativiert das Konsensprinzip nur, wenn nicht elementare Interessen eines Mitgliedstaates betroffen sind
. Die Mehr​heits​regel rechtfertigt sich angesichts der Vielheit der Mit​gliedstaaten aus dem integrationistischen Effizienzprinzip. Eine reine Einstimmig​keitsregel könnte die Gemeinschaft erlahmen lassen und diese damit ihren Zweck, Gemein​schafts​recht zu schaffen, um das gemeinsame Leben sinnvoll zu ordnen, verfeh​len
.

b) Die Gemeinschaft bedarf für die Rechtsakte einer jeweils hinreichend bestimm​ten Ermächtigung, der Befugnis also
. Art. 308 EGV ermächtigt den Rat, auf Vor​schlag der Kommission und nach Anhö​rung des Parlaments, einstimmig geeignete Vorschriften zu erlassen, "wenn ein Tätigwerden der Gemeinschaft erforderlich erscheint, um im Rahmen des Gemein​samen Marktes eines ihrer Ziele zu verwirkli​chen, und in dem Vertrag die hierfür erforderli​chen Befugnisse nicht vorgese​hen sind". Diese (kleine) Generalermächtigung darf nicht extensiv zur Ver​tragserweiterung genutzt werden
, sondern muß das Prinzip der be​grenz​ten Ermächtigung wahren, so daß sie es nur in engen Grenzen zu recht​fertigen vermag, die Befugnisse der Gemeinschaft zu ergänzen. Dennoch hat die Gemeinschaft diese Generalklausel als Grundlage für weitreichende Rechtsakte herangezogen, insbesondere die Fusionskontollverordnung (VO (EWG) 4064/89 des Rates vom 21. November 1989, geändert durch die VO (EG) 1310/97 des Rates vom 30. Juni 1997), freilich neben der Ermächtigung des Art. 83 Abs. 1 UAbs. 1 EGV, der keinesfalls ausgereicht hätte. Die Fusionskontollbefugnis hat die wettbewerbspolitische Macht der Gemeinschaft erheblich erweitert
.

3. Die Gestaltung der Außenbeziehungen der Gemeinschaft ist wesentlich Sache des Rates. Maßgeblich ist Art. 300 EGV. Der Rat beschließt Ab​kom​men zwischen der Gemeinschaft und einem oder mehre​ren Staaten oder einer internationalen Organisation mit qualifizierter Mehrheit, ausnahms​weise ein​stimmig, wenn das nämlich für die Annahme interner Vorschriften des durch das Abkommen betroffenen Bereichs erforderlich wäre (Abs. 1 S. 3 und Abs. 2 S. 2). Dem Ab​kommen geht eine Empfehlung der Kommission an den Rat, die Verhandlungsermächti​gung derselben durch den Rat, deren Benehmen mit den zu ihrer Unterstützung vom Rat bestellten besonderen Ausschüs​sen nach Maßgabe von eventuellen Richt​linien des Rates voraus. In ihrem Zuständig​keits​bereich ist die Kom​mission berechtigt, die Abkommen selbst zu schließen (Abs. 1 und 2). Das Euro​päi​sche Parlament ist nach Abs. 3 nicht immer, aber in vielen Fällen vor dem Abkom​men anzuhören und kann innerhalb einer vom Rat zu setzenden Frist eine Stellung​nahme abgeben. In besonderen Fällen, wenn nämlich durch Einführung von Zusammenarbeits​verfahren besondere institutionelle Rahmen geschaffen werden sollen, wenn Abkom​men erhebliche finanzielle Folgen für die Gemein​schaft haben und bei Abkom​men, für die eine Änderung eines nach den Ver​fahren des Art. 251 EGV aufgenommenen Rechtsaktes notwendig ist, aber auch für Assoziierungsabkommen ist sogar die Zustimmung des Parla​ments erforder​lich (Abs. 3 Unterabs. 2). Für Änderun​gen der Abkommen kann der Rat die Kommission zur Billigung ermächtigen (Abs. 4). Wenn Abkommen eine Änderung des EGV bedingen, ist diese Änderung zuvor gemäß Art. 48 EUV herbei​zufüh​ren (Abs. 5). Die Verein​barkeit geplanter Abkommen mit dem EGV können der Rat, die Kommission oder ein Mitglied​staat (nicht das Parla​ment) durch ein Gut​achten des Gerichts​hofes prüfen lassen. Ein ablehnen​des Gutachten führt dazu, daß dem Abkom​men eine Vertragsänderung gemäß Art. 48 EUV vorausgehen muß (Abs. 6). Die Abkommen sind für die Organe der Gemeinschaft und für die Mitglied​staaten verbindlich (Abs. 7). Eine ähnliche Vorschrift für Abkom​men gibt Art. 133 Abs. 3 EGV für die gemein​same Handelspolitik, an deren Abschluß aber das Parlament nicht beteiligt wird (Art. 300 Abs. 3 EGV), es sei denn, der Unter​absatz 2 dieser Vorschrift (schwer​wiegende Fälle, in denen allgemein das Parlament eine verstärkte Stellung hat) greift ein. 

4. Der Rat kann nach Art. 49 EUV jeden europäischen Staat, der die in Artikel 6 Abs. 1 EGV genannten Grundsätze achtet, als Mitglied der Union aufnehmen. Der Beschluß ergeht nach Anhö​rung der Kommission und bedarf der Zustimmung des Europäischen Parlaments, für die die absolute Mehrheit der Mitglieder des Parlaments vorgeschrieben ist. Der Ratsbe​schluß selbst muß einstimmig sein. Das Abkommen zwischen den Mitgliedstaa​ten und dem um die Aufnahme antragenden Staat bedarf im übrigen der Ratifi​kation durch alle Vertragsstaaten (Unterabs. 2).

5. Änderungen der Verträge, auf denen die Union beruht, also auch des EGV, setzen nach Art. 48 EUV eine "Stellung​nahme" des Rats zugun​sten des Zu​sammentritts einer Kon​ferenz von Vertretern der Regierungen der Mitglied​staa​ten voraus (Abs. 2). Letztere kann die Änderungen der Verträge verein​baren. Ent​würfe können die Regie​rungen der Mitgliedstaaten oder die Kommis​sion vorlegen. Vor der Stellung​nahme sind das Europäische Parlament und gegebe​nenfalls die Kom​mission anzuhören, bei institutionellen Änderungen im Wäh​rungsbereich auch die Europäische Zentralbank. Alle Mitglied​staa​ten müssen die Änderungen ratifizieren, damit diese in Kraft treten können (Abs. 3).

6. Nach Anhörung der Kommission (Art. 259 Abs. 2 EGV) werden aufgrund einer gemäß den Vorschlägen der einzelnen Mitgliedstaaten erstellten Liste die 222 Mitglieder des aus "Vertretern der verschiedenen wirtschaftlichen und sozialen Bereiche oder organisierten Zivilgesellschaft, insbsondere der Erzeuger, der Landwirte, der Vertriebsunternehmen, der Arbeitnehmer, der Kaufleute und Handwerker, der freien Berufe, der Verbraucher und des Allgemeinineresses" (Art. 257 Abs. 2 EGV), die der Rat mit qualifizierter Mehrheit annimmt, Wirtschafts- und Sozialausschus​ses (Art. 257 Abs. 1, Art. 258 EGV), für vier Jahre ernannt. Die ebenfalls 222 Mitglieder des Ausschusses der Regionen, Vertreter der regionalen und lokalen Gebiets​körper​schaften, werden nach einem entsprechenden Verfahen für vier Jahre ernannt (Art. 263 EGV), ebenso wie die derzeit 15 Mitglieder des Rechnungshofes für sechs Jahre (Art. 247 Abs. 3 EGV). 

Der Rat setzt die Gehälter, Vergütungen und Ruhegehälter für den Präsidenten und die Mitglieder der Kommission, für den Präsidenten, die Richter, die Generalanwälte und den Kanzler des Gerichtshofs, sowei für die Mitglieder und den Kanzler des Gerichts erster Instanz, aber auch alle anderen als Entgelt gezahlten Vergütun​gen mit qualifi​zierter Mehrheit fest (Art. 210 EGV, auch Art. 247 Abs. 8, Art. 258 Abs. 4 EGV). Auf der Grund​la​ge des Art. 24 Abs. 1 Unter​abs. 2 FusV hat der Rat das Statut der Beamten der Europäi​schen Ge​mein​schaften und die Beschäftigungs​bedin​gungen für die sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften erlassen
. Die Befugnis ist in Art. 283 EGV geregelt.

7. Nach Art. 301 EGV kann der Rat auf Grund gemeinsamer Standpunkte oder gemeinsamer Aktionen nach den Bestimmungen über die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit Wirt​schaftssanktio​nen verhängen. Die Stellung dieser Befugnis im EGV zeigt, daß eine Trennung zwischen einem gemeinschaftsstaatlichen Teil der Union und einem als "intergouver​nemental" und als "völker​recht​lich" bezeich​neten Teil, etwa der GASP (Gemeinschaftliche Außen- und Sicherheits​politik), nicht der Konzeption der Union entspricht.

8. Der Rat stellt nach einem Vorentwurf der Kommission (gemäß der näheren Regelung in Art. 272 EGV) mit qualifizierter Mehrheit den Entwurf des Haushalts​planes auf (Abs. 3 Unterabs. 3), der dem Europäischen Parla​ment vorgelegt wird (Abs. 4), das auf den Haushaltsplan Einfluß nehmen kann, der aber vom Rat verantwortet wird (Abs. 4 und 5), wenn nicht das Parlament binnen fünf​zehn Tagen mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder und mit drei Fünfteln der abgegebenen Stimmen seine Haushaltspolitik gegenüber dem Rat durchsetzt (Abs. 6). Das Parlament kann auch mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder und mit zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen aus wichtigen Gründen den Entwurf des Rates ablehnen und die Vorlage eines neuen Entwurfs des Haushaltsplans verlangen (Abs. 8). Der Rat hat weitere Befugnisse im Haushaltswesen, ins​besondere hat er mit qualifizierter Mehrheit und nach Maßgabe des Art. 276 EGV dem Europäischen Parlament die Entla​stung der Kommission zur Aus​führung des Haushaltsplans zu empfehlen
. 

9. Nach Art. 202 Spstr. 1 EGV sorgt der Rat für die Abstim​mung der Wirt​schafts​politik der Mitgliedstaaten, die ihre Wirtschaftspolitik im Rat als "eine Angelegenheit von gemeinsamen Interesse" gemäß Art. 98 EGV
 koor​dinieren (Art. 99 Abs. 1 EGV). Nach Art. 99 Abs. 2 S. 2 EGV erstellt der Rat auf Empfehlung der Kom​mission und mit qualifizierter Mehrheit einen Entwurf für die Grund​züge der Wirt​schaftspolitik der Mitgliedstaa​ten und der Gemein​schaften, auf dessen Grundlage der Euro​päische Rat eine Schlußfol​ge​rung zu den Grundzügen der Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Gemein​schaft erörtert. Auf deren Grundlage verab​schiedet der Rat eine Emp​fehlung, in der diese Grundzüge dargelegt werden (Art. 99 Abs. 2 S. 3 EGV). Diese Grundzüge sind neben der dauerhaften Konver​genz der Wirt​schafts​leistungen der Mitgliedstaaten ein Maßstab, anhand dessen der Rat nach Be​richten der Kommission die wirtschaftliche Entwicklung in jedem Mitglied​staat und in der Gemeinschaft überwacht. Der Rat nimmt darüber hinaus in regelmä​ßigen Abständen eine Gesamtbewertung der Wirt​schaftspolitik vor (Abs. 3 dieser Vorschrift). Der Rat kann, um die Verwirklichung der wirt​schaftspoliti​schen Grund​züge zu fördern, aber auch im Interesse des ordnungs​gemäßen Funktionierens der Wirtschafts- und Währungsunion auf Empfehlung der Kommission mit qualifizierter Mehr​heit Empfehlungen an den betreffenden Mitgliedstaat richten und diese auch veröffentlichen. Dem Europäischen Parla​ment ist zu berichten usw. (Abs. 4). Im Kapitel über die Wirtschaftspolitik sind dem Rat weitere Be​fugnisse eingeräumt, insbesondere auch finanziel​le Sanktio​nen gegen Mitglied​staaten
.

10. Auch in der Währungspolitik hat der Rat Befugnisse, insbesondere hatte er die nach Art. 121 Abs. 2 EGV auf Empfehlung der Kommis​sion zu beur​teilen, "ob die einzelnen Mit​gliedstaa​ten die notwendigen Voraus​setzungen für die Ein​führung einer einheitlichen Währung erfüllen" und "ob eine Mehr​heit der Mitgliedstaaten die notwendigen Voraussetzungen für die Einführung einer ein​heitlichen Währung erfüllt". Er hatte seine Feststel​lun​gen dem Rat, der in der Zusammensetzung der Staats- und Regierungschefs tagte, zu empfehlen und auf Grund der Empfehlung über die Einführung einer einheitlichen Währung und, nach Absatz 4, darüber entschieden hat, welche Mitgliedstaaten die notwen​digen Voraussetzun​gen für die Einführung einer einheitlichen Währung erfüllt haben
. 

IV. Die Geschäftsordnung

"Der Rat gibt sich eine Geschäftsordnung" (Art. 207 Abs. 3 EGV).

Die Geschäftsordnung des Rates
 regelt dessen Arbeitsweise. Der Rat kann – je nach behandelten Sachgebieten – in verschienener Zusammensetzung zusam​mentreten. Der Rat "Allgemeine Angelegenheiten und Außenbeziehungen" (Art. 2 Abs. 2 GO-Rat) legt eine Liste der Zusammensetzungen fest (Art. 2 Abs. 1 GO-Rat, Anlage I). Der Rat tagt nach Art. 5 GO-Rat nichtöffentlich, außer in den in Art. 8 genannten Fällen (bestimmte Verfahrensschritte der Mitentscheidung nach Art. 251 EGV und andere Fälle), kann aber mit qualifizierter Mehrheit die Öffentlichkeit für Aussprachen über wichtige Fragen herstellen. Der Diskurs um Rechtsakte muß um des Rechts willen öffentlich sein, wenn die Vorschriften das Richtige auf der Grundlage der Wahrheit vor​schreiben sollen. Das Publizitätsprinzip ist für eine republikanische Gesetzgebung unver​zicht​bar
. Der gesetzgeberische Diskurs muß in den nationa​len Parla​men​ten statt​finden, solange der Rat als das föderale Organ der Mitgliedstaaten die Gemein​schafts​rechts​etzung domi​niert. Das Bundesverfassungsgericht hat dieses Prinzip auf das Prinzip der demokratischen Legitimation gemäß Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG gestützt und im Prinzip der begrenzten Ermächtigung richtig dog​mati​siert
. In der Geschäftsordnung legt der Rat die Bedingungen fest, un​ter "denen die Öffentlichkeit Zugang zu Dokumenten des Rates erhält" (Art. 10 GO-Rat, Anlage II). Der Zugang soll in Gesetzgebungsangelegenheiten umfassender sein, aber die Wirk​samkeit des Beschlußfassungsverfahrens wahren. In jedem Fall sollen die Abstimmungsergeb​nisse sowie die Erklärungen zur Stimmenabgabe und die Protokollerklärungen veröffentlich werden (Art. 207 Abs. 3 Unterabs. 2 EGV, Art. 9 GO-Rat). Das Rechtset​zungsverfah​ren kann danach weitgehend im Arkanbereich statt​finden und ist damit als Gesetzgebungsverfahren demokratierechtlich defizitär. Art. 11 GO-Rat regelt die Modalitäten der Abstimmung und der Beschlußfähigkeit, Art. 12 ein schriftliches Verfahren, Art. 13 das Protokoll, Art. 15 die Unterziehung der Rechtsakte, Art. 17 die Veröffentlichung der Rechtsakte im Amtsblatt, Art. 19 ff. den Ausschuß der Ständigen Vertreter, weitere Ausschüsse und Arbeitsgruppen, Art. 23 den Generalsekretär und das Generalsekretariat, Art. 26 die Vertretung vor dem Europäischen Parlament.

Die Kom​mis​sion hat vorbehaltlich anderslauten​der Be​schlüs​se des Rates ein Teil​nahmerecht im Rat (Art. 5 Abs. 2). Das gilt auch für die Europäische Zentalbank in den Fällen, in denen diese ihr Initiativrecht wahrnimmt. Die Mitglieder des Raes und der Kommission können zu ihrer Unterstützung Beamte heranziehen.

Der Vorsitz im Rat wird von den Mit​gliedstaaten nacheinander für je sechs Monate in vom Rat einstimmig beschlossener Rei​henfolge wahrgenommen (Art. 203 Abs. 2 EGV). Der Rat wird nach Art. 204 EGV von seinem (jewei​ligen) Präsidenten aus eigenem Entschluß oder auf Antrag eines Mitglieds oder der Kommission einberufen (Art. 1 GO-Rat). Mitglied in dieser Vorschrift ist der Mitgliedstaat, wie Art. 205 EGV ergibt, nicht der Vertreter, der den Mitgliedstaat in der Ratssitzung vertritt. Der Rat hat seinen Sitz in Brüssel, hält aber in den Monaten April, Juni und Oktober seine Tagungen in Luxemburg ab (Art. 1 Abs. 3 GO-Rat)

Art. 218 Abs. 1 EGV schreibt vor, daß "Rat und Kommission einander zu Rate ziehen und einvernehmlich die Art und Weise ihrer Zusammenarbeit regeln". Sie sind durch diese Vorschrift zur Organtreue verpflichtet.

Der Ausschuß der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten hat die Arbeiten des Rates vorzubereiten und die dem Rat übertragenen Aufträge auszuführen (Art. 207 Abs. 1 EGV). Der Rat wird von einem vom Rat organisierten Generalse​kretariat unterstützt, das einem Generalsekretär und Hohem Vertreter für die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik untersteht (Art. 207 Abs. 2 EGV). Für die organisatorische Leitung des Generalsekretariats ist der Stellvertretende Generalsekretär verantwortlich (Art. 207 Abs. 2 EGV).

V. Die Willensbildung

1. Die relative Mehrheitsregel

"Soweit im Vertrag nichts anderes bestimmt ist", beschließt der Rat nach Art. 205 Abs. 1 EGV "mit der Mehrheit seiner Mitglieder". Die freiheitliche Staat​lichkeit der Völker ist gewahrt, wenn im Rat die Vertreter der Völker, also die Mini​ster, namens ihrer Völker ein Veto gegen Gesetzesvor​schläge einlegen können, sofern sie an die Beschlüsse der Legislati​ve ihres Volkes zu den Rechtsetzungs​vorha​ben der Union gebunden sind
. Der Staat​lichkeit der Völker ent​spricht im Grund​satz nur das Ein​stimmig​keits​prinzip bei der gemein​schaft​lichen Rechtsetzung
. Die Mehr​heitsregel des Art. 205 EGV, welche das Bundes​ver​fassungs​gericht mit der Integra​tionswilligkeit Deutschlands recht​fer​tigt
, ist hin​nehm​bar, wenn von der Union oder ihren Gemeinschaften nur Aus​führungs​regelun​gen zu vertraglich vereinbarten Leitent​scheidun​gen beschlos​sen werden sollen, weil die Völker durch ihre Entschei​dung für die Mehr​heitsregel ihr Einver​ständnis mit den jeweiligen Beschlüssen erklärt haben, die der Rat oder auch die Kom​mission mit Mehrheit fassen werden. Die Materien der mit Mehr​heit beschließ​baren Politi​ken dürfen darum nicht offen sein. Ihre Grenzen müssen vielmehr derart bestimmt sein, daß sie von den nationalen Parlamenten ver​antwortet werden können, klärt das Bundes​ver​fassungs​ge​richt
. Auch das bewirkt das Prinzip der begrenzten Ermächti​gung.

Die Mehrheitsregel war vor der Revision der Verträge durch die Einheitliche Europäische Akte (EEA) in der Praxis  durch die sog. "Luxemburger Vereinba​rung", auch als "Luxembur​ger Kompro​miß" bezeichnet
, zur Ausnahme geworden. Mit diesen Worten wird all​gemein eine Erklärung der sechs Gründerstaaten vom 29. Januar 1966 belegt, mit der diese versucht haben, der Gemein​schaft einen Weg aus der tiefgreifen​den institutio​nellen Krise des Jahres 1965 zu ebnen. Frankreich war in den Mona​ten Juli bis Dezember 1965 anläßlich von Streitig​keiten über Fragen der Agrarfinanzierung den Tagungen des Rates ferngeblie​ben. Eigentli​che Ursache dieser "Politik des leeren Stuhles" waren jedoch weitreichende Meinungsunter​schiede der Mitgliedstaaten über Grundfragen der Gemein​schafts​struktur, insbesondere eben über die Anwendung der Mehrheits​regel im Rat.

Die Beschlüsse vom 29. Januar 1966 verfolgten das Ziel, Frankreich eine Rückkehr in den Rat zu erleichtern
. Zu der Frage von Mehrheitsab​stim​mungen des Rates erklärten die Mitgliedstaaten
:


"I. Stehen bei Beschlüssen, die mit Mehrheit auf Vorschlag der Kommis​sion gefaßt werden können, sehr wichtige Interessen eines oder mehrerer Partner auf dem Spiel, so werden sich die Mitglieder des Rates innerhalb eines angemesse​nen Zeitraumes bemühen, zu Lösungen zu gelangen, die von allen Mitgliedern des Rates unter Wahrung ihrer gegenseitigen Inter​essen und der Interessen der Gemeinschaft gemäß Artikel 2 des Ver​trages an​genommen werden können.


II. Hinsichtlich des vorstehenden Absatzes ist die französische Delegation der Auffassung, daß bei sehr wichtigen Interessen die Erörterung fortgesetzt werden muß, bis ein einstimmiges Einvernehmen erzielt worden ist.


III. Die sechs Delegationen stellen fest, daß in der Frage, was geschehen sollte, falls keine vollständige Einigung zustande kommt, weiterhin unter​schiedliche Meinungen bestehen.


IV. Die sechs Delegationen sind jedoch der Auffassung, daß diese Mei​nungsver​schiedenheiten nicht verhindern, daß die Arbeit der Gemeinschaft nach dem normalen Verfahren wiederaufgenommen wird."

Aus den Ziffern II. und III. ergibt sich, daß über die mehrheitliche Be​schlußfas​sung des Rates, wenn ein Konsens nicht zu erzielen war, gerade kein "Kompro​miß" zwischen der Auffassung Frankreichs und den Positionen der übrigen Mitglied​staa​ten erzielt wurde. Stattdessen wurde der dies​be​zügliche Dissens noch betont
. Soweit sich der Rat in der Fol​ge​zeit in der Praxis gleich​wohl vom Mehrheitsprinzip abwandte, läßt sich dies nicht auf die "Lu​xembur​ger Verein​barung", sondern auf ein Nachgeben der übrigen Mitglied​staa​ten gegenüber Frankreich zurück​füh​ren
.

Die Fragen der Rechtsnatur und der Ver​bindlichkeit der "Lu​xemburger Vereinbarung" blieben stets streitig
. Eine Ände​rung der Vertrags​regeln über die Beschlußfassung des Rates ist auszuschließen, weil das Vertrags​änderungs​verfahren des Art. 236 EWGV nicht durchgeführt worden war. Auch eine Qualifizierung als Gemein​schafts​ge​wohnheitsrecht scheidet aus. Aus​weislich Ziffer III. der Erklärung vom 29. Januar 1966 fehlte es an einer opinio iuris der Mitgliedstaaten. Bei der Be​schluß​fassung vom 18. Mai 1982 etwa hat sich der Rat über "sehr wichtige Inter​essen", die ein Mitgliedstaat, das Vereinigte Königreich, geltend gemacht hatte, hinwegge​setzt
. Dem Vereinigten Königreich wur​de die Berufung auf die Luxemburger Verein​ba​rung ausge​rechnet von deren Urhe​bern verwehrt. Darum ist es auch nicht über​zeugend, daß die zunächst lediglich eine Art "gent​lemen's agreement" dar​stellende Luxembur​ger Verein​barung dadurch recht​liche Verbindlichkeit erlangt habe, daß die später bei​getretenen Mitgliedstaa​ten sich darauf berufen dürfen, der Praxis des Veto​rechts schüt​zenswert vertraut zu haben
. Die überwie​gen​de Lehre hat dar​um der Luxem​bur​ger Vereinbarung jede rechtliche Ver​bind​lich​keit abgesprochen und eine Änderung der Vertragsregeln über die Be​schluß​fas​sung des Rates bestrit​ten
. Der Euro​päische Gerichtshof hat demgemäß aus​ge​spro​chen, daß "die Grundsätze über die Willens​bildung der Gemein​schafts​organe im Vertrag festgelegt sind und nicht zur Disposition der Mit​gliedstaaten oder der Organe selbst stehen"
.

Das existentielle Selbstbestimmungsrecht der Völker, wenn es um elementare Interessen geht, das aus der existentiellen Staatlichkeit des jeweiligen Volkes folgt, ist von dieser integrationistischen Lehre und Praxis verkannt worden. Das Bundesverfassungsgericht hat im Maastricht-Urteil aus dem aus der Ge​meinschaftstreue folgenden Gebot wech​selseitiger Rücksicht​nahme eine Grenze "der Mehrheitsregel in den Verfas​sungsprinzipien und den elementaren Inter​essen der Mitgliedstaaten" hergelei​tet
 und damit der französischen Position die gemein​schaftsrechtliche Dog​matik nachgereicht. Gewichtiger als Grund​lage der Grenze der Mehrheits​regel ist das Recht zur Selbstbestimmung, wenn es um elementare Interessen eines Volkes geht. Frankreich hat mit dem Veto​recht wegen wesentlicher nationaler Interessen auch das Selbstbestimmungsrecht der Völker als Schicksalsgemein​schaft verteidigt
. Diese Rechtfertigung des Vetorechts vermochte auch die EEA nicht zu überwinden, wenn auch ein​zuräu​men ist, daß jedenfalls die Binnen​markt​politik der EEA ein Vetorecht im Sinne der Luxemburger Vereinbarung nicht ein​führen wollte, ganz im Gegen​teil die Mehrheitsregel als Grundsatz für Rats​entschei​dungen gestärkt hat
.

Das Konsensprinzip, wie es in der Luxemburger Vereinbarung verabredet worden ist, folgt ganz dem Sittengesetz, welches das ständige Bemühen um das allgemeine Einvernehmen, also um bestmögliche Erkenntnis des für alle verbindlichen Rechts gebietet
. Eine interessierte Bevor​mundung dis​sentie​ren​der Mitgliedstaaten erlaubt die Mehrheitsregel nicht. Die Kom​pensation der rechtlichen Mehrheitsregel mit dem sittlichen Konsen​sprinzip ist politisch vor allem als Ent​scheidungsverfahren von Staaten optimal. Die rechtliche Mehr​heits​regel sichert die Entscheidbarkeit bei Erkenntnisdivergenzen, die auf Interessensgegensätzen beruhen können, welche nicht ausgegli​chen werden können. Das sittliche Konsen​sprinzip sichert die dauernde Gemein​schaft. Einzel​staatlich wird die Gefahr der Uneinigkeit durch die Repräsenta​tionsver​fassung bewäl​tigt
. Ein europäischer Staat im existentiellen Sinn müßte, um eine demo​kra​ti​sche Republik zu sein, die Gesetzgebung einem Parlament über​tra​gen
. Die Gemeinschaft bleibt aber, jedenfalls der Dogmatik nach, ein Staatenverbund funktionaler Staat​lichkeit als gemeinschaftlicher Ausübung der nationalen Staatsgewalten
. Im Staatenver​bund ist das Konsensprinzip adäquat. Außerdem ist die Rechts​etzung der Gemein​schaft vornehm​lich Sache des exekutivischen Rates. Das Bundes​ver​fassungs​gericht hat beide Elemente im Grundsatz dadurch mit der Mehr​heits​regel versöhnt, daß es die nationale und parlamentarische Legitimation der Recht​setzung (durch die primärrechtlichen Verträge und die deren Geltung begrün​denden Zustimmungsgesetze) als Verfassungsprinzip dogmatisiert hat, welches logisch zum Prinzip der begrenzten Ermächtigung (Ausnahme- und Ausfüh​rungshaftigkeit der Gemeinschaftsrechtsetzung) führt
. Dadurch ist das Kon​sensprinzip sachgerecht auf die wesentliche Politik restringiert (parla​ments​rechtliches Wesentlichkeitsprinzip)
. Die Grenze, die das Bundesver​fas​sungs​gericht der Mehrheitsregel zieht, nämlich Achtung der verfassungs​recht​lichen Strukturprinzipien eines Mitgliedstaates und Achtung elementarer Inter​essen derselben, offenbaren nicht anders als das kompetentielle Sub​sidiari​tätsprinzip, daß das Gericht der Begrenztheit der Ermächtigung selbst nicht recht vertraut; denn begrenzte Ermächtigungen können angesichts des Integra​tionsprinzips der Verfassung weder die Strukturprinzipien noch elemantare Interessen ver​letzen, zumal die Ermächtigungen materiale Politiken erfassen, nicht etwa ermächti​gen, das Verfassungsgesetz zu ändern und die Politiken auf den (konsensua​len) Ver​trägen beruhen.

Welche Interessen "elementar" sind, kann nur der jeweilige Mitgliedstaat selbst bestim​men
, nicht etwa der Europäische Gerichtshof, der die nationa​len Interessen als Gren​zen der Grundfreiheiten meint definieren zu sollen
 und damit seine Integra​tionsaufgabe überschrei​tet. Für den Mit​glied​staat defi​niert die "elementaren Interessen" zunächst die Regierung. Diese ist im Rah​men der jeweiligen Funktio​nenordnung an die Entscheidungen anderer Staats​organe gebunden. In den Grenzen der Judiziabilität können die "elementaren Inter​essen" gerichtlich geklärt werden, letztlich auf Grund von Bürgerbe​schwerden (Ver​fassungs​beschwerden) auf der Grundlage des Grundrechts der allgemeinen Freiheit aus Art. 2 Abs. 1 GG
. Die national definierten ele​men​taren Inter​essen eines Volkes hat der Gerichts​hof seinen Entscheidungen über die Ver​fahrensgerechtigkeit der Gemeinschaftsrechtsakte zugrundezule​gen.

Die Völker wahren ihren Einfluß auf die gemein​schaftli​che Rechts​etzung am besten da​durch, daß sie durch Beschluß ihrer nationalen Legislative ihren Vertretern im Rat vorschrei​ben, wie diese abzustim​men haben
. Das Bun​des​verfassungsgericht hat die deut​schen Vertreter im Rat der "Organtreue" ver​pflichtet
, und damit die durch Art. 23 Abs. 3 bis 6 GG n. F. ge​schwächte Stellung der Legislative in Angelegenheiten der Europäischen Union
 ein wenig gestärkt. Danach sind der Bundestag und der Bundesrat "umfassend und zum frühest​mögli​chen Zeitpunkt zu unterrichten" und sind "ihre Stellungnah​men zu berück​sichtigen", gegebe​nenfalls "maßgeblich zu berücksichtigen". Das Prinzip der "Organ​treue" erlaubt es, in Grenzfällen die Berücksichtigung der Stellungnahmen gerichtlich zu erstreiten, läßt aber wie jede Treuepflicht, solange diese nicht durch die Rechtsprechung materialisiert ist, die Rechtslage offen
. 

Der EGV verlangt für viele Politiken ohnehin die Ein​stimmig​keit der Ratsbeschlüsse, etwa nach Art. 93 EGV für steuerliche Harmo​nisie​rungs​richt​linien. Insbesondere darf der Rat nach Art. 250 Abs. 1 EGV, wenn er kraft des Vertrages auf Vor​schlag der Kommission tätig wird (vorbehaltlich des Art. 251 Abs. 4 und 5 EGV), Änderun​gen des Kommissionsvor​schlages nur ein​stimmig be​schließen. 

2. Die qualifizierte Mehrheit

Nach Art. 205 Abs. 2 EGV werden, wenn der Beschluß des Rates die qualifi​zierte Mehrheit erfordert, die Stimmen der Mitglieder gewogen. Deutschland, Frank​reich, Italien und das Vereinigte Königreich haben je 10 Stimmen, Spanien hat 8, Belgien, Griechenland, die Niederlande und Portugal haben je 5, Österreich und Schweden 4, Däne​mark, Finnland und Irland je 3 und Luxem​burg 2 Stimmen. Beschlüsse erfordern 62 der 87 Stimmen, wenn sie nach dem Vertrag auf Vorschlag der Kommission zu fassen sind, 62 der 87 Stimmen und die Zustimmung von mindestens 10 Mitgliedern in allen anderen Fällen. Damit soll verhin​dert wer​den, daß die großen Mitgliedstaaten die kleinen allzu leicht dominieren können. Weder die vier großen Staaten noch die ur​sprünglichen sechs Mitglied​staaten können allein einen Beschluß mit qualifi​zierter Mehrheit fassen. Hingegen können drei große Mitgliedstaaten zusam​men die qualifizierte Mehrheit verhin​dern, während dies den Beneluxstaaten allein nicht möglich ist. Die südeuro​päischen Staaten können mit ihren ins​gesamt 28 Stimmen gemeinsam jeden Beschluß verhindern, welcher der qualifi​zier​ten Mehrheit bedarf
. 

In der 20. Erklärung zur Erweiterung der Europäischen Union von Nizza vom 26. Februar 2001 ist die folgende Stimmengewichtung als gemeinsamer Standpunkt, den die Mitgliedstaaten bei den Beitrittsverhandlungen für die Union mit 27 Mitgliedstaaten einnehmen werden, vorgesehen: Deutschland, Vereinigte Königreich, Frankreich und Italien je 29, Spanien und Polen je 27, Rumänien 14, Niederlande 13, Griechenland, Tschechische Republik, Belgien, Ungarn und Portugal je 12, Schweden, Bulgarien und Österreich je 10, Slowakei, Dänemark, Finnland, Irland und Litauen je 7, Lettland, Slowenien, Estland, Zypern und Luxemburg je 4, Malta 3. Wenn die Beschlüssen auf Vorschlag der Kommission zu fassen sind, kommen sie mit einer Mindestzahl von 258 Stimmen zustande, welche die Zustimmung der Mehrheit der Mitglieder umfassen, sonst mit einer Mindestzahl von 258 Stimmen, welche die Zustimmung von mindestens zwei Dritteln der Mitglieder umfassen. Ein Mitglied der Union kann beantragen, daß bei der Beschlußfassung des Rates mit qualifizierter Mehrheit überprüft wird, ob die Mitgliedstaaten, die diese qualifizierte Mehrheit bilden, mindestens 62 % der Gesamtbevölkerung der Union repräsentieren. Falls sich erweist, daß diese Bedingung nicht erfüllt ist, kommt der getroffene Beschluß nicht zustande. Protokoll Nr. 7 über die Erweiterung der Europäischen Union (2001, Sartorius II, Nr. 151) enthält mit Wirkung ab dem 1. Januar 2005 Regelungen für die qualifizierte Mehrheit im Rat, die auf die genannten Erweiterungsregelungen abgestimmt sind, aber nur praktisch werden, soweit die Erweiterung nicht abgeschlossen ist.

3. Die Einstimmigkeit

Die Einstimmig​keit kann nur durch Gegen​stimmen, nicht durch Stimm​enthaltung verhindert wer​den, wenn ein Mitglied für einen Antrag stimmt und alle anwe​send oder ver​treten sind (Art. 205 Abs. 3 EGV).

4. Das Verfahren der Zusammenarbeit

Art. 252 EGV regelt das Verfahren der Zusammenarbeit des Rates und der Kom​mission mit dem Europäi​schen Parlament, das in § 7 unter II 2 b wie​dergegeben ist. Dieses Verfahren will dem Parlament den größt​mögli​chen Einfluß geben, ohne dem Rat die politische Dominanz zu nehmen. Das Parla​ment hat die Möglichkeit, den Rat zu ein​stimmigen Entscheidungen zu zwin​gen. Nach nähe​rer Regelung kann das Parlament auf den "Ge​mein​samen Standpunkt des Rates" einwir​ken. Das Parlament kann insbesondere den Gemeinsamen Stand​punkt des Rates ablehnen und dadurch den Rat zu einer zweiten Lesung zwin​gen, in der er nur einstimmig beschließen kann (Buchstabe c, Unterabs. 2). Das Rechts​etzungs​verfahren der Gemeinschaft gewinnt durch dieses Verfahren der Zusammen​arbeit keine eigenständi​ge demo​krati​sche Legitima​tion, die das Europäische Parla​ment ohnehin allenfalls stärkt
. Das wird kriti​siert
, aber zu Unrecht, weil ein echtes Parlament einen europäi​schen Staat im existentiellen Sinne schaffen und die existentielle Staatlich​keit der Völker beenden würde. Ein solcher Schritt setzt dahinge​hende Verfassungs​änderungen der Völker und die Verfassung der Union zum Staat im existentiel​len Sinn vor​aus
. 

5. Das Verfahren der Mitentscheidung

Durch das in Art. 251 EGV geregelte Verfahren der Mitent​scheidung, das ebenfalls in § 7 unter II 2 c wiedergegeben ist, wurde die Stel​lung des Euro​päi​schen Parlaments gegenüber dem Rat weiter gestärkt, weil es einen Ver​mitt​lungsaus​schuß und ein Vetorecht des Parlaments vorsieht. Das Parlament kann den vom Rat geplanten Rechts​akt (negativ) blockie​ren, aber Vor​schläge nicht (positiv) durch​setzen. Die Regelung läßt trotz aller Unter​schiede an das Ver​mitt​lungs​ver​fahren zwi​schen dem Bun​destag und dem Bundesrat nach Art. 77 Abs. 2 und 3 GG erinnern.

VI. Der Europäische Rat 

Die Sitzungen der Staats- und Regierungschefs, an denen neben den Außen​ministern auch der Präsident der Kommission der Europäischen Gemeinschaft, letzterer als Mitglied mit Stimmrecht, teilnimmt, sind nach Art. 4 Abs. 2 EUV der Europäische Rat, der über die bloße Institutionalisierung in der EEA hinaus (Art. 2 EEA) im Unionsvertrag als Organ der Union etabliert wurde (Art. 4 Abs. 1 EUV). Er tritt minde​stens zweimal jährlich unter dem Vorsitz der Staats- oder Regierungschefs des Mitgliedsstaates zusammen, der im Rat den Vorsitz führt, erstattet dem Euro​päischen Parlament nach jeder Tagung Bericht und legt ihm alljährlich einen schriftlichen Bericht über die Fortschritte der Union vor (Art. 4 Abs. 2 S. 2 und Abs. 3 EUV).

Der Europäi​sche Rat hat es ver​mocht, die Entwicklung der Ge​meinschaft voranzu​treiben, seit diese Treffen 1975 stattgefunden haben. Der Einfluß der Staats- und Regierungschefs in ihren Ländern bewirkte die politische Verbind​lichkeit ihrer Beschlüsse für die Ge​meinschaft. Nach Art. 3 Abs. 1 EUV verfügt die Union über einen einheitlichen institutionellen Rahmen und ist damit eine eigene Rechtsperson
. Beson​dere Befugnisse hat der Europäische Rat im Be​reich der Sicherheits​- und Außen​politik (z.B. Art. 13 EUV). Der Europäi​sche Rat gibt gemäß Art. 4 Abs. 1 EUV die für die "Entwicklung der Union erforder​lichen Impulse und legt die allgemeinen politi​schen Zielvorstellungen für diese Entwicklung" fest. Diese Auf​gabenbe​stimmung entspricht der in Art. 2 EUV als Vertragsziel angesprochenen "Weiter​entwicklung" der Union und der zu diesem Zweck durch den Maa​strichter Vertrag eingefügten, häufig offen formulierten, Aufgaben- und Befugnisbestim​mungen. Die politische Ver​bindlich​keit der Absprachen der Führer der Union folgt aus deren Macht in ihren Staaten. Der Europäische Rat hat auch Befugnisse nach dem EGV, etwa mit Art. 99 Abs. 2 UAbs. 2 bei der Koordinierung der Wirtschaftspolitik und nach Art. 128 im Rahmen der Beschäftigungspolitik.

Mit Art. F Abs. 3 EUV, jetzt 6 Abs. 4 EUV, hat der Unionsvertrag, auf den die Staats- und Regie​rungs​chefs aufgrund der parteienstaatlichen Verhält​nisse in den Mitglied​staaten, insbesondere in Deutschland, wesentlichen Ein​fluß hatten, der Union die Befugnis erteilt, sich mit den Mitteln auszustatten, die zum Erreichen ihrer Ziele und zur Durchführung ihrer Politiken erforder​lich sind. Die Befugnis hätte wegen Art. 5 EUV der Rat auszuüben
, der aber bei der verfassungs​mäßigen Weiterentwicklung der Union gemäß Art. 4 EUV von den "Impul​sen" und den "allgemeinen politischen Zielvorstellungen" abhängig wäre, welche der Europäische Rat gibt bzw. festlegt. Mittels Art. 6 Abs. 4 EUV ist der Euro​päische Rat und von ihm abhängig der Rat ermäch​tigt, die Unionsver​fassung zu gestalten. Weil eine solche Ermächtigung jeden​falls mit der existen​tiellen Staatlichkeit Deutschlands schlechterdings unver​einbar ist
, hat das Bun​des​verfassungsgericht Art. F Abs. 3 EUV (entgegen dem Wortlaut und dem Vertragszusatz) zu einer "poli​tisch-programmatischen Absichtserklärung" herabgestuft, die keine rechtliche Verbindlichkeit auslö​se
. Spanien war mit dieser Vertragsänderung nicht einver​standen
. Wie der Europäische Ge​richts​hof diese existentielle Rechtsfrage beurteilen wird, bleibt abzuwarten. Eine Ver​bindlichkeit von Art. 6 Abs. 4 EUV könnte Deutschland wegen Art. 20 Abs. 1 und 2 GG in Verbindung mit Art. 79 Abs. 3 GG nicht hinnehmen.

Seit der Euro​päi​sche Rat durch Art. 2 EEA eine Institution des primä​ren Gemeinschafts​rechts ist, besteht die Tendenz, strittige Entschei​dungen in dieses Organ zu verlagern. Die In​stitutiona​lisierung des Euro​päischen Rates weckt Befürchtungen vor einer Verfäl​schung der Ver​fassungsstruktur der Gemein​schaft, deren Aufweichung durch die Dominanz bloß intergouver​ne​men​taler Koopera​tion
. Diese Bedenken über​zeugen nicht. Der Europäi​sche Rat ist die Konsequenz einer Gemein​schaft, in der die Völ​ker, nicht aber die Ge​mein​schaftsorgane, die Herren der Politik sind. 

VII. Der Ausschuß der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten

Die Arbeiten des Rates hat ein Ausschuß vorzubereiten, der sich aus den Ständi​gen Vertretern der Mitgliedstaaten zusammensetzt
. Dieser Ausschuß (AStV, Art. 1 Abs. 3, Art. 19 GO-Rat) hat weiter​hin die ihm vom Rat übertragenen Aufträge auszuführen (Art. 207 Abs. 1 EGV). Man spricht von COREPER (Commission des représentants perma​nents)
. Dieser Ausschuß war schon in dem aufgehobenen früheren Art. 151 EWGV a. F. vorgesehen. Jeder Mitglied​staat entsendet einen Ver​treter im Rang eines Botschafters in diesen Ausschuß. Diese sind in der Praxis die Leiter der Vertretungen der Mitglied​staaten bei den Gemeinschaften. Der COREPER als ein Arbeitsausschuß hat eine Schlüsselfunktion in der Gemein​schaft. Er verfügt über die besten Informationen, die er an die Organe und auch die Mitglied​staaten weitergeben kann. Er ist ein administrativer Motor der Ent​schei​dungsprozesse der Gemein​schaft
. Die Arbeit des Aus​schusses macht es mög​lich, daß die Vorstellungen der Mitgliedstaaten frühzeitig in den Wil​lens​bil​dungsprozeß der Gemeinschaft einfließen. Seine politische Relevanz hat der Ausschuß durch seine Vorberei​tung der Ratssitzungen, also durch seine fachli​che Kompe​tenz
. Die Vorlagen des Aus​schusses werden in A- und B-Listen einge​teilt. In den A-Punkten ​stimmen alle Ausschußmit​glieder überein. Sie werden regelmäßig im Rat ohne Erörte​rung beschlossen. In B-Punkten besteht im Ausschuß keine Einigkeit. Sie werden im Rat erörtert und entschie​den. Der Ausschuß hat selbst keine Be​fugnisse zum Erlaß von Rechts​akten.

Der Ständi​ge Vertreter Deutschlands unter​liegt den Weisungen der Euro​paab​teilung des Wirtschafts​ministeriums, des deutschen Koordinierungsgremi​ums für die Ge​meinschafts​politik im Bereich der Admini​stration. Für die politische Koor​dinie​rung ist ein Staatssekretärsaus​schuß für Europafragen verantwortlich, dem der Staats​mini​ster für Europafra​gen des Auswärtigen Amtes vorsitzt.

VIII. Die im Rat vereinigten Staatenvertreter

1. Vertragliche Kompetenzen

Die Zusammenkunft der nationalen Vertreter im Rat in ihrer Funktion als Vertreter ihres Staates heißt "die im Rat vereinigten Staatenvertreter". Die Ver​träge sehen Be​schlüsse der Regierungen der Mit​glied​staaten (im gegen​seitigen Einvernehmen) vor, etwa die Ernennung der Richter und Gene​ral​anwälte des Gerichts​hofs (Art. 223 Abs. 1 EGV), die der Mitglieder des Gerichts erster Instanz (Art. 224 Abs. 2 S. 2 EGV), und die Festlegung des Sitzes der Gemein​schaft (Art. 289 EGV). Be​schlüsse in diesem Verfahren treffen die Mitglieder des Rates nicht als Gemein​schafts​organ, sondern als Konferenz der Staatenver​treter, der sogenannten im Rat vereinigten Ver​treter der Regierungen der Mitgliedstaa​ten
. 

2. Uneigentliche Ratsbeschlüsse

Letzteres gilt auch für Beschlüsse dieses Gremiums, die zwar die Ge​mein​schaft betreffen, aber über den vertragli​chen Bereich hin​ausgehen. Das sind soge​nann​te "uneigentliche Ratsbeschlüsse"
. Sie werden zum Teil im Amtsblatt (Teil C) veröffent​licht. Die Rechtsnatur dieser uneigentlichen Ratsbeschlüsse ist strittig. Soweit eine Rechtsgrundlage im Primärrecht vorhan​den ist, werden sie als völkerrechtliche Ver​wal​tungsabkommen angesehen. Fehlt eine recht​​​liche Grundlage im Vertrag, ergibt sich die Handlungsbefug​nis aus der völker​recht​lichen Handlungsfähigkeit der Mitglied​staaten. Ohne Befugnis im Vertrag können die Beschlüsse allerdings keinen Vorrang vor dem nationalen Recht be​anspruchen. Die völker​recht​liche Vertrags​fähigkeit der Mitglied​staaten bleibt trotz der Gemeinschaft bestehen. Die Gemeinschaftsverträge dürfen freilich nicht verletzt werden
​. Die Staaten begeg​nen sich im Rat durch ihre Ver​treter eben als Staa​ten. Die nationalen Vertreter sind insofern nicht Organwal​ter der Gemein​schaft. Wenn die Befugnis des Rates, einen Rechtsakt zu erlas​sen, zweifel​haft ist, pflegt der Rat neben dem Gemein​schaftsakt noch einen un​eigentlichen Rats​beschluß zu fassen, um eine zusätz​liche Rechts​grundlage für den Rechtsakt zu schaffen. Man spricht von dem Vorgehen nach der "gemisch​ten For​mel"
. Ohne Zustimmungsgesetz gemäß Art. 59 GG können derarti​ge uneigentliche Ratsbeschlüsse (als solche) keine Geltung und schon gar keine unmittelbare Anwendbarkeit in Deutschland erlangen. Die Verträge können nur im Vertragsänderungsverfahren gemäß Art. 48 EUV erweitert werden, nicht durch Beschlüsse der Staatenvertreter im Rat, auch nicht in engen Grenzen oder zur authentischen Interpretation der Verträge. Wenn der Rat eine Befugnis zu einem Rechtsakt in Anspruch nimmt, muß diese im Vertrag begründet sein. Die jeweilige Befugnis ist eine (wesentliche) Rechtsfrage im Rahmen des Prinzips der begrenzten Ermächtigungen, über die letztlich der Europäische Gerichtshof (nach Auf​fassung des Bundesverfassungsgerichtes), selbst zu ent​scheiden hat
. Der Rat kann den Rechtsschutz, der auch Schutz der exi​sten​tiellen Staatlichkeit der Mitgliedstaaten ist, nicht beiseite drängen. Er hat keine verbindliche Rechts​klärungsbefugnis.

§ 9  Die Kommission 

I. Das Organ

1. Die Kommission ist die Kurzbezeichnung der Kommission der Europäi​schen Ge​meinschaften. Sie war an die Stelle der Hohen Behörde der Europäi​schen Ge​meinschaft für Kohle und Stahl, der Kommission der Europäi​schen Wirt​schafts​gemeinschaft und der Kommission der Euro​päischen Atomge​mein​schaft getre​ten und übt die diesen Organen zustehenden Befugnisse und Zustän​digkeiten nach Maßgabe der Gründungsver​träge in ihrer jeweiligen Fassung und gemäß dem Fusionsvertrag vom 08. April1965 aus (Art. 9 FusV, der durch Art. 50 EUV nicht aufgehoben ist). Die Kommission hat als Organ eine Rege​lung ihrer allgemeinen Aufgaben, ihrer Zusammensetzung und ihres Verfahrens in den Artikeln 211 ff. EGV gefunden. Die bis zum Maastricht-Vertrag inso​fern geltenden Vorschriften des Fusionsvertrages sind durch Art. 50 EUV aufgehoben worden.

2. Die Kommission besteht nach Art. 213 Abs. 1 S. 1 EGV aus 20 Mitglie​dern. Der Rat kann einstimmig die Zahl der Mitglieder der Kommis​sion ändern (Art. 213 Abs. 1 UAbs. 2 EGV), eine Befugnis des Rates, welche dieses Gemein​schaftsorgan in dessen staatenbündischen Vertretungsfunktion, die im Ein​stim​migkeitsprinzip Ausdruck findet, mit einer (begrenzten) Ermächtigung zur Vertragsänderung, die der Sache nach eine Verfassungsänderung ist, ausstattet. Die Kommis​sionsmitglieder müssen Staatsangehö​rige der Mitgliedstaa​ten sein (Art. 213 Abs. 1 UAbs. 3 EGV). Der Kom​mission muß mindestens ein Staats​angehöriger jedes Mitglied​staates angehören, jedoch dürfen nicht mehr als zwei Mit​glieder der Kommis​sion dieselbe Staatsangehörigkeit besitzen (Art. 213 Abs. 1 UAbs. 4 EGV). Die Amtszeit der Kommissionsmitglieder ist fünf Jahre. Sie können wiederernannt werden (Art. 214 Abs. 1 EGV). 

Wegen der Erweiterung der Europäischen Union wird Art. 213 Abs. 1 EGV zum 1. Januar 2005 mit Wirkung ab dem Amtsantritt der ersten Kommission nach diesem Zeitpunkt durch Art. 4 des Protokolls Nr. 7 über die Erweiterung der Europäischen Union (2001, Sartorius II, Nr. 151) dahingehend geändert, daß der Kommission ein Staatsangehöriger jedes Mitgliedstaates angehört und die Zahl der Mitglieder der Kommission vom Rat einstimmig geändert werden kann. Wenn die Union 27 Mitgliedstaaten umfaßt, wenn also auch Bulgarien und Rumänien beigetreten sind, erhält der Art. 213 Abs. 1 EGV erneue eine andere Fassung. Die Zahl der Mitglieder der Kommission soll unter der Zahl der Mitgliedstaaten liegen und sie werden auf der Grundlage einer gleichberechtigten Rotation ausgewählt, deren Einzelheiten wie auch deren Zahl vom Rat einstimmig festgelegt werden. Die Änderung soll ab dem Tage des Amtsantritts der ersten Kommission nach dem Beitritt des siebenundzwanzigsten Mitgliedstaats gelten, voraussichtlich also ab 2007. 

Nach dem Entwurf des Verfassungsvertrages soll die Kommission ab 1. November 2009 auf fünfzehn stimmberechtige Mitglieder (Präsident, Außenminister als Vizepräsident und dreizehn Europäische Kommissare) verkleinert werden, die von den Mitgliedstaaten im Rotationsverfahren gestellt werden. Aus den nicht stimmberechtigt vertretenen Mitgliedstaaten soll der Präsident Kommissare ohne Stimmrecht ernennen (Art. I-25 Abs. 2 EVV). Gegen diese Regelung opponieren derzeit einige kleinere Mitgliedstaaten.

Das Kommissionsauswahlver​fahren des Art. 214 EGV, unterschiedlich für den Präsi​denten und die übrigen Mitglieder der Kommission, ist dadurch, daß seit dem Maastricht-Vertrag und verstärkt noch durch den Amsterdamer Vertrag das Europäisches Parlament in das Verfahren einbezogen ist, schwieriger gewor​den, weist aber die Kommission mehr als zuvor als durch das Europäische Parlament legitimierte "Gemeinschaftsregierung" aus. Die Mitglieder der Kommission werden seit dem Vertrag von Nizza nicht mehr von den Regierun​gen der Mit​glied​staa​ten im gegen​seitigen Einver​nehmen ernannt, sondern der "Rat, der in der Zusammensetzung der Staats- und Regierungschefs tagt, benennt mit qualifizierter Mehrheit die Persönlichkeit, die er zum Präsidenten der Kommission zu ernennen beabsichtigt; diese Benennung  bedarf der Zustimmung des Europäischen Parlaments" (Abs. 2 UAbs. 1). Die "gemäß den Vorschlägen der einzelnen Mitgliedstaaten erstellte Liste der anderen Persönlichkeiten", "die er zu Mitgliedern der Kommission zu ernennen beabsichtigt", "nimmt der Rat mit qualifizierter Mehrheit im Einvernehmen mit dem designierten Präsidenten" an (Abs. 2 UAbs. 2). Die Kom​missions​mitglieder bedürfen somit seit dem Februar 2003 (Inkrafttreten des Vertrages von Nizza) nicht mehr des Vertrauens aller Regierungen der Mitglied​staaten. Der Präsident und die übrigen auf die beschriebene Weise benannten Kommissions​mitglieder stellen sich als Kollegium einem Zustim​mungsvotum des Europäi​schen Parlaments (Art. 214 Abs. 2 UAbs. 3 S. 1 EGV), eine Stärkung des Parlaments schon durch den Maastricht-Vertrag. Nach Zustim​mung des Parlaments werden sie vom Rat mit qualifizierter Mehrheit ernannt (Abs. 2 UAbs. 3). Dieses Verfahren nimmt Elemente eines parlamentarischen Regierungssystems auf, zumal die Kommis​sion vom Vertrauen des Parlaments abhängt (Art. 201 EGV). Allerdings hat das Parlament nur begrenzten Einfluß auf die Rechtsetzung
, was das politische Kräftefeld der Gemeinschaftsorgane wesentlich verschiebt. Nach Art. 217 Abs. 3 EGV ernennt der Präsident "nach Billigung durch das Kollegium unter den Mitgliedern der Kommission Vizepräsidenten". Derzeit (November 2003) ist (u.a.) der Italiener Romano Prodi Präsident der Kommission, der weitere Italiener Mario Monti ist Wettbewerbs-, der Niederländer Frits Bolkestein Binnenmarks-, der Spanier Pedro Solbes Mira Wirtschafts- und Währungskommissar. Deutsche Kommissare sind Günter Verheugen (SPD) für Erweiterung und Michaele Schreyer (Bündnis 90/Die Grünen) für Haushalt.

Wenn ein Kommis​sionsmit​glied das Ver​trauen einer Regierung ver​liert, kann diese dessen Entlassung dennoch nicht erzwin​gen. Art. 216 EGV macht die Amtsenthebung durch den Gerichtshof (Art. 216 und Art. 213 Abs. 2, UAbs. 3 S. 3 EGV) vielmehr davon abhängig, daß das Mitglied der Kommis​sion die Voraus​setzungen für die Ausübung des Amtes, nämlich die all​gemeine Befähi​gung und die volle Gewähr für die Unabhängigkeit (Art. 213 Abs. 1 und Art. 213 Abs. 2 EGV), nicht mehr erfüllt oder eine "schwere Verfehlung" began​gen hat. Die Amts​enthebung können der Rat oder die Kom​mis​sion beantragen. Der präventive Gerichtsschutz und die Kriterien der Amtsent​hebung stärken die Unabhän​gigkeit der Kommissionsmitglieder, die ausschließ​lich dem Gemein​schaftswohl dienen sollen (Art. 213 Abs. 2 UAbs. 1 EGV) und darum die Interessen der einzel​nen Mitgliedstaa​ten nicht über die Interessen der Gemeinschaft stel​len dürfen. Die Verwirkli​chung des Gemeinschaftswohls kann durchaus das Miß​trauen einer Regierung wachru​fen
. Die Praxis der Kommissionsmitglieder läßt jedoch eher daran zweifeln, daß sie die nationalen und persönlichen Interessen hinter das Ge​meinschaftsinteresse zurückstellen.

Der Rücktritt eines Kommissionsmitgliedes ist jederzeit erlaubt (Art. 215 Abs. 1 EGV). Wenn ein Kommissionsmitglied durch Rücktritt, Amtsenthebung oder Tod ausscheidet, wird ein Nachfolger für die verbleibende Amtszeit, falls der Rat nicht einstimmig gegen eine Nachfolge entscheidet (Art. 215 Abs. 2 S. 2 EGV), in einem verein​fachten Verfahren, ohne Parlamentsbeteiligung, vom Rat mit qualifizierter Mehrheit ernannt (Art. 215 Abs. 2 EGV). Ist der Präsident zu ersetzen, wird allerdings das ordentliche Verfahren des Art. 214 Abs. 2 EGV angewandt (Art. 215 Abs. 3 EGV). Bis zur Neubeset​zung hat das ausscheidende Kommissionsmitglied, außer im Falle der Amtsent​hebung, wohl aber nach dem Text im Falle seines Todes (!?), das Amt fortzufüh​ren (Art. 215 Abs. 4 EGV).

3. Die Mitglieder der Kommission müssen die "allgemeine Befähigung" für ihr Amt haben und "die volle Gewähr für ihre Unabhängigkeit bieten" (Art. 213 Abs. 1 EGV). Die fachliche Qualifikation ist nicht näher im Vertrag beschrie​ben. Die Auswahl der Persönlichkeiten ist eine politische Ent​schei​dung. Im Profil eines politischen Beamten sieht man die allgemeine Befähigung er​füllt
. Die all​gemeine Befähi​gung setzt die sprachliche, die recht​liche und auch die wirtschaftliche, vor allem aber die sittliche Kompetenz für das anspruchs​volle Gemeinschaftsamt voraus. Die Kom​mis​sions​mitgliedschaft dürfte zu den wich​tigsten Ämtern gehören, die in der Union zu ver​geben sind. Fast alle Kom​missionsmit​glieder haben eine Parteikarrie​re hinter sich, welche vor allem an ihrer sittlichen Kompetenz Zweifel weckt und selten für fachliche Kompetenz spricht
. Geschei​terte Minister eignen sich wenig als Mitglieder der Kommission
. Zu den​ken wäre etwa an Staats​sekretä​re, keinesfalls Parlamentarische Staats​sekretä​re, an Vorstands​mit​glieder großer Wirtschaftsunternehmen, an ordentli​che Profes​soren der Rechts- oder der Wirt​schaftswissenschaften. Parteiliche Bin​dung stellt auch deswegen die all​gemei​ne Eignung in Frage, weil sie die notwen​dige Distanz zum Rat und vor allem zum Parlament mindert, die beide in der Parteiendemo​kratie von Partei​en beherrscht werden. Die Unabhängigkeit, welche die Kom​missions​mit​glieder gewährleisten müssen, muß vor allem eine Un​abhän​gig​keit von Parteien sein. Die Kommis​sion darf um ihrer Aufgabe willen nicht Opfer parteilicher Ämter​patronage sein. Diese Eignungskriterien sind recht​lich verbindlich (argu​mentum ex Art. 216 EGV)
. 

4. Art. 213 Abs. 2 EGV regelt: 


"Die Mitglieder der Kommission üben ihre Tätigkeit in voller Unab​hän​gigkeit zum allgemeinen Wohl der Gemeinschaften aus. 


Sie dürfen bei der Erfül​lung ihrer Pflichten Anweisungen von einer Regierung oder einer anderer Stelle weder anfordern noch entgegenneh​men. Sie haben jede Handlung zu unter​lassen, die mit ihren Aufgaben unver​einbar ist. Jeder Mitgliedstaat verpflichtet sich, diesen Grundsatz zu achten und nicht zu versuchen, die Mit​glieder der Kommission bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu beeinflussen. 


Die Mitglieder der Kommis​sion dürfen während ihrer Amtszeit keine andere entgeltliche oder unentgeltliche Berufstätigkeit ausüben. Bei der Aufnahme ihrer Tätig​keit über​nehmen sie die feierliche Verpflichtung, während der Ausübung und nach Ablauf ihrer Amts​tätigkeit die sich aus ihrem Amt ergebenden Pflichten zu erfüllen, insbesondere die Pflicht, bei der Annahme gewisser Tätigkeiten oder Vorteile nach Ablauf dieser Tätig​keit ehrenhaft und zurückhaltend zu sein. Werden diese Pflichten verlezt, so kann der Gerichtshof auf Antrag des Rates oder der Kommission das Mitglied je nach Lage des Falles gemäß Artikel 216 seines Amtes entheben oder ihm seine Ruhegehaltsansprüche oder andere an ihrer Stelle gewährte Vergünstigungen aberkennen".

Das Ethos, welches von einem Kommissionsmitglied verlangt wird, ist in diesen Sätzen formuliert. Es ist das Ethos des Gemeinschaftswohls, welches kein anderes Interesse als Maxime der Entscheidungen dulden darf, insbeson​de​re nicht Interessen einzelner Mit​glied​staaten. Das Wohl der Gemeinschaft ergibt sich aus ihrem Zweck und ist vor allem in der Präambel des EUV, in dessen Art. 2 und in Art. 2 EGV definiert. Das "all​gemeine Wohl der Ge​mein​schaften" ist im Rah​men dieser hochall​gemeinen Formulierun​gen formal und setzt seine rechtlichen Materiali​sie​rungen im Rahmen des Vertrages voraus. Man kann das Gemein​schaftswohl allgemein als das gute Leben aller in den Gemein​schaften verbunde​nen Bürger in allgemeiner Freiheit beschreiben
. Dieser Zweck der Gemein​schaft der ver​bunde​nen Völker wird durch die Mitgliedstaa​ten und die Gemein​schaft nach Maßgabe der Kompetenz- und Verfahrens​regelungen ver​wirklicht. Das setzt vor allem die Einhaltung des Rechts voraus. Der Primat des Rechts ist die Bedin​gung guten Lebens und allgemeiner Frei​heit. Demge​mäß dominiert das Rechts​prinzip die Maximen der Kommission, nicht etwa ein Prinzip der Maximierung des all​gemeinen Wohl​standes, wenn auch der Wohl​stand, vor allem aber dessen gerechte Verteilung, nicht nur Aufgabe der Union und der Völker, sondern auch eine Forde​rung der allgemeinen Freiheit, nämlich die Forderung des Sozial​prinzips ist
.

5. Eine Aufgabe wie die den Kommissionsmitgliedern übertragene Ver​wirklichung des Gemeinschaftswohls verträgt keine Wei​sun​gen. Die Unabhän​gigkeit ist die Voraussetzung verantwortlicher Bewältigung der Lei​tungsauf​gaben, welche die Kommission hat. Das Wohl der Gemein​schaft, welches nicht nur aber vor allem der Kom​mission überantwortet ist, kann auf zweierlei Weise materialisiert werden. Entweder suchen die Vertreter der Völker den Ausgleich der unterschiedlichen Interessen im Kompromiß. Das dafür sachge​rech​te Ein​stimmigkeitsprinzip führt nach der Erfahrung zur Nivel​lierung der Ge​mein​samkeit, solange und soweit nicht die einzelnen Staaten bereit sind, ihre Inter​essen zurückzu​stellen. Die bürgerliche Sittlichkeit erfordert diesen Verzicht auf die eigenen Interessen, um erkennen zu können, was das Richtige für alle ist. Das ist die Logik des kategorischen Imperativs
. Oder es wird ein Organ geschaffen, welches keine andere Aufgabe hat, als das Richtige auf der Grund​lage der Wahrheit für alle zu erkennen. Das ist die republikani​sche Konzeption, die sich auch für die gemeinschaftliche Ausübung der Staats​gewalt der Völker durch ein Organ des Staatenverbundes anbietet. Ein solches Organ muß sich von Amts wegen von allen besonderen Interessen frei machen. Die Logik gebietet, daß derartige Amts​walter aus​schließlich ihrem Gewissen unter​worfen sind. Diese Konzeption verwirklicht der republikanische Parlamen​ta​ris​mus, wie Art. 38 Abs. 1 S. 2 GG zeigt
. Es ist augen​schein​lich, daß die Kon​zeption des Rates dem ersten Modell und die Kon​zeption der Kommission dem zweiten Modell folgt. Der Rat ist ein Organ ver​bundener Völker, die Kommis​sion ein Organ ver​bundener Bürger. Der Rat dominiert die Gemein​schaft, während die Kom​mission ihren Einfluß nicht gegen die Politik des Rates zur Geltung bringen kann. Allerdings hat sie dem Rat die Rechtsakte vor​zuschla​gen
 und dadurch, sowie durch ihre Fachkompe​tenz großen Einfluß auf die Gemein​schaftspolitik. Das Ge​meinschaftsrecht hat somit die klassischen Ent​scheidungs​konzepte miteinander verbunden, zum einen (trotz des relativen Mehrheits​prinzips) das Verhandlungs- und Kompro​mißmodell des Rates, zum anderen das Erkenntnismodell der Kommis​sion. Auch das Parla​ment ist echtem Parlamenta​rismus gemäß nach dem Erkenntnis​modell ausge​richtet, hat aber nicht den wesentlichen Einfluß auf die Rechts​etzung. Der Gerichtshof judiziert (selbstver​ständlich) nach dem Erkenntnis​prinzip der Rechtsprechung und hat großen Einfluß auf die Rechtsentwicklung der Gemein​schaft und damit deren Geschic​ke
. Das gleiche gilt für die Europäische Zentralbank, die nach wirtschafts​wissenschaftlichen Erkenntnissen die Geldpo​litik zur Geldwert​stabilität steuern soll und schicksalhaft für die Gemeinschaft ist
. Die Ent​wick​lung der Ge​mein​schaft muß, wenn ihr Ziel ein existentieller föderaler Einheits​staat ist (dazu § 4), dem Erkenntnis​modell folgen. Die Kommission würde zur echten Regie​rung der Gemein​schaft werden, während das Parla​ment der eigentliche Gesetz​geber würde. Der Rat dürfte, wenn die Gemein​schaft sich zu einem existentiellen Staat entwickelt hat, die Funktionen eine föderalen Senats über​nehmen. Der Entwurf der Verfassung für Europa (2003) versucht die Europäische Union in diese Richtung zu entwickeln, das Europäische Parlament und der Ministerrat werden als gemeinsame Gesetzgeber konzipiert (Art. I-19 Abs. 1 EVV). Der Rat bleibt aber das bestimmende Gesetzgebungsorgan. Freilich wird diese "Verfassung" nicht der letzte Integrationsschritt sein, bis die Europäische Union vor allem sozialpolitisch gescheitert sein wird
.

II. Die Aufgaben und die Befugnisse

1. Art. 211 umschreibt die allgemeinen Aufgaben der Kommission:


"Um das ordnungsgemäße Funktionieren und die Entwicklung des Ge​mein​samen Marktes zu gewährleisten, erfüllt die Kommission fol​gen​de Auf​gaben:


- für die Anwendung dieses Vertrages sowie der von den Organen auf Grund dieses Vertrags getroffe​nen Bestim​mungen Sorge zu tragen;


- Empfehlungen oder Stellungnahmen auf den in diesem Vertrag bezeichneten Gebieten abzugeben, soweit der Vertrag dies ausdrück​lich vor​sieht oder soweit sie es für notwendig erachtet;


- nach Maßgabe dieses Vertrags in eigener Zuständigkeit Entscheidun​gen zu treffen und am Zustandekommen der Handlungen des Rates und der Versammlung mitzuwir​ken;


- die Befugnisse auszuüben, die ihr der Rat zur Durchführung der von ihm erlassenen Vor​schriften über​trägt."

Die vielfältigen Aufgaben und Befugnisse der Kommission finden sich im gesamten Vertrag, dem primären Gemeinschaftsrecht, aber auch im sekundären Gemeinschaftsrecht verstreut
.  

2. Grundsätzlich hat die Kommission die Befugnis der Rechtsetzungs​initia​tive. In der Regel kann der Rat Rechtsakte nur erlassen, wenn die Kom​mission diese vorschlägt (vgl. Art. 250 Abs. 1 EGV). Insbesondere werden Rechtsetzungsverfahren nach den Artikeln 251 und 252 EGV, die als Ver​fahren der Zusammenarbeit und der Mitentscheidung des Parla​ments geschil​dert sind
, durch Vorschläge der Kommission eingeleitet. Diese Ver​fahren sind durchzuführen, wenn der Vertrag das vorschreibt
. Nach Art. 250 Abs. 1 EGV haben die Vorschläge der Kom​mission eine solches Ge​wicht, daß der Rat Änderungen eines im Vertrag vorgeschrie​benen Kommis​sionsvor​schlags (Aus​nahme Art. 251 Abs. 3 EGV) nur einstimmig be​schließen darf (Art. 250 Abs. 1 EGV). Der Rat hat aber das Recht, die Kommis​sion aufzufor​dern, zur Ver​wirklichung der gemeinsamen Ziele Vorschläge zu unterbreiten, also auch Rechtsakte vorzu​schlagen (Art. 208). In der Praxis spielt Art. 208 keine Rolle, weil die Kom​mis​sion es nicht an Rechts​etzungs​initiativen fehlen läßt
. Die Kom​mis​sion wird durch eine Aufforde​rung des Rates, Vorschläge zur Rechtsetzung zu unter​breiten, ver​pflichtet
. Der Inhalt des Vorschla​ges bleibt der Kommis​sion über​lassen. Folgt die Kommis​sion der Aufforderung nicht, so verletzt sie den Vertrag und kann mittels der Untätig​keitsklage nach Art. 232 Abs. 1 EGV durch die Feststellung der Vertrags​ver​letzung auf ihre Ver​pflich​tung hingewie​sen wer​den. Notfalls kommt ein Mißtrauens​votum gemäß Art. 201 EGV durch das Europäische Parlament in Betracht, welches die Mitglieder der Kommis​sion zwingen würde, ihr Amt niederzulegen. 

Das Initiativ​recht der Kommission sichert, daß das vor allem von der Kom​mis​sion verantwortete Ge​mein​schaftswohl, deren bestmögli​che Erkenntnis der Vertrag der Kommis​sion über​antwortet, in das gemein​schaft​liche Rechts​et​zungs​vorhaben eingeht. Die Kommission ist befugt, solange ein Be​schluß des Rates noch nicht erfolgt ist, ihren Gesetzge​bungsvor​schlag zu än​dern (Art. 250 Abs. 2 EGV)
. Die Kommission kann jedoch ihren Vor​schlag nicht mehr wie noch nach Art. 149 Abs. 3 EWGV zurückziehen, um eine veränderte Ver​abschie​dung des Vor​schlags durch den Rat zu verhin​dern. 

Der Rat kann aber nicht gezwungen werden, über die Vor​schläge der Kom​mis​sion zu entscheiden. Wenn der Rat Kommissions​vor​schläge nur einstimmig ändern darf (Art. 250 Abs. 1 EGV), so ist es fragwürdig zu dul​den, daß er überhaupt nicht entscheidet und damit den Vorschlag wir​kungs​los macht. Der Rat blockiert aber Kommissionsvorschläge in be​stimmten Politikbe​rei​chen, etwa in dem des Gesellschafts​rechts, insbeson​dere hinsichtlich der Besteuerung, und in der Verkehrs- und Energiepolitik schon mehrere Jahr​zehnte
. Der Kommission steht die Untätig​keits​klage nach Art. 232 zur Verfügung, wenn der Vertrag dem Rat die Beschlußfas​sung vorschreibt, ihm also keinen Spielraum läßt
. Das Urteil stellt die vertragswid​ri​ge Untä​tig​keit des Rates fest (Art. 232 Abs. 1), ver​pflichtet aber den Rat gemäß Art. 233 allein dazu, die sich aus dem Urteil ergebenden Maß​nahmen zu ergreifen. So hat sich die politische Dominanz des Rates bisher behauptet, zumal kein Organ den fehlen​den Rechts​akt des Rates ersetzen kann. Die Ver​bindlichkeit des Kommissions​vor​schlages wird auch nicht durch Frist​ablauf fingiert (vgl. dazu § 7 II 2 b, c). Der Rat kann aber nicht gezwungen sein, den Vorschlag der Kommission anzunehmen. Der Rat kann also die Politik der Kom​mission durch​kreuzen und pflegt dieses Mittel zu nutzen. Nur über​zeugen​de Kommis​sionsvor​schläge, welche den politischen Gegeben​hei​ten in der Gemeinschaft gerecht werden, haben Ver​wirklichungs​chancen. Gegen den Willen der im Rat ver​tretenen Mitgliedstaaten ist Gemein​schaftspolitik in der Praxis nicht durchsetzbar. Das ist nicht zu beklagen. Die Kommission wirkt aufgrund ihres Sachverstandes und ihrer Arbeits​leistung wie jede Bürokratie intensiv, aber doch abhängig von der Politik des Rates und auch von der Rechtsprechung des Gerichtshofs.

Der Über​einkunft des Rates, die meist ein Kom​promiß sein wird, kann nicht ent​gegen​gehalten werden, sie verletze das Inter​esse der Gemeinschaft, obwohl nicht auszu​schließen ist, daß das all​gemeine Wohl der Gemeinschaften (Art. 213 Abs. 2 EGV) von einem ausschließlich diesem Wohl verpflichteten Organ anders definiert worden wäre. Die föderale Verhandlung läßt eine andere (kompromißhafte) Defini​tion des gemeinschaftlichen Wohls erwarten als die unitarische Er​kennt​nis. Die Rechts​etzung zur Verwirklichung des allgemeinen Rechtswillens, der volonté générale, ist ein Institut eines (wenn auch föderalen) Einheitsstaates, der eine Einrichtung eines Volkes ist. Zum Staatenverbund mehrerer Völker paßt die (völkervertraglich geprägte) Verhandlung, die zum kompromißhaften Interessenausgleich führt; denn das "allgemeine Wohl der Gemeinschaften" eines Staatenverbundes kann und wird sich von dem jeweils eigenständig definierten Wohl der einzelnen Völker lösen, welches von den nationalen Vertretern im Rat repräsentiert wird. Dem entspricht der Grundsatz der Einstimmigkeit, der um der Effizienz willen (ein Prinzip der Union, Erwä​gungsgrund 5 der Präambel des EUV) durch eine relative Mehrheitsregel ersetzt ist, die nur im Rahmen der begrenzten Ermächtigung und vorbe​halt​lich der elementaren Interessen (einschließlich der Verfassungsprinzipien) der Mitglied​staaten hingenommen wird
. Wäre das Gemeinschaftswohl diskur​siv zu ermitteln und repräsentativ-konsensual zu definieren, wie in einer Repu​blik
, wäre die qualifizierte Mehrheit des Art. 205 Abs. 2 EGV fragwür​dig. Vor allem würde es dem Rat als Gesetzgeber mangels allgemeiner gleich​heitlicher Wahl an der demokratischen Legitimation fehlen. Ein Staatenverbund ist eben kein Einheits​staat im existentiellen Sinne (föderal oder nicht). Es ist konse​quent, daß für den Fall, daß das von der Kommission erkannte allgemei​ne Wohl der Gemein​schaften nicht die Mehrheit im Rat findet, daß also, wenn der Rat von dem Kommis​sionsvorschlag abweichen will, durch Art. 250 Abs. 2 EGV die Einstimmig​keit im Rat vorgeschrieben wird. Diese Einstimmigkeit fingiert gewisser​maßen, daß die volonté de tous identisch mit der volonté générale ist. Dem Kom​promiß im Rat kann schlechterdings rechtens nicht vorgehalten werden, daß er nicht das Gemeinschaftswohl verwirklicht, obwohl doch alle Völker zugestimmt haben (volonti non fit inuria!). Der Rat wird dadurch quasi von der Verhandlungs- zur Erkenntnisinstanz, mit höherer Autorität als die dienende Kommission.

3. Nach Art. 249 Abs. 1 EGV kann auch die Kommission allein Ver​ord​nungen, Richtlinien und Entscheidungen erlassen. Sie kann Empfehlun​gen aussprechen und Stellungnahmen abgeben. Die Empfehlun​gen oder Stel​lung​nahmen sind schon in Art. 211 Spstr. 2 EGV angespro​chen. Verord​nun​gen, Richt​linien oder Entscheidungen darf die Kommission nur erlassen, wenn das primäre oder sekundäre Gemeinschaftsrecht ihr entsprechende Befugnisse einräumt. Diese Rechtsakte sind in Art. 211 Spstr. 3 EGV in dem Wort "Ent​scheidungen" zusammengefaßt, wie Art. 249 Abs. 1 EGV ergibt
. Eine Befugnis, Richtlinien und Entscheidungen zu erlassen, gibt etwa Art. 86 Abs. 3 EGV der Kom​mis​sion, damit diese die bestmögliche Anwendung der wett​bewerbs​recht​lichen Prinzipien des Vertrages auf öffentli​che und monopolartige Unternehmen durchsetzen kann. Nach Art. 88 Abs. 2 EGV kann die Kommis​sion Ent​schei​​dun​gen treffen, um gemeinschaftswidrige Beihilfen zu unter​binden. Die Ver​träge enthalten viele weitere derartige Befugnisse der Kommis​sion. 

4. Der Rat kann die Kommission ermäch​tigen, Durch​führungsmaßnahmen für seine Vorschriften zu treffen (Art. 211 Spstr. 4 EGV). Art. 202 Spstr. 3 EGV verpflichtet den Rat, der Kom​mission die Befugnis zur Durchführung der Vorschriften, die er erläßt, zu übertragen, soweit er sich nicht vorbehält, Durchführungs​befug​nisse selbst auszuüben
. Diese Durch​füh​rungs​befugnis​se ermächtigen die Kom​mis​sion nicht nur zum Erlaß von Ent​scheidungen im Einzelfall, sondern erlau​ben ihr auch, allgemeine Vorschriften, also Verord​nungen oder auch Richtlinien, zu erlassen
. Die Befugnisse, welche der Rat der Kom​mis​sion zur Durchfüh​rung seiner Vorschriften delegieren darf, dürfen, wie sich aus dem Begriff "Durch​führung" ergibt, nicht allzu weit gefaßt sein
. Ein Prinzip, wie es Art. 80 Abs. 1 S. 2 GG vorschreibt, daß nämlich "Inhalt, Zweck und Aus​maß" der vom Bundes​gesetz​geber (dem Deleganten) der Bun​desregierung, dem Bundes​minister oder der Landesregie​rung (dem Delegatar) "erteilten Er​mächti​gung im Gesetz be​stimmt werden" müsse
, soll für die Delegation der Durchfüh​rungs​befugnis​se auf die Kommission nicht gelten
. Das ist bedenk​lich, weil die Rechts​etzungsbefugnisse von Rat und die Kom​mis​sion, wie darge​legt ist, gemein​schaftsverfassungsrechtlich nach unter​schiedlichen Prinzi​pien kon​zipiert sind. Es ist nicht gleichgül​tig, ob das unitari​sche Organ, die Kommis​sion, oder ob das födera​le Organ, der Rat, Regelun​gen trifft. Gerade weil der Rat ver​pflich​tet ist, die Durchführungs​befugnisse zu delegie​ren, überzeugt es nicht, wenn diese Ver​pflichtung es zur Folge haben soll, daß der Sache nach ein Kom​petenz​wechsel vom Rat zur Kommission stattfindet, zumal die Kom​mis​sion von den Regelun​gen der Zusammenarbeit des Rates vor allem mit dem Parla​ment freigestellt wäre, die der Rat bei der Wahrneh​mung seiner Befugnis​se nach Maßgabe der einzelnen Vertragsvor​schriften ein​zuhalten hat
. Der Rat wäre sonst nicht nur er​mäch​tigt, sondern sogar ver​pflich​tet, die Befugnis​ord​nung des Vertrages zu ändern. Das würde zumin​dest erwarten lassen, daß die Delegation der Durch​füh​rungsbefug​nisse einstimmig zu erfol​gen hätte. Eine solche Rege​lung würde aber zu der Ver​pflichtung des Rates, die Durch​füh​rungsbefugnisse zu über​tragen, nicht passen. Das extensive Verständnis der Delegationsbefug​nis überzeugt seit der Stärkung der legislati​ven Beteiligung des Parlaments erst recht nicht. Im übrigen muß der Rat zunächst einen Rechtsakt angenommen haben; das erfordert hinreichen​de Materialität des Rechtsaktes. Der Rat muß somit das Wesentliche regeln
, so daß der Kommis​sion nur die abhängige Durch​führung verbleibt, selbst wenn diese noch Rechts​ätze, wie meist, erfor​dert. Das gilt, obwohl die Gemeinschaft ohnehin nur begrenzt ermächtigt werden darf und die wesentliche Politik in den (primär​rechtlichen) Verträgen beschlos​sen sein muß
, so daß die Gemein​schafts​rechts​etzung nur ausfüh​rungshaft sein darf. Diese Begrenzung läßt noch weite Poli​tikspielräu​me, weil der Sache nach ganze Politikbereiche, etwa die Land​wirt​schafts- und die Au​ßen​handels​politik, auf die Gemeinschaft übertragen sind
.

Die "Grundsätze und Regeln" der "Modalitäten für die Ausübung dieser Befugnis​se", die der Rat der Kommission jeweils vorschreiben kann, hat der Rat auf Vor​schlag der Kommission und nach Stellung​nahme des Europäischen Parlaments einstimmig festzule​gen (Art. 202 Spstr. 3 S. 2, 4 EGV). Sie waren durch einen Be​schluß vom 13. Juli 1987 (sog. "Comitologie"-Beschluß Nr. 87/373/EWG
) gere​gelt, der durch den Beschluß des Rates vom 28. Juni 1999 zur Festlegung der Modalitäten für die Ausübung der der Kommission übertragenen Durchführungsbefugnisse (Beschluß 1999/468) ersetzt ist
. Vor allem sind verschiedene Ver​fahren definiert, nämlich die des "bera​tenden Ausschusses", des "Verwaltungs​ausschusses", des "Regelungsaus​schusses", u. a.
. Die Ausgestaltung der Ausschuß​ver​fahren wahrt die Dominanz des Rates. Dies hat an der Vereinbarkeit des Beschlusses mit Art. 202 Spstr. 3 EGV Zweifel geweckt
. Das Europäische Parlament hat in einer Entschließung vom 08. Juli 1987 kritisiert
, daß die Verfahrens​regeln des "Comitologie"-Beschlusses den Entscheidungsspielraum der Kom​mission auch (weiterhin) entweder rechtlich oder politisch einschränken wür​den. Mit Klage vom 05. Oktober 1987 gemäß Art. 230 EGV (Art. 173 EGV a.F.)
 hat das Par​la​ment die Fest​stellung der Nichtigkeit des Rats​beschlus​ses u.a. wegen Ver​stoßes gegen Art. 145 EWGV (Art. 202 EGV) beantragt. Der Gerichtshof hat die Klage jedoch mit Urteil vom 27. September 1988 als unzulässig abgewie​sen
. Nach Art. 7 Abs. 3 des Comitologie-Beschlusses ist die Kommission verpflichtet, das Europäische Parlament von den Durchführungsmaßnahmen zu informieren, und das Parlament kann gemäß Art. 8 des Beschlusses rügen, daß die Durchführungsbefugnisse des im Mitentscheidungsverfahren erlassenen Basisrechtsaktes überschritten wurden.

Die Kommission entfaltet auf Grund der delegierten Ermächtigungen eine reiche Rechtsetzungstätigkeit. So berichtet der XXI. Gesamtbericht über die Tätigkeiten der Europäischen Gemeinschaften von 8212 Rechts​akten (Verord​nungen, Richtlinien, u. a.), neben 699 Vorschlägen für Rechtsakte des Rates und 192 Mitteilungen und Berichten im Jahr 1987. 

5. Die Kommission hat gemäß Art. 211 Spstr. 1 EGV für die Anwendung dieses Ver​trages sowie der von den Organen auf Grund dieses Vertrages getrof​fenen Bestimmun​gen Sorge zu tragen. Sie hat damit die Verantwortung für die Ver​wirklichung des primären und des sekundä​ren Gemein​schaftsrechts. Thomas Oppermann sieht sie als "Hüterin der Verträge"
.

a) Das Gemein​schafts​recht wird regelmäßig durch die Mitgliedstaa​ten, kann aber auch von den Organen der Gemeinschaft selbst vollzogen werden (gemeinschaftsunmittelbarer Vollzug), etwa das Wettbewerbsrecht, das Beihilferecht, das (Außen-)Handelsrecht, das Recht des Europäischen Sozialfonds
. Die Mitgliedstaaten sind gemäß Art. 10 EGV verpflichtet, für einen effizienten Vollzug des Gemeinschaftsrechts zu sorgen
, soweit dieser ihre Sache ist. Die Länder sind dem Bund zum ordentlichen Vollzug des Gemeinschaftsrechts aus der Bundestreue in Verbindung mit Art. 23 Abs. 1 GG verpflichtet (Bundespflicht gemäß Art. 37 GG)
. Die Durch​füh​rungs​vor​schriften der Gemeinschafts​organe, insbesondere die der Kommis​sion, können den Vollzug der Mitgliedstaaten regeln, wenn das eine vertragliche Grundlage hat
. 

Wenn die Mit​gliedstaaten das Gemein​schaftsrecht vollziehen, hat die Kommission die Befug​nis zur Rechts​auf​sicht, nicht aber zur Fachaufsicht; denn sie hat nur die Wah​rung des Ge​meinschafts​rechts zu verantworten. Die aufsichts​rechtlichen Befug​nis​se ergeben sich aus dem Vertrag. Die allgemeine Pflicht zur Rechts​aufsicht ergibt sich bereits aus Art. 226 EGV, der der Kommission nach erfolg​loser Rüge einer mitgliedstaatlichen Vertragsverletzung in Absatz 2 ein Klagerecht gegen den Mitgliedstaat, der gegen eine Verpflichtung aus dem Vertrag ver​stoßen haben soll, einräumt. Weisungs​rechte gegen​über den Behörden oder gar Gerich​ten der Mit​glied​staaten hat die Kom​mission nicht
. Eine Aufsicht der Kommission über die Rechtsprechung ist allenfalls insoweit tragfähig, als dadurch die Unabhängigkeit der Richter (Art. 97 Abs. 1 GG) nicht berührt wird
. Aus der "Auf​gabe" des Art. 211 Spstr. 1 EGV folgt nicht etwa die Befugnis der Kom​mis​sion, das Ge​mein​schafts​recht in den Mitglied​staaten zu vollziehen
. Das folgt prinzipiell schon daraus, daß den Mitgliedstaaten die Gebietshoheit ver​blieben ist, wie vor allem aus Art. 228 EGV erhellt, wie es aber auch der exi​stentiel​len Staatlich​keit der Völker gemäß ist
. 

Die Kommission kann zum Zwecke der Rechtsaufsicht gemäß Art. 284 EGV "alle erfor​derlichen Auskünfte einholen und alle erforderlichen Nach​prüfungen vorneh​men". Den "Rahmen und nähere Maßgabe hierfür" hat nach dieser Vorschrift der Rat festzule​gen. Die Befugnis zur Rechtsaufsicht erlaubt es der Kommission, die Mit​glied​staaten darauf​hin zu beobachten, ob sie das Gemein​schafts​recht ein​halten. Der Beobach​tung der Kommission unterliegt alles Handeln der Mitgliedstaaten ein​schließlich der Recht​spre​chung
. Die Kom​mis​sion kann sich aus allen öffent​li​chen Quellen informie​ren. Insbesonde​re wird sie durch mitgliedstaatliche Behörden oder Unionsbürger unterrichtet. Sie hat aber nicht das Recht, sich ohne einen beson​deren Anlaß alle mitgliedstaatli​chen Vorgänge aktenmäßig vor​legen, sich berichten zu lassen oder gar ständige Aufsichts​beamte an die mit​gliedstaatli​chen Behörden zu entsenden. Soweit gehen nicht einmal die Auf​sichtsrechte der Bundesregie​rung im Rahmen der Bundesauf​sicht nach Art. 84 Abs. 3 GG
, obwohl Deutschland ein unitarischer (unechter) Bundesstaat, funktional ein föderaler Einheitsstaat ist (dazu § 4 II). Die Gemein​schafts​treue ver​pflichtet die Mitgliedstaa​ten, der Kommission die Rechtsauf​sicht zu erleich​tern
, begründet aber keine besonderen Aufsichts​rechte der Kommis​sion. Die Regelung, die der Rat nach Art. 284 EGV über die Auskunfts- und Nach​prüfungs​rechte der Kommission zu treffen hat, darf die existentielle Staatlich​keit der Völker mehr beeinträchti​gen, als es in unitarischen Bundesstaaten üblich ist; denn ein Staatenverbund muß die Eigenständigkeit der Mitgliedstaa​ten so weit als möglich wahren. Das folgt aus dem Prinzip der gegenseitigen Rücksichtnahme. Das Gemeinschaftsrecht muß zwar durchgesetzt werden, aber doch so, daß die Hoheitlichkeit der Mitgliedstaaten bestmöglichst geschont wird. Das ist ein vager Maßstab, aber die Eigenart des Rates als das föderale Organ der Mitgliedstaaten ist ein institutio​neller Schutz, der in der Regelung nach Art. 284 Halbsatz 2 EGV materialisiert werden sollte. Die Kommis​sion kann auf Ver​stöße gegen das Gemeinschafts​recht nur mit bestimmten Befugnissen reagieren. Sie kann sich nur an den Mitgliedstaat wenden, der gemäß Art. 10 EGV ver​pflichtet ist, für die Ein​haltung des Ge​meinschafts​rechts in seinem Hoheitsgebiet zu sorgen
, ganz gleich, ob eine (natürliche oder juristische) private Person oder ob eine staatliche Institution das Gemein​schafts​recht verletzt hat. Aus​nahmswei​se kann sich die Kommis​sion, wie gesagt, in be​stimm​ten Politik​be​reichen, ins​besondere dem des unternehme​rischen Wett​bewerbs, unmittelbar an die Unter​nehmen wenden und diesen durch Ent​schei​dun​gen vorschreiben, wie sie zu handeln haben (Art. 85 EGV). Gegenüber den Mit​glied​staaten pflegt die Kommission zu mahnen und zu rügen, wenn das Ge​mein​schaftsrecht verletzt wurde
. Art. 226 Abs. 1 EGV gibt der Kom​mission das Befugnis, "eine mit Grün​den ver​sehene Stellung​nahme" über den Vertragsver​stoß eines Mitglied​staates ab​zugeben, nachdem sie diesem Staat Gele​genheit zur Äußerung gege​ben hat. Wenn der Staat dieser Stellung​nahme nicht in​nerhalb der von der Kommission gesetzten Frist nach​kommt, also den Verstoß gegen das Gemein​schafts​recht nicht behebt, kann die Kommission den Ge​richtshof anrufen (Art. 226 Abs. 2 EGV). Mehr als die gericht​liche Klärung des Ver​stoßes gegen das Gemeinschafts​recht kann die Kommis​sion nicht bewirken, weil der Gemein​schaft keine Zwangsbefugnisse wie in einem (unechten) Bundesstaat nach dem Modell des Grundgesetzes zustehen. Im Gegen​satz dazu kann die Bundes​regierung, wenn der Bun​desrat oder in zweiter Instanz das Bundesverfassungs​gericht festgestellt haben, daß ein Land bei der Aus​führung der Bundesgesetze das Recht verletzt hat (Art. 84 Abs. 4 GG), Bun​deszwangs​maßnahmen gemäß Art. 37 GG ein​setzen, um den Staat zur Einhaltung der Bundespflichten anzuhalten
. Wenn der Ge​richts​hof fest​ge​stellt hat, daß der Mit​glied​staat gegen die Ver​pflichtung aus dem Vertrag verstoßen hat, also das Gemein​schaftsrecht verletzt hat, so verpflichtet dieses Urteil nach Art. 228 EGV den ver​urteilten Staat selbst, die Maß​nahmen zu ergrei​fen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben. Seiner Eigenart gemäß beläßt es der Vertrag bei der Verpflichtung der Staaten selbst zur Ge​mein​schaftstreue, die nicht erzwungen werden darf. Als Sanktions​mittel hat der Maastricht-Vertrag die Verurteilung des treuewidri​gen Mitglied​staats zur Zahlung eines Pauschalbetrages oder Zwangsgeldes ermöglicht. Das setzt die erneute Anrufung des Gerichtshofs durch die Kommission voraus (Art. 228 Abs. 2 UAbs. 2 EGV). Der Gerichtshof kann die Zahlung eines Pauschalbetrages verhängen, wenn er feststellt, daß der Mitgliedstaat seinem Urteil nicht nachgekommen ist (UAbs. 3). Immerhin verläßt sich die Union nicht mehr ausschließlich auf die nationale Gemein​schaftstreue, ein Schritt hin zum unechten Bundesstaat. Das Rechtsdurchsetzungsverfahren nach Art. 226 in Verbindung mit Art. 228 EGV steht der Kommission nicht zur Verfügung, wenn ihr Rechtsprechungsakte eines Mitgliedstaates gemein​schaftswidrig erschei​nen
. Ein solches Verfahren würde, wie gesagt, die Unabhängigkeit des nationalen Ge​richts beeinträchtigen. Gegen Richtersprüche kommen nur die rechtsschutz​rechtlichen Rechtsbehelfe in Betracht. Der Klärung des Gemeinschaftsrechts dient inzident vor allem das Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 234 EGV
.

Auch die Mitgliedstaaten können gemäß Art. 227 EGV den Gerichtshof anrufen, wenn sie der Auffassung sind, daß ein anderer Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus dem Vertrag ver​stoßen habe. Vor der Klage ist die Kommission mit dem Vorgang zu befassen (Abs. 2). Wenn deren Stellungnahme (nach "einem kontradiktatori​schen Verfahren mit" den beteiligten Staaten) nicht bewirkt, daß der Vertrags​ver​stoß beho​ben wird, oder die Kommis​sion die Stellungnahme binnen drei Mona​ten nicht abgibt (Art. 227 EGV), kann die Klage erhoben werden. Jeder Mit​gliedstaat darf somit die Vertrags​treue der anderen Mitgliedstaaten be​obachten. Besondere Auf​sichts​befugnisse erwach​sen aber daraus nicht.

b) Die Kommission hat auch darüber zu wachen, daß die Organe der Ge​mein​schaft das Gemeinschaftsrecht nicht verletzen. Die Aufsichtsbefugnisse bestimmen sich wiederum nach Art. 284 EGV. Weisungs​rechte hat die Kom​mission gegenüber den anderen Gemeinschaftsorganen nicht. Sie kann wieder​um nur den Gerichtshof anrufen. Statthaft sind die Nichtigkeits​klage nach Art. 230 EGV und die Untätigkeits​klage nach Art. 232 EGV. Art. 233 EGV ver​pflichtet das ver​urteilte Organ, die sich aus dem Urteil des Gerichts​hofs erge​benden Maßnah​men zu ergreifen. Die An​erkennung der Erkenntnisse des Gerichtshofs ist für die Stabili​tät der Gemeinschaft essentiell. Die Gemein​schafts- und Organtreue verpflichten dazu. In dieser Anerkennung kommt der Wille der Völker, in der Gemein​schaft zu leben, zum Ausdruck. Die Anerken​nung ist ein Akt der Selbstbestim​mung der Völker, der Willensautonomie der Bürgerschaften (dazu vor allem § 4 I). 

6. Die Kommission ist auch mit dem gemeinschaftsunmittelbaren Vollzug sowohl des primären als auch des sekundären Gemeinschaftsrechts befaßt. Das setzt dahingehende besondere Befugnisse im Vertrag voraus. Wie schon gesagt, trägt Art. 211 Spstr. 1 EGV einen un​mittelbaren Vollzug des Gemeinschaftsrechts durch die Kom​mission nicht. Das beweist schon der Spstr. 3 von Art. 211 EGV, der als Aufgabe der Kommission auch aufführt, daß diese "nach Maßgabe dieses Vertrags in eigener Zuständigkeit Entscheidungen zu treffen" habe. Vor allem das Prinzip der begrenzten Ermächtigung, das Befugnisse der Gemeinschafts​organe prinzipiell von einer ausdrücklichen Vertragsregelung abhängig macht, steht einer impliziten Vollzugsbefugnis der Kommission aus der allgemeinen Aufgabezuweisung entgegen
. Vollzugs​zuständigkeiten können der Kommis​sion aber auch daraus erwachsen, daß der Rat der Kommission zur Durchfüh​rung der von ihm erlassenen Vorschriften Befugnisse über​tragen hat, wie Spstr.​ 4 des Art. 202 EGV zeigt. Das setzt aber entsprechende Vollzugsbefug​nisse des Rates selbst voraus; denn Rechtsetzungsbefungisse implizieren nicht auch Vollzugsbefugnisse. Dem steht die Hoheitlichkeit der Mitgliedstaaten entgegen, die auch im Subsidiaritätsprinzip des Art. 5 EGV, aber auch in dem Gemeinschaftsprinzip des Art. 10 EGV Ausdruck findet. Selbst im unechten Bundesstaat (wie Deutschland) folgen aus den Gesetzgebungsbefugnissen keinesfalls Ausführungsbefugnisse des Bundes, wie die Art. 83 ff. GG zeigen. Die Vollzugsbefugnis wahrt wesentlich die existentielle Staatlich​keit der Völker. Der Vollzug ist der Kommission vor allem zur Durchset​zung der Wettbewerbsregeln über​tragen (Art. 85 EGV). Nähere Regelun​gen trifft die Kartell​verordnung Nr. 17 des Rates vom 6. Februar 1962
, aber auch die Fusions​kontroll-Verordnung des Rates vom 21. Dezember 1989
. Auch in weiteren Berei​chen hat die Kommission Vollzugsrechte
. Auch die Be​fug​nis der Kommission, einem Staat auf​zuge​ben, eine gemein​schafts​rechts​widrige Beihilfe aufzuheben oder umzuge​stal​ten (Art. 88 Abs. 2 EGV), hat trotz ihrer auf​sichtsrecht​lichen Komponente unmittel​bare Vollzugsfunktion, obwohl die Entscheidung gegen einen Mit​glied​staat gerich​tet werden muß und ihre Miß​achtung nur die (erleichterte) Klage vor dem Gerichtshof rechtfertigt (Art. 88 Abs. 2 UAbs. 2 EGV). Nicht zu den Maßnah​men des unmittelbaren Voll​zugs gehören die vielfäl​tigen Befugnisse der Kommission, durch Richt​linien und Verord​nungen Rege​lungen zu treffen oder die Mitgliedstaaten durch Empfeh​lungen oder Stellungnahmen zu gemein​schafts​gerechten Rege​lungen anzu​hal​ten. Die Wirk​samkeit dieser Maßnahmen hat die Kommis​sion wiederum im Wege der Rechts​aufsicht zu gewährleisten. 

Allerdings ist zu bedenken, daß enge Regelungen in den Rechtsakten den Vollzug der Mitglied​staaten intensiv steuern und exekutive Funktion haben, zumal sie das Vertrags​verletzungsver​fahren vor dem Gerichtshof ermöglichen. Die Vollzugshoheit der Mitgliedstaa​ten dürfte auch der Grund sein, warum die Gemeinschaftsorgane weitgehend fast peinlich genaue Regelungen treffen, die wenig Vertrauen in den mitglied​staatlichen Vollzug beweisen. Die Recht​set​zungs​befugnisse ebnen auch den Unterschied zwischen Rechts- und Fach​auf​sicht ein, weil die Kom​mission (wie der Rat) Zweckmäßigkeitserwägun​gen durch die Rechtsakte rechtsver​bindlich machen können. Das Subsidiaritäts​prinzip des Art. 5 Abs. 2 EGV ist insoweit erst noch in Stellung zu bringen.

7. Die Kommission hat mannigfache andere Aufgaben, etwa die verschiede​nen Fonds der Gemeinschaft (Agrar-, Sozial-, Regional-, Struktur-, Kohäsions​fond, etc.) zu ver​walten. Sie ist an der Er​stellung des Haushaltsplans beteiligt (Art. 272 EGV) und führt den Haushaltsplan nach der gemäß Art. 279 EGV vom Rat einstimmig festge​legten Haushaltsordnung in eigener Ver​antwortung aus (Art. 274 EGV). Die Kom​mission vertritt die Gemeinschaft geschäft​lich und gerichtlich (Art. 282 EGV). Sie hat "alle zweckdienlichen Beziehungen zu den Organen der Vereinten Natio​nen, ihren Fachorganisationen und des all​gemei​nen Zoll- und Handels​abkom​mens" zu unterhalten, aber, soweit es zweck​dienlich ist, auch zu allen inter​nationalen Organisationen sonst (Art. 302 EGV). Der Kommission obliegt ferner das Aushan​deln von (Handels-)Abkom​men der Gemeinschaft mit dritten Staaten oder inter​nationalen Organisationen (Art. 133 Abs. 3 und Art. 300 EGV). Gemäß Art. 27 EUV wird die Kommis​sion an der Arbeit in der Gemein​samen Außen- und Sicher​heitspolitik in vollem Umfang beteiligt.

8. Nach Art. 212 EGV veröffentlicht die Kommission jährlich einen Ge​samt​bericht über die Tätigkeit der Gemeinschaft. Dieser Gesamtbericht ist eine wichtige Informations​quelle über die aktuellen Entwicklungen im Bereich der Gemeinschaftspoltik und des Gemein​schaftsrechts.

III. Die Geschäftsordnung und die Geschäftsverteilung

Gemäß Art. 16 FusV hatte sich die Kommission die Vorläufige Geschäftsord​nung vom 6. Juli 1967 (GO der KOM) gegeben
. Diese wurde mehrfach geändert. Seit dem Maastricht-Ver​trag ist die Vertragsgrundlage der Geschäftsordnung Art. 218 Abs. 2 EGV. Derzeit ist die Geschäftsordnung der Kommission vom 29. November 2000
 (GO-KOM) maßgeblich, die am 1. Januar 2001 in Kraft getreten ist.

Nach Art. 1 GO wird die Kommission als Kollegialorgan unter der politischen Führung ihres Präsidenten tätig. Der Vertrag von Amsterdam hatte dem Präsidenten in Art. 219 Abs. 1 EGV die politische Führung zugeschrieben. Diese Bestimmung hat der Vertrag von Nizza wieder gestrichen. Ent​scheidun​gen werden durch die Kommission als Ganzes, nicht aber durch eines ihrer Mitglieder getroffen, jedenfalls verantwortet; denn der Vertrag ermächtigt durchgehend die Kommission, nicht deren Mitglie​der
. Beispielhaft sei auf Art. 8 Fusionskontroll-VO verwiesen, der auf die Ent​scheidun​gen darüber, ob ein dieser Verord​nung unter​fallender Unter​neh​menszusammenschluß mit dem Ge​mein​samen Markt ver​einbar ist, dem Kom​missionskollegium und nicht der zuvor mit der Sachprüfung befaßten General​direktion überträgt. Die Entscheidungskompetenz der Kommission verstärkt im übrigen die Gefahr, daß die Ent​scheidung von ande​ren als den wettbewerb​lichen Kriterien des Art. 2 Fusionskontroll-VO beein​flußt wird. 

Die Sitzungen der Kommission sind nichtöffentlich, ihre Beratungen ver​traulich (Art. 9 GO-KOM). Die Beschlüsse der Kommission werden nach Art. 219 Abs. 2 EGV mit der Mehrheit der in Art. 213 EGV bestimmten Zahl ihrer Mitglieder gefaßt. Bei derzeit zwanzig Mitgliedern ist demnach die Zu​stim​mung von elf Mitgliedern für einen Beschluß (Konsensquorum) erforder​lich. Aufgrund Art. 219 Abs. 2 EGV i.V.m. Art. 7 Abs. 1 GO der KOM ist die Kommis​sion beschlußfähig, wenn mindestens "die Mehrheit der im Vertrag vorgesehenen Mitglieder anwesend ist, also elf Mitglieder (Präsenz​quo​rum). Entgegen dem insoweit mißver​ständlichen Wort​laut des Art. 212 Abs. 2 EGV ("kann nur wirksam tagen") ist, wenn weni​ger als elf Mitglieder anwesend sind, zwar keine Be​schlußfas​sung, wohl aber eine Bera​tung mög​lich. Abwesende Mitglieder können sich in der Sitzung der Kommis​sion nicht vertreten lassen. Nach Art. 10 Abs. 2 GO-KOM kann ein Mitglied des Kabinetts des abwesenden Mitglieds an der Sitzung teilnehmen und dessen Meinung vortragen. Nach Art. 4 GO-KOM sollen die Be​schlüsse der Kom​mission entweder in gemeinschaftli​cher Sitzung (a) oder im schriftlichen Verfahren (b) oder im Ermächtigungsverfahren (c) oder im Verfahen der Delegation (d) gefaßt werden. Die Verfahren a – c sind in Art. 12, 13, 14 GO-KOM geregelt. Dabei soll der "Grundsatz der kollegialen Veranwortung voll gewahrt bleiben (?). Die Kommis​sion kann nach Art. 13 GO-KOM in gewissen Grenzen und unter gewissen Vorbehalten ihre Mit​glieder ermächtigen, Kommis​sionsbe​schlüsse, auch finanzieller Art, zu treffen, wenn diese Außenwirkung haben, nur im Einvernehmen mit dem Präsidenten. Die Befugnisse können durch Subdelegation auf die Generaldirektoren und Dienstleiter weiterübertragen werden (Art. 12 Abs. 2 GO-KOM). Auf diese kann die Kommission auch direkt die Befugnis delegieren "Maßnahmen der Geschäftsführung und Verwaltung zu treffen (Art. 14 GO-KOM). Hierin soll keine echte Delega​tion von Kom​missionsbefugnissen, sondern nur ein Akt interner Ge​schäftsver​teilung in Form der bloßen "Übertragung der Zeich​nungs​berechti​gung" lie​gen
. Eine genaue Begrenzung der Befugnisübertragung ist notwendig
. Das schriftliche Verfahren arbeitet an der Grenze des Kollegial​prin​zips sogar mit dem Mittel der fingierten Zustimmung durch Fristab​lauf (Art. 12 Abs. 4 GO-KOM)
. 

Der Präsident nimmt die Vertretung der Kommission wahr und benennt die Mitglieder der Kommission, die ihn bei dieser Tätigkeit unterstützen (Art. 3 Abs. 2 GO-KOM). Art. 22-24 GO-KOM regeln die Vertretungen.

Anhang der Geschäftsordnung ist der "Kodes für gute Verwaltungspraxis in den Beziehungen der Bediensteten der Europäischen Kommission zur Öffentlichkeit, dessen Einhaltung Korruption ausschließe würde.

IV. Die innere Organisation

Die Beschlußfassung der Kommison vollzieht sich nach dem Kollegial​prinzip. Die Vorbereitung der Entscheidungsfindung ist jedoch ressortmäßig organi​siert
. Der Präsident kann den Mitgliedern der Kommission spezielle Aufgabenbereiche zuweisen (Art. 3 Abs. 1 GO-KOM). Der Kommission stehen Generaldirektionen, die wiederum ein oder mehrere Sachge​biete um​fassen zur Verfügung Art. 19 GO-KOM), die in Direktionen und weiter in Referate gegliedert sind. Die Dienststellen arbeiten, "um die Effizienz der Amtstätigkeit der Kommission sicherzustellen", so eng wie möglich zusammen (Art. 21 Abs. 1 GO-KOM). Der Juristische Dienst ist zu allen Entwürfen und Vorschlägen von Beschlüssen (Rechtsaken) zu hören (Art. 21 Abs. 2 S. 2 GO-KOM). Die Kommissionsmitglieder können Kabinette bilden (Art. 16 Abs. 1 GO-KOM). Daneben bestehen weitere "besonde​re Dienststellen". Der Orga​ni​sationsplan der Kommission weist derzeit (2003) insgesamt 34 Ressorts aus:

1. Politiken

Beschäftigung und Soziales, Bildung und Kultur, Binnenmarkt, Energie und Verkehr, Fischerei, Forschung, Gesundheit und Verbraucherschutz, Gemeinsame Forschungsstelle, Informationsgesellschaft, Justiz und Inneres, Landwirtschaft, Regionalpolitik, Steuern und Zollunion, Umwelt, Unternehmen, Wettbewerb, Wirtschaft und Finanzen

2. Außenbeziehungen

Amt für humanitäre Hilfe – ECHO, Außenbeziehungen, Entwicklung, Erweiterung, EuropeAid – Amt für Zusammenarbeit, Handel

3. Allgemeine Dienste

Amt für amtliche Veröffentlichungen, Europäisches Amt für Betrug​sbekämpfung, Eurostat, Generalsekretariat, Presse und Kommunikation

4. Interne Dienste

Gemeinsame Dolmetsch- und Konferenzdienst, Generaldirektion Übersetzung, Haushalt, Interner Auditdienst, Juristischer Dienstag- personal und Verwaltung, Politischer Beraterstab.

Dem Generalsekretariat obliegt die Koordinierung der Arbeit des Gesamt​organs und die Abstimmung gegenüber den anderen Organen der Gemein​schaft
. Jedem Kommis​sions​mit​glied ist ein Kabinett aus politischen Beam​ten mit einem Kabinettschef zugeordnet. An der Spitze einer Generaldirektion steht ein dem Kommis​sions​mitglied verantwortlicher Generaldirektor. Die Unter​gliederung der Gene​raldirektionen erfolgt hierarchisch in Direktionen und Ab​teilungen.

Die Kommission verfügt über einen Stamm von ca. 24.000 eigenen Bedien​steten, deren Dienstverhältnisse sich nach dem vom Rat erlassenen "Beamten​statut" bestimmen
. Die Zahl der Bediensteten ist groß. Sie kosten viel Geld, weil die Bezüge die Gehälter deutscher Beamten meist mehr als 100 % übersteigen. Das stabilisiert aber die integrationistische Ideologie.

§ 10 Die Gerichtsbarkeit

I. Geschichtlicher Rückblick

Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaft (EuGH) mit Sitz in Luxemburg hat seine Tätig​keit im Dezember 1952 als Gerichtshof der Europäischen Gemein​schaft für Kohle und Stahl, der Montan​union, aufgenommen. In den Verhand​lungen zwischen den sechs späteren Mit​glied​staa​ten war es anfangs keineswegs selbstverständlich, daß neben der Exekutive (damals Hohe Behörde, heute Kommis​sion genannt), neben Rat und Versamm​lung als viertes, gleichbe​rech​tig​tes Organ der Gemeinschaft ein Gerichts​hof mit um​fassenden Kompetenzen geschaffen werden würde. Die französischen Pläne sahen zu​nächst nur eine Art internationales Schieds​gericht vor. Jean Monnet fürchtete (mit Recht), ein perma​nentes Gericht könnte zum Träger der eigentli​chen Autorität werden. Die deutsche Delegation unter der Leitung Walter Hallsteins hat erreicht, daß ein Gerichts​hof in​stitutio​nalisiert worden ist, der den Schutz des Rechts gewähr​leisten soll. 

II. Europäischer Gerichtshof

Der Europäische Gerichtshof  und das Gericht erster Instanz sind die Rechtsprechungsorgane der Gemein​schaft
. Hinzu kommen die gerichtlichen Kammern (Art. 220 Abs. 2, Art. 225a EGV). Art. 220 Abs.1 EGV lautet: 

"Der Gerichtshof und das Gericht erster Instanz sichern im Rahmen ihrer jeweiligen Zuständigkeit die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwen​dung dieses Vertrags.“ (vgl. auch Art. 31 EGKSV, Art. 136 EAGV). 

Damit sind dem Gerichtshof und dem Gericht erster Instanz die klassische Recht​sprechungs​funktion der verbindlichen Rechtsklärung
 übertragen. Eine Ge​wal​ten​teilung im klassi​schen Sinne der Trennung der gesetzgeben​den, der voll​ziehen​den und der rechtsprechenden Gewalt durch jeweils besondere eigen​ständige Organe kennt die Gemein​schaft nicht. Vor allem sind die Organe der Legislati​ve und Exekuti​ve nicht getrennt. Allerdings hat im Parteienstaat die Par​tei(en)re​gie​rung, welche das Parlament zu dominieren pflegt, den wesentli​chen Einfluß auf die Gesetzgebung. Von echter Funktionenteilung kann inso​weit keine Rede sein. Eine Gewaltenteilung gibt es in der demokra​tischen Republik ohnehin nicht, weil alle Staats​gewalt vom Volk ausgeht
. Der Ge​richtshof und das Gericht erster Instanz vereinigen jedoch in "der sonst bekannten Weise" Funktion und Institution der Rechtspre​chung der Judikative
. Die Rechts​kon​trolle des Handelns von Rat und Kommission durch den Ge​richts​hof und das Gericht erster Instanz ist umso wichtiger und notwendiger, als der Parlamentarismus in der Europäi​schen Gemeinschaft noch unterentwickelt ist und eine gemeinsame parlamenta​rische Kontrolle der Exekutive weitgehend fehlt
. Seit 1958 ist der Gerichts​hof gemäß Art. 3 f. des Abkom​mens über gemein​same Organe für die Euro​päi​schen Gemeinschaf​ten vom 25.3.1957
 i.V.m. Art. 200 ff. EGV, Art. 136 ff. EAGV, Art. 31 ff. EGKSV ge​meinsa​mer Ge​richtshof aller drei Ge​mein​schaf​ten. Vor allem die Einrichtungen der deut​schen und der italieni​schen Ver​fassungs​gerichts​barkeit, aber auch die des französi​schen Conseil d'Etat sind Vor​bilder des Gerichts​hofs
. 

Das in der Organlehre skizzierte Einflußgeflecht von Rat, Gerichtshof, Kommission und Parlament bedingt ein System gegenseitiger Verschränkungen und Hemmungen der Organe der Gemeinschaft. Der Gerichtshof gebraucht hierfür den Begriff des "institutionellen Gleichge​wichts"
. Das System des "institu​tio​nellen Gleich​ge​wichts" ist auf die funktionsge​rech​te Ausübung der Gemein​schaftsbefugnisse gerichtet und wird vom Gerichtshof als normatives Kriteri​um der Bewer​tung von Kompetenzverlagerungen zwischen den Orga​nen zu​grundegelegt
.

Durch den Vertrag von Nizza sind die Befugnisse des Gerichtshofs potentiell ausgeweitet worden. Art. 229a EGV ermöglicht die Übertragung von Zuständigkeiten an den Gerichtshof auf dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes.

„Unbeschadet der sonstigen Bestimmungen dieses Vertrags kann der Rat auf Vorschlag der Kommission nach Anhörung des Europäischen Parlaments einstimmig Bestimmungen erlassen, mit denen der Gerichtshof in dem vom Rat festgelegten Umfang die Zuständigkeit übertragen wird, über Rechtsstreitigkeiten im Zusammenhang mit der Anwendung von aufgrund dieses Vertrags erlassenen Rechtsakten, mit denen gemeinschaftliche Titel für den gewerblichen Rechtsschutz geschaffen werden, zu entscheiden.“

Durch eine solche Möglichkeit sekundärrechtlicher Befugniserweiterung wäre eine dem Prinzip der begrenzten Ermächtigung (dazu § 6 I) und dem Demokratieprinzip widersprechende Kompetenz-Kompetenz geschaffen worden, wenn nicht in Satz 2 vorgesehen wäre:

„Der Rat empfiehlt den Mitgliedstaaten, diese Bestimmungen gemäß ihren verfassungsrechtlichen Vorschriften anzunehmen.“

Weil die kompetenzerweiternden Bestimmungen des Rates der Ratifikation durch die Mitgliedstaaten bedürfen, bleiben die Mitgliedstaaten insoweit noch „Herren“ des Gemeinschaftsrechts.  

III. Europäischer Gerichtshof und seine Mitglieder

1. Richter

Gemäß Art. 221 UAbs. 1 EGV (Art. 137 EAGV, Art. 32 EGKSV) besteht der Gerichtshof aus einem Richter je Mitgliedstaat. Damit sollen nicht die spezifischen Interessen der jeweiligen Mitgliedstaaten, sondern die verschiedenen Rechtskulturen der Mitgliedstaaten repräsentiert werden
. Die Richter werden von den Regierun​gen der Mitgliedstaa​ten in gegen​seitigem Einver​nehmen auf sechs Jahre ernannt (Art. 223 Abs.1 EGV). Alle drei Jahre wird nach Maßgabe der Satzung des Gerichtshofs eine teilweise Neubeset​zung der Richterstellen (acht bzw. sieben, Art. 9 EuGH-Satzung)
 durch​geführt (Art. 223 Abs.2 EGV, 139 EAGV, 32 b EGKSV). Eine Wiederwahl der Richter ist möglich (vgl. Art 223 Abs. 4 EGV). 

Als Ernennungsvoraussetzun​gen schreibt Art. 223 UAbs.1 EGV vor:


"Zu Rich​tern und Generalanwälten sind Persönlichkeiten auszuwäh​len, die jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten und in ihrem Staat die für die höchsten richterlichen Ämter erforderli​chen Voraus​setzungen erfüllen oder Juristen von anerkannt hervorragender Befähi​gung sind;". 

Meist sind die Richter des Ge​richtshofes ehemalige Minister, Abge​ordnete, hohe Beamte oder Professoren ihrer Mitglied​staaten. 

"Die Richter wählen aus ihrer Mitte den Präsidenten des Gerichtshofs für die Dauer von drei Jahren. Die Wieder​wahl des Präsidenten ist zulässig" (Art. 223 UAbs. 6 EGV). 

Die Rechtstellung der Richter (Immunität, Verbot anderer Berufstätigkeiten usw.) ist im einzelnen in den Art. 2 ff. der Satzung des Gerichtshofs festgelegt.

Die Satzung des Gerichtshofs kann vom Rat einstimmig auf Antrag des Gerichtshofs oder auf Antrag der Kommission geändert werden (Art. 245 UAbs.2). Bei der Genehmigung der Verfahrensordnungen des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz wurde die Abstimmung mit qualifizierter Mehrheit eingeführt (Art. 223 UAbs. 6, Art. 224 UAbs.5).

2. Besetzung des Gerichtshofs

Schon nach der Neufassung der Art. 221 UAbs. 2 EGV, Art. 137 Abs. 2 EAGV, Art. 32 Abs. 2 EGKSV durch den Maastrichter Vertrag wurde der vorher bestehen​de Grundsatz der Entschei​dung in Plenarsitzungen, zugunsten des Regeltatbe​standes der Kam​merent​scheidung, zum Ausnahmetat​bestand umgekehrt
.

Art. 221 UAbs. 2 und 3 lauten: 


"Der Gerichtshof tagt in Kammern oder als Große Kammer entsprechend dem hierfür in der Satzung des Gerichtshofs vorgesehenen Regeln.


Wenn die Satzung es vorsieht, kann der Gerichtshof auch als Plenum tagen." 

Art. 16 der EuGH-Satzung
 sieht vor, daß der Gerichtshof Kammern mit drei oder fünf Richtern bildet. Die Große Kammer ist mit elf Richtern besetzt. Als Große Kammer tagt der Gerichtshof, wenn ein Mitgliedstaat oder ein am Verfahren beteiligtes Gemeinschaftsorgan dies beantragt. Als Plenum tagt der Gerichtshof gemäß Art. 16 EuGH-Satzung, wenn er gemäß Art. 195 Abs. 2, Art. 213 Abs. 2, Art. 216 oder 247 Abs. 7 EG-Vertrag oder gemäß Art. 107 d Abs. 2, Art. 126 Abs. 2, Art. 129 oder Art. 160 b Abs. 7 EAG-Vertrag befaßt wird. Außerdem kann der Gerichtshof, wenn er der Auffassung ist, daß eine Rechtssache, mit der er befaßt ist, von außergewöhnlicher Bedeutung ist, nach Anhörung des Generalanwalts entscheiden, diese Rechtssache an das Plenum zu verweisen. 

Es bestehen sechs Kam​mern mit je drei oder fünf Richtern (Art. 9 EuGH Verfahrensordnung vom 19. Juni 1991
); Zusammensetzung unter:

http://curia.eu.int/de/instit/presentationfr/index.htm).

3. Hilfsberichterstatter

Zur Unterstützung ihrer Tätigkeit können den Richtern Hilfsberichterstatter, sog. Atta​chés, bei​gegeben werden (Art. 12 Satzung EuGH i.V.m. Art. 24 Ver​fahrensordnung EuGH).

4. Generalanwälte

Gemäß Art. 222 UAbs.1 (Art. 32 a EGKSV, 138 EAGV) wird der Gerichts​hof "von acht General​anwälten unterstützt". „“Auf Antrag des Gerichtshofs kann der Rat einstimmig die Zahl der Generalanwälte erhöhen.“


"Der Generalanwalt hat öffentlich in völliger Unparteilichkeit und Unabhän​gigkeit begrün​dete Schluß​anträge zu den Rechts​sachen zu stellen, in denen nach der Satzung des Gerichtshofs seine Mitwirkung erforderlich ist.“ (Art. 222 UAbs. 2 EGV).

Ein Generalanwalt wird jeweils auf ein Jahr vom Gerichtshof zum Ersten Gene​ralanwalt gewählt. Er koordiniert die Arbeit der Generalanwälte (Art. 10 Ver​fahrensordnung EuGH). Für die Befähigung, die Ernennung, die Amtszeit und sonstige Rechts​stellung der Generalanwälte gelten weitgehend dieselben Regelungen wie für die Richter (vgl. Art. 223 UAbs.1 EGV).

Ähnlich den französischen Commissaires du gouvernement beim Conseil d'Etat und den Vertretern des öffentlichen Interesses im deutschen Verwal​tungsge​richtsverfahren beur​teilen die Generalanwälte die Rechtssache, der "Wahrung des Rechts" (Art. 220 UAbs.1 EGV) ver​pflichtet, ohne einen der Ver​fahrensbeteiligten zu vertreten. Sie sind unabhängige Bericht​erstatter
. Die Schluß​anträge der General​anwälte sind meist ausführlich begrün​det und auch für das Ver​ständnis der Urteile unver​zichtbar
, zumal der Gerichtshof den Schluß​anträgen in den mei​sten Fällen folgt, auch wenn er nicht an sie gebunden ist. Die Begründung der Schlußanträge fördert allerdings die Praxis des Gerichts​hofs, seine Urteile sehr knapp, ja apodiktisch abzufas​sen
.

5. Kanzler

Die Gerichtsverwaltung, zum Teil aber auch das gerichtliche Verfahren
, findet Hilfe durch einen Kanzler (greffier). Er wird vom Gerichtshof auf jeweils sechs Jahre ernannt und untersteht dessen Weisungen (Art. 223 UAbs.5 EGV, Art. 32 c EGKSV, Art. 140 EAGV i.V.m. Art. 12 ff. Ver​fahrens​ordung EuGH und der Dienstanweisung für den Kanzler
.

IV. Gericht erster Instanz

1. Errichtung und Zusammensetzung

Durch die Art. 4, 11 und 26 der EEA wurden die gleichlauten​den Art. 32 d EGKSV, 168 a EWGV und 140 a EAGV eingeführt. Sie sind die Rechts​grund​lage für die Errich​tung eines Gerichts erster Instanz
. Um der Überlastung des Ge​richtshofs abzuhelfen, hat der Rat durch Beschluß 88/591 vom 24. Oktober 1988
 dem Ge​richts​hof ein solches Gericht des "ersten Rechts​zu​ges", jedoch kein  zusätzli​ches Gemein​schaftsorgan, zugeordnet. Es hat seinen Sitz ebenfalls in Luxem​burg und hat dort im Herbst 1989 seine Tätigkeit aufgenom​men. Wie der Europäische Gerichtshof ist es ein gemeinsames Gericht der zwei (früher drei) Ge​meinschaften. Ihm gehören mindestens ein Richter je Mitgliedstaat an (Art. 224 Abs.1 Satz 1 EGV), die wie beim Ge​richtshof von den Regie​rungen der Mitglied​staaten im gegen​seiti​gen Einver​nehmen auf sechs Jahre ernannt werden und ihren Präsidenten wählen (vgl. Art. 224 Abs. 2 EGV i.V.m. den Ratsbe​schlüs​sen sowie Art. 7 VerfOEuG). Alle drei Jahre erfolgt eine teilweise Neubesetzung. Auch hier ist eine Wiederwahl möglich (Art. 224 Abs. 2 S. 3 und 4 EGV). Jedes dieser Mitglieder kann dazu bestimmt werden, die Tätigkeit eines Gene​ralanwalts auszuüben (Art. 2 des Ratsbe​schlus​ses, Art. 2 § 2 Verfahrensordnung des Gerichts erster Instanz vom 2. Mai 1991)
 und darf dann bei der Ent​scheidung der Rechtssache nicht mitwir​ken
. Die Funktion des Generalan​walts ist bei dem Gericht erster Instanz also nicht eigenständig, sondern wird von den Richtern mitübernom​men
.

2. Zuständigkeit des Gerichts erster Instanz

Der Vertrag von Nizza hat das Rechtsprechungssystem der Europäischen Union umfassend reformiert. Von der Tätigkeit des Gerichts erster In​stanz erhofft man nicht nur eine Entla​stung des Gerichtshofs, sondern auch eine "bessere Sach​aufklärung in seinem Bereich"
.

Im Vertrag ist die Zuständigkeitsverteilung zwischen Gerichtshof und Gericht erster Instanz festgelegt, die Abgrenzungen können aber im Rahmen der Satzung angepaßt werden.

Nach Art. 225 EGV ergeben sich folgende Zuständig​keiten des Gerichts erster Instanz:

a) Art. 230 EGV: Nichtigkeitsklagen gegen Rechtsakte der Gemeinschaft

b) Art. 232 EGV Untätigkeitsklage

c) Art. 235 EGV: Schadensersatzklage

d) Art. 236 EGV: Streitsachen zwischen Gemeinschaft und Bediensteten

e) Art. 238 EGV: Zuständigkeit aufgrund einer von der Gemeinschaft vereinbarten Schiedsklausel

Von dieser allgemeinen Zuständigkeit ausgenommen sind diejenigen Klagen, die einer gerichtlichen Kammer (Art. 225a EGV) übertragen werden, und Klagen, die gemäß der Satzung dem Gerichtshof vorbehalten sind. Beim Gerichtshof bleibt die Zuständigkeit für die anderen Klagen (insbesondere die Vertragsverletzungsklagen, Art. 226 EGV). Gemäß Art. 51 der Satzung ist der Gerichtshof für Klagen der Mitgliedstaaten, der Gemeinschaftsorgane und der Europäischen Zentralbank zuständig.

Dem liegt der Gedanke zu Grunde, daß dem Gerichtshof als oberstem Rechtsprechungsorgan der Europäischen Union die Rechtsprechung in den grundlegenden Fragen des Gemeinschaftsrechts vorbehalten bleiben soll. Zu diesem Zweck hat die Regierungskonferenz den Gerichtshof und die Kommission ersucht, so bald wie möglich eine umfassende Überprüfung der Zuständigkeitsverteilung zwischen dem Gerichtshof und dem Gericht erster Instanz vorzunehmen, damit nach Inkrafttreten des Vertrags von Nizza geeignete Vorschläge geprüft werden können.

Zur Unterscheidung werden die Rechtssachen des Gerichtshofs mit dem Buch​staben "C" (Cour), die des Gerichts Erster Instanz mit "T" (Tribunal) gekenn​zeichnet.

3. Gerichtliche Kammern

Der Rat kann gemäß Art. 220 UAbs. 2, Art. 225a EGV durch einstimmigen Beschluß auf Vorschlag der Kommission und nach Anhörung des europäischen Parlaments und des Gerichtshofs oder auf Antrag des Gerichtshofs und nach Anhörung des Europäischen Parlaments und der Kommission gerichtliche Kammern bilden, die im ersten Rechtszug für bestimmte Kategorien von Klagen in besonderen Sachgebieten zuständig sind (z. B. im Bereich des geistigen Eigentums). Zu Mitgliedern der gerichtlichen Kammern sind Personen auszuwählen "die jede Gewähr für Unabhängigkeit bieten und über die Befähigung zur Ausübung richterlicher Tätigkeiten verfügen". Sie werden einstimmig vom Rat ernannt. In der 16. Erklärung zur Schlußakte der Konferenz von Nizza (zu Art. 225a EGV; Sartorius II, Nr. 147) ersucht die Regierungskonferenz den Gerichtshof und die Kommission, den Entwurf eines Beschlusses über die Bildung einer derartigen gerichtlichen Kammer auszuarbeiten, die für Streitsachen in Personalangelegenheiten zuständig ist (vgl. Art. 236 EGV). 

4. Rechtsmittel und Verfahren

Gegen die Entscheidungen des Gerichts erster Instanz kann gemäß Art. 225 Abs. 1 UAbs. 2 EGV "nach Maßgabe der Bedingungen und innerhalb der Grenzen, die in der Satzung vorgesehen sind, beim Gerichtshof ein auf Rechtsfragen beschränktes Rechtsmittel eingelegt werden". Art. 56 ff. der Sat​zung regeln das Rechtsmittelver​fahren beim Europäischen Gerichtshof. Beim Ge​richts​hof eingelegte Rechtsmittel sind auf Rechtsfragen beschränkt (Art. 58 UAbs.1 S 1 der Satzung) und können nur auf 

- die Unzu​ständig​keit des Gerichts, 

- auf einen Verfahrensfehler, durch den die Interessen des Rechts​mittelführers beein​trächtigt werden, oder 

- auf eine Ver​letzung des Gemein​schafts​rechts gestützt werden
.

Gegen Entscheidungen der gerichtlichen Kammern können beim Gericht erster Instanz ein auf Rechtsfragen beschränktes oder auch, wenn der Beschluß über die Bildung der Kammer dies vorsieht, ein auch Sachfragen betreffendes Rechtsmittel eingelegt werden (Art. 225a Abs. 2 EGV). Entscheidungen des Gerichts erster Instanz über Rechtsmittel gegen Entscheidungen der gerichtlichen Kammern nach Art. 225 a EGV gemäß Art. 225 Abs. 2 EGV können ebenfalls "nach Maßgabe der Bedingungen und innerhalb der Grenzen, die in der Satzung vorgesehen sind, in Ausnahmenfällen vom Gerichtshof überprüft werden, wenn die ernste Gefahr besteht, daß die Einheit oder Kohärenz des Gemeinschaftsrechts berührt wird." Rechtsmittel zum Gerichtshof haben keine aufschiebende Wirkung (argumentum aus Art. 242 EGV)
. 

Titel IV der Satzung des Gerichtshofs regelt das Gericht erster Instanz. Das Verfahren vor dem Gericht erster Instanz richtet sich gemäß Art. 53 Abs. 1 der Satzung im wesent​li​chen nach Art. 19 ff. der Satzung, die auch für den Gerichtshof gelten. Wenn der Rat nichts anderes beschließt, finden im übri​gen Art. 220 ff. EGV und das sekundäre Gemeinschaftsrecht auf das Gericht erster Instanz Anwen​dung
.

V. Funktion der gemeinschaftlichen Gerichtsbarkeit

1. Politische Funktion des objektiven und subjektiven Rechtsschutzes

"Der Gerichtshof und das Gericht erster Instanz sichern … die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und An​wendung dieses Vertrags." (Art. 220 Abs. 1 EGV). Das zu wah​rende Recht ist das Gemeinschafts​recht. Dazu gehören nicht nur die Verträge und das sekundäre Gemein​schafts​recht, sondern auch ungeschriebenes Recht wie die allgemeinen Rechts​grundsätze, insbesondere die Grundrechte, aber auch das Völker​recht
; eben das Recht mit Ge​mein​schafts​rang. Ge​mein​schaftsrecht ist nicht nur die Gesamtheit der Rechts​akte der Gemein​schaft, sondern die Richtigkeit derselben als ihre Sittlichkeit / praktische Ver​nünftig​keit
. Aus den offenen Begrif​fen des Gemeinschafts​rechts erwächst dem Gerichtshof politi​scher Einfluß; denn jeder Richter​spruch ist auch eine politi​sche Entscheidung, freilich rechtlich gebunden
. Der Gerichtshof beläßt allerdings dem Gemeinschaftsgesetzgeber einen weiten politischen Entschei​dungsspielraum, den er nicht am Recht mißt
. Recht ist poli​tisch. Rechts​etzung ist Politik. Der Ge​richts​hof ist im Machtgefüge der Gemein​schaft ein politi​scher Gegen​spieler des Rates, dessen Einfluß den des Parla​ments übertrifft. Das gilt in der parteien​staatlichen Wirklichkeit für die Gemein​schaft nicht anders als für die Mitglied​staaten mit einer entwickelten Verfas​sungs​gerichtsbarkeit, wie sie Deutschland hat. Gegenüber den Mitgliedstaaten hat sich die Gerichtsbarkeit der Union mehr als Rechtsaufsicht denn als Streitschlichtung entfaltet. Der politische Einfluß des Gerichtshofs ergibt sich aus seiner Aufgabe, das Gemeinschafts​recht zu klären. 

Der Gerichtshof sichert nach dem Vertrag hingegen nicht das natio​nale Recht der Mit​gliedstaaten. Dieses kann aber wegen Verstoßes gegen das Gemeinschaftsrecht Gegenstand der Prozesse vor dem Gerichtshof sein. 

Die Durchsetzung des europäischen Gemeinschaftsrechts verwirklicht die Europäische Gemeinschaft; denn diese ist eine Rechtsgemeinschaft, also funktional und institutionell ein Staat (dazu § 3 und § 4 III). Die gemeinschaftliche Gerichtsbarkeit fungiert darum wie eine Verfassungs-, Verwaltungs-, eine Zivil- oder eine Strafge​richtsbarkeit
. Um ihrer Verpflichtung aus Art. 220 Abs. 1 EGV nachzukom​men, das ge​schriebene und ungeschriebene Gemein​schaftsrecht bei der Auslegung und Anwendung der Gemeinschaftsverträge zu sichern, müssen die Gerichte der Europäischen Union einschließlich der Gerichte der Mitgliedstaaten gemäß ihren Zuständigkeiten bestmöglich sub​jektiven Rechts​schutz gewähren und durch den Rechts​schutz das objektive Recht der Gemein​schaft(en) sicherstellen, damit das Gemeinschaftsrecht in allen Mitgliedstaaten nach Möglichkeit einheitlich verwirklicht wird
. Die Subjektivierung des Rechts​​schutzes, die jeden von Rechtsverletzungen betroffe​nen Bürger zum Hüter auch des objekti​ven Rechts macht, hat sich als wirksam​ster Weg der Rechtlichkeit des gemein​samen Lebens erwiesen, zumal die staatliche Rechts​aufsicht wegen vielfältiger, ins​beson​dere politischer und parteilicher, Rücksicht​nahmen wenig effizient ist
.

2. Gemeinschaftliche Gerichtsbarkeit als Integrationsfaktor

Das von der Gerichtsbarkeit der Europäischen Union zu wahrende europäische Gemein​schafts​recht ist gegenüber den ver​schiede​nen nationalen Rechten und dem Völkerrecht ein junges, noch in der Entwicklung befindliches Recht. Weil die Union mangels Gebietshoheit nur über schwache Zwangsbefugnisse und insbesondere über keine eigene Voll​streckungs​gewalt verfügt, ist sie auf die mitgliedstaatliche Verwirklichung des Gemein​schafts​rechts angewiesen. Deshalb hat es der Gerichtshof übernommen, die Durchsetzung des Gemein​schafts​rechts zu sichern
, etwa durch die Einrichtung eines Schadensersatzanspruches von Bürgern gegen einen Mitglied​staat, die dadurch benachteiligt sind, daß dieser eine Richtlinie nicht fristgerecht in nationa​les Recht umgesetzt hat
. Der Gerichtshof prakti​ziert eine variable und dynami​sche Inter​pretations​metho​de
, die eher zur extensiven Aus​legung der Texte führt
, und verwirk​licht die mate​rial oft überaus offenen Leitent​schei​dungen der gemein​schafts​recht​lichen Texte durch funktional gesetz​gebende Rechts​erkenntnis​se
. Das ist für ein Ge​richt, das Ver​fassungsgerichts​funktion übernommen hat (dazu unter 3.), um der Befrie​dung der Lage willen unver​meidlich, zumal die Ge​mein​schaftslage sich in einer rasanten Entwicklung befindet, die mit stati​schen Texten nicht befrie​det werden kann. Die Begriffe des Gemeinschafts​rechts selbst sind variabel und dyna​misch, d.h. sie können der Lage angepaßt werden. Im besonderen Maße gilt das für die gemein​schaftsrecht​lichen Grund​rechte, die bisher keine verbindlichen Texte hat​ten
. Von besonderer Bedeutung sind die vom Gerichtshof entwickel​ten allgemeinen Rechtsgrundsätze, zu denen etwa der Grundsatz des Vertrau​ens​schutzes
, der Grundsatz der Verhältnismäßig​keit
 und die ge​mein​schafts​rechtlichen Grundrechte (dazu § 12) gehören. Die Gerichtsbarkeit kann den ihr zuläs​sig abver​lang​ten Rechtsklärun​gen nicht aus​weichen, auch wenn sie zu diesem Zweck die Gesetze und Ver​träge über die gebun​dene Inter​pretation hinaus poli​tisch materialisieren muß
. Dabei besteht die Gefahr, daß sie Ent​scheidungs​spielräume in Anspruch nimmt, welche die Gesetze und Verträge, richtig interpretiert, nicht las​sen
. Jedes letztentscheiden​de Ge​richt hat die Möglich​keit, seinen politi​schen Einfluß zu erweitern oder auch zu schmälern. Politische Entscheidungen können allzu leicht als gesetzes​abhängi​ge Inter​pretationen ausgegeben werden. Das Bundes​verfas​sungsgericht hat im Maa​stricht-Urteil die Beachtung der Grenze zwischen Vertragsinter​pretation und Vertragsänderung angemahnt
. Nur Inter​preta​tion, welche lege artis, nach klassischen Methoden also,  erfolgt, ver​meidet politische Dezisionen der Richter. Im Gerichtsstaat ist die Begriffshoheit eine starke Macht. Der Europäische Gerichtshof hat seinen richter​lichen Einfluß weit ausge​dehnt, um die Entwicklung der Gemein​schaft zu einem Vereinten Europa zu fördern. Es rpraktiziert das Prinzip der "Siche​rung der Funktions​fähigkeit der Gemein​schaften"
. Funktio​nell gehört der Euro​päi​sche Gerichts​hof damit zu den Rechtsetzungs​organen der Gemein​schaft. Er versteht sich als "Integrations​faktor erster Ord​nung"
. 

Einige der wichtig​sten Entschei​dungen, die eine starke integrationistische Wirkung haben, seien ge​nannt: In der Rs. 26/62 "van Gend & Loos", Slg. 1963, 1 ff., hat der Ge​richtshof in Abkehr von einem völkerrechtlichen Verständnis des Ver​trags​rechts die Doktrin der unmittelbaren Geltung ("Durch​griffs​wir​kung") und unmittel​baren An​wendbarkeit des primären Gemein​schaftsrechts entwickelt und zugleich (vornehmlich im Interesse der Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts) den subjektiven, also individu​ellen Rechts​schutz entwickelt (vgl. § 5). In der Rs. 6/64 "Costa/ENEL", Slg. 1964, 1251 ff., hat der Gerichtshof das Gemeinschaftsrecht als eigen​ständige ("autono​me") Rechts​ordnung, die vom Völkerrecht geschie​den und ein​heitlich in die Rechts​ord​nungen der Mitglied​staaten aufge​nom​men sei, qualifiziert. Daraus wurde und wird noch meist der Vorrang des Gemein​schaftsrechts vor den nationa​len Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten, weitge​hend auch vor deren Ver​fassun​gen, abgeleitet, der sich richtig aus dem Willen der Völker selbst be​grün​det
. Seit der Rs. 29/69 "Stauder/​Ulm", Slg. 1969, 419 ff., hat der Ge​richts​hof schließlich unge​schriebene Gemein​schafts​grund​rechte im Sinne von all​gemei​nen Rechtsgrund​sätzen der Gemein​schaftordnung entwickelt (dazu § 12). Die aus​schließli​che Befugnis der Gemeinschaft, mit Dritt​staaten und inter​nationa​len Organi​sationen Ver​träge zu schließen, hat der Gerichts​hof über aus​drück​lich formulierte Befugnisse in den Verträgen hinaus auf alle Mate​rien ausgeweitet, die im Gemeinschaftsrecht geregelt sind, wenn eine Binnen​zu​ständig​keit der Ge​meinschaftsorgane bestehe
. Zugun​sten der dynami​schen Aus​weitung der Ge​mein​schaftsbefugnis hat der Gerichtshof das Prinzip der begrenzten Ermächtigung weit ausgelegt. So hat er im Interesse eines "Europas der Bür​ger" in der Rs. 293/83 "Gra​vier", Slg. 1985, 594 ff., die Bildungs​politik in den Regelungsbe​reich der Freizügigkeit inte​griert. Dem Gerichtshof wird ein "gouvernement des juges"
 vorgewor​fen. Seine Urteile sind aber von den Mitglied​staaten akzeptiert und umgesetzt worden
.

Seit der durch die Verfassungsbeschwerde gegen den Maastrichter Vertrag
 belebten Diskussion um die Ausweitung der Gemeinschaftsbefugnisse wird auch die Aufgabe des Gerichtshofs betont, dem Prinzip der begrenzten Ermächtigung zur Durchsetzung zu verhelfen und so das Subsidiaritätsprinzip und damit die Selbstbestimmung der Mitgliedstaaten zu wahren
. Vor allem die gemeinschaftliche Gerichtsbarkeit selbst ist gefordert, sich in den Grenzen ihrer Ermächtigung zu halten, d.h. ihre Begriffsherrschaft zu zähmen.

3. Befugnis der Gerichtsbarkeit zu funktionaler Recht​setzung

Die Erkenntnis allgemeiner Rechtsgrundsätze ist weder Anwendung noch Auslegung formulierten Gemeinschaftsrechts und der Sache nach, also funktio​nal, Rechtssetzung. Rechtssetzung muß sich in die allgemeine, in den Mitglied​staaten und auch in der Gemeinschaft anerkannte, Funktionen​teilung der Staat​lichkeit einfügen, die aus dem Freiheitsprinzip folgt (vgl. Art. 16 der Deklara​tion der Menschen​rechte von 1789). Die freiheitlich begründete Rechtsstaatlich​keit
 der Europäischen Union (Artikel 6 Abs. 1 EUV) verlangt nach Rechtsgrundlagen der Aufgaben und Befugnisse in den Ver​trägen, weil den Gemeinschaftsorganen Hoheitsrechte (Befugnisse) der Mitglied​staaten (zur Ausübung) übertragen sind (Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG), diese aber durchgehend auf allgemei​nen Gesetzen beruhen müssen. Daraus ergibt sich insbesondere das Prinzip der begrenz​ten Ermächtigung, welches das Bundes​verfassungsgericht (zu Recht) wesentlich auf das demokratische Prinzip stützt
. Weil die Union als Rechts​gemein​schaft kon​stituiert ist, lassen sich Rechtsakte nicht allein aus ihrer integrations​fördernden Wirkung und aus der Funktionen​ord​nung der Gemeinschaft herlei​ten. 

Die Befugnis (vor allem) des Gerichtshofs zur Ergänzung des geschriebenen Gemein​schaftsrechts um allgemeine Rechtsgrundsätze wird auf Art. 220 Abs. 1 EGV gestützt
. Diese Vor​schrift weist dem Gerichtshof und dem Gericht erster Instanz die Aufgabe zu, die Wah​rung des Rechts bei der Aus​legung und Anwendung der Verträge zu sichern. "Recht" im Sinne des Art. 220 Abs. 1 EGV kann in einem weiten Sinne verstanden werden, nämlich als "fonds commun d'idées d'ordre, de justice et de raison qui sont la base de la civilisation juridique à laquelle appartiennent les Etats membres."
. Dazu gehören nicht nur die geschriebenen Texte, sondern das gesamte "ius commune euro​paeum"
, das dem Gemeinschaftsrecht als euro​päischer Rechts​kultur zugrundegelegt wird. Die grundlegenden Rechtsprinzipien, die mit dem Frei​heits​prinzip der Gemein​schaft verbunden und von dem auf​kläreri​schen Prinzip der Würde des Men​schen gefordert sind, also die Verfassung der Menschheit des Menschen
, sind geltendes Recht in der Union, wie die Prä​ambeln, aber auch Art. 6 Abs. 1 und 2 EUV zeigen. Das Recht ist die in den Rechtsakten best​möglich materialisierte praktische Vernünftigkeit der Gemeinschaftsord​nung. Das Recht, dessen Wahrung die Gerichtsbarkeit der Union zu sichern hat, ist nicht statisch, sondern dynamisch zu verstehen. Es lebt in der fort​schreiten​den Materialisie​rung in den vorgeschriebenen Verfahren durch die zuständigen In​stitutionen. An diesem diskurshaften Prozeß sind die Völker und deren Organe, die Organe der Gemein​schaft und jeder Bürger der Gemein​schaft, vor allem die, welche die Rechtsklärung in einem Streitfall betreiben, im Sinne einer "offenen Gesell​schaft der Verfassungs​inter​preten"
 beteiligt. Die Son​der​stellung des Gerichts​hofs besteht in seiner Befugnis zur letztver​bindlichen Klärung der von ihm zu entscheiden​den Rechts​fragen. Die Rechtsfortbildung durch den Europäischen Gerichtshof hat das Bundesverfassungs​gericht anerkannt, weil die Entwicklung von Richterrecht zur europäischen Rechtskultur gehöre und wegen der Justizgewährungspflicht der Gerichte und deren Verantwortung für das Recht unvermeidbar sei
. Freilich muß eine integrationistische Rechtsfortbildung die Grenzen der Ver​tragsauslegung re​spektieren und darf nicht die Funktion von Vertragsänderun​gen übernehmen, die den Völkern vorbehalten ist
. In der 8. Erwägung der Präambel des Gemeinschaftsver​trags heißt es, daß die Ge​mein​schaft "durch den Zu​sammen​schluß ihrer Wirt​schafts​kräfte den Frieden und die Freiheit wahren und festigen" solle. In der Präambel zum Maastrichter Vertrag (3. Erwägung) haben die Mitgliedstaaten ihr Bekennt​nis "zu den Grund​sätzen der Freiheit, der Demokra​tie und der Achtung der Menschen​rechte und Grund​freiheiten und der Rechts​staatlichkeit" bestätigt. Im Vertrag von Amsterdam sind diese Grundsätze mit Art. 6 Abs. 1 EUV zur rechtlichen Grundlage der Union erklärt worden. In ihrer französischen Tradition gibt die Freiheit das Recht, "alles tun zu können, was einem anderen nicht schadet". Diese Grenze der Freiheit könne "nur durch Gesetze bestimmt werden" (vgl. Art. 4 der Deklara​tion von 1789 und der Constitu​tion française). Wenn dem Europäischen Gerichtshof mit der Auf​gabe aus Art. 220 Abs. 1 EGV, das Recht zu wahren, das letzte Wort zum Recht in der Gemeinschaft übertragen ist, ist er als oberstes Rechtsorgan der Ge​meinschaft institutiona​li​siert
; denn die Union versteht sich als Rechtsgemeinschaft. Spezifisch die durch die gemeinschaftliche Gerichtsbar​keit gesi​cher​te materielle Rechtlichkeit allen Ge​mein​schafts​han​delns, der gemeinschaftliche Primat des Rechts, erlauben es gewissermaßen, von einer "Ver​faßt​heit" der Gemein​schaft, vom Ver​fassungs​charakter des Gemein​schaftsver​trages
 und folglich vom Gerichts​hof als einem Ver​fassungs​gericht zu spre​chen
. Gera​de darin ist die Ge​mein​schaft staatlich, weil ein Staat nach Kant "die Ver​einigung einer Menge von Men​schen unter Rechtsgesetzen" ist
. Die Ver​fassung der Rechts​gemein​schaft bestimmt, welche Er​kentnnisse des prak​tisch Vernünfti​gen ver​bindlich sein sollen. Größtmöglich sind es die des Recht​setzers, dessen Rechts​akte den Richter binden (vgl. Art. 97 Abs. 1 GG)
. Nach den Bestimmun​gen des Vertrags ist die Setzung des "Rechts" auch dem gemein​schaftli​chen Rechts​etzer, der im Entwurf des Verfassungsvertrages Gesetzgeber genannt wird (I-19 Abs. 1 S. 1, Art. 22 und Art. 32 ff.), vorbehal​ten
. Ein wirkliches Gericht ver​antwortet jedoch die Sitt​lichkeit der Geset​ze. Es ist Hüter der prakti​schen Vernunft. Auch die Gemein​schaft ist Teil der mitglied​staatlichen Rechtsstaatlich​keit. Der Gerichts​hof kann aber nur die Befugnis haben, alle Rechtsakte der Gemein​schaft, auch die rechts​etzenden, am Maßstab des ge​schriebenen Vertrags​rechts zu messen, weil seine Legitimation nicht weiter reicht. Die  all​gemei​nen Rechts​grundsätze sind zwar der Gemein​schaftsrechts​ordnung imma​nent
, aber die Rechtsprechung der Union muß die Grenzen respektieren, die sich aus dem demokratischen Prinzip ergeben
. Das Legitimationsdefizit schließt das letzte Wort des Europäischen Gerichtshofs in Sachen des Rechts aus.

4. Gemeinschaftliche und nationale Gerichtsbarkeit 

a) Die den Gerichten der Union durch die Verträge zugewiesenen Recht​sprechungs​befugnisse sind wie alle Zuständigkeiten von Gerichten (wegen des Prinzips des gesetzlichen Richters, Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG) aus​schließlich. Dennoch sind die mit​gliedstaatlichen Gerichte nicht von der rechtlichen Prüfung der Rechtsakte der Gemeinschaft ausge​schlossen und können wegen ihrer demokratischen Verantwortung für das Recht davon nicht ausgeschlossen werden. Sie müssen gegebenenfalls nach Art. 234 EGV die Vorabentschei​dung des Gerichtshofs zur Klärung des Gemeinschafts​rechts herbeifüh​ren (dazu § 11 II 1). Soweit das nationale Verfassungsrecht dem Gemein​schafts​recht vor​geht (vgl. § 5 II und III), haben alle Gerichte, die nationalen wie die Gemein​schafts​gerich​te, dieses gemäß dem nationalen Verfassungsgesetz zu beachten; denn die nationalen Verfassungsgesetze bestimmen (auch) die Grenzen der Übertragung der Hoheitsrechte und sind damit in die Gemeinschaftsrechtsordnung integriert (dazu § 3 III 6). Die Grenzen des Vor​ranges des Gemeinschaftsrechts vor dem nationalen Recht oder umge​kehrt des nationalem Verfassungsrechts vor dem Gemein​schaftsrecht sind strei​tig
 (dazu § 5 III 2, 3 d). Der Europäi​sche Gerichtshof ist nur zur Anwen​dung und Aus​legung des gemein​schaftli​chen, nicht des nationalen Rechts berufen. Dazu gehört auch die Prü​fung der Rechts​akte der Gemeinschaft am Gemeinschafts​recht, ins​besondere nach Art. 230 und Art. 241 EGV. Der Gerichtshof kann nach Art. 228 EGV auch fest​stellen, daß ein Mitgliedstaat durch einen nationa​len Rechts​akt, der im Wider​spruch zum Gemein​schaftsrecht steht, gegen den Vertrag verstoßen hat. Für diese Prüfung muß er den nationalen Rechtsakt kennen und in Orientierung an das nationale Verständnis des Rechtsaktes interpretieren. Eine Ver​fas​sungs​beschwerde gegen Gemeinschaftsrechtsakte wegen Verstoßes gegen das nationa​le deutsche Ver​fas​sungsrecht hat das Bun​desver​fassungs​gericht vorüberge​hend für unzulässig gehalten:


"Das Bundesverfassungsgericht kann auf Verfassungsbeschwerde nur Akte der 'öffent​lichen Gewalt' nachprüfen (§ 90 BVerfGG). Nach ständiger Rechtsprechung sind dies nur Akte der staatlichen, deutschen, an das Grundge​setz gebundenen öffentli​chen Gewalt (BVerf​GE 1, 10; 6, 15 (18); 18, 385 (387 f.); 22, 91) ... Die Verordnungen des Rates und der Kom​mis​sion sind Akte einer beson​de​ren, durch den Vertrag geschaffenen, von der Staatsgewalt der Mitglied​staa​ten deut​lich geschiede​nen `supra​nationalen' öffentlichen Gewalt. Die Organe der EWG üben Hoheitsrechte aus, deren sich die Mitgliedstaaten zugunsten der von ihnen gegründe​ten Gemeinschaft ent​äußert haben. Die Gemeinschaft ist selbst kein Staat, auch kein Bundes​staat. Sie ist eine im Prozeß fort​schreiten​der Integration stehende Gemein​schaft eigener Art, eine `zwischen​staatliche Einrichtung' im Sinne des Art. 24 Abs. 1 GG, auf die die Bundes​republik Deutschland - wie die übrigen Mitgliedstaa​ten - be​stimmte Hoheits​rechte `übertragen' hat. Damit ist eine neue öffentliche Gewalt entstanden, die gegenüber der Staatsgewalt der einzelnen Mitglied​staaten selbständig und unabhängig ist; ihre Akte brau​chen daher von den Mitgliedstaaten weder bestä​tigt (`ratifiziert') zu werden noch können sie von ihnen aufgehoben werden."

Von dieser Praxis hat sich das Bundesverfassungsgericht im Maastricht-Urteil ausdrück​lich abgewandt:


"Auch die Akte einer besonderen, von der Staatsgewalt der Mitgliedstaaten geschiede​nen öffentlichen Gewalt einer supranationalen Organisation betref​fen die Grundrechts​berechtigten in Deutschland. Sie berühren damit die Gewähr​leistung des Grundgesetzes und die Aufgabe des Bundesverfassungs​gerichts, die den Grundrechts​schutz in Deutschland und insoweit nicht nur gegenüber deut​schen Staatsorganen zum Gegen​stand haben (Abweichung von BVerfGE 58, 1 (27)). Allerdings übt das Bundesver​fassungs​gericht seine Rechtsprechung über die Anwendbarkeit von abgeleitetem Gemein​schafts​recht in Deutschland in einem "Kooperations​verhältnis" zum Europäi​schen Gerichtshof aus, in dem der Europäische Gerichthof den Grundrechts​schutz in jedem Einzelfall für das gesamte Gebiet der Europäischen Ge​meinschaften garantiert, das Bundesverfassungsgericht sich deshalb auf eine generelle Gewährleistung des unabdingbaren Grundrechtsstandards (vgl. BVerfGE 73, 339 (387)) beschränken kann."

Das "Kooperationsverhältnis", wie es das Bundesverfassungsgericht kon​zipiert, gefährdet die Rechts​einheit der Gemeinschaft, noch mehr aber den Grundrechtsschutz in demokratischer Legitimation (dazu unter 5.). Im Rah​men des Vorabent​scheidungs​verfahrens (Art. 234 EGV) ist eine Zu​sammen​arbeit des Europäi​schen Gerichtshofs mit nationalen Gerichten vorgesehen, die man als geordnete "Kooperation" bezeichnen kann (dazu § 11 II 1).

b) Nach der Recht​spre​chung des Europäischen Gerichtshofs schließt Art. 189 EGV (jetzt Art. 249 EGV) die Befugnis der nationalen Gerichte nicht aus "in bezug auf einen nationalen Verwal​tungsakt, der auf einer Gemeinschaftsverordnung beruht, deren Gültigkeit Gegenstand eines Vorabentscheidungsverfahrens ist, einst​weilige Anordnungen zur vorläufigen Gestaltung oder Regelung der streitigen Rechtspositionen oder -verhältnisse zu treffen
. Ein nationales Gericht darf jedoch einstweilige Anordnungen wegen eines zur Durchführung einer EG-Verordnung erlassenen nationalen Verwaltungsaktes nur erlassen, 

-
wenn es erhebliche Zweifel an der Gültigkeit der Handlungen der Gemein​schaft hat und dem Gerichtshof diese Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt hat

-
wenn die Entscheidung dringlich ist, d. h. daß der beantragenden Partei schwerer und nicht wiedergutzumachender Schaden droht

-
"wenn es das Interesse der Gemeinschaft angemessen berücksichtigt" und

-
"wenn es die Entscheidungen des Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz über die Rechtmäßig​keit der Verordnung oder einen Beschluß im Verfahren des vorläufigen Rechtsschutzes betreffend gleichartige einstweilige Anordnungen auf Ge​meinschaftsebene beachtet".

c) Nach Art. 240 EGV sind Streitsachen, bei denen die Gemeinschaft Partei ist, "soweit keine Zuständig​keit des Gerichtshofs aufgrund dieses Ver​trages besteht, ... der Zustän​digkeit der einzelstaatlichen Gerichte nicht entzogen." Dies gilt auch für Entscheidungen über Wider​sprüche zwischen nationalem und gemein​schafts​rechtlichem Recht. So kann grundsätzlich jedes nationale Gericht, solange die Voraus​setzungen des Art. 234 EGV nicht vorliegen, die Unanwendbarkeit eines nationalen Rechtsaktes wegen Unverein​barkeit mit unmittel​bar anwend​barem Gemeinschaftsrecht fest​stellen und daraus die näher vom nationalen Recht bestimmten Rechtsfolgen herleiten, etwa einen Verwaltungsakt aufheben. Das Bundesverfassungsgericht hat 1971 ausgesprochen:


"Art. 24 Abs. 1 GG besagt bei sachgerechter Auslegung nicht nur, daß die Über​tragung von Hoheitsrechten auf zwischenstaatliche Einrichtungen über​haupt zulässig ist, sondern auch, daß die Hoheitsakte ihrer Organe, wie hier das Urteil des Euro​päi​schen Gerichtshofs, vom ursprünglich ausschließli​chen Hoheitsträger anzuerken​nen sind. Von dieser Rechtslage ausgehend müs​sen seit dem Inkrafttreten des Gemein​samen Markts die deut​schen Gerichte auch solche Rechtsvorschriften an​wen​den, die zwar einer eigen​ständigen außer​staatlichen Hoheitsgewalt zuzurech​nen sind, aber dennoch aufgrund ihrer Auslegung durch den Euro​päischen Gerichtshof im inner​staatlichen Raum unmittelbare Wirkung entfalten und entgegenstehendes nationales Recht über​lagern und verdrän​gen; denn nur so können die den Bür​gern des Ge​meinsamen Mark​tes einge​räumten subjekti​ven Rechte ver​wirklicht werden. Nach der Rege​lung, die das Verhältnis zwischen Gesetz​gebung und Recht​sprechung im Grundgesetz gefunden hat, gehört es zu den Aufgaben der rechtsprechenden Gewalt, jede im Einzelfall anzuwen​dende Norm zuvor auf ihre Gültigkeit zu prüfen (vgl. BVerfGE 1, 184 (197)). Steht eine Vorschrift im Widerspruch zu einer höher​ran​gigen Bestim​mung, so darf sie das Gericht auf den von ihm zu entscheidenden Fall nicht anwen​den. Dies gilt nur insoweit nicht, als die Verwerfungskom​petenz bei Unver​einbarkeit formellen nachkon​stitutionel​len Rechts mit dem Grund​gesetz gemäß Art. 100 Abs. 1 GG dem Bundesver​fassungs​gericht vorbehal​ten ist. Zur Entschei​dung der Frage, ob eine inner​staatliche Norm des ein​fachen Rechts mit einer vor​rangigen Bestimmung des Europäischen Gemein​schafts​rechts unvereinbar ist und ob ihr deshalb die Geltung versagt werden muß, ist das Bundesver​fassungsgericht nicht zustän​dig; die Lösung dieses Nor​menkon​flikts ist daher der umfassenden Prü​fungs- und Ver​werfungskom​petenz der zuständigen Gerichte überlassen."

Die Normverwerfung eines deutschen Gesetzes im formellen Sinne ist nach Art. 100 Abs. 1 GG (Verfahren der konkreten Normenkontrolle) nicht allen Gerichten, sondern nur den Verfassungs​gerichten erlaubt
. Dieses Prin​zip der grundgesetzlichen Funktio​nen​ordnung, das vor allem dem Bundesver​fas​sungs​gericht einen besonderen Rang als Ver​fassungsorgan und Hüter der Verfassung auch gegenüber dem demokratisch beson​ders legitimierten Gesetz​geber ein​räumt, sollte die Gemeinschafts​rechtsakte als Maßstab der Normen​kontrolle der nationalen Gesetze einbezie​hen, so daß eine analoge An​wen​dung des Art. 100 Abs. 1 GG die nationalen Gerichte verpflichtet, dem Bundes​ver​fas​sungs​gericht die Nor​men​verwerfung zu überlassen, wenn ein formelles Gesetz gemein​schaftwid​rig ist
. Inner​staatli​che Rechtsakte, welche Gemein​schaftsrecht umset​zen, unterliegen sonst, gegebenenfalls unter Rückgriff auf Art. 234 EGV, der Prüfungs- und Ver​werfungs​kompetenz der nationalen Ge​richte. Der Europäische Gerichtshof hat erklärt:


"Im Falle einer Klage gegen Maßnahmen der nationalen Behörden zur Durch​führung von Gemeinschaftsbestimmungen, die der Kläger für rechts​widrig hält, sind die einzelstaatlichen Gerichte zur Entscheidung über die Rechtmäßigkeit dieser Durch​führungsmaßnahmen zustän​dig; hierbei haben sie das Gemein​schaftsrecht unter Be​achtung der Verfahrensvor​schriften des innerstaatlichen Rechts und, insbesondere sofern die Gültigkeit der durch​geführ​ten Gemein​schaftsbestimmungen in Frage steht, gegebenenfalls unter Rückgriff auf Art. 177 des Ver​trages (jetzt Art. 234) anzuwenden."
 
Die Anrufung des Europäischen Gerichtshofs mit dem Ziel, eine einheitliche Änderung solcher Ausführungsrechtsakte zu erreichen, ist unzulässig, weil diese Akte national sind und darum vom Gemeinschaftsgericht nicht aufgeho​ben oder geändert werden dürfen
.

5. Europäischer Gerichtshof und Bundesverfassungsgericht nach dem Maastricht-Urteil

Rechtsakte der Gemeinschaft können nach dem Maastricht-Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus fünferlei Gründen gegen Prinzipien des Grund​gesetzes, die dem Gemeinschaftsrecht vorgehen
, ver​stoßen: Er​stens wegen allgemeiner Verletzung des Wesensgehalts der Grundrechte oder eben des allgemeinen deutschen Grundrechtsstandards, zweitens wegen Verletzung der Struktur​prinzipien des Art. 20 GG, also des demo​kratischen, des bundesstaatli​chen, des sozialen und des rechtsstaatlichen Prinzips, so daß die vielfältigsten Möglichkeiten des Unrechts durch Gemein​schaftsrechtsakte in Betracht kom​men. Drittens können die Rechtsakte gegen das Prinzip der begrenz​ten und bestimmbaren Ermächtigung der Gemeinschaf​ten, also das Ultra-vires-Prinzip, verstoßen. Viertens ist nunmehr das Sub​sidiari​täts​prinzip, welchem das Bun​desver​fassungsgericht als Kompetenzaus​übungs​schranke Verbindlichkeit bei​gemessen hat, grundgesetzliche Grenze der Ge​meinschafts​gewalt. Fünftens schließlich ist die gemein​schafts​recht​liche Mehr​heitsregel in Grenzen gewiesen, deren Respektierung ebenfalls von der deutschen Gerichtsbarkeit zu gewähr​leisten ist
.

Die Gerichtsbarkeit der Gemeinschaft hat die genannten Prinzipien ihren Rechtser​kennt​nissen zugrunde zu legen. Die letzte Verantwortung für die elementaren grundge​setzlichen Prinzipien hat aber nach dem Maastricht-Urteil für Deutschland die deutsche Gerichts​barkeit. Das folgt der Logik, daß die Union und die Gemeinschaften und damit auch die Ge​richtsbarkeit der Gemeinschaften entgegen den Prinzipien über keine Hoheitsgewalt verfügen und nicht eigen​mächtig durch etwa irrtümliche Inter​pretation der Ermächtigungs​grundlagen ihre Hoheitsgewalt zu Lasten der deutschen Staatsgewalt aus​dehnen dürfen. 

Insbesondere soll der Grundrechtsschutz jetzt in einem "Kooperations​ver​hältnis" zwi​schen beiden Gerichten geleistet werden. Der Europäi​sche Ge​richtshof garan​tiert den Grundrechts​schutz "in jedem Einzelfall für das gesamte Gebiet der Europäi​schen Gemein​schaf​ten". Das Bundesverfassungs​gericht kann sich deshalb "auf eine generelle Gewähr​leistung des unabdingbaren Grund​rechts​standards" be​schränken
. Noch 1986 in der sogenannten Solange II-Ent​schei​dung
 hatte das Bundesver​fassungsgericht Vorlagen im kon​kreten Normen​kontroll​ver​fahren nach Art. 100 Abs. 1 GG für unzulässig erklärt, weil und solange der Wesens​gehalt der Grundrechte durch die Rechtsprechung des Ge​richtshofs der Ge​meinschaften generell und im wesentlichen gleich verbürgt werde. Diese Verlagerung der richter​lichen Staatsgewalt hatte das Bundesver​fas​sungsgericht in seiner Entscheidung zur Tabakrichtlinie 1989 relati​viert
. 

Jedes deutsche Gericht hat somit die Rechtsakte der Ge​meinschaf​ten nicht nur daraufhin zu prüfen, ob sie dem Gemein​schaftsrecht genügen (gegebenenfalls mittels einer Vorlage nach Art. 234 EGV), sondern auch daraufhin, ob sie die genannten Verfassungs​prinzipien Deutsch​lands eingehalten haben. Wenn letztere verletzt sind, ist auf dem Wege der konkreten Normenkontrolle (Art. 100 Abs. 1 S. 1 GG analog) die Entschei​dung des Bundesverfassungsgerichts über die Verbindlich​keit des Gemein​schaftsrechts​aktes in Deutschland herbeizuführen. Entgegen der frühe​ren Recht​sprechung
 sind also Gesetze, die vor dem Bundesver​fassungs​gericht ange​grif​fen werden können, auch die Rechtsakte der Gemein​schaften
. Auch Ver​fassungs​beschwerden können mit dem Vorwurf erho​ben werden, Gemein​schafts​rechtsakte ver​letzten die vorrangigen Verfas​sungs​prinzi​pien des Grundge​setzes. Wegen dieser verschränkten Verantwortung des Europäi​schen Gerichtshofs und des Bundes​verfassungs​gerichts für die Rechtlichkeit der Gemein​schaftsrechts​akte können auch Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs in den genann​ten Verfahren auf ihre Verfassungsmäßigkeit überprüft und ihre Verbindlich​keit für Deutschland wegen Verstoßes gegen die vorrangigen Verfassungsprinzipien zurückgewiesen werden. Diese komplizierte Verfahrens​stufung ist die Kon​sequenz des vom Bundesver​fassungsgericht dogmati​sierten Kooperations​verhältnisses zum Euro​päi​schen Gerichtshof, welche in der Logik des soge​nannten Staatenverbundes mit material begrenzten Hoheits​rechten liegt.

Im unechten Bundesstaat (dazu § 4 I und II) gilt typisch der Satz des Art. 31 GG: Bundes​recht bricht Landesrecht. Ein ent​sprechendes Prinzip hat der Europäische Gerichts​hof für die Gemeinschaft etabliert (dazu § 5 II 1, III 1). Er hat das Bundesverfassungsgericht nicht überzeugt, weil das mit der existentiellen Staatlichkeit, der sogenannten Souveränität der Völker, die ihren Ausdruck im demokra​tischen Prinzip findet, unvereinbar sei. An sich kann in einer Rechts​gemeinschaft nur gelten, was in allen Mitgliedstaaten gilt. Sonst wird die Gegenseitigkeit, ein Grundprinzip einer Gemeinschaft wie jedes Vertrages (vgl. § 320 BGB), durch​brochen. Wenn auch von der deutschen Gerichts​barkeit große Zurückhaltung mit Kritik an europäischen Rechts​akten und insbesondere an Entscheidungen des Europäischen Gerichts​hofs zu erwarten ist, um, durchaus im Sinne der Gemein​schaftstreue, die Gemein​schaftlichkeit nicht zu schwä​chen, so ist es doch auch nach dem Urteil des Bundesver​fassungsgerichts möglich, daß über die Recht​lichkeit der Gemein​schaftsrechtsakte, wenn auch nur am Maßstab der unver​zicht​baren Rechtsprinzipien, jedes Volk letztlich allein ent​scheidet.

Weil zum Prinzip einer Rechtsgemeinschaft als gemeinschaftliche Staatlichkeit die All​seitigkeit der Geltung des Ge​mein​schafts​rechts gehört, entfalten Letzt​ent​scheidun​gen der Völker über die Verbind​lichkeit von Gemein​schafts​rechts​akten in ihrem Ho​heitsbereich Wirkung für alle Völker. Die Gemeinschaft wird also durch die Gemein​schaft​lichkeit der Gerichtsbarkeit für das Gemein​schaftsrecht gestärkt
. 

Die Grenzen der Hoheitsüber​tragung (dazu § 4 IV) müssen aber, weil alle Staatsgewalt von den jeweiligen Völkern ausgeht, namens dieser Völker überprüft werden, ebenso wie die Wahrung der Strukturprinzipien, des Grundrechts​standards und der elementaren Inter​essen; denn darüber hinaus oder entgegen diesen Prinzipien hat die Union keine Befugnisse, nicht einmal Existenz (ultra-vires-Lehre). Das gilt auch für den Ge​richtshof. Das Prinzip der Rechtsein​heit, geradezu ihre innere Logik, verlangt nach der Recht​sprechungs​einheit, die nur ein für alle verbindlich entscheiden​des Gericht gewährleisten kann. So ist das Bundesverfassungsgericht als Gericht des deutschen (unechten) Bun​desstaates (dazu § 4 II) konzipiert. Die deutschen Länder müssen sich Fehlent​scheidun​gen des Bundesverfassungsgerichts gefallen lassen. Unbestreitbar wird durch Befugnisse Macht zugeteilt. Der Europäische Gerichtshof hat diese genutzt, ohne daß seine Arbeit immer über​zeugt oder befriedet hätte. Die formalen und offenen Prinzipien, die den Rechts​erkenntnissen zugrun​de liegen, lassen großen politischen Spielraum. Eine übermäßige Ermächti​gung der Union ohne hinrei​chende demokrati​sche Legitimation derselben kann aber nicht hingenommen werden.

Mit dem Vertrag von Maastricht hat die Verfassung der Deutschen eine Änderung erfahren. Der Vertrag bestimmt in Sachen der Europäischen Union die neue Verfassungslage Deutschlands. Das ist die Konsequenz des Art. 23 Abs. 1 GG n. F. Die Union ist in das deutsche Verfas​sungs​gefüge integriert (dazu § 3). Das Bundesver​fassungs​gericht ist nicht das Gericht in Unions​angelegenheiten. Das ist vielmehr (vor allem) der Europäische Ge​richtshof. Mit verfas​sungs​geprüfter Zustim​mung zum Unionsvertrag und dessen Ratifikation ist politisch entschieden, daß die veränderte Verfassungslage den Struktur​prinzipien des Grundge​setzes, dem deutschen Grundrechtsstandard und dem Grundsatz der Subsidiarität genügt, ein​​schließlich der Mehr​heitsregel. Die deutschen Organstrukturen sind auch durch das Ge​mein​schafts​recht geordnet, einschließlich deren Ver​antwor​tung für das Recht. Die Gemein​schaft hat auch Gerichte. Gerichte schaffen den Staat; denn durch ein Gericht wird ein Ge​meinwesen Rechtsstaat (vorausgesetzt das Gericht spricht Recht, nicht Unrecht), also Staat im freiheitli​chen Sinne, wenn auch nur in Teilbereichen und nicht exi​stentiell, freilich nur, soweit die demokratische Legitimation und die Übertragung der Hoheitsrechte reichen. Die politischen Entscheidungen ändern aber trotz aller Rechtskraft von Urteilen (Maastricht-Urteil) nicht die Verfassung und nicht das Verfassungsgesetz, schon gar nicht zu Lasten des demokratischen Prinzips. Die Entscheidungen der Repräsentativorgane können das Volk nicht entmachten. Änderungen der Verfassung setzen unmittelbare Volksentscheidungen voraus.

Die europäische Rechtsgemeinschaft verlangt durchaus nach der einheitlichen Materia​li​sierung der formalen oder offenen Texte des Gemeinschaftsrechts. Diese vermag nur ein Gericht, das für alle verbindlich entscheidet, zu leisten. Wenn die Verfassungsgerichte der Mitgliedstaaten die Befugnis haben, die großen Rechtsprinzipien der Gemein​schaftsverfassung zu materia​lisieren, kann das und wird das zu unter​schiedli​cher Rechtsprechung in den Mitgliedstaaten führen, zum Ende der Gemein​schaft als Rechtsgemeinschaft, vielleicht zum Ende der Gemeinschaft überhaupt. Die Rechtseinheit wäre die Logik der Union der Europäer. Die Union ist aber Union der Staaten, die ihre existentielle Staatlichkeit wahren (vgl. § 3 und § 4 III, IV). Die Pflicht zur Rechtsgemeinschaft (Europatreue) ergibt sich aus Art. 10 EGV, der durch Art. 227 f. EGV mit Gerichtsschutz ausgestattet ist. Danach stellt der Gerichtshof fest, welche Verpflichtungen die Mitgliedstaaten aus dem Vertrag haben. Eine kom​petenzrecht​liche Entscheidung des Bundesver​fassungs​gerichts, welche erkennt, daß ein Rechtsakt der Gemeinschaft in Deutschland keine Geltung hat, könnte die Verpflichtun​gen aus dem Vertrag verletzen und die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten zur Anrufung des Gerichts​hofs berechtigen
. Nach dem Ver​trags​text hat das letzte Wort über die Verpflichtungen der Mitgliedstaaten aus dem Ver​trag der Europäische Gerichtshof. Dem dient insbesondere das Vorabentscheidungs​ver​fahren des Art. 234 EGV. Die Vertragspflichten sind aber begrenzt. Der Union ist das letzte Wort in Sachen des Rechts nicht übertragen, sondern nur in den Vertragsfragen, nicht in den Grundsatz- und Grundrechtsfragen. Weil aber im Staatenverbund die Gemein​schaftlichkeit nichts anderes ist als die gemein​schaftliche Ausübung der Staats​gewalt (der Hoheit) der Völker, bleibt die letzte Verantwortung für das Recht, also das letzte Wort auch über die Rechtmäßigkeit der Gemeinschaftsrechtsakte Sache der nationalen Gerichtsbarkeit; denn Gerichte sprechen Recht im Namen des Volkes und müssen darum für all ihre Befugnisse demokratisch legitimiert sein, auch und insbesondere für die Grundsatz- und Grundrechterechtsprechung. Daran mangelt es der Gerichtsbarkeit der Union. Die Defizite an Rechtseinheit ist die demokratische Schwäche des Staatenverbundes.

Ein Gemeinschaftsorgan muß eine gewisse Schwächung der demokratischen Legitimation der Amtswalter hinnehmen, die nicht in gleicher Weise vom Volk gewählt oder berufen sein können, wie es das demokratische Prinzip an sich verlangt
. Aber die Legitimation der Gerichte der Europäischen Gemeinschaft unterschreitet das demokratische Minimum, zumal im Verhältnis zu ihrer politischen Macht. Sie werden ausgerechnet exekutiv von den Regierungen, nach aller Erfahrung den Widersachern der Rechtlichkeit der Politik XE "Politik:Rechtlichkeit" , ernannt. Jeder Richter muß das Einvernehmen aller Regierungen haben, so daß er zwar von jedem Mitgliedstaat akzeptiert, aber doch nicht von seinem Staat allein bestimmt ist. Die Legislativen und die Judikativen sind an der Auswahl der Richter XE "Richterauswahl"  im Gegensatz zur innerstaatlichen Richterauswahl XE "Richterauswahl"  in Deutschland (vgl. etwa Art. 95 Abs. 2 GG, § 4 RiWahlG, Art. 34 ff. BayRichterG) nicht beteiligt. Die Exekutive XE "Exekutive"  vermag Richter nicht zu legitimieren, zumal in dem höchsten Gericht der Europäischen Union nur ein Richter aus einem Mitgliedstaat stammt und damit erwarten läßt, dessen Rechtsordnung XE "Rechtsordnung"  einigermaßen zu kennen. Die rechtswissenschaftliche Befähigung XE "Befähigung:rechtswissenschaftliche" , die Art. 223 EGV anspruchsvoll formuliert, gleicht dieses demokratische Defizit XE "Defizit:demokratisches"  nicht aus. Der Europäische Gerichtshof und das Gericht erster Instanz sind somit Organe der Rechtsprechung im demokratischen Sinne nur mit der begrenzten Befugnis, das Gemeinschaftsrecht im engen Sinne zu wahren. Demgegenüber entscheiden sie die grundsätzlichsten und politisch weitreichendsten Rechtsfragen der Integration. Nur eine enge Begrenzung auf die Auslegung und Anwendung der Gemeinschaftsverträge XE "Gemeinschaftsvertrag:Auslegung und Anwendung"  im Sinne des Prinzips der begrenzten Ermächtigung XE "Ermächtigung:begrenzte, Prinzip der"  (BVerfGE 89, 155 (187 ff., 191 ff.)
, wie sie der Wortlaut des Art. 220 Abs. 1 EGV vorsieht, ist wegen des Integrationsprinzips XE "Integrationsprinzip"  mit dem demokratischen Prinzip vereinbar, nicht aber die umfassende Jurisdiktionsgewalt XE "Jurisdiktionsgewalt"  einschließlich der (geradezu aufgedrängten) Grundrechtsverantwor​tung (dazu § 5 II, III, § 12 I, II, III) XE "Grundrechtsverantwortung" 
. Die Gerichtsbarkeit der Europäischen Union ist mit der gegenwärtigen Macht ein Vorgriff auf den existentiellen Staat Europa und damit verfassungswidrig ((dazu § 4 IV und V)
. Die europäischen Gerichte sind keine Organe des Volkes XE "Volk:Organe"  im Sinne des Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG, weil sie nicht hinreichend demokratisch legitimiert sind
. Sie sind dem völkerrechtlichen Gemeinschaftsvertrag XE "Gemeinschaftsvertrag:völkerrechtlicher"  nach Internationale Gerichte XE "Gericht:internationales" , deren Entscheidungsgegenstände auf den Streit zwischen den Staaten als Vertragspartner begrenzt sein müssen und deren Entscheidungen nur begrenzte Wirkung in den Staaten entfalten dürfen
. Keinesfalls steht diesen Gerichten, wie gesagt, das letzte Wort in Sachen des Rechts zu, insbesondere nicht in Sachen der Menschen- und Grundrechte. Auch die anderen Internationalen Gerichte, etwa der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte XE "Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte" , der Internationale Völkerrechtsgerichtshof XE "Internationaler Völkergerichtshof" , der Internationale Strafgerichtshof XE "Internationaler Strafgerichtshof"  und auch die Streitschlichtungsstellen der Welthandelsorganisation XE "Welthandelsorganisation:Streitschlichtungsstellen" 
, sind keine Organe, welche das Volk in der Rechtsprechung im Sinne des Art. 20 Abs. 2 S. 2 GG vertreten, also keine Gerichte im demokratischen Sinne. Die innerstaatliche Verbindlichkeit ihrer Entscheidungen steht anders als die des Europäischen Gerichtshofs und des Gerichts erster Instanz unter dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit der Vertragserfüllung (Reziprozität)
. Ein Gericht muß das Vertrauen des Volkes dahinein haben, daß es Recht spricht. Das bedarf einer starken demokratischen Legitimation
.

Die Europäische Union kann (darf) nach der nationalen, jedenfalls der deutschen, Verfassungslage nur ein Staatenverbund sein, der die demokratierechtlichen Grenzen (Schwächen) der Rechtseinheit hinnehmen muß. Wenn das letzte Wort in Sachen des Rechts, auch in Sachen der Gemeinschaftsrechtsakte, die Gerichtshoheit der Union hat, ist diese ein Staat, ein existentieller Staat, ein echter Bundesstaat (vgl. § 4 II, III, IV, V).

§ 11  Rechtsschutz durch den Europäischen Gerichts​hof

Der Grundsatz effektiven Rechtsschutzes ist in der Gemeinschaftsrechtsord​nung als allgemeiner Rechtsgrundsatz anerkannt
.

I. Überblick über die Verfahrensarten

Trotz der weiten Aufgaben- und Maßstabsbestimmung in Art. 220 EGV hat der Europäi​sche Gerichts​hof entsprechend dem Prinzip der begrenzten Ermäch​ti​gung (Art. 5 Abs. 1, Art. 7 EGV, Art. 3 EAGV, Art. 3 EGKSV) nur enu​merativ aufgeführte Einzelzustän​digkei​ten. Er wird nur tätig, wenn er aufgrund einer der im Vertrag ab​schlie​ßend aufge​führten Verfahrensarten zuständig ist. Die Einzel​zuständig​keiten sowie die sich daraus ergebenden Verfahrensarten lassen sich in Streitigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten der Gemein​schaften, zwischen den Orga​nen der Gemein​schaft einerseits, zwischen Gemein​schafts​organen und Individuen, natürlichen und juristischen Perso​nen andererseits, sowie drittens in sonstige Verfahren, Misch​formen (Verfahren sui generis) einteilen. Hinzu kommen die Rechts​mittelverfahren gegen Ent​schei​dungen des Gerichts erster Instanz nach Art. 3 des Beschlusses Nr. 88/591 des Rates zur Errichtung eines Gerichts erster Instanz i.V.m. Art. 49 der Proto​kolle über die Gerichtshöfe von EWG, EAG und EGKS.

Schema nach M. Schweitzer / W. Hummer
:

A. Verfassungsrechtliche Verfahren

1. Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten

a) Gerichtliche Verfahren (Art. 227 EGV, Art. 142 EAGV, Art. 89 Abs. 1 EGKSV)

b) Schiedsgerichtliche Verfahren (Art. 239 EGV, Art. 154 EAGV, Art. 89 Abs. 2 EGKSV)

2. Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten und Gemeinschaftsorganen

a) Aufsichtsklagen (Art. 226 Abs. 2 EGV, Art. 141 Abs. 2 EAGV, Art. 88 Abs. 2 EGKSV)

b) Klagen gegen Gemeinschaftsorgane 

aa) Nichtigkeitsklagen gegen Organe/EZB (Art. 230 Abs. 1 EGV, Art. 146 Abs.1 EAGV, Art. 33 Abs. 1 EGKSV)

bb) Untätigkeitsklagen gegen Organe/EZB (Art. 232 EGV, Art. 148 EAGV, Art. 35 EGKSV)

cc) Klagen wegen volkswirtschaftlicher Störungen (Art. 37 Abs. 3 EGKSV)

dd) Klagen auf Aufhebung von Beschlüssen des Parlaments und des Rates (Art. 38 Abs. 1 EGKSV)

ee) Klagen hinsichtlich der aus der Satzung und Organbeschlüssen der europäischen Investitions​bank resultierenden Verpflichtungen (Art. 237 lit. a,b,c EGV)

3. Streitigkeiten zwischen Organen und Institutionen der Gemeinschaf​ten

a) Nichtigkeitsklagen (Art. 230 Abs. 1 - 3 EGV, Art. 146 Abs. 1 EAGV, Art. 33 Abs. 1 EGKSV)

b) Untätigkeitsklagen (Art. 232 Abs. 1 - 3 EGV, 148 Abs. 1 EAGV, 35 EGKSV)

c) Klagen auf Aufhebung von Beschlüssen des Parlaments und des Rates (Art. 38 Abs. 1 EGKSV)

d) Klagen hinsichtlich Streitigkeiten, betreffend EIB und EZB (Art. 237 EGV)

B. Verwaltungsrechtliche Verfahren

1. Streitigkeiten zwischen Gemeinschaftsorganen und Individuen

a) Nichtigkeitsklagen gegen Kommission, Rat und Parlament (Art. 230 Abs. 4 EGV, Art. 146 Abs. 2 EAGV, Art. 33 Abs. 2 EGKSV)

b) Untätigkeitsklagen gegen Kommission, Rat und Parlament (Art. 232 Abs. 3 EGV, Art. 148 Abs. 3 EAGV, Art. 35 EGKSV)

c) Anfechtung von Zwangsmaßnahmen (Art. 229 EGV, Art. 144 EAGV, Art. 36 Abs. 2 EGKSV)

d) Lizenzgestaltungsklagen (Art. 12 Abs. 4 i.V.m. Art. 144 EAGV)

2. Streitigkeiten zwischen Gemeinschaft und Gemeinschaftsbediensteten 

Dienst- und Disziplinarstreitsachen (Art. 236 EGV, Art. 152 EAGV, Art. 91 Beamten​statut)

C. Sonstige Verfahren

a) Vorabentscheidungsverfahren (Art. 234 EGV, Art. 150 EAGV, Art. 41 EGKSV)

b) Inzidentes Normenkontrollverfahren (Art. 241 EGV, Art. 156 EAGV, Art. 36 Abs. 3 EGKSV)

c) Amtshaftungsverfahren (Art. 235 i.V.m. 288 Abs. 2 EGV, Art. 151 i.V.m. 188 Abs. 2 EAGV, Art. 40 Abs. 1, Abs. 2 EGKSV)

d) Verfahren "sui generis"

aa) Gutachten, Vorschläge, Stellungnahmen (z.B. Art. 300 Abs. 6 EGV, Art. 18 Abs. 1 EAGV, Art. 95 Abs. 4 EGKSV)

bb) Entscheidungen aufgrund einer von der Gemeinschaft vereinbarten Schieds​klausel (Art. 238 EGV, Art. 153 EAGV, Art. 42 EGKSV)

cc) Klagen gegen die Entscheidungen des Schiedsausschusses (Art. 18 Abs. 2 EAGV)

dd) Entscheidungen aufgrund von Zusatzbestimmungen zum Vertrag bzw. von Gesetzen eines Mitgliedstaates (Art. 43 EGKSV)

ee) Amtsenthebung von Kommissionsmitgliedern (Art. 216 EGV)

ff) Einstweilige Anordnungen (Art. 243 EGV, Art. 8 EAGV, Art. 39 Abs. 3 EGKSV)

gg) Entscheidungen über die Aussetzung einer Zwangsvollstreckung (Art. 256 Abs. 4 EGV, Art. 164 Abs. 3 EAGV, Art. 92 Abs. 3 EGKSV)

hh) Aussetzung der Durchführung angefochtener Handlungen (Art. 242 EGV, Art. 157 EAGV, Art. 93 Abs. 2 EGKSV)

ii) Ermächtigung zu Zwangsmaßnahmen gegen Vermögensgegenstände und Guthaben der Europäi​schen Gemeinschaft (Art. 1 Prot. über Vor​rechte und Befreiungen der Europäischen Gemein​schaft)

jj) Aberkennung von Ruhegehaltsansprüchen von Kommissionsmitglie​dern (Art. 213 Abs. 2 UAbs. 3 S. 2 EGV)

kk) Verfahren aufgrund der Gerichtshofsatzungen (Art. 39, 40, 41 Sat​zung EuGH/EG; Art. 40, 41, 42 Satzung EuGH/EAG; Art. 36, 37, 38 Satzung EuGH/EGKSV)

D. Rechtsmittelverfahren gegen Entscheidungen des Gerichts erster Instanz

1. Allgemeine und besondere Klagelegitimation

Für alle Klagen vor dem EuGH ist zwischen privilegierten und nicht privile​gierten Klage​befugten zu unterscheiden
.

Privilegierte (oder allgemeine) Klagebefugte sind die Kommission, der Rat, die Mitgliedstaa​ten und seit dem Vertrag von Nizza auch das Europäische Parlament (vgl. Art. 230 Abs.2) Weil sie das all​gemeine Gemeinschaftsinteresse ver​treten, begründet bereits eine objektive Ver​tragsver​letzung in der Regel ihre Aktivlegi​timation. Es muß kein besonderes Rechts​schutzinteresse und keine individuelle Betroffenheit vorliegen
. So ist die Kommission gem. Art. 8 EGKSV, Art. 211 Teilstr. 1 EGV und Art. 124 Teilstr. 1 EAGV die "all​gemeine Hüterin" des Vertrages
. Dasselbe gilt für den Rat und das Europäische Parlament, auch wenn hierfür eine ausdrück​liche Vorschrift im EWG-Vertrag fehlt. Weil die Staaten ebenfalls verpflichtet sind, das Gemein​schaftsinteresse zu wahren
, sind sie aufgrund jeder Vertragsver​letzung aktivlegitimiert, den Schutz des Gemein​schaftsrechts zu betreiben. 

Der Rechnungshof und die EZB sind gemäß Art. 230 UAbs. 3 EGV nur aktiv​le​giti​miert zur Nichtigkeitsklage, wenn sie die Verletzung eigener Rechte geltend machen.


Nicht privilegierte (oder besonders) Klagebefugte sind alle natürlichen und juristi​schen Personen (vgl. Art. 33 Abs. 2 EGKSV; und Art. 230 Abs. 4 und Art. 232 Abs. 3 EGV). Die Gemeinschaftsvertäge definieren die nicht privile​gierten Klage​befugten nicht. Art. 196 EAG-Vertrag beschreibt die Begrif​fe "Person" als natürliche Perso​nen, die ihre Tätigkeiten ganz oder teilwei​se im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten ausüben und "Unter​nehmen" als Einrichtun​gen, die Tätigkeit ganz oder teilweise im Hoheitsgebiet der Mitglied​staaten ausüben. Nicht privilegierte Klagebefugte dürfen nur klagen, wenn sie un​mittel​bar und individuell betroffen sind (etwa Art. 230 Abs. 4 EGV). Es kommt also auf die persönliche Betroffenheit und nicht etwa wie nach § 42 Abs. 2 VwGO auf die Geltendmachung subjektiver Rechte an. Sie können also nicht gegen alle Rechtsakte Klage erheben. Verord​nun​gen, Richt​linien
 und nicht an sie adres​sierte (indivi​duelle) Entscheidun​gen können daher, wenn kein Formenmiß​brauch vorliegt, nicht un​mittelbar von ihnen vor dem EuGH ange​fochten werden
. Die hieraus resultierende Rechtsschutzlücke wird in der Literatur immer wieder beklagt
.

II. Ausgewählte Verfahrensarten des gemeinschaftli​chen Rechts​schutzes

1. Das Vorabentscheidungsverfahren des EuGH

a) Zweck des Verfahrens

Ungefähr die Hälfte aller beim Gerichtshof anhängigen Verfahren sind inzwi​schen solche um Vor​abentscheidungen
. Die Verfahrensdauer beträgt durchschnittlich etwa 20 Monate
. Das Vorabentscheidungsver​fahren ist in Art. 234 EGV, Art. 150 EAGV und Art. 41 EGKSV geregelt
. Es ist den italienischen und deutschen Vorschriften über die "konkrete Normenkontrolle" nachgebildet
 Es ist ein Zwischen​ver​fahren, in dem nur eine Inzident​frage des von dem nationalen Gericht principaliter zu entscheiden​den Prozesses geklärt wird. Es teilt im Geiste der Zusammenarbeit
 die Erkenntnisaufga​ben zwi​schen den nationa​len Gerichten, die für die Ent​schei​dung eines Rechts​streits das Gemein​schafts​recht anzuwen​den haben, und dem Europäischen Ge​richts​hof, der das Gemein​schaftsrecht zu klären und die Geltung der Rechtsakte der Gemeinschaft zu beurteilen hat
. Das vorlegen​de Ge​richt bleibt Herr des Verfahrens, in dem es vor allem durch die Formu​lie​rung der Vorlage über deren Gegen​stand ent​scheidet
. 

Um eine unterschiedli​che Aus​legung und Anwendung des Ge​mein​schafts​rechts durch die mitglied​staatlichen Gerichte, die das Gemeinschaftsrecht anwenden, soweit es unmittelbare Wirkung in den Mitgliedstaaten hat, zu verhindern, dient das Vor​abent​schei​dungsver​fahren der Wahrung der Rechts​einheit der Ge​mein​schaft
. Das erzwingt diese geordnete Koope​ration zwi​schen nationaler und europäi​scher Gerichts​barkeit. Darüber hinaus fördert das Vorab​ent​schei​dungs​verfahren die Wirksam​keit des unmittelbar anwend​ba​ren
 und weitestgehend dem natio​na​len Recht vorrangigen
 Gemein​schafts​rechts in den Mitglied​staaten. Vor​nehm​lich im Vor​abent​schei​dungsver​fahren kann der Gerichts​hof die Auf​gabe des Art. 220 EGV, "die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwen​dung dieses Vertrags" zu sichern, erfül​len. Die Auslegungs​ersuche geben dem Ge​richtshof die Möglich​keit, die Gemein​schafts​rechts​ordnung im Sinne der Ziele der Gemeinschaft zu entwic​keln und ihre Lücken zu schließen, indem er auf den bekann​ten Stand des Rechts und die allgemei​nen Rechts​grundsätze zurück​greift
.

Indirekt führt das Vor​abentscheidungsver​fahren wegen der unmittel​baren Wirkung und des Vorrangs des Gemeinschaftsrechts zu einem gemeinschafts​gerichtlichen Schutz der Rechte des einzelnen Unionsbürgers aus dem Gemein​schaftsrecht
. Das ist eine mittelbare Wirkung des Zwecks des Vorabent​schei​dungsverfahrens, die Rechtseinheit der Gemeinschaft zu wahren und zu för​dern. Insoweit erweitert das Vorabent​schei​dungs​ver​fahren den gemein​schafts​gerichtlichen Rechtsschutz der natürlichen und juristischen Personen gegenüber der Nichtigkeits​klage, mit der sie sich gemäß Art. 230 Abs. 4 EGV nur gegen sie "unmittelbar und indivi​du​ell" betref​fende Rechtsakte wehren können
. Sie können sich in Prozessen vor nationalen Gerichten, die gegen eine nationa​le Durch​führungs​maßnah​me gerichtet sind, auf die Ungül​tig​keit des dieser Maß​nahme zugrunde liegenden Ge​mein​schaftsaktes, etwa einer Richt​linie, berufen und das nationa​le Gericht kann die Gültigkeit dieses Rechtsaktes vom Europäi​schen Ge​richtshof (mit allgemeiner Wirkung) entscheiden las​sen
. 

Art. 234 EGV überträgt dem Gerichtshof die Zuständigkeit zur Auslegung des primären und sekundären Gemeinschaftsrechts sowie zur Kon​trolle der Gültigkeit von Handlun​gen der Gemein​schaftsorgane. Art. 234 EGV befugt den Ge​richtshof,​ uneinge​schränkt alle entschei​dungs​erheblichen Rechtsakte, die die Gemein​schaft erlassen hat (nicht nur der unmittel​bar gelten​den)​
, am ge​sam​ten Ge​mein​schafts​recht, also auch den all​gemei​nen Rechtsgrundsätzen ein​schließ​lich der Gemein​schafts​grundrechte, sowie dem die Gemeinschaft binden​den all​gemei​nen Völker​recht zu über​prüfen
. Art. 234 EGV gibt dem Ge​richts​hof auch die Zuständigkeit zur verbindlichen Entschei​dung von Aus​le​gungs​fragen des Ge​meinschaftsrechts. Er hat damit zugleich die Befug​nis zur inter​pretati​ven, die Einheit des Gemeinschaftsrechts fördernden und wahrenden Rechts​fortbildung
. Al​lerdings ist es nach Art. 234 EGV nicht Auf​gabe des Gerichts​hofs, über die Rechtmäßigkeit und Verbindlichkeit inner​staatli​cher Maßnahmen zu befin​den oder innerstaatliches Recht auszulegen
.

b) Voraussetzungen des Vorabentscheidungsverfahrens

Wie der Europäische Gerichtshof festgestellt hat
, trennt Art. 234 EGV zwi​schen Aufgaben und Zuständig​keiten der staatlichen Gerichte und des Euro​päi​schen Gerichts​hofs. Deshalb ist zwischen solchen Voraussetzungen des Vor​lagever​fahrens zu unter​scheiden, deren Vorliegen der Europäische Gerichts​hof über​prüft, und solchen, die die nationalen Gerichte zu entscheiden haben.    

aa) Vorlageberechtigte Stellen (Abs. 2)

Das Vorabentscheidungsverfahren ist nur zulässig, wenn es von einem "Gericht eines Mitglied​staates" (Abs. 2) oder "einem einzelstaatlichen Gericht" (Abs. 3) ausgeht
. Der Gerichts​begriff ist streitig
. Ein Teil der Lehre nimmt an, daß sich der Begriff "Gericht" nach den nationalen Rege​lungen bestimmt (nationaler Gesetzbegriff)
. Zuord​nungspro​ble​me berei​ten solche Ein​richtun​gen, deren Ge​richts​eigen​schaft nach inner​staatli​chem Recht zweifel​haft ist. Proble​me wirft insbeson​dere die Unter​schei​dung zwi​schen Verwal​tungsbehör​den und Ver​waltungs​gerichten auf
. Echte Schieds​​​gerichte haben das Vor​lagerecht nicht, weil sie nicht staatlich sind
. Ein einheitlicher ge​meinschafts​rechtlicher Gerichts​begriff
 soll den nationalen Problemen und Unterschieden entgehen. Der Europäische Gerichtshof hat den Gerichtsbegriff vor allem im Zusam​menhang mit Vorlagen von Schieds​gerich​ten ent​wickelt
. Er stellt auf folgen​de Kriterien ab:

- Unabhängigkeit der Richter;

- Entscheidung nach Verfahrensvorschriften, die herkömmlicher Weise von Gerichten angewen​det werden, und Entscheidung nach dem Recht, d.h. nicht nach Billigkeit;

- staatlich vorgeschriebene Zuständigkeit des Spruchkörpers;

- bindende Entscheidung mit Rechtsprechungscharakter
. 

- Zwischen dem Spruchkörper und dem allgemeinen Rechtsschutzsystem des Mitglied​staa​tes muß eine hinreichend enge Beziehung bestehen, um den Spruchkörper als "Ge​richt eines Mitgliedstaates" im Sinne von Art. 234 EGV (Art. 177 EGV a.F.) verstehen zu können
.

Im Urteil "Vaassen-Göbbels"
 hat der Gerichtshof eine Vorlage des Schieds​gerichts der Bergbauange​stell​tenkasse der Niederlande, das eine beson​dere Zusammen​setzung und spezifische Kompetenzen aufweist, für zulässig erklärt, weil sie von einem "Gericht im Sinne von Art. 177" gestellt worden sei, das die folgenden fünf aus allgemeinen, dem Recht der Mit​gliedstaaten gemein​samen Grundsät​zen hergeleite​ten Kriterien erfüllte, nämlich gesetzli​che Grund​lage, ständige Ein​richtung, obligatorische Gerichts​barkeit, streitiges Verfahren, Anwen​dung von Rechtsnormen. Dagegen hat der Gerichtshof in dem Urteil Borker
 die Vor​lageberechtigung des "conseil de l'ordre des avocats" (Be​rufs​kammer der Rechts​anwälte) verneint, weil "dieser nicht mit einem Recht​streit be​faßt...(war), den zu ent​schei​den er gesetzlich berufen wäre, sondern mit einem Antrag, der auf eine Erklärung zu einer Meinungs​ver​schiedenheit zwi​schen einem Rechts​anwalt und Gerichten eines anderen Mitgliedstaates zielte." In dem Urteil Nord​see
 hat der Gerichts​hof seine Aus​legung für private Schieds​gerichte ergänzt. Es wurde die Frage vorgelegt, ob ein Schiedsgericht, das nicht nach Billigkeit, sondern nach Gesetz zu ent​schei​den hat und dessen Entscheidungen unter den Parteien die Wirkung eines rechts​kräftigen gericht​lichen Urteils haben (§ 1040 ZPO), zur Vorlage befugt sei. Der Gerichtshof hat unter Hinweis darauf, daß seine Zuständigkeit von den Besonderheiten des Schiedsver​fahrens im Einzel​fall abhänge, die Frage mit der Begründung ver​neint, daß es einerseits den Ver​tragspartnern bei Abschluß der Verein​barung freigestanden habe, die Entschei​dung eventuell auftretender Recht​streitigkeiten den ordentlichen Ge​richten zu überlassen oder den Weg des Schiedsver​fahrens zu wählen, und daß anderer​seits die deutsche öffentliche Gewalt nicht in die Entscheidung, den Weg der Schieds​gerichtsbarkeit zu wählen, einbezogen sei und sie nicht von Amts wegen in den Ablauf des Verfahrens vor dem Schieds​richter ein​greifen könne. Eine hinreichend enge Beziehung zum Rechts​schutz​system des Mitglied​staa​tes, welche die Ver​pflich​tung des Mitgliedstaa​tes, für die Durch​setzung des Gemein​schaftsrechts auf seinem Gebiet zu sorgen (Art. 10 EGV), auslöst, habe damit nicht vorgele​gen. Ausdrücklich hat der Gerichts​hof jedoch Vorlagen ordentlicher Gerichte, die im Zusam​menhang mit Schieds​gerichts​verfahren stehen, etwa im Rahmen der Hilfe, die sie den Schieds​gerich​ten gewähren oder im Rahmen der ihnen obliegenden Überprüfung des Schieds​spruchs, für zulässig erachtet
. 

bb) Vorlagefrage

Das Vorlagerecht eines Gerichts kann schlechterdings nicht von rechtlichen Zweifeln desselben abhängen, wie allgemein vertreten wird
. Der Wort​laut des Art. 234 Abs. 2 EGV gibt ein formales, brauchbares Kriterium für die Zulässigkeit der Vorlage, daß nämlich "eine derartige Frage einem Gericht ... gestellt wird" und daß das Gericht die Frage für ent​schei​dungs​ver​bindlich hält. Es kommt somit auf die Frage eines Prozeßbeteiligten an, nicht auf rechtliche Zweifel des Ge​richts. Abs. 3 des Art. 234 EGV gibt ein anderes Kriterium, näm​lich die bloße Frage in letzter Instanz. Nur derart formale Kriterien ver​schonen vor Willkür und sichern die Aus​legungskom​petenz der Gemein​schafts​gerichtsbarkeit. Der Gerichtshof
 vertritt demgegenüber, "daß Art. 177 keinen Rechts​behelf für die Parteien eines bei einem inner​staatlichen Gericht anhängi​gen Rechts​streits" eröffne
: "Das Gericht muß also nicht schon des​halb, weil eine Partei geltend macht, der Rechts​streit werfe eine Frage nach der Aus​legung des Gemein​schaftsrechts auf, davon ausge​hen, daß eine Frage im Sinne von Art. 177 gestellt wird. Es obliegt ihm vielmehr, gegebenenfalls den Ge​richts​hof von Amts wegen anzuru​fen."
 Auf den Zwei​fel eines Ge​richts in Rechtsfra​gen als Kriterium für prozessuale Maßnah​men abzustellen, ist mehr als bedenk​lich, weil es die spezifische Auf​gabe der Gerichte ist, das Recht zu klären. Ein Gericht darf gemäß dem Satz "iuria novit curia" keinen Zweifel am Recht lassen, so strittig Rechtsfragen sein mögen. Darum ist ein formelles Kriterium des Vorlagerechts oder der Vor​lagepflicht, wie die "Fra​ge", von der Art. 234 Abs. 2 und 3 EGV spricht, vorzuziehen. Wenn die Rechtslage geklärt ist, erlaubt das Mißbrauchs​prinzip, allein prozeßverschlep​pende Fragen einer Partei abzuwehren. Nach Auffassung des Gerichthofs ist eine Vorschrift klar, wenn "die richtige An​wen​dung des Gemein​schafts​rechts derart offenkundig ist, daß für einen ver​nünftigen Zweifel keiner​lei Raum bleibt"
. Dieses Kriteri​um ist als Grenze des Frage​rechts richtig, um miß​bräuch​li​che Verzögerungen der Prozesse abwehren zu können.

Der in Art. 234 EGV als Frage der Auslegung des Gemeinschaftsvertrages oder von Gemeinschaftsrechtsakten definierte Gegenstand des Vorabentschei​dungs​verfahrens grenzt die Befugnis​se des Europäischen Gerichtshofs gegen​über denjenigen der nationalen Gerichte ab. Dadurch bezeichnet er eine Zuläs​sig​keitsvoraussetzung, der die Vorlagen der nationalen Gerichte ent​sprechen müssen und die der Gerichtshof überprüft. Auch deswegen sind Zweifel des nationalen Gerichts als Kriterium des Vorlagerechts wenig geeignet. Sie wür​den Kriterium des gesetzlichen Richters sein. Verfahrenskriterien sollten denkbar klar sein. Im übrigen stärkt es den subjektiven Rechtsschutz im Ge​meinschafts​recht, wenn den Prozeßbeteiligten das Antragsrecht zugestanden wird, die Gemeinschaftsrechtsklärung durch den Gerichtshof zu erzwingen. Das Interesse der Fragesteller dient auch der Intensität der Klärung des objekti​ven Rechts.

Die Gültigkeits- hängt wie die Auslegungsvorlage von der Frage eines Beteiligten im Prozeß ab, nicht von Zweifeln des Gerichts an der Gültig​keit einer Vor​schrift
. Das Gericht darf sich keine Zweifel erlauben; wenn al​ler​dings das Gericht von der Ungültigkeit eines Gemeinschaftsaktes überzeugt ist, ist es aus der Logik des Normenverwerfungsmonopols des Gemeinschafts​gerichts​ zur Vorlage verpflichtet
. Eine Ver​mutung für die Gültigkeit des Ge​mein​schafts​rechts gibt es im übrigen nicht
. 

cc) Entscheidungserheblichkeit

Der Europäische Gerichtshof hat nicht über die Entscheidungs​erheb​lichkeit, also die Erforderlichkeit eines Vorabentscheidungsersuchens für die Rechts​klärung des anhängigen Rechtsstreits zu befin​den
; denn es ist Aufgabe des inner​staatli​chen Ge​richts, welches den Sach​verhalt, insbesondere durch das Parteivor​bringen, und die nationale Rechtsordnung kennt und die Verantwor​tung für die Prozeßentscheidung hat, die Erheb​lichkeit der von ihm aufgewor​fe​nen Gemein​schaftsrechts​fragen und damit die Notwendig​keit einer Vor​abent​schei​dung für seine Rechtserkennt​nis zu beurteilen
. Konstruierte Vorlagen und offensichtlich hypothetische Fragen (Gutachten) läßt der Gerichtshof jedoch nicht zu
. Der Ge​richtshof hat es abge​lehnt zu prüfen, ob der vom natio​nalen Richter vorgetragene Sach​verhalt zutrifft
. Die Prozeßbetei​ligten haben den (außer im Fall der Norm​​verwer​fungs​vor​lage) notwe​nigen Vorlage​antrag zu stellen, treffen aber nicht die Erforder​lich​keits​entschei​dung, die eine Rechtsfrage ist, die das Prozeß​gericht zu fällen hat
.

dd) Vorlageverpflichtung

Unterinstanzliche Gerichte können aufgrund des Art. 234 Abs. 2 EGV nach ihrem Ermessen vorlegen. Nach Art. 234 Abs. 3 EGV aber sind letztin​stanz​liche Ge​richte, deren Entscheidungen nicht mehr mit Rechts​mitteln (die Verfas​sungs​beschwerde ist kein Rechts​mittel) angefoch​ten werden kön​nen, zur Vor​lage ver​pflich​tet.

Letztinstanzliche Gerichte im Sinne des Art. 234 Abs. 3 EGV sind nach der abstrakten Lehre nur die jeweils höchsten Instanzen eines Gerichtszwei​ges, deren Aufgabe die Wahrung der Rechtseinheit auf nationa​ler Ebene ist, in der Bun​desrepublik Deutschland also nur die obersten Gerichts​höfe des Bundes (Art. 95 Abs. 1 GG) und die Verfassungs​gerich​te
. Die konkrete Lehre stellt darauf ab, ob im Streitfall die Möglich​keit besteht, ein ordentliches Rechts​mittel (ohne Ver​fassungs​be​schwer​de als außerordentlicher Rechtsbe​helf
) gegen die Ent​scheidung des Ge​richts einzule​gen
. Für diese Leh​re spricht vor allem die Ratio des Vor​abent​scheidungsver​fahrens, die Einheit des Ge​mein​schafts​rechts und den sub​jektiven Rechts​schutz sicherzu​stellen. Ins​besondere sind wegen der Streitwertgrenzen und Rechtsmittelbegren​zungen untere Gerich​te für weite Bereiche des Rechts die letzten Instanzen, etwa in Verkehrs-, Mietsachen und auch in Strafsachen. Folglich kann auch ein Amts​gericht zur Vorlage ver​pflichtet sein, wenn seine Entschei​dung un​anfecht​bar ist, weil etwa die Beru​fungs​summe (§ 511 a ZPO, z.Zt. 1.500 DM) nicht erreicht ist. Das OVG (in Bayern der VGH) ist im Normenkontrollverfahren nach § 47 VWGO nicht zur Vorlage an den EuGH verpflichtet
. Es bleibt aber die Möglichkeit einer Nichtvorlagebeschwerde nach § 47 Abs. 5 S. 1 Nr. 1 VwGO.

Die Wahrung des Gemeinschaftsrechts ist auch und vorwiegend Sache der Ge​rich​te der Mitgliedstaaten. Zum einen richtet sich der Rechtsschutz gegen Verwaltungsakte der Mitglied​staa​ten, die in der Regel das Gemeinschafts​recht vollziehen, aber auch gegen Rechtsverletzungen in privaten Verhältnissen, die vom Gemeinschaftsrecht geregelt sind. Zum anderen hat das Gemein​schafts​recht wegen der Einheitlichkeit der Rechtsordnung Vorrang vor dem nationa​len Recht, soweit die elemen​taren nationalen Verfassungsprinzipien das zulas​sen
. Natio​nale Gerichte sind verpflichtet, wegen der Bindung der Richter an Gesetz und Recht und des Vorrangs des Ge​meinschafts​rechts Verord​nungen, Richt​linien und Ent​scheidun​gen am primä​ren Gemein​schaftsrechts (ein​schließ​lich der allgemeinen Rechts​grundsätze) zu prüfen. Daß ausgerechnet nicht letztinstanzliche Gerichte die Befugnis haben könnten, ihrer Erkenntnis nach nichtige Rechtsakte der Ge​mein​schaft außer Anwendung zu lassen, hat man damit zu begründen versucht, daß Art. 234 Abs. 3 EGV im Gegen​satz zu Abs. 2 eine Vorlagepflicht nur für letztin​stanzli​che Gerichte anordnet. Nach Art. 230 und auch Art. 241 EGV hat aber nur der Gerichtshof die Nichtigkeit bzw. die Unanwendbarkeit von Sekun​där​recht festzustel​len. Der Gerichts​hof lehnt aus Sinn und Zweck des Art. 234 EGV, die Einheitlich​keit der Rechtsord​nung zu si​chern, eine Verwerfungs​kom​petenz der nationalen Ge​richte ab, zumal Art. 234 EGV die Verwerfungskompetenz nicht regle, ohne jedoch eine Vorlage​pflicht daraus zu folgern
. Auch unterinstanzliche Gerichte sind somit trotz des Ermes​sens, das Art. 234 Abs. 2 EGV ihnen einräumt, verpflich​tet, eine ent​schei​dungs​erhebli​che Vorlagefra​ge an den Euro​päischen Ge​richtshof zu richten, wenn sie einen Gemeinschaftsrechtsakt nicht anwenden wollen, weil sie ihn für nichtig halten
. Diese Verpflichtung gilt auch im Rahmen sum​ma​rischer oder eilbedürftiger Verfahren, wenn es um die Ungültigkeit von Ge​meinschaftsrechtsakten geht
 Aus den Prinzipien der Gemeinschafts​treue und der Rechtsein​heit folgt ein Norm​ver​werfungsmonopol des einheitlichen Ge​mein​schaftsge​richts
, welches auch eine funktionenrechtliche Stütze findet. Wenn schon die Gerichte die Rechtsakte der anderen Organe auf ihre Recht​lichkeit hin überprüfen dürfen (und durchaus sollen), so gebietet doch der Respekt vor den Verfassungs​organen, zumal der nationalen Gerichte vor denen der Gemein​schaft, daß nur ein Verfassungsorgan der Gemeinschaft selbst das Verdikt das Unrechts durch den Rechtsakt aus​spricht; denn nichts anderes ist wegen des Prinzips der Gesetzlichkeit die Nichtanwendung des Rechtsaktes. Art. 100 Abs. 1 GG (Normenverwer​fungsmonopol der Verfas​sungsgerichte) ist bei​spielhaft und gehört zum Wesen der Verfassungsgerichts​barkeit im gewal​ten​teiligen Ver​fassungsstaat
. So hat denn auch Art. 41 EGKSV das Norm​verwerfungs​recht dem Gerichtshof vorbehalten.

ee) Grenze der Vorlagepflicht

Die Vorlagepflicht (nicht notwendig das Vorlagerecht
) entfällt, wenn in einer Frage "bereits eine gesicherte Rechtsprechung des Gerichts​hofs vor​liegt, durch die die betreffende Rechtsfrage gelöst ist, gleich in wel​cher Art von Verfahren sich diese Recht​sprechung gebildet hat, und selbst dann, wenn die strittigen Fragen nicht vollkom​men identisch sind."
.

Nach der (restriktiven) Auffassung des Gerichtshofs ist auch das letztin​stanzliche Gericht nicht zu einer Auslegungsvorlage verpflichtet, wenn "die richtige Anwendung des Gemeinschafts​rechts derartig offenkundig" sei, "daß keinerlei Raum für einen vernünftigen Zweifel an der Entscheidung der gestell​ten Frage" bleibe
 (acte-clair-Doktrin)
. Ein​schränkend sagte er aber, daß das nationa​le Gericht nur dann nicht vorlegen müsse, "wenn es überzeugt ist, daß auch für die Gerichte der übrigen Mitglied​staaten und den Gerichtshof die gleiche Gewiß​heit" bestün​de
. Das Vorlagerecht bleibt bestehen.

Die Vorlagepflicht entfällt auch in summarischen und eilbedürftigen Ver​fahren, wenn in einem ordentlichen Hauptsacheverfahren eine erneute Prüfung erfolgen kann
. Dies gilt jedoch dann nicht, wenn die Gültigkeit von Se​kun​därrecht in Frage steht
.

ff) Folgen einer Vorlagepflichtverletzung

Verletzt ein Gericht seine Vorlagepflicht, so kann nach vorherrschender aber bedenklicher Meinung gegen den Mitgliedstaat des Gerichts ein Vertrags​verlet​zungs​ver​fahren gemäß Art. 226 EGV eingeleitet werden
. Die Kom​mis​sion ist hier allerdings wegen der richterlichen Unabhän​gigkeit (Art. 97 Abs. 1 GG) sehr zurück​haltend, zu Recht; denn die Unabhängigkeit der Recht​spre​chung steht der exekutiven Aufsicht durch die Kommission entgegen, weil die Gemeinschaft Teil der staatlichen Organisation ist, die eine geordnete Koopera​tion als Gericht orga​nisiert hat
. Eine völkerrechtsorientierte Dog​ma​tik, welche den Mitglieds​staat als Einheit sieht, ohne dessen Funktionenord​nung zu berücksichtigen, verkennt den Integrationsstand der Union.

Die Verletzung der Vorlagepflicht unterliegt jedenfalls in Deutschland der Möglichkeit der Ver​fassungsbeschwerde, weil der Gerichtshof gesetzlicher Richter i.S.d. Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG ist
. Der Einzelne hat ein Recht dar​auf, gegenüber grundrechts​widrigen Gemein​schaftsakten in jedem Einzel​fall durch den Europäischen Gerichts​hof geschützt zu werden
. Somit verstößt die Verweigerung der Vorlage an den Europäischen Gerichts​hof, wenn diese nicht indirekt wegen Mißbrauch des Frage-/Antragsrechts gerechtfertigt war, gegen deutsches Ver​fassungsrecht. Das Bundes​verfassungsgericht sieht einen Ver​stoß gegen Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG jedoch nur in einer richterlichen Willkür
.

c) Vorlagefähige Fragen

Nach Art. 234 Abs. 1 EGV gibt es folgende vorlagefähigen Fragen:

- Auslegung des primären Gemeinschaftsrechts

- Auslegung und Gültigkeit der Handlungen (also der Rechtsakte) der Organe der Gemeinschaft

- Auslegung der Satzungen der durch den Rat geschaffenen Einrichtungen, soweit diese Satzun​gen dies vor​sehen.

aa) Vertrag

Nach Art. 234 Abs. 1 lit. a) EGV  klärt der Gerichtshof die Aus​legung dieses Vertrags. Unter dem "Vertrag" sind dessen Bestimmungen einschließlich aller Anhänge, Zu​satzproto​kolle (Art. 239 EGV) und Änderun​gen sowie die Bei​trittsverträge und bei​gefügte Beitritts​akte zu verstehen
. Zu dem Ver​trags​recht gehören auch die unge​schriebenen all​gemeinen Rechts​grund​sätze des Gemein​schafts​rechts
.

bb) Handlungen  der Organe

Nach Art. 234 Abs. 1 lit. b) EGV entscheidet der Gerichtshof "über die Gültig​keit und die Aus​legung der Handlungen der Organe der Gemeinschaft". Organe der Gemeinschaft sind nur die in Art. 7 Abs. 1 EGV genannten
 sowie nach Art. 234 Abs. 1 lit. b i.V.m. Art 8 EGV nunmehr auch die Euro​päische Zentralbank. Der Begriff "Hand​lungen der Organe" umfaßt das gesam​te organgeschaffe​ne, also das sekundäre Gemein​schaftsrecht. Dazu gehören nicht nur die in Art. 249 EGV genannten Akte, sondern auch alle Rechts​akte, die einem Gemein​schafts​organ zuzurechnen und geeignet sind, irgendwelche Rechtswirkungen zu erzeu​gen
, also auch unverbindliche Empfehlungen und Stellungnahmen
. Zu den "Handlungen", die der Gerichts​hof gemäß Abs. 1 lit. b) aus​legt, gehören auch die für die Gemeinschaft verbindli​chen völker​rechtlichen Ab​kommen (z.B. Handelsabkommen), un​abhängig davon, ob sie von der Gemein​schaft allein abgeschlossen wur​den, wie im Fall das GATT, oder ob diese neben die oder anstelle der Mit​gliedstaaten in die Ver​pflichtun​gen einge​treten ist oder ob sie zugleich von den Mitglied​staaten unterzeichnet worden sind
. Der Gerichthof kann auch die Gültigkeit eines solchen Ab​kom​mens prüfen und ablehnen, obwohl Art. 300 Abs. 6 EGV eine präventive Prüfung geplanter Abkommen auf Antrag des Rats, der Kommission oder eines Mit​gliedstaates ermöglicht. Das schmälert die Rechtsverantwortung der Gerich​te nicht, die Unrecht in keinem Fall zu tolerieren gezwungen sein dürfen

Nicht unter lit. b) fallen Urteile des Gerichts​hofs selbst
. Auch Art. 19 Abs. 4 GG erfaßt die Recht​sprechung nicht als "öffentliche Gewalt", weil sonst ein unendlicher Instanzen​weg garantiert würde.

Ein spezieller Vorabentschei​dungstatbestand ist in Art. 1 des Protokolls vom 03.06.1971 zum Überein​kommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstrec​kung gerichtlicher Entscheidun​gen in Zivil- und Handels​sachen gere​gelt
.

cc) Nationales Recht

Nicht vorlagefähig sind die Auslegung nationalen Rechts sowie die Verein​barkeit nationalen Rechts mit dem Gemeinschaftsrecht oder des Gemein​schafts​rechts mit dem nationalen (Verfassungs-)Recht
. Das natio​nale Gericht darf nicht etwa die Frage vorlegen, ob ein mitgliedstaatli​ches Gesetz dem Gemein​schaftsrecht widerspricht. Dennoch kann es den Gerichtshof mit der Frage befassen, ob eine einem bestimm​ten nationa​len Gesetz entsprechende Maßnah​me vom Gemein​schaftsrecht ver​boten sei. Selbst wenn das Gericht die Frage nicht abstrakt formuliert, kann der Gerichtshof sie auf​greifen, der in ständiger Recht​sprechung aus unrichtig formulierten Fragen die entscheidende Aus​le​gungsfrage selbst entnimmt
. Die nationalen Gerichte müssen analog Art. 100 Abs. 1 GG vom Bundesverfassungsgericht entscheiden lassen, ob ein noch konstitutionelles, formelles Gesetz Deutschlands wegen dessen Unverein​barkeit mit dem Gemeinschaftsrecht unangewandt bleiben soll. Sie dürfen den nationalen Gesetzgeber nicht mißachten. Diese Befugnis (Autorität) hat nur das Verfassungsorgan Bundesverfassungsgericht
.

dd) Nationale Anwendung des Gemeinschaftsrechts

Die Grenzziehung zwischen der dem Gerichtshof obliegenden Auslegung und der den nationalen Gerichten anvertrauten Anwendung des Gemeinschafts​rechts auf den Streitfall erweist sich häufig als problematisch. Die Antwor​ten des Gerichtshofes sollten einerseits nicht so abstrakt formu​liert sein, daß sie dem vorlegenden Gericht bei der Entscheidung des Rechtstreits nicht helfen, und andererseits nicht so fallbezogen die Antwort vorgeben, daß sie die An​wen​dung des Gemeinschaftsrechts auf den Sach​verhalt, die Sache des nationa​len Richters ist, vor​wegnehmen. Der Euro​päi​sche Gerichtshof hat mehrfach betont, daß er im Rahmen des Art. 234 EGV lediglich zur Beantwor​tung von Rechts​fragen berufen sei, und daß es Sache des nationa​len Ge​richts sei, die dem Rechts​streit zugrunde liegenden Tatsachen festzustel​len und daraus die Schluß​fol​gerungen für die von ihm zu erlassende Entschei​dung zu zie​hen
. So entscheidet der Gerichtshof weder über die Geltung des EGV in einem Einzel​fall
, noch darf er die Gründe würdigen, welche den nationalen Rich​ter zur Vorlage bewegt haben
. Der Gerichthof klärt lediglich den ge​mein​schafts​rechtlichen Ober​satz, hilft aber nicht bei der begrifflichen Erfas​sung des Sachverhalts oder der Subsum​tion dieses Untersatzes unter den Obersatz
. Fragen, mit denen ein vorle​gen​des Gericht beispielsweise wis​sen wollte, ob eine bestimmte Ware als ein be​stimmtes in einer Gemein​schafts​bestimmung genann​tes Erzeug​nis anzuse​hen sei, hat der Ge​richtshof mehr​fach nicht konkret beantwortet, sondern statt​dessen all​gemeine Merk​male herausge​stellt, welche die Einord​nung in eine be​stimmte Kategorie zulas​sen
.

ee) Auslegung

Auslegungs- und Gültigkeitsfragen lassen sich nicht scharf vonein​ander ab​grenzen. Der Gerichtshof teilt auf eine Gültig​keitsfrage dem nationalen Gericht gegebenenfalls eine Auslegung mit, nach der die ausgelegte Vor​schrift nicht ungültig ist, und be​antwor​tet Vorabentscheidungsersuchen, die auf die Aus​legung, hilfsweise die Prüfung der Gültig​keit einer Vorschrift gerichtet sind
, mit einer Antwort zur Gültigkeit des Rechtsaktes
. 

Der Begriff der "Auslegung" ist selbst auslegungs​bedürftig
. Er er​faßt den Text eines Rechts​satzes, um den recht​lichen Gehalt eines Rechts​begriffs des Gemeinschafts​rechts zu definieren, aber auch das ungeschriebene Recht, etwa die allgemeinen Rechts​grundsätze, obwohl textloses Recht nicht eigentlich ausgelegt, sondern nur entfaltet, geklärt werden kann. Eine Auslegungsfrage ent​steht, wenn ein Rechtstext nicht klar ist. Jede Vorschrift kann Auslegungs​probleme auf​werfen, insbesondere kann eine Vorschrift ihre Klarheit durch Ver​änderung der Lagen, neue rechtliche Paradigmen, Entscheidun​gen, Lehren ein​büßen. 

Rechtsbegriffe sind meist dynamisch und variabel, also vor allem zeitge​bunden. Auch neue Sachverhalte können zu neuen Ausle​gungs​fragen führen. Halten die staatli​chen Gerichte, gestützt auf die alte Regel "in claris non fit interpretatio", den recht​lichen Gehalt eines Gemein​schafts​rechtsaktes für eindeutig und legen darum nicht vor, so haben sie nicht nur über die Anwend​barkeit des Gemein​schafts​rechts im Streitfall ent​schieden, sondern zugleich auch das Gemein​schaftsrecht ausgelegt. Wenn auf die sub​jektive Auffassung des Rich​ters abgestellt werde, wird befürchtet, werde die Vor​lagepraxis von der Arbeits​freudig​keit der natio​na​len Richter abhängig
. Die vor​schnel​le Annahme der "Klarheit" von Ge​mein​schaftsrechts​akten (Doktrin des "acte clair")
, würde den Dia​log zwischen den staatlichen Gerich​ten und dem Eu​ro​päi​schen Gerichtshof behin​dern und dadurch dem Art. 234 EGV die Funk​tion nehmen. Objektive Un​klarheit sei etwa anzu​neh​men, wenn die ver​schiede​nen sprachlichen Fassun​gen einer Vorschrift des Gemein​schafts​rechts nicht überein​stimmen würden und wenn diver​gierende Auffassun​gen in​nerhalb eines Spruch​kör​pers, zwischen nationalen Gerichten und/oder beachtlichen Vertretern der Lehre bestünden. Hierbei müßten auch Praxis und Lehre aus anderen Mit​glied​staa​ten berücksichtigt werden. Das über​zeugt nicht. Für die Auslegung ist das Gericht ver​antwort​lich. Es hat von Amts wegen zu einer Auslegung jeder Vorschrift zu finden, von der es überzeugt ist. Eine sub​jektive und eine objek​tive Ungewißheit lassen sich nicht unter​scheiden, weil die Aus​legung notwen​dig persönlich ist
. Keinesfalls kann die Richtigkeit einer Aus​legung für die Zulässig​keit einer Vor​lage relevant sein. 

Eine Auslegungsfrage liegt auch vor, wenn der Gerichtshof über eine Rechts​frage bereits entschieden hat und ein Gericht von dessen Urteil abwei​chen will. Die Bin​dungswirkung der Urteile steht dem nicht ent​gegen. Es gilt keine Bindung an Präjudi​zien, die es den nationalen Gerichten verböte, eine Rechts​frage vorzulegen, die der Gerichtshof bereits in einem anderen Ver​fahren entschieden hat
. Das folgt aus dem dynami​schen Charakter vor allem des Gemein​schaftsrechts, dem eine Bindung des Gerichts​hofs an seine eigenen Urteile und die damit einhergehende Ver​festigung der Recht​sprechung wider​spräche, als auch aus der Kooperationsfunktion des Vorabent​schei​dungs​ver​fah​rens, die es verlangt, dem nationa​len Richter die Möglichkeit zu geben, dem Gerichts​hof neue Auslegungen des Gemein​schafts​rechts vor​zule​gen
. In jedem Rechtsstreit ist das Recht originär zu erkennen.

ff) Gültigkeit

Gegenstand der Gültigkeitsprüfung ist die uneingeschränkte formelle und materielle Recht​mäßig​keit der "Handlungen der Organe" (Art. 234 Abs. 1 lit. b) EGV), also des sekundä​ren Gemein​schafts​rechts. Sie entspricht der Recht​mäßigkeitsprüfung nach Art. 230 Abs. 1 EGV. Die Prüfung des Gerichts​hofs umfaßt sämtli​che  Ungültig​keits​gründe, die diesen Handlungen anhaften kön​nen
. Die Zulässigkeit einer Gültigkeitsvorlage ist nach Auffassung des EuGH unabhängig von der fristgemäßen Anfechtung nach Art. 230 Abs. 3 EGV
. Prüfungsmaß​stab sind ausschließlich (höherran​gige) Normen des Gemein​schafts​rechts, an sich nicht solche des nationalen Rechts
. So weit natio​nale Verfassungsprinzipien die Gemeinschaftshoheit begrenzen
, sind sie in das Gemeinschaftsrecht selbst integriert, etwa das wirtschaftliche Stabili​täts​prinzip, und darum auch Prüfungsmaßstab der Gültigkeitsfrage. Auch für die Gemein​schaft verbindliche Regeln des Völkerrechts, ins​besonde​re des Völker​vertrags​rechts, und allgemeine Rechts​grundsätze der Gemeinschaft sind Prü​fungsmaß​stab
.

d) Verfahren der Aussetzung der nationalen Verfahren und Vorlage

Damit das nationale Gericht die entscheidungserheblichen Fragen dem EuGH vorlegen kann, muß es das nationale Verfahren aussetzen. Das Ver​fahren der Aussetzung des nationalen Ausgangsverfahrens richtet sich nach den nationalen Vorschriften, beispiels​weise analog § 148 ZPO. Die Vorlage erfolgt unmittelbar vom vorlegenden Gericht an den EuGH ohne Vermittlung einer anderen In​stanz. Die Form der Vorlageentscheidung des nationalen Gerichts richtet sich nach dem nationalen Recht. Sie ergeht in Deutschland in Beschluß​form, während z.B. in Frankreich und Italien ein Vorlageurteil erlassen wird
. Die Vorlagefrage ist, weil der EuGH nur befugt ist, Fragen des Ge​meinschaftsrechts zu beantworten, abstrakt zu formu​lieren
 und muß in ursächli​chem Zu​sam​menhang mit dem Ausgangs​verfahren stehen. Eine be​stimmte Form ist nicht vorgeschrieben. Gemäß Art. 20 Abs. 1 S. 1 Satzung (EuGH) muß das Gericht des Mitgliedstaates, welches "ein Verfahren aussetzt und den Gerichtshof anruft", "diese Entscheidung dem Gerichtshof übermit​teln", d.h. von der Geschäftsstelle des vorlegenden Gerichts an den Kanzler des EuGH
.

Auch die Vollziehung des angegriffenen Verwaltungsaktes kann ausgesetzt werden, wenn das Gericht erhebliche Zweifel an der Gültigkeit der Gemein​schaftsverordnung hat, die Entscheidung dringlich ist und dem Kläger schwerer und nicht wieder gutzumachender Schaden droht, während das Gemeinschafts​interesse zurücktreten kann
. 

e) Verfahren der Vorabentscheidung

Der Gerichtshof ist verpflichtet, die vorgelegte Frage zu entscheiden, auch wenn das Gericht nur vorlageberechtigt, nicht aber vorlageverpflich​tet war. Nach Art. 20 der Satzung des EuGH stellt der Kanzler des Europäi​schen Gerichtshofs den Vorlagebe​schluß den Parteien des Ausgangsverfahrens, den Regierungen aller Mitglied​staaten und der Kommission zu, die sich in​nerhalb von zwei Monaten dazu äußern können
.

Das Vorlageverfahren
 ist prozessuales Zwischenverfahren und schließt mit einem Urteil (Art. 103 § 1 i.v.m. 63 ff VerfO EuGH), nicht lediglich mit einem Gutachten ab. Der Gerichtshof ent​scheidet aufgrund mündlicher Ver​hand​lung
. Die Beteiligten, welche nach Art. 20 Abs. 1 S. 2 des Proto​kolls der Satzung des EuGH schriftliche Erklärungen abgeben dürfen, können auch in der mündlichen Verhandlung auftreten
.

f) Wirkungen der Vorabentscheidungen

aa) Wirkungen der Vorabentscheidung im Ausgangsverfahren

Rechtliche Bindungswirkung entfaltet die Entscheidung des Gerichtshofs nach Art. 234 EGV sowohl für das vorlegende Gericht als auch für alle anderen Gerich​te, die in derselben Sache zu entscheiden haben
. Diese Gerichte sind je​doch befugt, den Gerichts​hof erneut anzurufen, wenn eine weitere Klärung herbeigeführt werden soll
.

bb) Wirkungen der Vorabentscheidung in anderen Verfahren

Obwohl die Vorabentscheidung rechtlich nur die mit dem Ausgangsverfahren befaßten Gerichte in derselben Sache bindet, entfaltet sie praktische Wirkungen auch in ande​ren, nicht mit dem Ausgangsrechtstreit zusammen​hängenden Verfahren
:

Die nationalen Gerichte sind berechtigt und gehalten, das Gemein​schafts​recht in der Aus​legung anzuwenden, die der Gerichtshof in einem Verfahren zwi​schen anderen Beteilig​ten gefunden hat
. Dies folgt aus dem Sinn der Aus​legung des Ge​mein​schaftsrechts durch das Gemeinschaftsgericht, welche die Ein​heitlich​keit der Gemein​schafts​rechtsord​nung sicherstellen soll. Hat der Gerichtshof nach Art. 234 EGV die Handlung eines Organs für ungültig erklärt, zwingt diese Feststel​lung weiter​hin jedes andere Gericht, diese Hand​lung als ungültig zu behan​deln
; denn der Schein der Verbindlich​keit des nich​ti​gen Rechtsaktes ist vernichtet. Auch im Vorabent​scheidungsverfahren hat das Ge​richt wie im Nichtigkeits​ver​fahren (Art. 231 EGV) die Befugnis, Rechtsakte der Gemein​schafts​organe für ungültig zu erklären. Der Gerichtshof ist nicht auf die vom vor​legen​den Gericht aufgeworfenen Rechtsfragen beschränkt
, wenn er deren Gültig​keit prüft; denn der Gegenstand der Vorabentscheidung ist die Gültigkeit der Handlung, nicht spezifisch der Zweifel des Gerichts oder der Prozeßpar​tei
. Kein natio​na​les und kein Gemein​schafts​organ darf das für ungültig erklärte sekundä​re Gemein​schafts​recht weiterhin anwen​den.

Umgekehrt jedoch sind die nationalen Gerichte nicht berechtigt, eine Hand​lung eines Organs als ungültig zu behandeln, wenn diese nicht in einem ande​ren Verfahren für ungültig erklärt worden ist
. Die Bindungs​wir​kung der Vorabentschei​dung bedeutet, daß sich jedes spätere mit der glei​chen Frage befaßte nationale Gericht über die einmal ergangene Vor​abent​scheidung des Gerichtshofs, welche den Rechtsakt nicht als ungültig verworfen hat, nicht hinwegset​zen darf. Diese Bindungswirkungen folgen der Natur monopolisierter Normverwerfung
. Im Unterschied zum Präjudiz schließt diese Bin​dungs​wir​kung jedoch nicht aus, daß die nationalen Gerichte im Inter​esse einer Präzisie​rung oder Fortentwicklung eine bereits vom EuGH entschiedene Frage erneut auf​werfen, wenn der Rechtsakt noch existent ist. Das nationale Gericht kann den EuGH in derselben Frage erneut anrufen
.

cc) Wirkungen der Vorabentscheidung für andere Stellen

Die Wirkungen von Vorabentscheidungen beschränken sich nicht nur auf Gerichte, sondern erstrecken sich auch auf die nicht am Ausgangsrechtsstreit beteiligten Gemeinschafts​rechtsorgane sowie andere innerstaatliche Stellen, die das Gemeinschafts​recht in der vom Gerichtshof gegebenen Auslegung anzu​wen​den haben
. Die Erkenntnisse des Gerichtshofs sind zu beachten, wenn die Organe und Behörden nicht ihre Amtspflichten verletzen wollen. Die allgemeine Bindungswirkung, die § 31 Abs. 1 BVerfGG Entscheidungen des Bundesver​fassungsgerichts beimißt, entspricht einem allgemeinen Rechtsgrund​satz der Verfassungsgerichtsbarkeit, zu der auch der EuGH gehört. Wenn die Exekutive die Rechtserkenntnis nicht teilt, bleibt ihr nur der Weg, geeignete Verfahren zur erneuten Klärung des Rechts zu suchen, notfalls die Änderung der Rechtsakte und die Vertragsänderung.

dd) Zeitliche Wirkung der Vorabentscheidung

Die Auslegungsurteile des EuGH wirken grundsätzlich ex tunc. Das nationale Gericht muß deshalb die Vorschriften des Gemeinschaftsrechts in der vom EuGH vorgeschriebenen Auslegung auch auf vor Erlaß des Vorabentschei​dungsurteils begründete Rechtsverhältnisse anwenden
. Grenzen der Rück​wirkung des Vorabentscheidungsurteils ergeben sich jedoch aus dem Prinzip der Rechtssicherheit
.

2. Die Aufsichtsklage der Kommission (Art. 226 Abs. 2 EGV, Art. 88 EGKSV, Art. 141 EAGV)

Nach Art. 211 Spstr. 1 EGV sorgt die Kommission als Hüterin des Ge​meinschafts​inter​esses vor allem  auch "für die Anwendung dieses Vertrages sowie der von den Organen aufgrund dieses Vertrages getroffenen Bestimmun​gen...". Dazu gehört es insbesondere, Vertragsver​letzun​gen der Mitgliedstaaten zu verhin​dern
. Verfahrens​rechtlich verleiht der Wortlaut des Art. 226 EGV der Kommission das Recht und unter Einräumung eines Ermessensspiel​raums
​ ("kann") die Pflicht
, im Wege der Aufsichts​klage die Ver​letzun​gen des Gemeinschaftsrechts durch die Mit​glied​staaten vom EuGH feststellen zu lassen (Feststellungsklage). Die ablehnende Entscheidung der Kommission, kein Vertragsverletzungsverfahren einzuleiten, ist nicht anfecht​bar
. Die Ver​fahren haben die Funk​tion, das Gemeinschaftsrecht zu schüt​zen, aber auch die Vertrag​s​treue der Mitglied​staaten durch​zusetzen
. Vor​aus​setzung für die Zulässigkeit der Klage ist, daß die Kommission "der Auffas​sung" ist, ein Mitgliedstaat habe gegen eine Vertragsverpflichtung verstoßen. Sie muß von der Vertragsverletzung überzeugt sein. Bloße Zweifel genügen nicht
.

a) Vertragsverletzung durch einen Mitgliedstaat als Voraussetzung der Aufsichtsklage

aa) Nach dem Wortlaut des Art. 226 EGV kann das Aufsichtsverfahren nur bei einem Verstoß gegen eine "Verpflichtung aus diesem Vertrag" angestrengt werden. "Vertrags​verletzung" im Sinne des Art. 226 EGV meint die Ver​letzung des gesamten europäi​schen Gemeinschafts​rechts, soweit es die Völker bindet (EGV mit Annexen, Ände​rungsverträge, Verträge der Gemeinschaft mit anderen Staaten, das Völker​recht, soweit es die Mitgliedstaaten zu einem bestimmten Verhal​ten gegenüber der Gemeinschaft oder im Rahmen der Gemeinschafts​pflichten gegenüber den anderen Mit​gliedstaa​ten verpflichtet, allgemeine Rechts​grundsätze des europäi​schen Gemein​schafts​rechts, etwa die Grundrechte, das Ver​trauensschutzprinzip, das Verhältnismäßigkeitspinzip, das Bestimmt​heitsgebot; das Prinzip der Gemeinschafts​treue, die Pflicht aus Art. 10 EGV)
. Zu den Vertrags​pflichten gehört nach Art. 10 Abs. 1 EGV auch die Pflicht, das Sekun​där​recht zu achten und zu verwirklichen. Dement​spre​chend ist in Art. 211 EGV auch das Sekundärrecht angesprochen
.

bb) Eine Vertragsverletzung ist gegeben, wenn  ein Mitgliedstaat das euro​päi​sche Gemeinschaftsrecht nicht oder nicht richtig anwen​det, insbesondere einer Handlungs​pflicht nicht genügt
 oder einer Unter​las​sungs​pflicht zu​wi​der​han​delt
. Der Gerichtshof geht neuerdings auch dann von einer Ver​trags​verletzung aus, wenn die Gemeinschaftswidrigkeit nicht auf einem bewuß​ten Handeln oder Unterlassen des Mitgliedstaates beruht, sondern lediglich die Effektivität des Gemeinschaftsrechts durch verschiedene nationale verfahrens​rechtliche Regelungen beeinträchtigt wird
. Es ist Sache der Kommission, die geringste Vertragsverletzung nachzuweisen
. Verschulden der Ver​trags​ver​letzung ist nicht Voraussetzung der Auf​sichts​klage
. Der Mit​glied​staat kann sich nicht auf einen Notstand oder sonstige außerge​wöhnliche Umstände berufen, um der Feststellung der Ver​tragsver​letzung durch den Gerichtshof zu entgehen
. Dies folgt aus der rei​nen Rechtsverwirkli​chungs​funk​tion des Rechtsauf​sichts​verfahrens, in dem für Schuld- und Billig​keits​erwägun​gen kein Raum ist
. ​Der Vortrag des Mit​glied​staates, die Kom​mis​sion, ein anderes Gemein​schaftsorgan oder ein anderer Mit​gliedstaat hätten ihre Ver​tragsver​pflichtung ebenfalls verletzt, hin​dert seine Verurteilung nicht, weil die Pflich​ten des EGV nicht wie im Völker​recht in einem Gegen​seitig​keits​verhältnis stehen, sondern der EGV nach Auffassung des Gerichts​hofs eine "neue Rechts​ordnung aufgestellt" hatte, "nach der sich die Befugnis​se, Rechte und Pflich​ten der Rechtssubjekte, sowie die zur Fest​stellung und Ahn​dung etwaiger Rechts​ver​letzungen erforderlichen Ver​fahren bestim​men"
, dogma​tisch richtiger, weil das Ge​meinschafts​recht in die Rec​hts​​​ordnung jeden Mit​gliedstaates inte​griert ist, die er (ins​gesamt) nach dem rechtsstaatlichen Prinzip der Gesetzlich​keit zu achten hat. Im übrigen bestehen die Vertrags​pflichten, vor allem die Treuepflicht, gegen​über allen Ver​trags​partnern, so daß es un​erheb​lich ist, wenn auch ein anderer Mitgliedstaat oder auch ein Gemein​schaftsorgan seine Pflich​ten verletzt hat.

Wenn einem Mitgliedstaat vorgeworfen wird, gegen Sekundärrecht ver​stoßen zu haben, kann er sich im Verfahren nach Art. 226 EGV darauf beru​fen, das verletzte Sekun​där​recht verstoße seinerseits gegen höherrangi​ges Gemein​schaftsrecht. Dagegen spricht nicht, daß Art. 226 EGV nicht der abstrakten Normenkontrolle, sondern der Feststellung von Vertrags​verletzungen von Mitgliedstaaten dient
. Nichtige Gemein​schafts​akte ver​mögen die Mit​glied​staaten nicht zu verpflich​ten. Das muß auch für anfecht​bares, weil rechts​widri​ges Gemein​schaftsrecht gelten. Wenn grundlegende Gemein​schaftsprinzi​pien (ordre publique communautai​re) verletzt sind, muß das allemal gelten
. Nach herrschender Meinung kann Art. 241 EGV auch in Auf​sicht​​klagen inzident angewendet werden, um diejeni​gen, für die der Vertrag Rechts​wirkun​gen erzeugt, vor rechts​widrigen Gemein​schaftsakten zu schüt​zen
. Kein Rechts​staat kann es hinneh​men, daß Un​recht durch​gesetzt wird, weil der Verfahrens​gegen​stand eng konzipiert ist. Die Normenkontrolle ist wesens​gemäße Pflicht jeden Richters, der das Recht, nicht das Unrecht anzu​wen​den hat. Recht aber setzt Gesetze voraus, die dem höhe​ren Recht entspre​chen. Eine Rechts​klärung muß in jedem Verfahren möglich sein.

cc) Jeder Mitgliedstaat muß sich grundsätzlich wie bei un​erlaub​ten Handlun​gen im Völker​recht das Verhalten aller seiner Organe zu​rechnen lassen
. Dazu gehört das Handeln aller Funk​tionswalter in Bund, Ländern
 und Kom​mun​en. An das Gemein​schaftsrecht sind auch die verfas​sungsmäßig un​abhän​gigen Organe, insbesondere die Gerichte und Parla​mente, gebunden
. So soll es auch ein die Aufsichtsmaßnahme rechtfertigender Pflichtverstoß des Mitglied​staats sein, wenn eines seiner Gerichte den Vorrang des Ge​mein​schafts​rechts nicht beachtet oder Gemein​schafts​recht nicht anwen​det
. Die​se Dogmatik ist mit der Unabhängigkeit der Gerichte (Art. 97 Abs. 1 GG) und der gewal​tenteiligen Funktionenordnung innerhalb der staatli​chen Organisation, in der die nationalen und die gemeinschaftlichen Organe ver​bunden sind, nicht ver​einbar
. Sie folgt noch völkerrechtlichen Prinzi​pien, die der Integration der Union zu gemein​schaftlicher Staatlichkeit, die mit der Übertragung der nationa​len Hoheitsrechte ver​bunden ist, nicht gerecht wird
. Wenn dage​gen ein Länderpar​lament eines Bundes​staates sich wei​gert, eine Richtlinie innerhalb der ausdrück​lich festge​setzten Frist oder in​nerhalb eines angemes​senen Zeitraumes in ein nationales Gesetz zu trans​for​mie​ren, ist das ein Auf​sichtsfall, der mit der Unabhängigkeit der Gerichte und des Ge​richts​wesens nicht kollidiert. Auf​sichtsmaßnahmen gegen Parlamente kennt auch der soge​nannte Bundesstaat (der föderale Einheitsstaat)
. Um​stritten ist, ob ein Ver​fahren nach Art. 226 EGV auch gegen vertragswidriges Handeln von Verwal​tungs​behörden und von Untergerich​ten ange​strengt werden kann, weil diese Organe nach Art. 234 EGV nicht vorlageberechtigt bzw. vorlage​pflichtig sind
. Die Kommission war in diesen Fällen bisher sehr zurückhal​tend
. Erstmals hat die Kommission ein Verfahren nach Art. 226 EGV eingeleitet, weil der BGH im Rechtsstreit "Pingo-Hähnchen" die Revision gegen ein obergerichtliches Urteil abgelehnt hatte, um dadurch einen Verstoß des OLG gegen Art. 234 Abs. 3 EGV zu heilen
. Für die unteren Gerich​te gilt wiederum das Prinzip der Unabhän​gigkeit. Auf​sichts​maßnahmen wegen Vertragsverletzungen von Ver​waltungs​behör​den unterhalb der Regierungen sind eine Frage der Zweck​mäßig​keit. Aber sie sind von Art. 226 EGV erfaßt. Im Bundesstaat Deutsch​land, der Sache nach ein föderaler Einheitsstaat, darf der Bund Aufsichtmaß​nahmen grund​sätzlich nur an die Regierung der Länder richten (Art. 84 Abs. 3 und 5 GG). Der Bund kann aber Rechtsver​letzungen jeder Verwal​tungs​behörde zum Anlaß nehmen, Auf​sichts​maßnahmen zu er​greifen. Das Aufsichts​wesen der Gemein​schaft ist angesichts ihrer Staat​lichkeit noch entwicklungs​bedürftig. Problematisch ist auch, ob dem Mitgliedstaat das rechtswidrige Verhalten öffentlicher Unternehmen zugerechnet werden kann
. Dies ist zu bejahen, weil auch das Handeln öffentlicher Unterneh​men staatlich ist
.

b) Verfahren

Die Kommission ist bemüht, Vertragverletzungen informell zu verhindern oder zu beheben. Verschiedentlich sind Informations- und Konsultations​pflich​ten vorgesehen, die sich aber auch aus Art. 10 und Art. 284 EGV ergeben kön​nen. Führen Hinweise auf die Vertragspflichten nicht zum Erfolg, so hat die Kommis​sion das Recht und nach Art. 211 und Art. 226 Abs. 1 EGV grund​sätzlich die Pflicht (pflicht​gemäßes Ermessen)
, das Klagever​fahren des Art. 226 EGV einzuleiten. Dieses Verfahren ​gliedert sich in ein Vorver​fahren und in ein gerichtliches Verfahren
.

aa) Vorverfahren

Bevor die Kommission nach Art. 226 Abs. 2 EGV vor dem EuGH klagen kann, muß sie als Zulässigkeitsvor​aussetzung
 das Vorverfahren des Art. 226 Abs. 1 EGV durch​führen (vgl. aber Art. 88, 298, 95 Abs. 9 EGV). Das Vorverfahren dient vor allem der weiteren Auf​klärung des Sach​verhalts und der förmlichen Anhörung (recht​liches Gehör) des Mit​glied​staats
 sowie der außergerichtlichen Streitbeilegung
. Das Vor​ver​fahren bestimmt den Streitgegen​stand des Hauptverfah​rens vor dem Europäi​schen Gerichtshof abschließend, so daß weitere Vorwürfe der Kommission in diesem Haupt​ver​fahren ausgeschlossen sind
.

Die Kommission teilt dem Mitgliedstaat schriftlich mit, daß und inwiefern sein Handeln gegen be​stimmte Ge​mein​schafts​vorschriften verstößt
 und gibt ihm zunächst Gelegen​heit zu einer Äußerung (Mahnschreiben) als Aus​formung der Garantie auf Gewährung rechtlichen Gehörs
. Wenn die An​hö​rung ergebnis​los bleibt und der Mit​glied​staat sein Handeln fortsetzt, gibt die Kom​mis​sion eine mit Gründen ver​sehene Stellungnahme ab, in welcher der Ver​trags​ver​stoß festgestellt und der Mitglied​staat unter Fristsetzung (in der Regel ein Monat) ​aufgefor​dert wird, in be​stimm​ter Weise dem Mangel ab​zuhel​fen
. Diese Stel​lungnahme der Kom​mis​sion enthält keine ver​bindli​che (konstitutive) Fest​stellung der Vertrags​ver​le​tzung
. Die Unverbind​lich​keit der Stellungnahme ergibt sich aus Art. 249 Abs. 5 EGV. Sie ist deshalb nicht selbständig anfecht​bar
. Diese außer​gericht​liche Pha​se des Vertrags​ver​let​zungsver​fahrens ist grundsätz​lich formfrei. Be​stimmte Fristen sind nicht zu wah​ren
. Das Vorver​fahren schützt als we​sent​li​che Ver​fahrens​garantie die Inter​essen der Mitglieds​staa​ten
. Es muß deshalb noch​mals durch​geführt werden, damit der Mit​glied​staat sich erneut verteidigen kann, wenn er das bemängelte Gesetz geändert hat und auch diese Ände​rung nach Auffassung der Kom​mis​sion gegen Gemein​schafts​recht ver​stößt
 oder die Kommission ihre rechtlichen Vorwürfe ausdehnen will
.

bb) Klageverfahren vor dem EuGH

Beseitigt der Mitgliedsstaat die Vertragsverletzung innerhalb der gesetzten Frist nicht, so kann und muß
 die Kom​mission das Klageverfahren gemäß Art. 226 Abs. 2 EGV einleiten. Sie hat dem Mitgliedstaat noch einmal Gele​genheit zu geben, sich zur Sache zu äußern. Die Klage kann ohne bestimmte Frist eingelegt werden. Jedoch verlangt der Grundsatz der Gemein​schaftstreue, daß die Kommission die Klage nicht über​mäßig hinauszögert
. Die Erhe​bung der Klage hat keine aufschiebende Wir​kung für die Wirkung des mitglied​schaftlichen Rechtsakts.

Die Kommission ist als Wahrerin des "Gemeinschaftsinteresses"
 "kraft Amtes" aktiv​le​giti​miert. Ein besonders Klageinteresse braucht sie deshalb nicht darzulegen
 (sogenanntes objektives Verfahren, das aber kontradiktorisch gestaltet ist
. 

Befolgt der Mitgliedstaat die mängelrügende Stellungnahme der Kommission innerhalb der gesetzten Frist, so ist die Klage gegenstandslos (Erledigung der Hauptsache). Berichtigt der Mitgliedstaat seine Handlung jedoch erst nach Fristablauf, so bleibt die Klage zulässig und der EuGH stellt die frühere Ver​tragsver​letzung fest
. Sonst könnte der Mit​glied​staat sein Verhal​ten kurz vor Urteilserlaß der Stellungnah​me der Kommis​sion anpassen, um einer Ver​urtei​lung zu entgehen und nach Klageab​weisung wieder zu seiner bisherigen Praxis zurückkehren. Das Rechtsklärungsinteresse ist durch die zögerliche Abhilfe hinreichend begründet. Für Folgeklagen, etwa um Schadenersatz​ansprüche durchzusetzen, ist der Vertragsverstoß durch das Feststellungsurteil des Ge​richt​hofs nach Art. 226 Abs. 2 EGV geklärt.

Wird der Mitgliedstaat, wie in der Mehrzahl der von der Kommis​sion gemäß Art. 226 EGV angestrengten Verfahren
, verurteilt, stellt der Ge​richts​hof nach Art. 228 Abs. 1 EGV die Unver​einbarkeit des gerügten nationa​len Rechts​aktes mit dem Gemei​schafts​recht fest (Feststellungsurteil). Der Gerichtshof ist also nicht befugt, die vertrags​widrige Maßnah​me des Mitglied​staates selbst aufzuhe​ben
. Dies obliegt dem Mitglied​staat (Art. 228 Abs. 1 EGV) mit allen seinen innerstaatlichen Organen
. Dieser ist verpflichtet, den fehlerhaften Rechtsakt rückgängig zu ma​chen und auch die rechtswidrigen Folgen zu beseitigen, gegebenenfalls Scha​densersatz zu leisten
. Demnach ist das Fest​stellungsurteil nicht auch ein Ver​pflichtungsurteil
.

Die Ge​mein​schaft hat, anders als in Art. 88 Abs. 3 EGKSV, prinzipiell keine Möglich​keit, gegen einen verurteilten Mitgliedstaat Zwangsvoll​strek​kungs​maßnahmen zu treffen
. Dafür fehlt ihr die mit der existentiellen Staatlich​keit verbundene Gebietshoheit
. Völkerrechtsgemäße Repressalien können von den an​de​ren Mitglied​staa​ten der Gemein​schaft und auch der Gemeinschaft selbst gegen den vertragsbrüchigen Mit​gliedstaat nicht ergriffen werden. Aber ein erneu​tes Aufsichtsver​fahren nach Art. 226 EGV wegen Verletzung des Art. 228 EGV kann eröffnet werden
. Art. 228 Abs. 2 UAbs. 2 und 3 EGV (Art. 143 Abs. 2 EAGV) hat im Maa​stricht-Vertrag ein Anschluß​​ver​fahren einge​führt, in dem auch ein Zwangs​geld gegen den Mit​gliedstaat verhängt werden kann, der die sich aus dem Urteil ergeben​den Maßnahmen nicht ergreift. Die Kommission gibt nach Art. 228 Abs. 2 UAbs. 1 EGV, nachdem sie dem Mitglied​staat Gelegenheit zur Äuße​rung gegeben hat, "eine mit Gründen ver​sehene Stellung​nahme ab, in der sie aufführt, in wel​chen Punkten der betref​fende Mitglied​staat dem Urteil des Gerichtshofs nicht nach​gekommen ist". Die Kom​mission kann den Ge​richtshof erneut anrufen, wenn der Mit​gliedstaat die Maßnah​men, welche sich aus dem Urteil ergeben, nicht innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist er​greift. Dabei hat die Kommis​sion bereits die "Höhe des von dem betreffen​den Mit​gliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrags oder Zwangs​gelds zu benennen, die sie nach den Umständen für angemes​sen hält" (Art. 228 Abs. 2 UAbs. 2 EGV). Stellt der Gerichtshof in seinem daraufhin ergehenden erneuten Fest​stellungs​urteil fest, "daß der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil nicht nachgekom​men ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrags oder Zwangsgelds nach seinem Ermessen
 verhängen
". Mit dem erneuten Urteil des EuGH, das nun​mehr eine Zahlung auferlegt wird kein Zahlungstitel geschaffen, der über die Art. 244, 256 EGV durchsetzbar ist
, weil die Vollstreckbarkeit laut Art. 256 Abs. 1 2. HS EGV "nicht gegenüber Staaten" gilt. Dennoch ver​pflichtet die Verurteilung den Mitgliedssaat innerstaatlich aus dem Willen des Volkes.

3. Die Vertragsverletzungsklage eines Mitgliedstaates gegen einen ande​ren Migliedstaat (Art. 227 EGV, Art. 142 EAGV, Art. 89 Abs. 1 EGKSV)

Die Vertragsverletzungsklage unter Mitgliedstaaten hat in der Praxis keine große Bedeutung
.

a) Vertragsverletzung als Klagevoraussetzung

aa) "Verpflichtungen aus diesem Vertrag" im Sinne des Art. 227 EGV können wie nach Art. 226 EGV aus dem gesamten europäischen Gemein​schafts​recht einschließ​lich des relevanten Völkerrechts stammen, soweit es nicht nur die Organe der Gemeinschaft, sondern auch die Mit​glied​staaten bin​det
. 

bb) Wie in Art. 226 EGV kommt es auch im Falle des Art. 227 EGV nur auf die Ver​letzung objekti​ven Rechts an
. Jeder Mitgliedstaat kann die Ver​letzung von Vertrags​pflichten geltend machen, wenn er der Überzeugung ist, ein anderer Mitgliedstaat habe gegen Gemeinschaftsrecht verstoßen
. Ein spezifisches Rechtsver​hältnis zwischen dem klagenden und dem ver​klagten Mitgliedstaat ist nicht erforder​lich. Voraussetzung ist auch nicht, daß der Kläger in eigenen Inter​essen, also in einem subjektiven Recht, beeinträch​tigt worden ist. Der klagende Staat handelt vielmehr im allgemeinen Interesse der Gemeinschaft an der Verwirkli​chung des Gemeinschaftsrechts. Er hat ähnlich der Kommission eine Aufsichts​aufgabe.

cc) Die Verwirklichung des Gemeinschaftsrechts ist allgemeines Gemein​schafts​interesse und gründet nicht spezifisch im gegenseitigen Verhält​nis aller Mitglied​staa​ten. Der verklagte Staat kann sich daher dem klagen​den Staat gegenüber (grund​sätzlich) nicht darauf berufen, daß auch dieser Staat oder ein anderer Staat oder Organe der Gemein​schaft das europäische Gemeinschaftsrecht verletzt hätten
.

b) Vorverfahren

Die ordnungsgemäße Durchführung des Vorverfahrens gemäß Art. 227 Abs. 2 und 3 EGV ist Zulässigkeitsvoraussetzung der Klage nach Art. 227 Abs. 1 EGV und muß daher vom Gericht von Amts wegen geprüft werden. Der Staat, der gegen einen anderen klagen will, muß zunächst die Kommission mit der Sache befassen und ihr vortragen, welche Handlung des Beklagten gegen welche Verpflichtungen verstoßen haben soll. Er muß weiter erklären, daß er vor dem Gerichtshof Klage erheben wolle. Zudem muß er eine Stel​lungnah​me der Kommission beantragen (arg. Art. 227 Abs. 4 EGV). Nach der Mitteilung von der Klageabsicht hat die Kommission ein kon​tradiktorisches Verfahren, in dem die beteiligten Staaten Gelegenheit zu schrift​licher und mündli​cher Äuße​rung haben, durchzuführen. Nach diesem Verfahren erläßt die Kommission eine mit Gründen versehene Stellung​nahme, in der sie sich dem Vorwurf der Ver​tragsverletzung anschließt, diesen ablehnt oder eine dritte Rechtsauf​fassung vertritt. Die Kommission hat in Verfahren nach Art. 227 Abs. 2 und 3 EGV eher eine "Schiedsrichter-" und "Clearing-"Funktion, als die der Verfolgung einer Vertragsverletzung
.

c) Verfahren vor dem Gerichthof

Die Stellungnahme der Kommission ist nicht selbständig anfechtbar
. Ein Urteil des Gerichthofs hebt daher die Stellungnahme der Kommission nicht auf, sondern klärt gegebenenfalls die Vertragsver​letzung durch Fest​stellungsur​teil.

d) Das Feststellungsurteil

Das Feststellungsurteil verpflichtet den verklagten Mitgliedstaat nach Art. 228 Abs. 1 EGV die Maß​nahmen zu ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben. Es ist jedoch kein eigenständiges Verpflichtungs​urteil. Die Kommis​sion überwacht die Rechtsverwirkli​chung und kann den Gerichts​hof anrufen und diesen veranlassen, gegen den das Recht verweigern​den Mit​glied​staat die Zahlung eines Pauschalbe​trages oder Zwangs​geldes zu verhän​gen. Sie hat das Verfahren des Art. 228 Abs. 2 EGV zu betreiben
.

Völkerrechtlich begründete Maßnahmen, wie Repressalien, stehen dem Mit​gliedstaat, der geklagt hat, gegen den rechtsverweigernden verurteilten Mit​gliedstaat auch nicht zu, wenn die Vertragsverletzung seine Interessen miß​achtet hat
, weil die gemeinschaftliche Staatlichkeit der Union zwar als Staatenver​bund auf Verträgen der Völker beruht, aber die Rechtsverwirkli​chung staats​gemäß ist. Alle staatlichen Stellen des verurteilten Mitgliedstaats haben die rechtliche Feststellung des Gerichtshofs gemäß Art. 228 Abs. 1 EGV zu be​achten, ohne daß das einer Initiative etwa der Regierung bedarf.

4. Die Nichtigkeitsklage (Art. 230, 231 EGV, 33 EGKS, 146 EAGV)

a) Aktiv- und passivlegitimierte Prozeßparteien

Art. 173 EWGV a.F. gab nach seinem Wortlaut den Mitgliedstaaten, dem Rat, der Kommission
 und Individuen und juristischen Personen, nicht aber dem Parlament, das Recht, gegen Handlungen des Rates, der Kommission und des Parlaments mit dem Ziel von deren Aufhebung (Kassation) zu kla​gen
. Rechtfort​bildend hatte der Ge​richts​hof auch rechtsver​bindliche Hand​​lungen des Parlaments analog Art. 230 EGV für anfechtbar erklärt und die Passivlegitima​tion des Parlaments bejaht, so daß es mit einer Nichtig​keits​klage verklagt werden konnte
. Nach an​fäng​lichem Zögern
 hat er dem Par​la​ment auch die Aktivlegitimation zu​gestan​den, aber die Klagebefugnis auf die Ver​teidi​gung eigener Rechte be​schränkt
. Die Begründung des Ge​richts​hofs ist noch immer lesenswert:


"1. Die Verträge haben ein institutionelles Gleichgewicht geschaffen, indem sie ein System der Zuständigkeitsverteilungen zwischen den verschiedenen Organen der Gemeinschaft errichtet haben, das jedem Organ seinen eigenen Auftrag innerhalb des institutionellen Gefüges der Gemeinschaft und bei der Erfüllung der dieser über​trage​nen Aufgaben zuweist. Die Wahrung dieses Gleichgewichts gebietet es, daß jedes Organ seine Befugnisse unter Be​achtung der Befugnisse der anderen Organe ausübt. Sie verlangt auch, daß eventuelle Verstöße gegen diesen Grundsatz geahndet werden können. Dem Gerichtshof obliegt es nach den Verträgen, über die Wahrung des Rechts bei deren Auslegung und Anwendung zu wachen. Er muß daher in der Lage sein, die Aufrechterhaltung des institutio​nellen Gleichgewichts sicherzustel​len; dies schließt die richterliche Kontrolle der Beachtung der Befugnisse der verschiede​nen Organe durch die geeigneten Rechtsbehelfe ein.


2. Obwohl die Verträge keine Bestimmung enthalten, die das Recht des Parla​ments zur Erhebung einer Nichtigkeitsklage vorsehen, verbietet es das grundle​gende Inter​esse an der Anfechtungsklage und Wahrung des von den Verträgen festgelegten in​stitutionellen Gleichge​wichts, daß das Europäische Parlament - im Gegensatz zu den anderen Organen - in seinen Befugnissen beeinträchtigt werden kann, ohne über eine der in den Verträgen vorgesehe​nen Klagemöglichkeit zu verfügen, von der in gesicherter und wirksamer Weise Gebrauch gemacht werden kann.


Folglich kann das Parlament beim Gerichtshof eine Klage auf Nichtigerklä​rung einer Hand​lung des Rates oder der Kommission erheben, sofern diese Klage lediglich auf den Schutz seiner Befugnisse gerichtet ist und nur auf Klagegründe gestützt wird, mit denen die Ver​letzung dieser Befugnisse geltend gemacht wird. Unter diesem Vorbehalt unterliegt die Nichtigkeits​klage des Parlaments den Regeln, die die Ver​träge für die Nichtigkeitsklage der anderen Organe vorsehen.


3. Zu den Befugnissen des Parlaments gehört in den durch die Verträge vor​gesehenen Fällen seine Beteiligung am Prozeß der Ausarbeitung normati​ver Handlungen und insbesondere seine Beteiligung an dem im EWG-Ver​trag vor​gesehenen Verfahren der Zusammenarbeit. Da die Frage, ob dieses Verfahren - das dem Parlament die Mög​lichkeit bietet, sich intensiver und aktiver als im Rahmen des Anhörungsver​fahrens am Gesetzgebungsver​fahren zu beteiligen - durchgeführt werden muß, von der Rechts​grundlage abhängt, auf die die zu erlassende Handlung gestützt wird, ist eine Nichtig​keitsklage des Parlaments gegen eine vom Rat erlassenen Handlung, mit der das Parla​ment dem Rat vorwirft, er habe die Befugnisse des Parlaments durch die Wahl einer anderen als der in den Verträgen vorgeschriebenen Rechts​grund​lage für diese Handlung beeinträchtigt, für zulässig zu erklä​ren."
 

Die Aus​weitung der Passivle​gitimation wurde mit einer Lücke im Rechts​schutz​system des EWG-Vertrages begründet, die dem in Art. 220 EGV zum Aus​druck kom​menden Geist des Vertrages widerspräche, der dem Gerichthof die Verantwortung für die Rechts​mäßigkeit der Handlungen aller Organe der Gemeinschaft übertragen habe. Sie sei dadurch ent​standen, daß die Versamm​lung, das spätere Europäische Parlament, bei Inkrafttreten des EWG-Vertrages nur Bera​tungs- und Kon​troll​befugnisse besaß, die jedoch inzwischen (etwa im Haushaltsrecht und im Verfahren der gesetzgeberischen Zu​sammen​arbeit) ausge​weitet worden seien, so daß von einem "Han​deln" des Europäi​schen Parla​ments im Sinne des Art. 230 Abs. 1 S. 1 EGV gesprochen werden könne. Dieses Handeln müsse ebenso wie das der anderen Organe einer ge​richt​lichen Rechts​klärung unterworfen sein. Die Recht​staatlichkeit der Gemein​schaft erfordere die Anfecht​barkeit aller rechtsver​bindlicher Akte. Nach Art. 230 EGV überwacht der Gerichtshof nämlich die Recht​mäßigkeit "des Han​delns des Rates" nur, "soweit es sich nicht um Empfehlungen oder Stel​lung​nahmen handelt."

Aufgrund des durch den Maastrichter Vertrag geänderten Art. 173 Abs. 1 EVG ist das Parlament nunmehr passivlegitimiert bei "gemeinsamen Handlun​gen des Europäischen Parlaments und des Rates" (insbesondere im Recht​setzungsver​fahren nach Art. 251 und 252 EGV) und soweit seine Handlungen "Rechts​wirkungen gegenüber Dritten" haben. Passivlegitimiert ist nach Art. 230 Abs. 1 EVG jetzt auch die EZB. Parla​ment und neuer​dings auch die EZB sind im übrigen aktivlegitimiert für Klagen, "die auf die Wahrung ihrer Rechte abzielen" (Art. 230 Abs. 3 EGV). Die Aktivlegitimation ist mit der der Indivi​duen zu verglei​chen. Sie besteht nicht wie bei den anderen Organen im Inter​esse der allgemeinen Rechtsver​wirklichung, sondern verlangt mit der Ver​let​zung eigener Rechte ein subjektives Rechtsschutz​interesse.

Nicht passivlegitimiert ist nach dem Wortlaut des Art. 230 Abs. 1 EGV der Europäische Rat. Dessen Beschlüsse sind keine Handlungen im Sinne dieser Vorschrift. Das Gericht erster Instanz (2. Kammer) hat deswegen eine Nichtig​keitsklage eines Bürgers gegen die Erklärung des Europäischen Rates, daß der Vertrag über die Europäische Union nach seiner Ratifikation am 1. November 1993 in Kraft trete, als unzulässig abgewiesen und dies auch auf Art. 31 EEA gestützt, der die Zuständigkeit der Gemeinschaftsgerichtsbarkeit auf den Euro​päischen Rat ausgeschlossen habe, was durch Art. L EUV aufrechterhalten worden sei
. Soweit der Europäische Rat Organ der Gemein​schaft(en) ist und auf die Rechtsetzung Einfluß hat, ist eine analoge Anwen​dung des Art. 230 Abs. 1 EGV zu befürworten, jedenfalls wenn er funktional als Rat han​delt
.

b) Anfechtbare Rechtsakte

Anfechtbare "Handlungen" im Sinne des Art. 230 EGV ist jeder Akt, der Rechts​wirkungen erzeugt
. Der Rechtsakt muß nicht unter den Katalog des Art. 249 EGV fallen
. Akte, die wie Emp​feh​lungen oder Stellungnahmen unver​bindlich sind (Art. 249 Abs. 5 EGV), können nicht mit der Nichtigkeits​klage angegriffen werden. Die Klagen können sich darum vornehmlich gegen Verord​nungen, Richtlinien und Entscheidungen richten. Für die Rechtswirkung einer Maßnahme ist nicht ihre formelle Bezeichnung maßgebend, sondern ihre Verbindlichkeit nach außen
. Auch andere Beschlüsse des Rates, die etwa eine Kom​petenz der Kom​mis​sion festlegen oder eine spätere Norm​setzung rechts​ver​bind​lich beeinflussen, können nach Art. 230 EGV ange​fochten wer​den
, ebenso wie Beschlüsse des Parlaments über den Haushaltsplan
. Die Klagen haben insoweit auch die Funktion von Organ​streit​ver​fahren. Weil rechtsver​bindliches Handeln von der Außen​wirkung abhängig gemacht wird, wird eine Nichtig​keits​klage gegen inner​dienst​liche oder vorbereitende Akte ausge​schlossen, auch gegen bestäti​gende Zweit​bescheide, die keine neue Be​schwerde enthal​ten
 sowie gegen bloße Meinungsäußerungen und Rechts​auskünfte
.

Das Organhandeln im Sinne des Art. 230 EGV ist durchgehend hoheitlich, also staatsrechtlich, öffentlich-rechtlich zu beurteilen. Privatrechtsakte stehen den Organgen entgegen dem breit vertretenen und praktizierten Fiskusdogma nicht zu
, zumal der Union (lediglich) Hoheitsrechte übertragen werden (argumentum aus Art. 23 Abs. 1 S. 2 und Art. 24 Abs. 1 GG). Vermeintliche Privatrechtsakte sind somit der Sache nach Hoheitsakte und damit anfecht​bar
. 

c) Allgemeine Leistungsklage

Im EGV ist eine allgemeine Leistungsklage nicht vorgesehen. Auch zur Er​zwingung von Leistungen hat der Europäische Gerichtshof eine Klage nach Art. 230 EGV zugelassen. Die endgültige Verweigerung einer Zahlung sei eine "Ent​scheidung", die nach Art. 230 EGV angefochten werden könne. Die Auf​hebung bestätige die Verpflichtung der Gemeinschaft nach Art. 233 EGV zu zahlen
. 

d) Objektives oder subjektives Verfahren

Wie das Institut der deutschen abstrakten Normenkontrolle nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 2 GG, führt Art. 230 EGV im allgemeinen zu einem objektiven Ver​fahren, welches die Über​ein​stimmung der Handlung mit dem objektiven Recht zum Gegenstand hat und nicht klären soll, ob der Rechtsakt ein sub​jektives Recht des Klägers verletzt hat (wie etwa § 42 Abs. 2 VwGO). Weil Schutzziel der Klage der in Abs. 1 genannten Klage​berechtigten ebenso wie in den Ver​fahren der Art. 226, 227 EGV die Verwirklichung des objektiven Gemein​schaftsrechts ist, müssen Mitglied​staa​ten
, Rat und Kommission kein besonde​res Rechtsschutzinter​esse geltend machen. Die Klage ist auch zulässig, wenn der klagende Mit​glied​staat im Rat für den angegriffenen Rechts​akt gestimmt hat
. 

Wenn dagegen das Parlament oder die EZB klagen, führt das auch zu einem subjektiven Verfahren, in dem subjektiver Rechtsschutz gewährt wird; denn es müssen eigene Rechte verteidigt werden (Art. 230 Abs. 3 und 4 EGV)
. Für die Zulässigkeit der Klage von Personen (Art. 230 Abs. 4 EGV) gilt, daß diese nicht auf die Verteidigung ihrer materiellen subjekti​ven Rechte verwiesen sind, sondern lediglich "unmittelbar und indivi​duell" betrof​fen sein müssen (s.u.), also die Verletzung eines subjektiven Rechts im materiellen Sinn nicht geltend machen müsse
. Die Klagemöglichkeit der ob​jek​tiven Rechtmäßig​keit der Maßnah​me nach Art. 231 Abs. 4 EGV ist damit zum Zwecke der Verteidigung des objektiven Rechts Ausdruck individuellen Rechts​schutzes. 

e) Klagefrist

Die Klagen nach Art. 231 EGV sind nach Abs. 5 binnen zwei Monaten zu erheben. Diese Frist läuft je nach Lage des Falles von der Bekanntgabe der betreffenden Handlung, ihrer Mitteilung an den Kläger oder in Ermangelung dessen von dem Zeitpunkt an, zu dem der Kläger von dieser Handlung Kennt​nis erlangt hat
.

f) Anfechtungsgründe

Nach Art. 230 EGV läßt die Nichtigkeitsklage (anders als etwa § 113 VwGO)
, dem Vorbild der französi​schen Verwaltungsgerichtsbarkeit fol​gend, nur be​stimmte, ab​schließend aufgezählte Anfechtungsgründe zu ("cas d'ouverture"), nämlich: Unzuständigkeit, Verletzung wesentlicher Formvor​schriften (etwa Verletzung von Mitwirkungs- und Anhö​rungsrechten, fehlende oder mangelhaf​te Begründungen von Einzel​akten), Ver​letzung dieses Vertrages oder einer bei seiner Durchführung anzuwendenden Rechtsnorm oder Ermes​sens​miß​brauch ("détourne​ment de pouvoir")
. 

Die Klage ist nur zulässig, wenn sie hinreichend darlegt (vgl. Art. 38 § 1 lit. c VerfO-EuGH, Art. 44 § 1 lit. c VerfO-EuGH), daß die angegriffe​ne Hand​lung mit minde​stens einem der vier in Abs. 1 aufge​li​steten Mängeln behaftet ist
. Zwar muß sich der Kläger nicht ausdrück​lich auf einen die​ser Klagegrün​de berufen, seine Klage​schrift muß aber den behaup​te​ten Mangel mit Tatsachen belegen und den Anfechtungs​grund wenigstens "erkennen las​sen"
. 

Trotz der Anleh​nung der Nichtigkeitsklage an die fran​zö​si​sche Praxis bewir​ken die Begriffe des Art. 230 Abs. 1 EGV keine enge Begren​zung der Anfech​tungs​gründe
. Auch die franzö​si​sche Verwaltungs​ge​richts​barkeit legt die Klage​gründe extensiv aus, um eine um​fassende Recht​mäßig​keits​kontrolle zu ermögli​chen
. Der Begriff der Vertragsverletzung ist im übrigen denkbar weit, weil die Verwirklichung des gesamten Gemein​schafts​rechts Vertrags​pflicht ist (Art. 10 EGV), so daß der Anfechtungsgrund und Prüfungsmaßstab des Gerichts der Sache nach nicht beschränkt ist. Eine gewisse begren​zende Wirkung wird den Klagegründen dennoch beigemes​sen
.

aa) Verletzung wesentlicher Formvorschriften

Art. 230 Abs. 1 EGV verlangt die Verletzung wesentlicher Formvor​schrif​ten. Die Formverletzungen müssen daher von den anderen Ver​trags​verletzun​gen abgegrenzt werden. Unter Formvor​schriften versteht man, in Anlehnung an das französische Recht (vices de forme), einerseits diejenigen Bestimmun​gen, die das Verfahren regeln, in denen der Gemeinschafts​akt entwickelt wird (etwa die Mitwirkung oder Anhörung anderer Gemeinschafts​organe oder der Betroffe​nen), andererseits die Vorschriften, die sich mit der Form des Rechts​aktes im engeren Sinne befassen
. Dazu gehört auch die Begründung des Rechtsaktes (Art. 253 EGV). "Wesentlich" ist die Formvorschrift, wenn ihre Verletzung den Inhalt des Aktes beeinflußt haben könnte
 oder wenn die Formvorschrift gerade zum Schutz des Betroffenen erlassen wurde
. Dem gleichen Anfechtungsprinzip wegen Verletzung der Formalia folgt § 46 VwVfG. Daß sich Personen nicht auf Formvorschrif​ten beru​fen dürfen, die nicht in ihrem, sondern im Interesse der Gemein​schaft erlas​sen worden sind
, überzeugt nicht, weil die Formen der Freiheit, also dem Recht im all​gemeinen dienen und damit um der Richtigkeit der Rechtsakte willen das Interesse aller und jedermanns sind.

bb) Unzuständigkeit

"Zuständigkeit" ist die Kompetenz des handelnden Organs, den Gemein​schafts​akt zu erlassen (vgl. Art. 5 Abs. 1, Art. 7 Abs. 1 EGV). Die Ver​letzung der Zuständigkeit ist zugleich eine Vertragsver​letzung. Innerhalb der Gemeinschaft ist selbstverständlich die (differenzierte) Organzuständigkeit zu wahren
. Unter "Zuständigkeit" ist auch die Abgrenzung der Zuständigkeit der Gemein​schaft von der der Mitgliedstaa​ten zu verste​hen
 (Verbands​kom​petenz), die, wie oben gezeigt, über​aus unsicher ist, weil sie von offenen Begriffen und streit​baren Abwägun​gen abhängt
.

cc) Ermessensmißbrauch

Die Überprüfung von Ermessen beschränkt sich nach dem Wortlaut des Art. 230 Abs. 2 EGV auf den Ermes​sens​miß​brauch. Darunter ist entspre​chend dem französi​schen Begriff des "détour​ne​ment de pouvoir" (weitaus enger als im deutschen Recht
), zu verstehen, daß das Gemein​schafts​organ die ihm durch den Vertrag verliehene Befugnis mißbraucht hat, um ein anderes Ziel zu ver​folgen, als der Vertrag mit der Einräumung dieser Befugnis bezweckt hat
. Der Vorwurf des Ermessensmißbrauchs ist nach die​ser Recht​spre​chung im wesentlichen auf Fälle beschränkt, in denen vorwerfbar ein rechts​widriger Zweck verfolgt wurde. Der Gerichthof hat einen Ermessensmißbrauch etwa darin gesehen, daß der Rechtsetzer aus einem schwerwiegenden, einer Ver​kennung des gesetzli​chen Zwecks gleichkommenden Mangel an Voraussicht oder Um​sicht andere Ziele als diejenigen verfolgt hat, zu deren Erreichung ihm die im Vertrag versproche​nen Befugnisse verblieben sind
.

Die Restriktion der Ermessenskontrolle wird kritisiert
. Sie entspricht dem Wortlaut des Vertrages. Unrecht anderer Art, etwa die Verkennung der Tatsa​chen, die Entscheidungen zugrundeliegen, verletzen das Recht, dem der Ge​richtshof nach Art. 220 EGV verpflichtet ist, sind aber nicht spezifisch Ermes​sensfehler. Die Wirklichkeit wird in Theorien erfaßt, die streitig und unsicher sein können, insbesondere wenn es um Prognosen der Entwicklung der Lage, etwa der Wirtschaft, geht. Die Schwierigkeit, die Wirklichkeit und deren Entwicklung zu kennen, muß rechtlich berücksichtigt werden. Welche Theorie maßgeblich ist, hängt von den Entscheidungsgegenständen ab, wenn etwa schwerwiegende Gefahren abzuwenden sind, die pessimistische Theo​rie
. Die Rechtsprechung hat das zu berücksichtigen.

Der Gerichtshof akzeptiert, daß die Gemeinschaftsorgane zwar an die in der Präambel, die in Art. 2 und 3 EGV und die über den ganzen Vertrag verstreu​ten Ziele gebunden seien, aber nicht nur diese Ziele verfolgen müßten, eine mehr als fragwürdige Position, zumal die Vertragsziele denkbar weit sind. So hat der Ge​richtshof nicht beanstandet, daß im Rah​men des Art. 100 EWGV europa​recht​liche Richtlinien, etwa zum Tierschutz
, die Sicherheit des Ver​kehrs
 und andere nichtwirtschaftliche Ziele verfolgen. Die Ge​mein​schafts​organe pflegen ein Zielbün​del anzustre​ben. Besonders im Rah​men des Art. 94, 95 EGV und der anderen Bestim​mun​gen des Ge​mein​schafts​rechts, die eine Harmonisie​rung der nationalen Rechtsord​nungen vor​sehen, muß die Gemein​schaft auch die nichtwirt​schaftlichen Ziele akzesso​risch be​rück​sichti​gen, welche die nationalen Gesetze verwirklichen wollten. Das ist Vertragszweck einer Harmonisie​rungsbefugnis. Der "détournement de pou​voir", also die vorwerf​bare Zweck​verfehlung, hat durch die Weite und gerin​ge Bestimmtheit der Zwecke ihre praktische Bedeu​tung weitgehend verloren. Die Gemeinschaft hat der Sache nach zweckoffen Politik betrieben, wird aber wie das Bundesver​fassungsgericht im Maa​stricht-Urteil hervorgeho​ben hat, Prinzip der begrenzten Er​mächtigung beachten müssen, welches nicht einmal erlaubt, aus vertraglichen Zielen der Gemeinschaft Befugnisse abzulei​ten
. Die Befug​nis​se allerdings müssen zweckgerichtet ausgeübt wer​den und erlau​ben ange​sichts der Zweck​weite der Gemeinschaft eine offene Politik.

dd) Beurteilungszeitpunkt

Für die Beurteilung der Rechtmäßigkeit des Rechtsaktes ist die Sachlage im Zeit​punkt des Erlasses des Rechtsaktes zugrunde zu legen
.

g) Frist

Nach Art. 33 Abs. 3, Art. 38 Abs. 2 EGKSV ist die Nichtigkeitsklage in​nerhalb eines, nach Art. 230 Abs. 5 EGV, Art. 146 EAGV innerhalb zweier Monate zu erheben
.

h) Das Urteil

Wird das Gemeinschaftsorgan verurteilt (in der Praxis selten), erklärt der Gerichtshof die angefochtenen Maßnahmen für von Anfang an (ex tunc) nich​tig
 (Art. 231 Abs. 1 EGV). Das Urteil entfaltet allgemeine Bindungskraft und hat nicht nur inter partes, sondern inter omnes Wirkung
. Die Rechts​lage ist damit so anzusehen, als sei der Rechtsakt niemals erlassen wor​den
. Für eine für nichtig erklärte Verordnung tritt die Wirkung aus Grün​den der Rechts​sicherheit erst mit Rechtskraft des Urteils, d. h. nach Ablauf der Rechts​mittel​frist oder Beendigung des Rechtsmittelverfahrens, ein (Art. 53 Abs. 2 Satzung EG, EGKS; Art. 54 Abs. 2 Satzung EAG)
. Den Partnern bleibt jedoch die Möglichkeit, einstweiligen Rechtsschutz (Art. 242, 243 EGV) zu beantra​gen
.

Bei Verordnungen gibt Art. 231 Abs. 2 EGV dem Gerichtshof die Möglich​keit, um die Grundsätze des Vertrauensschutzes, der Rechtssicherheit und der Achtung wohl erworbener Rechte zu berücksichtigen
, ausnahms​weise den Zeitpunkt ihrer Unanwendbarkeit hinauszuschieben, etwa um Besoldungs​regelungen zu bewahren
. Eine solche Praxis ist auch aus dem deut​schen Verfassungsprozeß bekannt, der nicht nur die Nichtigkeit verfassungswidriger Vorschriften kennt, sondern auch die Pflicht des Gesetzge​bers, in bestimmter Frist die Rechtslage zu ändern
. 

Außerdem verpflichtet Art. 233 EGV das Organ, welchem das für nichtig erklärte Handeln zur Last fällt, die sich aus dem Urteil ergebenden Maßnah​men zu ergreifen, d. h. gegebenenfalls einen anderen, vertragsmäßigen Rechts​akt zu erlassen
. 

In Betracht kommen auch Schadenersatzpflichten nach Art. 288 Abs. 2 EGV (Art. 233 Abs. 2 EGV).

5. Die Nichtigkeitsklage natürlicher und juristischer Personen

Die Nichtig​keits​klage des Art. 230 Abs. 4 EGV (vgl. auch Art. 33 Abs. 2 EGKSV, Art. 146 Abs. 2 EAGV) ermöglicht natürlichen und juristischen Personen die Klage vor dem Euro​päischen Gerichtshof. Nach Art. 230 Abs. 4 EGV können Personen, ebenso wie Personenver​einigun​gen
, unter den Vor​aus​setzungen des Art. 230 Abs. 1 EGV gegen die an sie ergange​nen Ent​schei​dungen sowie gegen diejenigen Entscheidun​gen Klage erheben, die sie, obwohl sie als Verordnung oder als an eine andere Person gerichtete Entschei​dung ergan​gen sind, unmittel​bar und individuell betref​fen.

a) Natürliche Personen

Natürliche Personen sind nicht nur dann nach Art. 230 Abs. 4 EGV klage​be​fugt, wenn sie Staatsangehörige eines Mitgliedstaates sind oder ihren ge​wöhnlichen Aufenthalt in einem Mit​gliedstaat haben
. Auch Angehörige aus Drittstaa​ten können nach Art. 230 Abs. 4 klagen. Von praktischer Rele​vanz ist dies besonders im Wettbewerbs​recht.

b) Juristische Personen

Als juristische Personen sind alle rechtsfähigen Personenvereinigungen anzuse​hen
. Ob eine Personenvereinigung eine juristische Person ist, rich​tet sich nach dem Recht des Staates, in dem sie errichtet wurde und in dem sie ihren Sitz hat
. Eine nähere Ab​grenzung ist nicht erforder​lich, weil auch Perso​nen​ver​einigungen klagen kön​nen, die nicht als juristi​sche Personen gestaltet sind. Der Begriff der juristischen Person im Verfassungs- und im Prozeß​recht unter​scheidet sich von dem überkommenen Begriff der juristischen Person im Privatrecht, insbesondere im Handels- und Gesellschafts​recht, und erfaßt alle hinreichend festgefügten Personenvereinigungen. Das gilt insbeson​de​re für den Grundrechtsschutz nach Art. 19 Abs. 3 GG
. Nach deut​schem Recht kön​nen nicht nur Unternehmen und Unternehmensverbände klagen, sondern auch Berufsvereinigungen und Gewerkschaften
. Zu den juristischen Per​so​nen im Sinne des Art. 230 Abs. 4 EGV wer​den auch solche des öffentlichen Rechts, wie Ge​biets​körper​schaften, ge​rech​net
. Die Län​der Deutschlands sollen, ebenso wie andere juristische Perso​nen des öffentli​chen Rechts die Nichtig​keits​klage wie juristische Personen des Pri​vatrechts nur unter den Voraus​setzungen des Art. 230 Abs. 4 EGV erheben können
, eine frag​wür​di​ge Dogmatik, weil diese juristischen Personen Teil des Staates sind. Es ist eine innerstaatliche Frage, wie die juristischen Personen des öffentlichen Rechts an der Rechtsverwirkli​chung teilhaben. Die Länder können etwa den Bund im Bund-Länder-Streit nach Art. 93 Abs. 1 Nr. 3 GG zwingen, die Nichtigkeits​klage der Mitgliedstaa​ten zu erheben. Dazu verpflichtet ihn die Bundestreue. Staatliche Organe und Behörden können und müssen im übrigen nichtige Rechtsakte außer Anwen​dung lassen. Die Rechtsaufsicht transportiert die Rechtsfragen zu den Regierun​gen
. Der Rechtsschutz der Betroffenen führt dann zur Klärung, gegebenen​falls im Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 234 EGV. Der Europäi​sche Ge​richts​hof hat hingegen eine Nichtig​keits​klage der autono​mem Region Wallonien als juristische Person, die unmittelbar und individuell betroffen war, nach Art. 230 Abs. 4 EGV zugelassen
. Wenn  die deut​schen Länder mit der Nichtig​keitsklage Richtlinien anfechten wollen, zu deren Umsetzung sie inner​staatlich verpflichtet wären, käme danach eine nichtprivilegierte Klagemög​lichkeit analog Art. 230 Abs. 4 EGV in Fra​ge
. 

c) Entscheidungen

Die Klagebefugnis von natürlichen und juristischen Personen ist nach dem Wortlaut des Art. 230 Abs. 4 EGV auf die Anfechtung von Entscheidun​gen im Sinne des Art. 249 EGV beschränkt, umfaßt also grundsätzlich nicht Richt​linien und Verord​nungen der Ge​mein​schaft
. In den Fällen, in denen Per​so​nen gegen Ent​scheidungen klagen können, die, obwohl sie als Richtli​nie
 oder Verord​nung ergangen sind, sie unmittelbar und individuell be​tref​fen (im funktionalen Sinne "Scheinverord​nungen")
, ist das Prinzip der privile​gier​ten Klagebefugnis nicht etwa durch​brochen
. Eine Entschei​dung, die tech​nisch als Verord​nung ergan​gen ist, bleibt funktional eine Ent​scheidung. Nicht Ver​ord​nungen können angefoch​ten werden, sondern unabhän​gig von der Technik des Rechts​aktes funktionale Ent​scheidungen gegen ein​zelne Perso​nen
. Die Rechts​qualität bestimmt sich nach dem Ge​genstand der Ent​schei​dung
. Eine Ent​scheidung liegt nur dann vor, wenn es sich um einen rechts​verbindli​chen, insbesondere "außen​wirk​samen" Rechtsakt han​delt
. Eine Entschei​dung wird als individuelle Maß​nah​me angesehen, die Einzelfall​entscheidungen ermöglicht und sich zum Zeitpunkt ihres Erlasses an einen bestimmten oder bestimmbaren Personenkreis rich​tet
. Nach Auf​fassung des Gerichtshofs verliert eine Maßnahme ihren Ver​ordnungscharakter nicht dadurch, "daß sich diejenigen Personen, auf die sie in einem gegebenen Zeit​punkt anzuwenden ist, der Zahl nach oder sogar nament​lich bestimmen lassen, sofern nur feststeht, daß die Maßnahme nach ihrer Zweckbestimmung aufgrund eines objektiven Tatbestands rechtlicher oder tatsächlicher Art an​wendbar ist, den sie be​stimmt
". Ein Privater darf je​den​falls klagen, wenn er Adres​sat der Entschei​dung ist, d.h. wenn die Ent​schei​dung an ihn gerichtet ist. Aber auch, wenn die Ent​scheidung an eine andere Person als den Kläger gerichtet war, besteht die Klagebefugnis nach Art. 230 Abs. 4 EGV, wenn die Ent​scheidung den Kläger unmittelbar und individuell betrifft
. Zu den "an​de​ren Person" gehören in diesem Sinne auch die Mitgliedstaa​ten
.

d) Unmittelbare und individuelle Betroffenheit

Die individuelle Betroffenheit des Klägers hängt davon ab, daß "die Ent​schei​dung ihn wegen bestimm​ter persönlicher Eigenschaften oder besonderer, ihn aus dem Kreis aller übrigen Personen herausheben​der Umstände, berührt und ihn daher in ähnlicher Weise indivi​dualisiert wie den Adressaten"
. Der Gerichthof läßt es also nicht zu, daß die Individualklage zur Normenkon​troll​klage im Sinne einer Art Normenverfassungsbeschwerde ausgedehnt wird
. Das entspricht dem Wortlaut des Art. 173 Abs. 4 EGV. Der in seinen Angele​gen​heiten Betroffene, der einen Anspruch auf Rechtsschutz hat
, muß so​mit nationalen Rechtsschutz in Anspruch nehmen, der die Klärung der Gültig​keit der Verordnung durch den Gerichthof nach Art. 177 EGV ermög​licht
. Ver​neint wurde das Kriterium der individuellen Betrof​fen​heit vom Gerichts​hof im Falle Plau​mann, in dem der Kläger nur in seiner Eigen​schaft als Importeur von Clementinen, also im Hinblick auf eine kauf​män​nische Tätigkeit betroffen war, die jederzeit durch jeder​mann ausgeübt werden kann und sie daher nicht in gleicher Weise gegen​über der angefochte​ten Ent​schei​dung individualisiert hatte wie einen Adressa​ten
. Gegen Sam​melent​schei​dun​gen, die in Wirklichkeit nur eine an Mehr​heit namentlich ge​nannter Adres​saten gerichtet sind, besteht die Klage​be​fug​nis
. Klagebefugt sind indivi​dua​li​sier​bare Unternehmen, die bei Er​laß ei​nes Rechtsaktes fest​stehen, ohne daß das noch änderbar wäre
. Eine Individualisierung des Klägers ist nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs auch aufgrund diesem zustehender Ver​fah​rensrechte (insbesondere im Wettbewerbsrecht) mög​lich
. 

Das Kri​te​ri​um der unmittelbaren Betroffenheit dient dem Ausschluß der Klage Einzel​ner gegen Normativakte, denen u. U. Rechtsschutz vor den nationalen Gerich​ten zusteht
. Das "un​mittel​bare Betroffen​sein" be​stimmt sich aus der Rechts​wirkung des ange​fochte​nen Ak​tes
. Bei einer an einen Mitglied​staat gerich​te​ten Ent​schei​dung soll der Klä​ger "unmittel​bar betroffen" sein, wenn diese Entscheidung entwe​der unmittel​bare Pflichten des Einzelnen schafft oder aber dem Mitglied​staat bei der Durch​führung der Entscheidung gegenüber dem Einzelnen keinen Ermes​sens​spielraum be​läßt
. Bezüglich der vom Ge​richts​hof etablierten Praxis einer Klagebefug​nis von Personen, die Beteiligte in von der Kommission durchgeführten Ver​waltungs​verfahren sind
, spricht J. Streil von einer Tendenz, eine Konkur​renten​kla​ge zu ent​wic​keln
. Es genügt, daß Interessen (nicht notwendig materielle Rechte) betrof​fen sind
. Durch den Rechtsschutz entstehen jedoch subjektive Rech​te, wenn man das subjektive Recht auch als prozessual durchsetzbaren An​spruch auf Einhaltung des objekti​ven Rechts begreift
.

Der Gerichthof läßt es zu, daß Verbände die Interessen ihrer Mitglieder gel​tend machen
, angesichts der engen Kriterien der Individualklage bemer​kens​​wert.

Personen, die nicht un​mittelbar und individuell durch eine Verordnung betroffen sind, können inzidenter deren Unanwendbarkeit vor dem Gerichtshof geltend machen (Art. 241 EGV, Art. 156 EAGV, Art. 36 Abs. 3 EGKSV)
.

e) Gang des Verfahrens 

Die Nichtigkeitsklage wird durch Einreichung einer an den Kanzler des Ge​richtshofs zu richtenden Klageschrift erhoben (Art. 19 Satzung EuGH/Art. 37 ff. VerfO). Die Nichtig​keits​klage hat ebenso wie die anderen Klagearten keine aufschiebende Wirkung (Art. 242 EGV). Gemäß Art. 242 S. 2 EGV kann "der Gerichtshof jedoch, wenn er es den Umständen nach für nötig hält, die Durch​führung der angefochte​nen Handlung aussetzen." Für nötig hält er die Aus​setzung bei Gefahr eines schweren, nicht wiedergutzuma​chenden Scha​dens
. 

Art. 231 EGV gilt auch für die Individualklage
.

6. Untätigkeitsklage (Art. 232 EGV, Art. 35 EGKSV, Art. 148 EAGV)

Art. 232 EGV regelt einen Sonderfall der Vertragsver​letzung durch Ge​mein​schafts​organe, den der vertrags​widrigen Untätigkeit
. Die Untätig​keits​klage des EGV gibt jedoch nicht wie im deutschen Verwaltungs​prozeß​recht einen An​spruch auf Verurteilung der Verwaltung zum Erlaß des unter​lassenen Aktes, weil ein solches Urteil wegen der vorbehaltenen Gebietshoheit der Mit​glied​staa​ten nicht vollstreckbar wäre
. Statt​haft ist nur die Feststel​lung des Ge​richts​hofs, daß das Unter​lassen des Gemein​schafts​organs gegen den Vertrag, also gegen das Gemein​schafts​recht, verstoße.

a) Die Klage der Mitgliedstaaten und der Gemeinschaftsorgane

aa) Unterlassung

Das Parlament, der Rat oder die Kommission müssen, obwohl aufgrund des Ver​trages eine Verpflichtung besteht, es unterlassen haben, einen Beschluß zu fassen. Wenn das zuständige Organ eine Entscheidung abgelehnt hat oder eine andere als die geforderte Ent​scheidung erlassen hat, war es nicht untätig, so daß der Tatbestand der "Unterlassung" im Sinne des Art. 232 EGV nicht vorliegt. Solche Entscheidungen können nicht mit der Untätigkeits-, sondern nur mit der Nichtigkeits​klage ange​fochten werden
.

bb) Beschluß

Die maßgebliche Untätigkeit ist das Unterlassen eines Beschlusses. Die Klage ist nicht auf Fälle beschränkt, in denen der Vertrag von Beschlüssen spricht
. Der Begriff "Beschluß" legt nicht eindeutig fest, ob hierunter ne​ben Verordnungen, Richt​linien und Entscheidun​gen auch Stellungnah​men und Entscheidungen fallen. Wie das "Handeln" nach Art. 230 Abs. 1 EGV erfaßt aber dieser Begriff alle Akte, die recht​liche Wirkung haben, gleichgültig, ob sie in Art. 249 EGV genannt werden oder nicht. Voraus​set​zung ist die Rechts​wirkung und sei es nur die gegenüber anderen Organen, die ein Beschluß hätte. Art. 232 EGV erfaßt somit auch die Vor​schläge der Kom​mission an den Rat, die Feststellung des Haushalts, die Ernen​nung von Mit​gliedern in einen Aus​schuß, den Abschluß völkerrecht​licher Verträge, usw., die unterlassen wurden. Darüber hinaus wird vertreten, daß auch unver​bindliche Stellungnah​men oder Empfehlungen Gegenstand einer Unterlassungs​klage sein könnten
. Der Gerichtshof versteht unter dem Begriff "Beschluß" alle Maßnahmen, "deren Tragweite sich hinreichend bestimmen lasse, so daß sie konkretisiert und Gegen​stand eines Vollzuges i. S. v. Art. 233 sein können
."

cc) Vertragsverletzung

Das Unterlassen des Beschlusses muß gegen den Vertrag verstoßen, also muß das europäische Gemein​schafts​recht eine Pflicht, den begehrten Beschluß zu erlassen, ergeben; denn wie allgemein ist Vertragspflicht, das Gemein​schafts​recht im umfassenden Sinne einzuhalten
. Das Gemeinschaftsrecht muß die Handlungspflicht hinreichend genau bestimmen
. Ein Ermessens​spielraum des Organs schließt das aus
. 

Sind an dem beantragten Rechtsakt mehrere Organe beteiligt, muß, sofern es sich um echte Mitwirkungs​befugnisse handelt, die Untätigkeitsklage gegen alle beteiligten Organe gerichtet werden. So muß das Europäische Parlament, um einen Rechtsetzungsakt zu erzwingen, zunächst auf Erlaß eines Vorschlags der Kommis​sion und anschließend darauf klagen, daß der Rat über diesen Vor​schlag beschließe
. 

dd) Vorverfahren

Auch vor der Untätigkeitsklage gemäß Art. 232 Abs. 2 EGV muß ein Vorver​fahren vorausgehen. Vor Klageerhebung muß das untätige Organ zu​nächst aufgefordert werden, tätig zu werden, d.h. einen Beschluß im obigen Sinn zu fassen. In dieser Aufforde​rung müssen der beanspruchte Beschluß sowie die Gründe angegeben werden, die zum Handeln ver​pflich​ten. Außerdem ist die Klageerhe​bung vor dem Gerichtshof für den Fall anzukündigen, daß das Organ der Aufforde​rung nicht nachkommt
. Für das Vorverfahren ist kei​ne Frist vor​gesehen. Gegenstand des Vorverfahrens und der Klage müssen sich decken.

ee) Hauptverfahren

Hat das betreffende Organ innerhalb von zwei Monaten nach dieser Auf​forde​rung nicht Stellung genommen, so kann die Untätigkeitsklage binnen weiterer zwei Monate erhoben werden. Lehnt das aufgeforderte Organ hin​gegen den Erlaß des Beschlusses ab oder ergeht eine andere als die beantragte Ent​schei​dung, so ist dagegen die Nichtigkeitsklage möglich
. Im ersten Falle wäre die Untätigkeitsklage vorzuziehen
. 

ff) Klagebefugnis

Klagebefugt (privilegiert) ist nach Art. 232 Abs. 1 EGV jeder Mitgliedstaat und jedes Gemein​schaftsorgan (Wortlaut weiter als bei Art. 230 Abs. 2 EGV), also der Rat, die Kommission, das Europäische Parlament, der Rechnungshof, in ihrem Zuständigkeitsbereich mit engerem Gegenstand auch die EZB (Abs. 4), nicht jedoch der Gerichtshof selbst, weil er nicht gleichzeitig Rechtsschutz gewähren und einfordern kann
. Der Euro​päi​sche Gerichts​hof prüft zu​nächst, ob das Vorverfahren ordnungs​gemäß durch​geführt wurde. Ist dies nicht der Fall, weist er die Klage als unzulässig ab. Kläger können nur der Mitglied​staat oder das Organ sein, welcher bzw. wel​ches das Vorverfahren durch​geführt hat.

gg) Urteil

Das verklagte Organ darf nicht (durch Verpflichtungsklage) zum Erlaß des beantragten Aktes verurteilt werden. Im Falle der Verurteilung stellt der Ge​richtshof eine Vertragsver​letzung im Zeitpunkt der Gerichtsent​scheidung fest. Die Handlungs​pflicht des ver​urteilten Gemeinschaftsorgans folgt aus Art. 233 EGV in Verbindung mit der speziellen Handlungspflicht des Vertrags. Die Untätigkeit kann auch zu Schadenersatzansprüchen führen (Art. 233 Abs. 2 EGV).

b) Die Individualklage

Gemäß Art. 232 Abs. 3 EGV kann jede natürliche oder juristische Person nach Maßgabe des Art. 232 Abs. 1 und 2 vor dem Gerichtshof (als nicht priviligiert klagebefugt) Beschwerde darüber führen, daß ein Organ der Ge​meinschaft es unter​lassen habe, einen anderen Akt als eine Empfehlung oder eine Stellung​nahme an sie zu richten
, obwohl es dazu aufgrund des Ge​mein​schafts​rechts verpflich​tet war, etwa auch, weil sein Ermes​sen zur Hand​lungs​pflicht ge​schrumpft war. Entnimmt man dem Wortlaut "einen Akt ... an sie zu rich​ten", daß der be​antragte Akt nach dem Gemein​schaftsrecht an die klagende Person adressiert sein muß, können diese gegen das Unter​lassen von Verord​nungen und Richt​linien gemäß Art. 232 Abs. 3 EGV nicht vorgehen, weil diese Rechtsakte nicht an eine besondere Person adres​siert werden
. Damit ver​engt sich der Be​griff des "Aktes" im Sinne des Art. 232 Abs. 3 EGV gegen​über dem Begriff "Beschluß" in Art. 232 Abs. 1 EGV auf funktionelle Ent​scheidungen. Die Untätigkeitsklage Privater gegen Rechtsakte, die nicht an den Einzelnen gerichtet sind, ist unzulässig
. Das Prinzip, daß der zu erlassende Akt den Kläger unmittelbar und individuell so zu betreffen habe wie einen Adres​saten, gilt auch für die Untätigkeitsklage
. Eine Person, die von einem Organ verlangt, nicht ihr, son​dern Dritten gegen​über ein Unter​suchungs​ver​fahren zu eröffnen und eine Entscheidung zu treffen, kann zwar an einem solchen Vorge​hen und der eventu​ellen Entscheidung dem Dritten gegen​über mittelbar ebenso wie andere Perso​nen interessiert sein, befin​det sich aber nicht in der Rechtsstellung des tatsächli​chen Adressaten eines anfechtbaren Aktes im Sinne von Art. 230 Abs. 2 EGV, den das betref​fende Organ ihr gegenüber zu erlassen verpflichtet wäre, wie dies Art. 232 Abs. 3 EGV vor​aus​setzt
. Es ist aber denkbar, daß die Unterlas​sung einer Entscheidung an einen Dritten die klagende Person, die etwa durch eine nicht beanstandete vertragswidrige Beihilfe an einen Kon​kurrenten belastet ist, unmittelbar und individuell betrifft. Eine solche (positive) Kon​kurrentenklage ist zu befürwor​ten
.

Die Erweiterung der Passivlegiti​mation des Art. 232 EGV auf alle Gemein​schafts​organe wurde bei der Individualuntä​tigkeitsklage als weitgehend hinfäl​lig angesehen, weil nur Rat und Kom​mission, nicht aber z.B. das Europäi​sche Parlament an Perso​nen Entscheidungen richten können
. Eine gewisse Be​deu​tung gewinnt die private Untätigkeitsklage gegenüber dem Europäischen Parla​ment aber nunmehr seit dem in Art. 194 EGV verankerten Petitions​recht und dem gemäß Art. 195 EGV ermöglichten Beschwerderecht beim Bürger​beauf​tragten. Der daraus jeweils folgende Anspruch auf sachliche Bescheidung kann gegebenenfalls mit der Untätigkeitsklage geltend gemacht werden
. Die Privat​klagen nach Art. 232 EGV waren regelmäßig ohne Erfolg, weil unzuläs​sig
.

c) Die Aktiv- und Passivlegitimation der EZB

Gemäß Art. 232 Abs. 4 EGV ist die EZB, beschränkt auf ihren Zuständig​keits​bereich, aktiv- und passivlegitimiert, aber nur wenn sie eine an sie gerich​tete Entscheidung meint beanspruchen zu dürfen, bzw. wenn eine Person eine Ent​scheidung der EZB beansprucht, wie angesichts der Stellung der Absätze das Tatbestandsmerkmal "unter den gleichen Voraussetzungen" (wie Abs. 3) er​weist. 

7. Amtshaftungsklage

Die Haftungsgrundlage der Amtshaftungsklage im EGV ergibt sich aus Art. 288 Abs. 2 EGV.

Gemäß Art. 235 EGV, Art. 151 EAGV, Art. 40 Abs. 1, 2 EGKSV i.V.m. Art. 3 des Beschlusses Nr. 88/591 des Rates vom 24.10.1988 zur Errichtung des Gerichts erster Instanz können natürliche und juristische Personen gleich​zeitig mit Nichtigkeits- und Untätigkeits​klagen vor dem Gericht erster Instanz Amtshaf​tungs​klagen erheben. Die Erhe​bung der Amtshaftungs​klage ist aber im übrigen grundsätzlich unabhängig von der vorliegenden Erhebung der Nichtig​keits- oder Untätigkeitsklage
. Th. Oppermann postuliert eine Obliegen​heit, Rechtsmittel einzulegen, um Schäden abzuwehren
. Im übrigen ist ge​mäß Art. 235 EGV für Schadensersatz​klagen aus außer​ver​traglicher Haftung der Gerichtshof zuständig.

Soweit nationale Gerichte für die Durchführungsmaßnahmen zuständig sind
, schließt dies die Zustän​digkeit des Gerichtshofs aus
. Der Ge​richts​hof geht darüber hinaus allgemein von der Subsidiarität der gemein​schaftsrecht​lichen Amtshaftungsklage gegenüber einer entsprechenden nationa​len Schadens​ersatzmöglichkeit aus
. 

a) Aktiv- und Passivlegitimation

Amtshaftungsklage kann jede, nach nationalem Recht prozeßfähige, natürli​che oder juristische Person
, sowie nach Schweit​zer/​Hummer der lediglich im (vermeintlich)
 privatwirtschaftlichen Bereich betroffene Staat erhe​ben
. Der Gerichtshof gesteht auch gewerkschaftlich organisierten Berufs​verbänden eine Klageberechtigung zu, sofern sie ein "kollektives Recht auf Wiedergutma​chung einklagen
. Aktivlegitimiert sind auch Personen aus Drittstaaten
. Die Mitgliedstaaten selbst sind nicht aktivle​giti​miert, weil die Handlungen der Gemeinschaft zu​gleich auch Ausübung der Staats​gewalt sind (s. o.)
. Kla​ge​gegner ist die Ge​meinschaft, auch wenn die Klage dem zustän​digen Organ gegenüber geltend gemacht werden muß
. Unschädlich ist aber, wenn in der Klage ein Organ bezeichnet wird, dem der Amtsfehler nicht zuzu​rechnen ist
. 

b) Verjährung/Befristung

Der Anspruch aus der Amtshaftung verjährt nach Art. 43 Satzung EuGH fünf Jahre nach Eintritt des Scha​densereig​nisses oder Kenntnis von die​sem
, wird aber durch Klageerhe​bung oder Geltendmachung des Amtsfeh​lers dem zuständigen Organ gegenüber unterbrochen. In letzterem Fall muß die Klage innerhalb von vier Monaten erhoben werden. Die materiell-rechtliche Verjährungsfrist des Art. 43 Satzung EuGH wirkt sich auch als Zulässigkeits​voraussetzung aus
.

c) Zulässigkeit

Die Klage ist nur zulässig, wenn der Kläger substantiiert einen ihm von einem Organ oder Bediensteten der Gemeinschaft in Ausübung der Amtstätig​keit verursachten Schaden aufgrund einer Rechtsver​letzung geltend macht
. Klagen wegen rechtswidriger Rechtsetzungsakte hat der Gerichts​hof zunächst für unzulässig gehal​ten, wenn der Rechtsakt nicht im Wege der Nichtigkeits​klage aufgehoben worden war
. Inzwischen läßt er aber Amts​haftungs​klagen wegen fehlerhaf​ter Rechtsvor​schriften zu
. 

Der geltendgemachte Scha​den muß beziffert wer​den oder Art und Umfang muß sich aus dem Zusammenhang ermittlen lassen
, ausnahms​weise jedoch nicht, wenn künftiger Scha​den geltend gemacht wird. Das ist zulässig, wenn die Gemeinschaft für unmittel​bar bevorstehende und mit hinreichender Si​cherheit vorhersehbare Schäden haftet
 oder wenn das Schadensausmaß aus ande​ren Gründen noch nicht feststeht. Der EuGH erläßt in solchen Fällen ein Zwi​schenurteil zum An​spruchsgrund
.

d) Begründetheit

Die Klage ist nach Art. 288 Abs. 2 EGV und auf der Grundlage der all​gemeinen Rechtsgrundsätze, die den Mitgliedstaaten gemeinsam sind
, begrün​det, wenn die den Organen/der EZB oder ihren Bedien​steten vor​gewor​fene Handlungen rechtswidrig, ein tatsächlicher Schaden
 einge​treten ist und zwi​schen der Handlung und dem behaupteten Schaden
 ein ursäch​licher Zusammen​hang (nach der Adäquanz-Lehre) besteht
. Ferner muß ein hin​rei​chend enger Zusammenhang zwischen der schädigenden Handlung und der Ausübung einer amtlichen Tätigkeit bestehen
. Das schadensstif​ten​de Tun muß außerdem Außenwirkung entfalten
.

Verschulden ist als Haf​tungs​vor​aus​setzung nicht erforderlich. Diese Haf​tungs​voraus​setzung des § 839 Abs. 1 BGB ist in einigen Mitgliedstaaten nicht bekannt, so daß sie nicht in einem "all​gemeinen Rechtsgrund​satz der Mitglied​staaten" enthalten ist
.

e) Rechtsverletzung und Rechtswidrigkeit der Handlung

aa) Die Haftung setzt Unrecht der Gemeinschaft voraus, das in der Regel durch eine Rechtsverletzung begründet wird. Die höherrangige Rechtsnorm, an der die Handlung zu messen ist, muß auch individuelle Interessen mitschützen. Der Gerichtshof stellt hieran zu Recht keine allzu hohen Anforderungen
. Denn jeder Einzelne hat einen Anspruch und ein Interesse auf Einhaltung des objektiven Rechts
. 

Die Voraussehbarkeit wirtschaftlicher Entwicklungen kann für die Beur​teilung der Rechtmäßigkeit einer Maßnahme ausschlaggebend sein
.

bb) Der Gerichtshof hat eine Haftung für legislatives Unrecht (unter engen Voraussetzun​gen) anerkannt
, weil es einen dahingehenden allgemeinen Rechtsgrundsatz i. S. von Art. 288 Abs. 2 EGV in den Mitgliedstaaten als möglich, jedenfalls nicht als ausgeschlossen erkennt
. Wegen des gesetz​ge​be​ri​schen Entschei​dungs​spiel​raums kann ein Scha​densersatz wegen einer rechts​widrigen Rechts​vor​schrift nach Art. 288 Abs. 2 EGV "nur durch eine hinrei​chend qualifizierte Ver​letzung einer höherrangigen, dem Schutz der Einzelnen dienenden Rechts​norm ausge​löst werden"
. Zu den Normen, die nicht den Schutz Einzelner be​zwecken, gehö​ren nach der Rechtsprechung etwa die Vorschriften über die Zustän​dig​keitsver​teilung zwischen den Gemein​schaftsorganen
.

Der Gerichtshof bejaht den Schutzcharakter auch, wenn der in Frage stehen​de Rechtsakt Interessen der Allgemeinheit dient (was bei Verordnungen und Richt​linien regelmäßig der Fall ist) und nur reflexweise einzelne natürliche oder juristische Personen schützt. Eine solche reflexartige Betroffenheit hängt von der Größe der betroffenen Gruppe sowie dem Umfang des eingetretenen Scha​dens ab, der die Grenzen der für den betreffenden Wirtschaftszweig normalen wirtschaftlichen Risiken übersteigen muß
. Wegen des ins​beson​de​re bei wirtschafts​politischen Maßnahmen großen gesetzgeberischen Entschei​dungs​spielraums hat der Gerichtshof bei derartigen Maßnahmen eine Haftung nur dann als begründet angesehen, wenn einzelne oder kleine Gruppen von Markt​teil​neh​mern in von den Gemein​schaftsorganen nicht beabsichtigter Weise diskriminiert oder in ihrem berechtigten Vertrauen enttäuscht werden
 oder ob ein sonstiger "offenkundiger und erheblicher Rechtsverstoß"
 vor​liegt. Die Tendenz des Gerichtshofes ist es, nur bei Willkür der Organe Scha​den​ersatz zuzugestehen
.

f) Urteil

Die Haftung wird durch Feststellungsurteil ausgesprochen, die Zahlungs​pflicht der Gemeinschaft durch Leistungsurteil, das nach Art. 244 in Ver​bindung mit Art. 256 Abs. 2 bis 4 EGV vollstreckbar ist
.

III. Vor den nationalen Gerichten geltend zu machender Schadensersatzanspruch gegen die Verletzung von Gemeinschaftsrecht durch die Mit​glied​staaten

Seit dem Urteil Francowich
 hat der EuGH einen im Gemeinschafts​recht fußenden allgemeinen Rechtsgrundsatz entwickelt, wonach die Mitglied​staaten zum Ersatz von Schäden verpflichtet sind, die den einzelnen durch Verstöße gegen das (primäre und sekundäre) Gemeinschaftsrecht entstehen, wenn sie diesen Staaten zuzurechnen sind.

Auch hier ist bei legislativem Unrecht ein hinreichend qualifizierter Rechtsver​stoß erforderlich
. Das ist dann der Fall, wenn der Mitgliedstaat die Gren​zen seines Ermessens offenkundig und erheblich überschritten hat. Dies bejaht der EuGH, wenn die strittige Regelung trotz einschlägiger Rechtsprechung fort​bestanden hat
. § 839 Abs. 3 BGB ist in Deutschland zu beachten, wonach der Schadensersatzanspruch nur begründet ist, wenn der Kläger zu​nächst primären Rechtsschutz gegen die Verletzung des Gemeinschaftsrechts in Anspruch genommen hat.

§ 12 Die Grundrechte in der Gemeinschaft 

Auch wenn die Gemeinschaft nicht über eine um​fassende Regelungskom​petenz verfügt, ist ihre Rechts​etzung grundrechtsrelevant. Die Wirt​schaftsordnung der Gemeinschaft basiert auf den Grundsätzen des Eigen​tums, der Vertrags- und der Vereinigungsfreiheit, ohne die ein Ge​meinsamer Markt (Art. 2 EGV), ein Binnenmarkt oder eine freie Marktwirtschaft (Art. 4 EGV) nicht möglich wären. Durch die Gemeinschafts​grundrechte sollen die Unionsbürger gegen rechtswidrige Handlungen der Gemeinschaftsorgane und die darauf basierenden Ausführung des Ge​meinschaftsrechts durch die Mit​gliedstaaten geschützt wer​den.  

I. Bindung der Gemeinschaftsorgane an die Grundrechte

1. Erkenntnisquellen für einen Grundrechtsschutz im europäischen Ge​mein​schaftsrecht

a) Ansätze im geschriebenen Gemeinschaftsrecht

aa) Fehlen eines Grundrechtskataloges

Einen Grundrechtskatalog, wie etwa im deutschen Grundgesetz, gibt es bisher im Gemein​schaftsrecht nicht
. Die an anderer Stelle diskutierte Charta der Grundrechte der Europäischen Union ist noch nicht Vertragsbestandteil. Dennoch sind die Grundrechte auch in der Ge​mein​schaftsrechtsord​nung verankert. Die 2000 in Nizza deklarierte Charta der Grundrechte soll mit marginalen Änderungen als Teil II in den Verfassungsvertrag der Europäischen Union übernommen werden (dazu ***)
Der Unionsvertrag enthält in seiner Präambel das Bekenntnis der vertrag​schlie​ßenden Staaten "zu den Grundsät​zen der Freiheit, der Demokratie und der Achtung der Men​schenrechte und Grundfreihei​ten und der Rechtsstaatlich​keit". Nach Art. 6 Abs. 1 EUV beruht die Union "auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreihei​ten sowie der Rechtsstaatlichkeit". In Art. 6 Abs. 2 EUV heißt es: "Die Union achtet die Grundrech​te, wie sie in der am 4. November 1950 in Rom un​ter​zeichne​ten EuropXE "Europäische Menschenrechtskonvention"äischen Kon​vention zum Schutze der Men​schen​rechte und Grund​freihei​ten gewähr​leistet sind und wie sie sich aus den gemein​samen Verfassungsüber​lieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsät​ze des Gemeinschafts​rechts erge​ben."

bb) Grundfreiheiten als Grundrechte?

Einige Autoren
 vertreten die Ansicht, daß die Grundfreiheiten - der freie Warenverkehr (Art. 28 EGV), die Freizügigkeit der Arbeitnehmer (Art. 39 ff. EGV), die Niederlassungsfreiheit (Art. 43 ff. EGV), der freie Dienst​leistungs​verkehr (Art. 49 ff. EGV) und die Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 56 ff. EGV) -als Grundrechte anzusehen seien oder zumindest Grundrechte enthiel​ten. Dies wird damit begründet, daß die Grundfreiheiten ebenso wie Grund​rechte, den Einzelnen gegen rechtswidrige staatliche Maßnahmen schützen sollen
 und subjektive Rechte für den Einzelnen begründen
. 

Nach anderer Auffassung
 können die Grundfreiheiten von ihrer Funk​tion her nicht als Gemeinschaftsgrundrechte angesehen werden. Die Grund​freiheiten stellten lediglich Abwehrrechte gegen Vertragsverletzungen einzelner Mitglied​staaten dar, würden aber kein Schutzsystem gegenüber den Gemein​schafts​organen statuieren
. 

Die Grundfreiheiten knüpfen anders als die Grundrechte nur an grenzüber​schreitende Tatbestände an. Sie sind insofern mit den Grundrechten nicht gleichzusetzen. Sie sind jedoch formulierter Ausdruck bestimmter allgemeiner Rechtsgrundsätze
 und erfüllen als solche teilweise auch Grundrechtsfunk​tion (dazu A. Emmerich-Fritsche, Europarecht II - Skript, 1997). 

b) Anerkennung und Entwicklung der Grundrechte als allgemeine Rechtsgrundsätze durch die Rechtsprechung des Gerichtshofs 

Anfänglich hat der Gerichtshof Entscheidungen in grundrecht​lichen Fragen umgangen
 oder darauf verwiesen, daß die Ver​letzung nationaler Grund​rech​te nicht seiner rechtlichen Nachprüfung unterliege
. 

Gemäß Art. 220 EGV hat aber der Gerichtshof die Aufgabe, "die Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung dieses Vertrages" zu sichern. "Recht" im Sinne des Art. 220 EGV erschließt sich ausweislich Art. 6 Abs. 1, 2 EUV, 288 Abs. 2 EGV nicht nur aus den geschriebenen Vertragsnormen selbst, sondern auch durch die allgemeinen Rechtsgrundsätze, die den Rechts​ordnungen der Mitgliedstaaten gemeinsam sind. Die Grundrechte gehören nach ständiger Rechtsprechung des Gerichtshofs zu den allgemeinen Rechtsgrundsät​zen der Gemeinschaft, die er zu wahren hat
. Die allgemeinen Rechts​grund​sät​ze werden nicht richterrechtlich erfunden, sondern sind bereits gelten​der
 Bestand​teil der Gemeinschaftsrechtsordnung, genauer des Primär​rechts. Sie müssen aber durch den Gerichtshof erkannt und ausgeformt wer​den
. All​gemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts entwickelt der Ge​richtshof ins​besondere aus einem Vergleich der nationalen Rechtsgrundsätze. Der Methode liegt der Konsens-Gedanke zugrunde, daß die Mitgliedstaaten das was sie innerstaatlich als Recht anerkennen, auch auf Gemeinschaftsebene für rechtens erachten
. Die Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten dienen nicht nur positiv der Entwicklung von Gemeinschaftsgrundrechten, sondern sichern auch einen Maximalstandard im Sinne einer "negativen Kontrollfunk​tion"
. Der Gerichts​hof hat nämlich erklärt, keine Maßnahmen als rech​tens anzuerkennen, die unvereinbar sind mit den von den Verfassungen dieser Staaten anerkannten und geschützen Grundrechten
. Damit spricht sich der Gerichtshof wohl ge​gen einen Grundrechtsschutz auf dem Niveau des kleinsten gemeinsamen Nenners aus. Die so gewonnenen Grundrechte müssen sich in Struktur und Ziele der Gemeinschaft einfügen
. Der Gerichtshof behält sich so vor, der Methode der Rechtsvergleichung eine eigenständige Wertung anhand Struktur und Zielen der Gemeinschaftsverträge hinzuzufügen.

Die Grundrechte sind nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs Maßstab für die Gültigkeit und Auslegung des Sekundärrechts und stehen daher im Rang über diesen. Insoweit fällt dem Gerichtshof die Rolle eines Verfassungsgerichts zu
.  

Erstmalig im Urteil StauXE "Rechtssache:Stauder"der vom 12. November 1969
 hat der Ge​richts​hof in der Form eines obiter dictum zur Frage des Grundrechtsschutzes durch die Gemein​schaft Stellung genommen und festgestellt, die Wahrung der Grund​rech​te gehöre zu den "allgemeinen Grundsätzen der Ge​meinschaftsrechts​ord​nung". Sie sind als allgemeine Rechts​grundsätze Teil des primären Gemein​schafts​rechts
. In der Rechtssache Inter​nationale HanXE "Rechtssache:Internationale Handelsgesellschaft"delsgesel​schaft ur​teilt der Gerichts​hof, "die Beachtung der Grundrechte gehört zu den allgemei​nen Rechts​grundsät​zen, deren Wahrung der Gerichtshof zu sichern hat"
. Damit erkennt er eine Grund​rechts​bindung allen Ge​meinschaftshandelns an. Die Grundrechte sind nach seiner Recht​sprechung Maßstab für die Gültigkeit und Auslegung des Sekundär​rechts und stehen daher im Rang über diesen. "Der Gerichtshof wacht über die Beachtung dieser wesentli​chen Rechte, die sich die Gemeinschaft durch die Anerkennung von Grenzen für das Tätigwer​den der Organe und der Marktbürger und gege​benen​falls durch die Über​tra​gung von Verantwor​tung zu eigen machen muß"
 (Trabucchi). 

c) Bindung an die Europäische Menschenrechtskonvention

Die EuropäXE "Europäische Menschenrechtskonvention:unmittelbare Geltung"ische Menschenrechtskonvention nimmt gegenüber dem son​stigen Völkerrecht eine Sonderrolle ein. Umstritten ist, ob die Konvention unmittelbar als ReXE "Europäische Menschenrechtskonvention:Rechtsquelle"chtsquelle gilt oder nur als XE "Europäische Menschenrechtskonvention:Erkenntnisquelle"Erkenntnisquelle zur Ausfor​mung der all​gemeinen Rechtsgrundsätze her​angezogen werden soll
. Während der Ge​richts​hof der Konvention oft nur "Hin​weise" entnommen hat, "die im Rah​men des Gemeinschaftsrechts zu berücksichtigen sind"
, bringen die Urteils​formu​lie​run​gen teilweise auch eine unmittelbare Anwen​dung der in der Kon​vention garan​tierten Rechte zum Ausdruck
. Einige Urteile deuten darauf hin, daß der Gerichts​hof die Garantien der EMRK (anders als ihre institutionel​len Vor​schriften) jeden​falls als für die Gemein​schaft verbindlichen MXE "Europäische Menschenrechtskonvention:Mindeststandard"indest​standard ansieht
. Dies wird aller​dings von denjenigen, die zu Un​recht von einer "au​to​no​men" Grundrechtsschöpfung des Europäischen Gerichts​hofs ausgehen, abge​stritten
. Nach einer Gegenauffassung
 soll Art. 6 Abs. 2 EUV nur als Über​nahme der Recht​spre​chung des Gerichtshofs, welche die Grund​rechte über die all​gemeinen Rechtsgrundsätze ins Gemeinschaftsrecht einfügt und dafür als Erkenntnisquelle gleichermaßen die Ver​fassungen der Mitglied​staaten sowie die Menschenrechtskonvention nutzt, verstanden werden. 

Die unterschiedlichen Formulierungen in Art. 6 Abs. 2 EUV ("wie sie gewähr​leistet sind" und "wie sie sich ergeben")
 drücken aus, daß die Grund​rechte der EMRK - anders als die gemein​samen Verfassungsüber​liefe​rungen der Mitgliedstaa​ten - als un​mittel​bare Rechts​quelle gelten sollen. Das wür​de zwar keinen formellen Beitritt der Union zur EMRK mit völkerrecht​licher Wir​kung
, aber die "ma​te​rielle In​korXE "Europäische Menschenrechtskonvention:materielle Inkorporation"​pora​tion" der Kon​vention in das Gemein​schafts​recht bedeuten
. 

Seit der Amsterda​mer Ver​trag in Kraft getreten ist, bezieht sich die (ver​trag​lich gebundene) Zuständigkeit des Ge​richtshofs gemäß Art. 46 lit. d EUV ausdrück​lich auch auf Art. 6 Abs. 2 EUV. Der Ge​richtshof ist verpflich​tet, über die Grundrechte nach Maßgabe des Art. 6 Abs. 2 EUV zu judizieren. Entnimmt man diesem Artikel eine unmittelbare Bindung an die EMRK, wie dies hier befürwortet wurde und der Wortlaut nahe legt, so wäre dies für den Gerichts​hof unabhängig davon, ob er selbst dieser Auf​fassung bisher gefolgt ist, ver​bind​lich. 

Schlußfolgerung:

Die in der EMRK garantierten Menschenrechte sind unverzicht​bares "Recht", das der Gerichtshof im Sinne des Art. 220 EGV zu wahren hat. Hinsichtlich dieses unveräußerli​chen und unmittelbar bindenden Menschen​rechtsstandards kommt der EMRK - unbeschadet ihrer sonstigen Bedeutung als Rechtserkennt​nisquelle - Rechtsquellencharakter zu. 

II. Verhältnis des Europäischen Gerichtshofs zum Bundesverfassungsge​richt

Die Entwicklung der Grundrechte im Gemeinschaftsrecht wurde nicht zuletzt durch das Bundesverfassungsgericht beeinflußt, das in seiner sogenann​ten Solange I Entscheidung
 beschlossen hatte, das Gemeinschaftsrecht so​lan​ge an den deutschen Grundrechten zu messen, wie es noch keinen aus​reichen​den gemeinschaftlichen Grundrechtsschutz gebe. Dem trat der Gerichts​hof ent​gegen: "Die einheitliche Geltung des Gemeinschaftsrechts würde beein​trächtigt, wenn bei der Entscheidung über die Gültigkeit von Handlungen der Gemein​schafts​organe Normen oder Grundsätze des nationalen Rechts her​angezogen würden. Die Gültigkeit solcher Handlungen kann nur nach dem Gemeinschafts​recht beurteilt werden, denn dem vom Vertrag geschaffenen, somit aus einer autono​men Rechtsquelle fließenden Recht können wegen seiner Eigenständig​keit keine wie immer gearteten innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorgehen, wenn ihm nicht sein Charakter als Gemeinschaftsrecht aberkannt und wenn nicht die Rechtsgrundlage der Gemeinschaft selbst in Frage gestellt werden soll... Es ist jedoch zu prüfen, ob nicht eine entsprechende gemein​schaftsrecht​liche Garantie verkannt worden ist"
.

Im Maastricht-Urteil hat sich das Bundesverfassungsgericht auch gegenüber EG-Rechtsakten zumindest in Bezug auf "die generelle Gewährleistung eines unabdingbaren Grundrechtsstandards" ein Letztprüfungsrecht für Deutschland vorbehalten
.  

Dem Ge​richts​hof wurde im Gemeinschafts​vertrag die aus​schließliche, weil nur rechtseinheitlich zu be​wältigen​de, Kom​petenz zur Überprüfung des Ge​mein​schafts​rechts überantwortet (Art. 220 EGV ff.). Weil nach Art. 23 Abs. 1 GG der Union als einer Gemeinschaft, die "einen diesem Grundge​setz im wesentli​chen vergleich​baren Grundrechts​schutz" gewähr​leistet, Hoheits​rechte zur gemein​schaftlichen Ausübung über​tragen worden sind, könnte das Bundes​ver​fas​sungsgericht, so​weit es das Zustimmungs​gesetz zum Maastrich​ter Ver​trag gebil​ligt hat, keinen Prüfungsvorbehalt bean​spruchen
. Das Bundes​ver​fas​sungs​gericht hat jedoch im Maa​stricht-Urteil einen im wesentlichen ver​gleich​baren Grund​rechtsschutz durch die Ge​meinschaft nicht ohne weiteres bejaht, sondern unter seine fortwährende Kontrolle gestellt. Allerdings will das Bun​des​ver​fassungsgericht, das sich in einem "Koope​rations​verhältnis" zum Euro​päi​schen Gerichtshof sieht
, diesem die Zuständigkeit für den Grund​rechts​schutz in jedem Einzelfall für das gesamte Gebiet der Europäischen Gemein​schaft nicht absprechen. Es beschränkt sich auf die "generelle Gewähr​leistung" der unab​dingbaren Grundrechts​standards für das deutsche Staats​ge​biet, also auf die Wesens​gehaltsgarantie
. Dieser subsidiäre Prü​fungs​vor​behalt des Bundesver​fassungsgerichts für den un​abdingbaren Grundrechts​standard, der dem relati​vierten Maxi​malstandard mit negativer Kontroll​funk​tion"
 ent​spricht, ist legi​tim. Der Gerichtshof kann nur im Rah​men seiner Aufgabe, das Recht zu wahren (Art. 220 EGV), wozu auch die Pflicht gehört, nicht etwas als rechtens anzuse​hen, was mit der Verfassung eines Mitglied​staates unver​einbar ist (s. o.), ausschließ​liche Prü​fungsbefugnisse be​anspru​chen. Nur unter dem Recht, das als gemeineuropäisches Recht zu ver​stehen ist, hat die Forde​rung nach Rechts​einheit Bestand.

1. Funktionen der Grundrechte in der Gemeinschaftsrechtsordnung

a) Legitimation der Gemeinschaftsgewalt

Die Funktion der Grundrechte in der Gemeinschaftsrechtsord​nung wird häufig unter dem Eindruck rechtsstaatlich-demokra​tischer Rechtsetzungsdefizite als Legitimationsstärkung der Gemeinschaftsgewalt (liberale LegXE "Legitimationstheorie:liberale"itimationslehre) verstan​den
. Das demokratische LegiXE "Legitimationsdefizit"timationsdefizit der EG wurde von An​fang an und wird bis heute, insbesondere auch für die Europäische Union beklagt
. 
Sasse stellte fest: 

"Denn es geht gar nicht in erster Linie um die Verhinderung von Un​recht im Einzelfall, also ein Problem des individuel​len Rechtsschutzes, wie viele anneh​men, sondern um die viel prinzipiellere Frage der Legiti​mation der öffentlichen Ge​walt... Nicht die Befürch​tung von Rechts​schutzlücken nährt in so erstaunlichem Maße die Diskussion, sondern der Um​stand, daß sich die europäische Öffentlichkeit einem System von Ge​waltaus​übung gegenübersieht, das dem Bürger keine politischen Mit​wirkungs​rechte und nicht einmal klar defi​nierte Ab​wehrpositionen einräumt. Es handelt sich also in erster Linie nicht um die Verhinderung von Unrecht im Ein​zelfall - eine Aufgabe, die der Europäi​sche Ge​richtshof sehr wohl zu lösen vermag -, sondern um ein Problem der Verfas​sungslehre... Denn seit den Sozialvertrags​lehren des 18. Jahrhun​derts und den ersten Rechtserklärun​gen ist Freiheit nicht bloß Ausgrenzung eines privaten Bereichs, sondern 'basis and foundation of governe​ment`
."
 

Die Europäische Einheit kann allein in der Freiheit des Menschen ihre Legi​timation finden
. Die Präambel, Art. 6 Abs. 1 EUV und die Grundfreihei​ten des EG-Vertrags machen deutlich, daß die Europäi​sche Gemein​schaft im Bewußtsein der Freiheit des Menschen gegründet ist
. Die freiheit​li​che De​mo​kra​tie garantiert die GrunXE "Grundrechte:freiheitliche Demokratie"d​rech​te um ihrer selbst willen
, nicht um Herr​schaft zu le​gi​timie​ren. In der freiheitlichen DemoXE "Demokratie :freiheitliche"kratie bestimmt ein vom Volk gewähltes Parlament als dessen Vertreter die Gren​zen der Grundrech​te
. Die Grundrechte sind aber "funktionelle Grundlage"
 für Gemein​​​schaft und Ver​fassung. Nach Art. 16 der déclaration de l`homme et du citoyen vom 26. August 1789 hat eine Gesell​schaft, "in der weder die Gewähr​leistung der Rechte gesi​chert noch die Gewalten​teilung festgelegt ist,... keine Ver​fassung." Zu Recht ist daher festgestellt worden, daß die Verwirklichung des Grund​rechtsschutzes für die Daseinsbe​rechtigung der Gemeinschaft wesent​lich sei
. 

b) Freiheitssichernde Funktion

Die Menschen- und Grundrechte sichern die Freiheit des Menschen vor der "Verderbtheit der Regierungen", wie es die Déclaration des droits de l`homme et du citoyen" von 1789 in ihrer Präambel ausdrückt. In den Menschenrechts​erklärungen sind die vielfältigen, meist politischen Erfahrungen der europäi​schen Geschichte niedergelegt, welche die Verletzlichkeit der Freiheit offenba​ren
. Die Grundrechte schützen in ihrer subjektiven Dimension die Allein​bestimmtheit, insbesondere die Freiheit als Privatheit (vgl. z. B. 8 EMRK)
.

Seit der Aufklärung, spätestens nach dem 2. Weltkrieg hatte man die Erfah​rung erlangt, daß in der Sicherung politischer Freiheit das Schicksal der Freiheit schlechthin bestimmt wird, wie dies bereits die Menschenrechtserklä​rungen von 1776 (Life, liberty and the persuit of happiness) und 1789 (Frei​heit, Gleichheit, Brüderlichkeit) forderten
. Der Schutz der Menschen​rech​te wird zur öffentli​chen Aufgabe erklärt. "Nicht nur äußern sie sich in hervor​stechender Weise als Forderungen, dem Zugriff staatlicher Gewalt Grenzen zu setzen, sondern sie messen auch Staat und Politik entscheidende Bedeutung für eine umfassende Freiheitssicherung zu"
. Freiheit in der Union kann nicht nur die Freiheit weniger auf Kosten anderer, sondern nur allgemeine und gleiche Freiheit aller Menschen bedeuten
.  

c) Die soziale Funktion der Grundrechte

Die soziale Funktion der GruXE "Grundrechte:soziale Funktion"ndrechte sichert die allgemeine FrXE "Freiheit:allgemeine"eiheit. "Der Begriff der sozialen Funktion stellt die Grundrechte in ein Bezugssystem, das ihnen eine nur indivi​dualrechtliche Deutung nicht eröffnen würde. Sie werden auf das soziale Ganze hin bezogen und in überindividuelle Zu​sammenhänge eingeordnet"
. In der Erfüllung einer sozialen Funktion zeigen sich die Grundrechte als zusammengehörendes System allgemeiner Rechtsgrundsätze, als konstitutives Ele​ment der GemeinXE "Gemeinschaftsverfassung"schaftsverfassung
. Von der sozialen oder gesellschaftlichen Funktion der rechtsvergleichend herangezogenen mit​glied​staatlichen Grund​rechte sprach der Gerichtshof erst​mals im Urteil XE "Rechtssache:Nold"Nold
. Seit​her weist der Gerichtshof in ständiger Rechtspre​chung
 auf die gesell​schaftli​che Funktion der  Gemeinschaftsgrundrechte hin und folgert daraus: "Daher kann die Ausübung dieser Rechte ... Beschränkun​gen unter​worfen werden, sofern diese tatsächlich dem Gemeinwohl dienen​den Zielen der Ge​meinschaft entsprechen und nicht einen im Hinblick auf den verfolgten Zweck unverhält​nismäßigen, nicht tragbaren Eingriff darstel​len, der diese Rechte in ihrem Wesensgehalt antastet"
. Wenn der Gerichtshof immer wieder die soziale Funktion der Grundrechte betont, so kann dies zugleich als Absage an eine einseitig individualrechtliche Sicht der Freiheit und an ein rein liberal-abwehr​rechtliches und individualisti​sches
 GrundrechtsveXE "Grundrechtsverständnis:abwehrrechtliches, individualistisches"rständ​nis
 gesehen wer​den. Die soziale Funktion der Grundrechte folgt aus dem Rechts- und Grund​rechts​begriff als solchem
. "Die Anerkennung einer derarti​gen sozialen Funk​tion setzt freilich voraus", wie Häberle bemerkt, "daß man sich über die Zusam​mengehörigkeit von Freiheit und sozialer Funktion im klaren ist. Frei​heit und soziale Funktion dürfen nicht alternativ einander gegenüber​gestellt wer​den"
. Das Grundrecht in seiner sozialen Funk​tion wird nicht von außen beschränkt
 oder gar ver​kürzt
, sondern trägt die Gemeinwohlbegren​zung bis zu den "wesens​mäßigen GruXE "Grundrechtsgrenzen:wesensmäßige"nd​rechtsgrenzen", die durch den Ver​hältnis​mäßig​keits​grundsatz be​stimmt werden, in sich
. Der sozialen Funktion wird im Ge​mein​schafts​recht (ähnlich wie in der franzö​sischen Rechtsord​nung) eine größere und durchgängigere Bedeutung als etwa im deutschen Recht beigemes​sen
a. Dies zeigt sich in der Beur​teilung der immanenten Grenzen der GruXE "Grundrechte:immanente Grenzen"nd​rechte durch den Gerichtshof, der den Rechts​etzungsorganen einen außer​ordent​lich weiten Entscheidungs​spielraum be​läßt
. Die soziale Funktion der einzel​nen Grund​rechte ist unter​schied​lich
. So ha​ben Eigentum oder Wirt​schafts- und Be​rufs​ausübungsfreiheit eine ausgepräg​te​re soziale Funktion als die persön​lichkeits​bezogenen Grund​rechte, wie der Schutz der persönlichen Privatsphäre oder der Berufswahl​freiheit. Letz​tere sind in stärkerem Maße echte subjektive AXE "Abwehrrechte"bwehr​rech​te
. Allgemein für die Grund​rechte muß gelten, daß indivi​duelles Inter​esse und soziale Funktion gleichran​gig zuein​ander ste​hen
. Ungeachtet der An​erkennung der sozialen Funk​tion der Grundrechte, sind sie um der individu​el​len Persön​lichkeiXE "Persönlichkeitsentfaltung"ts​entfal​tung willen auf verschiede​nen Lebensgebieten ver​bürgt
. 

2. Die objektive und die subjektive Dimension der Grundrechte

a) Grundrechte als subjektive Abwehrrechte

Bevor sich die Idee der politischen Freiheit oder der Volkssouveränität durch​setzte, entwickelten sich subjektive Freiheitsrechte im Übergang des Mittel​alters zur Neuzeit
, die der alten Herrschaft etwa durch Herrschafts​ver​träge abge​run​gen wurden, als Abwehrrechte gegen den Staat
. Sie gel​ten auch in der heuti​gen Rechtslehre noch als wesentlicher Garant individueller Freiheits​siche​rung, insbesondere wenn man von einem herrschaftlichen Staats​konzept aus​geht
. 

Aufgrund der überlangen Legitimationskette der kollektiv-führerschaftlichen Ratsgesetzgebung
 kann bei der derzeitig existierenden Unionsverfassung kaum von freiheitlicher, herrschaftsloser Gesetzgebung gesprochen werden. Die Europäische Gemeinschaft wird in der Literatur zwar nicht als Staat im exi​sten​tiellen Sinn (dazu § 3), jedoch als Staat im funktionalen Sinn, als "im Prozeß fort​schrei​tender Integration stehende Gemeinschaft eigener Art", als "hoheitli​che Ein​richtung"
, als "supranationale Union" und "neuer Herrschaftstypus"
 ange​se​hen, die/der orginäre "hoheitliche Gewalt" aus​übt
 und mit zunehmen​der Regelungsdichte für die Bürger geltendes Recht setzt. Die Gemeinschafts​ver​träge regeln, nach Auffassung von Bleckmann sogar "Überordnungsverhält​nisse" der EG zu den Staaten, ihren Behörden und Gerichten und vor allem zu den Individuen
. Stadler
 sieht die Gemeinschaft als "eigenständigen Herr​schaftsverband (Hervorheb. d. Verf.) mit unmittelbaren Eingriffsbefugnissen". Dieser "Herrschaftsverband ist zwar nicht wie die Staaten allzuständig. Er kann jedoch auf dem ihm eingeräumten Kompetenzbereichen die Freiheit der Bürger ... in gleicher Weise wie die Staaten beeinträchtigen. Diese Regelungsgewalt der Gemeinschaft muß wie die staatliche Gewalt durch Grundrechte begrenzt werden"
. Die aus der spät-konstitutionellen  Grundrechtstheorie stammende und in die bürgerlich-liberale Grundrechtstheorie übernommene Kategorie des status negativus stellt bei einem herrschaftlichen Verfassungskonzept der Ge​meinschaft
 die adäqua​te verfassungstheoretische Ausdrucksform für die Grundrechte dar
. 

Die Grundrechte sichern dem Einzelnen in verschiedenen Bereichen das Recht zu individueller Persönlichkeitsentfaltung und schützen ihn vor "suprana​tiona​ler Bürokratie" und "technokratischer Überschätzung"
. Die Gemeinschaftsgrund​rechte sind in dieser Funktion nicht wie in der republikani​schen Freiheitslehre Konstitutionsprinzipien der politischen Ordnung, sondern eher Verteilungs​prinzipien zwischen staatlicher (= politischer) Herrschaft und gesellschaftlicher (= privater) Freiheit
. Die subjektive Dimension der Grund​rechte erhält ihre Bedeutung als Schutz der persönlichen Lebensentfal​tung vor totaler, sei es auch demokratischer, Regulierung aber auch noch für eine anzustrebende freiheitli​che Konzeption der Gemeinschaft. 

Nachdem der Gerichtshof bis zum Beginn seiner Grundrechtsprechung im Jahre 1969 den Interessenausgleich zwischen Marktbürgern und Gemeinschafts​gewalt nur durch Anwendung objektiver Grundsätze vorgenommen hat, werden die seit dem Urteil Stauder anerkannten Grundrechte nicht nur als objektive Prinzipien, sondern auch als subjektive Rechte der Einzelnen angesehen
.  

b) Grundrechte als objektive Prinzipien

Die Grundrechtspolitik darf nicht bei der rechtsstaatlichen Kontrolle der Ge​meinschaftsakte durch den Gerichtshof stehen bleiben, sondern sollte ihre Legitimität bereits im Prozeß der Normsetzung zum Ausdruck bringen
. Nicht ausreichend ist es deshalb die Grundrechte lediglich in ihrem Abwehr​gehalt zu betrachten
, den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz auf seine "Schran​ken​funktion" zu beschränken und den Unionsbürger in seinen "Frei​heitssphä​ren" von der Gemeinschaftsgewalt als einer solchen die "herrscht" zu isolie​ren
. Rousseau und Kant haben gezeigt, daß die Freiheit des Indivi​du​ums und all​gemeine Gesetze kein Widerspruch sind, daß sie vielmehr in der Idee der "volonté générale" oder der des kategorischen Imperativs zusammen​ge​dacht werden können
 und müssen, wenn die Vereinigung Europas den Zweck haben soll, eine Freiheitsordnung der Bürger zu schaffen
. Die Euro​päische Gemeinschaft ist, ausweis​lich der Präambel zur EEA vom 28.2.1986
, zum Maastrichter Vertrag vom 7.2.1992 (3. und 5. Erwä​gung) und gemäß 6 Abs. 1 i.V.m. 3 Abs. 1 EUV i.d.F. des Amsterdamer VertragesXE "Amsterdamer Vertrag", der FreihXE "Freiheit"eit und dem DemokrXE "Demokratieprinzip"a​tieprin​zip
 ver​pflich​tet.
 "Die Europäische Gemeinschaft ist näm​lich nichts anderes als eine Form des Zusammenlebens von Staaten, deren Ver​fassungsord​nung auf den Grundsätzen der freiheitlichen Demokratie beruht. Dieses war die ungeschriebene Voraus​setzung der europäi​schen Integration und dieser Bewer​tungsmaßstab bleibt die conditio sine qua non für den Beitritt anderer europäi​scher Staaten zur Gemein​schaft"
 (Art. 49 Abs. 1 EUV). Ein freiheitliches oder herr​schaftsloses
 Grundrechtrechts​ver​ständnis gebietet es, die Grundrech​te nicht nur als Schranken, sondern ent​sprechend ihrer sozialen Funktion (s. o.) und mit zunehmender Demokrati​sierung der Gemeinschafts​gesetzgebung vor allem auch als objektive Prinzi​pien
, deren Verwirkli​chung Ziel der Ge​mein​schaftstätigkeit ist
, anzuse​hen. 

Die vom Gerichtshof hervorgehobene "soziale Funktion" weist auf eine zu​mindest auch objektivrechtliche Deutung der Gemeinschaftsgrundrechte hin, welche die Grundrechte als materialisierter Ausdruck rechtlicher Freiheit
 innerhalb rechtlich zu ordnender sozialer Lebensbereiche
 begreift. Mit der Qualifizierung als allgemeine Rechtsgrundsätze machte der Gerichtshof deut​lich, daß er die Grundrechte zunächst als objektive Prinzipien versteht. Der objektiv​rechtliche Ansatz wird auch deutlich in der Lehre vom grundrechts​immanenten Gemeinwohlvorbehalt und in der Wesensgehaltsrechtsprechung des Gerichtshofs (dazu unten)
. Die Gemeinschaftsgrundrechte haben daher nicht nur eine subjektive, sondern dieser vorausgesetzt eine objektive Dimen​sion
. In ihrer objektiven Dimension sind die Grundrechte "die verfas​sungs​rechtliche Gewähr​leistung freiheitlich geordneter und ausgestalteter Lebens​bereiche"
.

Die Grundrechte erscheinen in der objektiven Dimension als Institutsgaran​tien
 (Beispiel Eigentum), als Grundsätze gerechter Verteilung von Rechts​gü​tern, staatlichen Leistungen und Ressourcen i. S. der "Freiheit in der Gleich​heit"
, als verbindliche Leitlinien für das Handeln der Organe
, das sich bei unver​hältnismäßigen Maßnahmen zu einen Anspruch
 auf Un​ter​lassen, im Bereich der Schutzpflichten zu einem Anspruch auf ein bestimm​tes Tätig​wer​den ver​dichten kann
 (dazu unten).

Der Gerichtshof hat die Grundrechte als oberste Prinzipien der Gemein​schafts​verfassung
, die das Gemeinschaftshandeln leiten sollen anerkannt. General​anwalt Trabucchi bezeichnet die Grundrechte auch als in der Gemein​schafts​rechtsordnung anerkannte "wesentliche Werte"
. 

3. Grundrechtsausgestaltung und- begrenzung durch die Gemeinschaft 

Gemeinschaftsrechtsakte ebenso wie das primäre Gemeinschaftsrecht
 be​gren​zen die Grundrechte nicht nur, sondern gestalten diese wegen der Aus​füllungs​bedürftigkeit oder materialen Offenheit
 der meisten Grundrechte auch aus. Dazu führt Generalanwalt Trabucchi im grundlegenden Urteil Nold aus: "Aber gerade um diese Rechte in ihrem Kern zu gewährleisten, wird ihre Ausübung geregelt"
.

Die Grundrechte bedürfen der Durchsetzung und Ausfüllung durch Rechts​akte der Gemeinschaft, insbesondere für Bereiche, in denen allein nationale Maß​nah​men ineffektiv bleiben oder in der Gemeinschaft graduelle Diskriminie​run​gen hervorrufen
. Der Gerichtshof weist in den Urteilen Defrenne II und III deutlich auf die grundrechtskonstituierende Bedeutung von Gemein​schafts​richt​linien im Rahmen der begrenzten Ermächtigung (Art. 5 Abs. 1 EGV) hin
. 

Der Schutz der Grundrechtsausübung ist daher, anders als der Eingriff in unmittelbar geschützte subjektive Grundrechtspositionen, der objektiven Di​men​sion der Grundrechte, als Gegenstand des Verfassungsauftrags zur Her​stellung und Sicherung der Bedingungen leitbildgerechter, effektiver Grund​rechtsaus​übung zuzuweisen
.

4. Die Wesensgehaltsrechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs

Nach Ansicht des Gerichtshofs dürfen die Grundrechte durch Gemein​schafts​rechtsakte nicht in ihrem Wesen angetastet werden
. Der Gerichts​hof hat bisher nicht explizit gesagt, was er unter dem "Wesensgehalt" eines Grund​rechts versteht
. Er dürfte sich dabei an die in Art. 19 Abs. 2 GG veran​ker​te Idee des Wesens​gehalts der Grundrechte angelehnt haben. In der deut​schen Verfassungslehre herrscht Uneinigkeit über die Bedeutung der Wesens​gehalts​garantie (Art. 19 Abs. 2 GG)
. Die sogenannte absolute We​sens​gehaltsdok​trin geht von einem feststehenden Kern der einzelnen Grund​rech​te aus, der von Konflikten mit anderen Rechtsgütern im Einzelfall un​abhängig ist
. Nach der sogenannten relativen Wesensgehaltsdoktrin wird der We​sens​gehalt, der nicht ein fester Kern eines Grundrechts ist durch Ab​wägung der im Einzelfall wider​streitenden Rechtsgüter mit Blick auf den gesetzlich ver​folgten Zweck ermit​telt
. Die Wesensgehaltsgarantie ist dann keine, von der Ver​hält​nismä​ßig​keit zu unterscheidende, "Schranke", wie es die "absolute" Lehre vertritt, sondern dieser gegenüber deklaratorisch
. 

Häberle
 sieht, anknüpfend an die relative, aber teilweise auch an die ab​solute Wesensgehaltsdoktrin
, auf dem Boden seiner institutionellen Grund​rechts​dogmatik den Wesensgehalt des Grundrechts in dessen wesens​mäßigen, d. h. leitbildgrechten Ausgestaltung durch den Gesetzgeber. In Bezug auf das ein​zelne Grundrecht hat der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz eine begren​zende Funktion, indem er die "wesensmäßigen (immanenten) Grenzen des Grund​rechts" be​stimmt
. Dabei leugnet er nicht (in Anlehnung an die ab​solute Wesens​gehalts​lehre), "daß der Wesensgehalt eines Grundrechts etwas Sub​stantielles ist"
. 

Anzunehmen ist wohl, daß der Gerichtshof in seiner Recht​sprechung nicht konsequent eine Wesens​gehaltsdoktrin ver​tritt und Elemente beider Lehren verbindet. Der Gerichtshof hat angenommen, daß eine Verletzung des Wesens​gehalts eines Grundrechts vorliege, wenn eine unverhältnismäßige Einschrän​kung vorgenommen worden sei. Damit hat er Übermaßverbot und Wesens​gehaltsgarantie gleichgesetzt
, was mehr für eine relative Wesensgehalts​dok​trin spricht. Soweit er einem absoluten Wesensgehaltsverständnis folgt, fehlt al​lerdings eine nähere materielle Bestim​mung des Wesenskerns der ein​zelnen Grundrechte durch den Gerichtshof
. Er lehnt eine Wesensgehalts​ver​letzung ab, wenn nur die Aus​übung eines Grundrechts betroffen ist, nicht aber dessen Bestand. So stellt er beispielsweise im Urteil Keller fest, "daß die gemein​schaftsrechtliche Regelung der Weinetikettie​rung zwar die Berufstätig​keit der betroffenen Unternehmer in einem klar abgegrenzten Bereich gewissen Be​schränkungen unterwirft. Sie läßt jedoch das Recht auf freie Ausübung dieser Tätigkeit in seinem Wesens​gehalt unangetastet"
. 

Fraglich ist auch, ob sich der Wesensgehaltsschutz auf den Einzelnen im Einzelfall (sogenannte subjektive Wesensgehaltslehre)
 oder objektiv, auf die Garantie des Prinzips oder Instituts (sogenannte objektive Wesensgehalts​leh​re)
 bezieht. Der Gerichtshof scheint nicht von der subjektiven Wesens​ge​haltslehre auszugehen, wenn er teilweise sogar bei indivi​duell eigentumsent​ziehenden Maßnahmen keine Verletzung des Eigentumsgrundrechts an​nimmt
. Richtig wird auch hier ein vermittelnder Weg sein
. Orien​tiert man sich am Leitbild des Grundrechts und dessen verhältnismäßiger, wesens​mäßiger Beschränkung, so kann eine Verletzung des Wesensgehalts auch in einem Einzelfall vorliegen, weil der Einzelne einen Anspruch darauf hat, nicht durch Maßnahmen belastet zu werden, die dem Leitbild des Grund​rechts nicht ent​sprechen. 

5. Schutzpflichten

a) Schutz als Staatszweck

Die funktionale Staatlichkeit der Gemeinschaft begründet für diese in gewis​sem Umfang Schutzpflichten. Die staatliche Schutzpflicht ist als primärer Legitima​tionszweck des Staates seit der Neuzeit etwa in den Schriften von Hobbes und Locke
, aber schon bereits seit dem Altertum anerkannt
. Art. 2 der fran​​zö​si​schen Menschenrechtsdeklaration von 1789 zählt die "Si​cherheit" zu den "unver​äußerlichen" Menschen​rechten, die "Zweck jeder politischen Ver​eini​gung" sind
. Nach Art. 5 Abs. 1, Satz 1 EMRK hat jeder Mensch ein Recht auf Freiheit und Sicherheit". Freiheit ist auch Sicher​heit als Schutz "des einen Grundrechtsträgers vom Übergriff des ande​ren"
. Sie ist Unabhängig​keit von eines anderen nötigender Willkür, so​fern sie mit jedes anderen Frei​heit nach einem allgemeinem Gesetz zusammen bestehen kann"
.

b) Inhalt der Schutzpflichten

Die Grundrechte als Schutzpflichten wehren den Gesetzgeber nicht wie Grund​rechte als Abwehrrechte ab, sondern dessen Tätigwerden ist vielmehr als staatliche Aufgabe gefordert
. Es wurde festgestellt, daß die Schutzpflicht​erfüllung durch die Gemeinschaft in der Praxis nicht angemessen oder nicht ausreichend sei
. Die Gemeinschaft geht bisher nur selektiv vor, es fehlt ein umfassendes Sicherheitskonzept
. 

Angesichts der begrenzten Ermächtigung der Gemeinschaft ist dies auch bisher ausgeschlossen. Weil die Gemeinschaft trotz ausgedehnter Befugnisse nur über eine Rahmenverfassung (traité cadre)
, kann eine Schutzpflicht​dogmatik in der Gemeinschaft nur im Kontext mit den Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten betrachtet werden
. Die Gemeinschaft hat eine (wenn auch noch unvollen​de​te) materielle Verfassung
 als Voraussetzung für Schutz​pflichten
. Mit zuneh​mender Verstaatlichung muß sich die Gemeinschaft der besonderen Verantwor​tung, die sie mit den wachsenden Kompetenzen auch für die Schutz​pflichten übernimmt, bewußt werden. Denn der erste Legitima​tionsgrund von Staatlich​keit ist der der Sicherheit
. Lösungen auf dem klein​sten gemeinsa​men Nenner oder gar auf der Basis gegenseitiger Anerken​nung
 werden dieser Verant​wor​tung nicht gerecht. 

Art. 2 Abs. 1, S. 1 EMRK gibt dem Gesetzgeber, i.V.m. Art. 6 Abs. 2 EUV auch dem Gemeinschaftsgesetzgeber, die Pflicht auf, das Leben zu schützen. Das Grundrecht offenbart sich insoweit in seiner objektiven Dimen​sion. Über die objektive Dimension der Grundrechte, welche die gleiche Freiheit aller als Auftrag an den Gesetzgeber
 einbezieht (s. o.), erschließt sich die für das Gemeinschaftsrecht noch zu entwickelnde Bedeutung der grundrechtlichen Schutzpflichten
. Die Grundrechte in ihrer objektiven Di​mension als Prinzi​pien, als Optimierungsgebote
, d. h. als Normen, die nach Alexy
 gebie​ten, daß etwas in einem relativ auf die rechtlichen und tatsächlichen Möglich​keiten möglichst hohem Maße verwirklicht wird, begrün​den im Rahmen der Kom​petenzzuweisungen im EGV
 Schutz​pflichten
 der Gemeinschaftsor​ga​ne für gefährdete Rechtsgüter. Aus der so verstandenen Prinzipienhaftigkeit der Grundrechte ergibt sich auch, daß die Erfüllung der Schutzpflicht bestmög​lich
 und effektiv sein muß
. Sol​che Schutzpflich​ten können grundsätz​lich für alle Grundrechte bestehen
. Aktuell werden sie besonders zugunsten von Leben und Gesundheit, wenn sie etwa im Umwelt​recht
 oder im Le​bens​mittel​recht als Maßstab für die ver​hält​nismäßige Rechtsgüterzuordnung Bedeu​tung erlangen
. 

Die Verpflichtung des Gemeinschaftsgesetzgebers, grundrechtliche Schutz​pflichten zu beachten, wird als verfassungsrechtlicher Auftrag in den Verträgen sowie, umgesetzt, in einer Vielzahl von Sekundärrechtsakten (z. B. Trink​wasser​richtlinie
) und Erklärungen und Programmen (z. B. Grundrechte des Ver​brauchers im 1. Verbraucherschutzpro​gramm
) deutlich. Die Prä​am​bel zum EAGV verleiht dem Bestreben Ausdruck, die Sicherhei​ten zu schaf​fen, die erforderlich sind, um alle Gefahren für das Leben und die Gesundheit der Völker der Gemeinschaft auszuschließen. Die Präambel des EGV formu​liert das Ziel, die stetige Besserung der Lebens- und Beschäfti​gungsbedingun​gen anzu​streben. Aufgabe der Gemein​schaft ist es nach Art. 2 EGV u. a. "ein hohes Beschäftigungsniveau und ein hohes Maß an sozia​lem Schutz, die Gleichstellung von Männern und Frauen, ein beständiges, nichtin​flationäres Wachstum, einen hohen Grad von Wettbewerbsfähigkeit und Kon​vergenz der Wirtschaftsleistun​gen, ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung der Umweltqua​lität" zu fördern. Aus Art. 30 EGV läßt sich entneh​men, daß der Vertrag die Voll​endung des Binnenmarktes unter den Vor​behalt des Schutzes der Gesund​heit und des Lebens von Menschen, Tieren und Pflan​zen stellt. Die genannten Schutz​güter lassen sich weit aus​legen
. Der in Art. 30 EGV ge​nann​te Schutz der Gesund​heit wird auch als Grundrecht des Ver​brauchers auf Gesundheit und Sicherheit
 gedeu​tet
. Rich​tig ist, daß in Art. 30 EGV die Anerken​nung dieses Grund​rechts zum Aus​druck kommt. Das Grund​recht auf Gesundheit und Sicherheit gilt ebenso für Maßnahmen der Gemein​schaft nach Art. 95 EGV. Die Ver​wirklichung grundrecht​licher Schutz​pflichten ist bei jedwe​der Gemein​schaftsrechtsetzung mitzubeachten, selbst wenn die jeweilige Schutzpflicht nicht politischer Zweck der Maßnah​me ist
. Nach Art. 14 Abs. 2 EGV ist für die Ver​wirkli​chung des Binnenmarktes festge​legt, daß dieser nur "gemäß den Bestim​mungen des Vertrages" gewährleistet ist. Zu den "Be​stim​mungen des Vertrages" gehören auch die Grundrechte (vgl. Art. 6 Abs. 2 EUV, der dies bestä​tigt). Art. 95 Abs. 3 EGV ver​pflichtet die Kom​mission "in ihren Vorschlä​gen nach Abs. 1 in den Berei​chen Gesund​heit, Sicherheit, Umweltschutz und Verbraucher​schutz von einem hohen Schutz​nXE "Schutzniveau, hohes"iveau" auszu​gehen. Neben der in der Vorschrift ausdrück​lich ange​sproche​nen Kommission werden sämtliche Organe der Gemeinschaft bei allen umweltrele​vanten Maß​nahmen, ungeachtet ihrer Kompe​tenz​grundlage, gebunden
. Art. 95 Abs. 3 EGV gibt somit für den Inhalt der aufgrund von Art. 95 Abs. 1 EGV erlasse​nen Angleichungs​maßnah​men gewisse Leitlinien
. Die Aspek​te Gesundheits- und Umwelt​schutz sind eng miteinander verfloch​ten
. Der Umweltschutz ist als individu​el​les Grund​recht im Ge​mein​schaftsrecht und in den meisten Mit​gliedstaaten nicht aner​kannt
. So​weit jedoch ein effekti​ver UXE "Umweltschutz"mwelt​schutz vom GruXE "Grundrecht auf Leben und Gesundheit:Umweltschutz"nd​recht auf Leben und Gesundheit geboten ist, ist der Umweltschutz grundrecht​lich ver​ankert. Nach Art. 174 Abs. 2 Satz 1 EGV verpflichtet die Umweltpoli​tik der Gemein​schaft auf ein hohes Schutz​ni​veau
. Nach Art. 6 EGV n. F. müs​sen die Erfor​dernisse des Um​welt​schut​zes bei der Festle​gung und Durch​führung ande​rer Gemein​schafts​politiken ein​bezogen werden. Nach Art. 152 Abs. 1 Satz 1 EGV, wonach die Gemein​schaft bei der Festlegung und Durch​führung aller Gemein​schaftspolitiken und -maß​nahmen ein hohes Gesund​heits​niveau sicher​stellen muß, bringt die durch​gängi​ge Bin​dung der Recht​setzung (deklaratorisch) an das Grundrecht auf Leben und Gesundheit zum Ausdruck.   

c) Bestmöglicher Schutz?

Die Art. 95 Abs. 3, 152, 153 Abs. 1, 6 und 174 Abs. 2 EGV ver​langen ihrem Wortlaut nach, um einen Konsens in den Rechtsetzungs​organen zu ermögli​chen, nur ein "hohes" SchuXE "Schutzniveau, hohes"tz​niveau, nicht aber ein bestmögliches oder optima​les SchuXE "Schutz:bestmöglicher"tz​niveau als Maßstab der Gemeinschaftsrecht​setzung
. Frag​lich ist, in​wie​weit dies mit dem Ver​ständnis von SchutzXE "Schutzpflichten:Optimierungsgebote"​pflichten als Opti​mie​rungs​geboten vereinbar ist. Die Grund​rechte als Prinzi​pien verpflichten ihrer Defini​tion nach, soweit die Gemein​schaft zustän​dig ist, zu einem im Rahmen der Verhält​nis​mäßigkeit bestmöglichen, nicht nur zu einem durch​schnittli​chen
 oder knapp über​durch​schnittlichen Schutz​ni​veau
. Im Lichte der geschriebe​nen und unge​schriebe​nen Prinzi​pien des Gemein​schafts​rechts als Optimierungs​geboten sind auch die Vertragszielfor​mulie​rungen zu sehen, die ihrem Wortlaut nach einen bestmögli​chen Schutz nicht an​stre​ben
. Best​mög​li​cher Schutz ist je​doch nicht mit dem Maxi​mal​standard (in einem Mit​glied​staat) gleichzuset​zen
. Best​mögli​ches Schutz​niveau unter dem Aspekt des Gesund​heits- oder Umwelt​schutzes verlangt das nach dem Stand der inter​nationalen Wissenschaft und Technik unter Wahrung der Ver​hältnis​mäßigkeit bestmögli​che Schutz​niveau zur Gefah​ren​abwehr
. Wenn, wie in Art. 174 Abs. 3, 1. Sp. EGV, der EG-Gesetz​geber ver​pflich​tet wird, die verfügbaren wissenschaft​li​chen und techni​schen Daten zu berücksich​ti​gen, so muß dies schutzpflichtkon​form in diesem Sinne verstanden werden
. 

d) Zum Recht auf Schutz

Rechte auf Schutz der Gesundheit, Verbraucherschutzrechte und Rechte auf Schutz der Umwelt sind nach Auffassung einiger Autoren keine einklagbaren subjektiven Rechte
. Die Schutzpflichten sind keine bestimmten Inhalts​vor​gaben, sondern nur eine, vom Gesetzgeber notwendigerweise auszufüllende Optimierungspflicht als Leitlinie. Aus der Schutz​pflicht läßt sich in der Regel kein materiales subjektives Recht ableiten. Aus ihr folgt aber ein durch die individuelle Betroffenheit spezifiziertes
, aber formales subjektives Recht
, in seinen Grundrechten mit hinreichend zwecktauglichen, effekti​ven und rechts​staatli​chen Mitteln von den mit staatlicher Gewalt ausgestatteten Organen geschützt zu werden. Die gerechte Abwägung im Rahmen der Ver​hält​nismäßig​keitsprüfung kann die Möglichkeit unter mehreren effektiven Mitteln zu wählen auf ein verhältnismäßiges Mittel verdichten
. Nur dann besteht für den Ein​zel​nen ein materieller, subjektiver Anspruch, dieses Mittel zu wählen. Fraglich ist allerdings, ob ein solcher Anspruch auch auf Gemein​schaftsebene gericht​lich effektiv durchsetzbar ist. Der Gerichtshof hat Untätig​keits​klagen (Art. 232 UAbs. 3 EGV) von Privaten bisher noch niemals als zulässig angese​hen
, weil diese nur gegen an den Kläger zu richtende Rechts​​akte, aber grundsätzlich nicht gegen das Unter​lassen normativer Maß​nah​men möglich ist. Zu​mindest müßte der Kläger geltend ma​chen, un​mittelbar und individuell betroffen zu sein, was der Gerichtshof ähnlich wie bei Art. 230 Abs. 4 EGV sehr eng aus​legt. Im Urteil XE "Rechtssache:Port"Port ebnete er allerdings den durch die EG-Bana​nen​XE "Bananenverordnung"verordnung in ihren Grund​rechten betroffenen Bana​nenimpor​teuren den Weg zu einer Untätig​keitsklage, wenn die Kommis​sion es unter​lassen hatte, bestimmte HärtXE "Härtefallregelungen:Bananenverordnung"e​fall​regelun​gen (die auch als Verord​nung ergehen können) zu erlas​sen, die zum Schutze der Berufs​aus​übungs​freiheit und des Eigen​tums geboten gewesen wä​ren
. Insgesamt ist jedoch festzustellen, daß es bisher auf Gemein​schafts​ebene wegen des defizitär ausgestalteten individuel​len Rechts​schutzes nur ein begrenzt wirksames Recht auf Schutz gibt. Solange dies nicht der Fall ist, muß die Letzt​verantwortung für die Schutz​pXE "Schutzpflichten:Mitgliedstaaten"flichten bei den Mit​gliedstaa​ten ver​bleiben. 

III. Besondere Grundrechtslehren anhand einzelner Grundrechte

Die Grundrechtsurteile des Gerichtshofs nehmen Zielen und Struktur der Gemeinschaft entsprechend, vor allem Bezug auf den Gleichheitssatz und Diskriminierungsverbote, auf Grundrechte mit wirtschaftlichem und sozialem Zusammenhang, aber auch auf Persönlichkeitsgrundrechte und in einigen Fällen auf politische Grundrechte.

1. Menschenwürde

Bereits im ersten grundsätzlichen Urteil des Gerichtshofs zum Grundrechts​schutz
 berief sich der Kläger auf die Verletzung seiner Menschenwürde. Der Gerichtshof spricht in der Entscheidung Stauder zwar nicht ausdrücklich von der "Menschenwürde" als Gemeinschaftsgrundrecht
, geht jedoch of​fen​bar i. S. eines Maximalstandards im Normbereich
, von der Menschen​wür​de aus. Denn er erkennt die "Grundrechte der Person", zu der auch die Men​schen​würde gehört, an
.

2. Recht auf Schutz des Lebens, der körperlichen Unversehrtheit, der Sicherheit
Art. 2 Abs. 1 Satz 1 EMRK lautet: "Das Recht jedes Menschen auf das Leben wird gesetzlich geschützt". Die Schutzpflicht für das Leben kommt damit zum Ausdruck (s.a.S. 52 f.). Gleichzeitig dürfte darin auch das Ab​wehrXE "Abwehrrecht:Recht auf Leben und Gesundheit"recht vor Eingrif​fen in das Leben der Bürger enthalten sein.  

Der Gerichtshof hat festgestellt, daß ein Schutz gegen Kör​perverletzungen im Anwendungs​bereich des Art. 6 a.F. (12 n.F.) gewähr​leistet sei
. Nach sei​ner Rechtsprechung genießt der Schutz von Leben und Gesundheit den höch​sten Rang
. Art. 2 Abs. 1, S. 1 EMRK lautet: "Das Recht jedes Men​schen auf das Leben wird gesetzlich geschützt". Die staatliche Schutzpflicht für das Leben kommt damit zum Ausdruck. Gleichzeitig dürfte damit auch das Ab​wehrrecht vor Eingriffen der Gemeinschaft in das Leben der Bürger verbunden sein.  

Der Gerichtshof hat festgestellt, daß ein Schutz gegen Körperverletzungen im Anwendungsbereich des Art. 6 EGV gewährleistet sei
. Nach der Recht​spre​chung des Gerichtshofs genießt der Schutz von Leben und Gesundheit den höchsten Rang
. 

3. Grundrecht der Achtung der Privatsphäre, der Unverletzlichkeit der Wohnung

Zur Achtung des Privatlebens und dem Schutz des Arztgeheimnisses hat der Gerichtshof im Zusammenhang mit der Beschränkung der Warenverkehrs​freiheit in seinem Urteil vom 8.4.1992
 ausgeführt: "Das Recht auf Ach​tung des Privatlebens und auf Schutz des Arztgeheimnisses, das einer der Aspekte des erstgenannten Rechts ist, stellen von der Gemeinschaftsordnung geschützte Grundrechte dar".

In der Rs. Panasonic
 berief sich die Klägerin, die sich dadurch in ih​rem Grundrecht auf Privatsphäre verletzt sah, darauf, daß ihr nicht vorab Mit​teilung von einer Nachprüfungsanordnung nach Art. 14 Kartell-Verordnung Nr. 17 gemacht worden war, auf Art. 8 EMRK. Danach hat "jedermann ... Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines Briefverkehrs. Der Gerichtshof verwies nur allgemein darauf, daß die Grund​rechte zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen gehörten, die er gemäß den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten und den inter​nationalen Verträgen, an deren Abschluß die Mitgliedstaaten beteiligt waren oder denen sie beigetreten sind, zu wahren habe
. Im Urteil Hoechst v. 21.9.1989 knüpft der Gerichtshof zwar an das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung als Rechtsgrundsatz an
, erstreckt den Normbereich jedoch nicht auf Geschäftsräume
. 

4. Allgemeiner Schutz der Privatsphäre vor willkürlichen oder unverhältnis​mäßigen Eingriffen
Auch wenn der Gerichtshof dem subjektiven Grundrecht auf Achtung der Privatsphäre engere Grenzen zieht als etwa das Bundesverfassungsgericht, so erkennt er im Urteil Hoechst
 ganz allgemein das Erfordernis eines Schut​zes der Privatheit vor ungesetzlichen, willkürlichen oder unverhältnismäßigen Eingriffen als allgemeinen Grundsatz des Gemeinschaftsrechts an. 

5. Religions-, Gewissens- und Gedankenfreiheit

a) An​erken​nung im Ge​mein​schafts​recht, Normbereich

Die Kläge​rin in der Rs. Prais
 war am Tag des Aus​wahl​ver​fahrens für eine Stelle bei der EG nicht erschie​nen, weil ihr wegen ihres jüdi​schen Glau​bens an diesem Tag Reisen und Schreiben untersagt war. Die Kommission hatte sich geweigert die Prüfung deswegen zu verschieben. Die Klägerin war der An​sicht, daß Art. 27 Beamtenstatus so auszulegen sei, daß jedem Bewerber die Möglich​keit eingeräumt werden müsse, an den Einstellungsprüfungen teilzu​nehmen, ohne durch religiöse Gebote daran gehindert zu sein. In der Rs. Prais machte der Gerichtshof darauf aufmerksam, daß schon die Kommission festge​stellt hätte, daß das Recht auf Religionsfreiheit, so wie es in der EMRK verankert ist, zu den vom Gemeinschaftsrecht anerkannten Grundrechten gehöre
. Über Art. F Abs. 2 EUV, der materiell auf die EMRK und da​mit auch auf dessen Art. 9 verweist, ist die Gedanken-, Gewissens- und Reli​gions​freiheit Bestandteil des Gem7einschaftsrechts. Art. 9 Abs. 1, 1. HS EMRK lautet: "Jeder​mann hat Anspruch auf Gedanken-, Gewissens- und Religions​freiheit".  

b) Grenzen

Der Gerichtshof erwähnt in diesem Urteil nicht, wie etwa bei der Berufsaus​übungsfreiheit und beim Eigentum, die "soziale Funktion" des Grundrechts, was auf dessen hohe persönlichkeitsbezogene Funktion als subjektives Abwehr​recht schließen läßt. Die Gedanken-, Gewissens- und Religionswahlfreiheit unterliegen keinem Allgemeinwohlvorbehalt und damit auch keiner Verhältnis​mäßigkeitsprüfung
. Die Ausübung dieser Grundrechte, insbesondere die Religionsausübung, der soziale Relevanz zukommt, ist zu bestimmten Zwecken beschränkbar
. Das wird auch aus Art. 9 Abs. 2 EMRK deutlich, der die Religionsfreiheit als personenbezogenes Grundrecht, ähnlich wie das Grund​recht auf Privatsphäre, einem qualifizierten Gesetzesvorbehalt unterwirft: "Die Religionsfreiheit darf nicht Gegenstand anderer als vom Gesetz vorgesehener Beschränkungen sein, die in einer demokratischen Gesellschaft notwendige Maßnahmen im Interesse der öffentlichen Sicherheit, der öffentlichen Ordnung, Gesundheit und Moral oder für den Schutz der Rechte und Freiheiten anderer sind." 

6. Vereinigungsfreiheit/Koalitionsfreiheit

Art. 48 EGKSV beinhaltet ausdrücklich die Koalitionsfreiheit für Arbeitge​ber. Der Gleichheitsgrundsatz gebietet, hieraus auch die Koalitionsfreiheit der Arbeitnehmer abzuleiten, weil sonst die Waffengleichheit der Sozialpartner zerstört wäre
. Für Bedienstete der Union legt Art. 24a des Personalstatu​tes die Koalitionsfreiheit ausdrücklich fest: "Die Beamten haben Vereinigungs​freiheit; sie können insbesondere Gewerkschaften oder Berufsverbänden der europäischen Beamten angehören"
. Art. 139 Abs. 1 EGV lautet: "Der Dia​log zwischen den Sozialpartnern auf Gemeinschaftsebene kann, falls sie es wün​schen, zur Herstellung vertraglicher Beziehungen, einschließlich des Abschlus​ses von Vereinbarungen, führen." Damit wird die Koalitionsfreiheit sowie die Tarifautonomie auf Gemeinschafts​ebene allgemein anerkannt. 

7. Meinungsäußerungsfreiheit

a) Anerkennung im Gemeinschaftsrecht

Der Gerichtshof hat unter Bezugnahme auf Art. 10 EMRK die Meinungs​äuße​rungs- und Veröffentlichungsfreiheit als allgemeinen Rechtsgrundsatz des Gemein​schaftsrechts anerkannt
. Art. 10 EMRK verbürgt das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung auch als subjektives Recht. "Jeder hat Anspruch auf freie Meinungsäußerung" heißt es in Art. 10 Abs. 1, Satz 1 EMRK.

b) Normbereich

Die Presse- und Rundfunkfreiheit sowie die Meinungsäußerungs- und Informa​tionsfreiheit sind vom Normbereich des Art. 10 EMRK erfaßt
. 

Die Informationsfreiheit schützt "die Freiheit zum Empfang von Nachrich​ten oder Ideen ohne Eingriffe öffentlicher Behörden". Dies schließt auch einen Schutz vor einseitiger staatlicher Indoktrination ein. 

Ob Wirtschaftswerbung allgemein unter den Normbereich der Meinungs​freiheit fällt, d. h. ob Werbung als Meinung im Sinne des Grundrechts zu qualifizieren ist, ist fraglich
. Denn Werbung will in erster Linie nicht über​zeugen oder eigene Meinungen und Ideen des Herstel​lers kundtun, sondern verkau​fen
. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft vertritt in ihrem Grünbuch "Fernsehen ohne Grenzen", Art. 10 Abs. 1 Satz 1 EMRK gewährleiste "die Freiheit der Äußerung grundsätz​lich auch in Form von Werbemitteilungen kom​merziellen Charakters"
. Die Straßburger Kommis​sion ist der Auffas​sung, daß Werbung als solche nicht aus dem Normbereich des Art. 10 Abs. 1 Satz 1 Abs. 1 EMRK ausgeschlossen sei
. Die Wer​bung sei aber jeden​falls weniger streng zu schüt​zen als die Äuße​run​gen von Ideen im gesell​schaft​li​chen Diskurs, deren Bedeutung für eine freie Gesellschaft den hohen Rang der Meinungsfreiheit begrün​det
. Der Europäische Ge​richts​hof für Men​schen​rechte ließ zunächst offen, ob Werbung als solche von Art. 10 Abs. 1 Satz 1 EMRK erfaßt wird, tendiert aber dazu. In einer Entscheidung aus dem Jahre 1985 hatte der Ge​richtshof festgestellt, daß der Werbeeffekt einer Mei​nungs​äußerung die Zuord​nung zum Normbe​reich des Art. 10 Abs. 1 Satz 1 EMRK nicht beeinträchtige
. Offen blieb hier, ob "Reklame als solche" und wenn ja, inwieweit von Art. 10 Abs. 1 Satz 1 EMRK um​schlossen wird
. Wei​tergehend ist die Entschei​dung des Gerichtshofs für Men​schen​rechte im Fall Groppera, in dem er feststellt, die in Art. 10 Abs. 1, Satz 1 EMRK enthaltene Meinungs​äußerungs​freiheit umfasse die Sendung von Rund​funk​programmen, "ohne daß eine Notwen​digkeit besteht, irgend​welche Unter​scheidun​gen nach dem Inhalt der Programme zu treffen"
. Daraus könnte gefolgert werden, daß auch die Werbung Gegenstand der Meinungsäuße​rungs​freiheit sei
. Entschieden ist dies jedoch damit nicht. Auch dem neue​ren Urteil Markt Intern Verlag GmbH und Klaus Beer​mann
 kann letzt​lich sicher nur entnommen werden, daß eine "informa​tion of a commer​ci​al nature" in den Normbe​reich des Art. 10 Abs. 1 Satz 1 EMRK fällt. Ob Image- oder Erinne​rungswerbung auch von Art. 10 Abs.1 Satz 1 EMRK geschützt ist, kann der Recht​sprechung der Straßburger Organe noch nicht eindeutig entnommen werden. 

Der Kern des verfassungs​rechtlichen Schutzes der Meinungsäuße​rung basiert zunächst auf der Bedeutung der Meinungsfreiheit für den Diskurs in einer freiheitlich demokratischen Gesell​schaft
, aber auch auf der mit der Wür​de und der Persönlich​keit des Menschen verbundenen "geistige Freiheit"
. Der Dis​kurs erstreckt sich auf alle Gebiete des gesell​schaftlichen Lebens, auch des wirtschaftli​chen
. Ob jedoch davon ausge​gan​gen werden kann, daß nach den heutigen Gegebenheiten zwi​schen Werbung für "Ideen" und solcher für "Ware" prinzipiell nicht mehr unterschieden werden könne
, ist zwei​fel​haft. Nicht jede werben​de Betätigung hat zugleich dem Leitbild des Grund​rechts (vgl. Art. 10 Abs. 1 Satz 2 EMRK) entsprechend einen meinungswerti​gen Inhalt
. Die Frage, ob Werbung durch die Meinungsäußerungsfreiheit ge​schützt ist, läßt sich wohl nur differenzie​rend beantwor​ten
. Nicht aus​zu​schließen ist, daß Wer​bung im Einzel​fall Elemente der Meinungs​äuße​rung ent​hält
. Werbung kann mei​nungsbildend sein. Kenn​zeichnend dafür, was als Äußerung einer Meinung vom Schutz des Grund​rechts umfaßt wird, ist das Element der Stel​lungnahme, des Dafürhaltens im Rahmen der geistigen Ausein​ander​set​zung
. Von der Etiket​tierung auf Tabakprodukten z. B. geht keine derarti​ge Wirkung aus
. Auch reine Erinnerungswerbung, bloße Namens- und Waren​zeichenangaben dürften heraus​fal​len
.

c) Eingriff?

Der Gerichtshof sah im Fall "Flämische Bücher" keinen Zusammenhang zwi​schen dem System vertikaler Preisbindung, das wettbewerbsrechtlichen Zwe​ken diene, und dem Schutz der Meinungsfreiheit. Die Begründung über​zeugt im Sinne eines effektiven Grundrechtsschutzes insoweit nicht, als sie auf den Zweck des gemeinschaftlichen Handelns abstellt. Die Beeinträchtigung eines Grundrechts ist nicht davon abhängig, daß ein zweckgerichteter Eingriff vor​liegt
.  

d) Grenzen

Art. 10 Abs. 2 Satz 1 EMRK stellt klar, daß "die Ausübung dieser Freihei​ten Pflichten und Verantwortung mit sich bringt". Die Ausübung der Mei​nungs​äußerung kann daher nach Art. 10 Abs. 2 EMRK unter den genannten Voraus​setzungen Beschränkungen unterworfen werden. 1) Die Beschränkung muß von einem Gesetz vorgesehen sein
. 2) Sie muß einem legitimen Ziel, d. h. ei​nem der Ziele aus dem Katalog des Art. 10 Abs. 2 EMRK
 die​nen
. 3) Die Beein​trächtigung muß in einer demokratischen Gesell​schaft erforder​lich
 sein. Je weniger Bedeutung die Meinungsäußerungs​freiheit in concreto für den öffentli​chen Diskurs hat, desto stärker sind die Beschrän​kungsmöglich​kei​ten
. So​weit Wirtschaftswerbung von der Mei​nungsfreiheit umfaßt ist, ist für Art. 10 EMRK anerkannt, daß weitgehende Beschränkungen, gegebenen​falls auch ein Verbot der Werbung gerechtfertigt sein kann
. 

8. Schutz des Eigentums

Die im Vertrag angesprochene Errichtung eines Gemeinsamen Marktes/​Binnen​marktes (Art. 2, 14 EGV), die Grundfreiheiten der Waren-, Personen-, Dienst​leistungs- und Kapitalverkehrsfreiheit, der "Grundsatz der offenen Marktwirt​schaft mit freiem Wettbewerb" (Art. 4 Abs. 1 EGV) setzen die unternehmeri​sche Initiative des Einzelnen und damit das Privateigentum an Produktions​mitteln voraus
. Die Gemeinschaftsrechtsordnung garantiert nicht nur markt​konstituierende Grundfreiheiten und Grundrechte, sondern normiert auch die Ordnung von Märkten sowie dirigistische Maßnahmen, wie die Regeln des europäischen Agrarmarktes und des europäischen Krisenregimes für Kohle und Stahl, aber auch die mit dem Maastrichter Vertragswerk einge​führte Industrie​politik ver​deutlichen. Die Wirtschaftsgrundrechte gehören daher zu den Rechts​grundsät​zen, die am meisten durch gemeinschaftliche Maßnah​men gefährdet werden können.  

a) Art. 295 EGV

Nach Art. 295 EGV bleibt die "Eigentumsordnung in den verschiedenen Mit​gliedstaaten unberührt". Art. 30 EGV bestimmt diese Regel für die gewerb​lichen Schutzrechte
, indem er Beschränkungen des freien Warenverkehrs zuläßt, soweit sie "zum Schutz ... des gewerblichen und kommerziellen Eigen​tums gerechtfertigt sind". Damit ist zunächst sichergestellt, daß die Mitglied​staaten grundsätzlich frei sind in der Ausgestaltung ihrer Eigentumsord​nung
. Das Eigentum hat in den verschiedenen Mitgliedstaaten unter​schied​li​che Inhalte
. Unter "Eigentumsordnung" soll allgemein die Ge​samt​heit der Vorschriften verstanden werden, welche die mit dem Eigentum ver​bundenen Rechte und Pflichten, die Möglichkeiten zur Beschränkung oder Entziehung von Eigentum sowie der Überführung von Privateigentum in Gemeineigentum und umgekehrt, regeln. 

Art. 295 EGV wird verschieden ausgelegt: 

aa) Art. 295 EGV als Kompetenzbestimmung für die Mitgliedstaaten 

Nach einer Auffassung
 behält Art. 295 EGV die Kompetenz zu einer Än​de​rung der Eigentumsordnung den Mitgliedstaaten vor. Angesichts der ohnehin bestehenden Vielgestaltigkeit der nationalen Eigentumsordnungen, würde dies bei einem engen Verständnis jede Form einer einheitlichen, ge​meinsamen Inhaltsbestimmung des Eigentumsrechts durch die Gemeinschafts​rechtsakte oder den Europäischen Gerichtshof ausschließen
. Selbst die Regelung von Mate​rien, die nach den übrigen Vorschriften des EGV in die Kompetenz der EG fallen, wäre nichtig, wenn sie die Eigentumsordnung in den Mitgliedstaaten verändern würde. Sieht man zudem in Art. 295 EGV eine Garantie der natio​na​len Eigentumsrechte und eine Bindung der Gemeinschafts​organe an die​se
, so erübrigte sich ein gemeinschaftlicher Eignentums​schutz. Weder Art. 295 noch Art. 30 EGV stehen der grundsätzlichen Befugnis des Gerichtshofs ent​gegen, Inhalt und Grenzen eines gemeinschaftsrechtlichen Eigentumsschut​zes zu bestimmen
. Schon im Urteil Grundig weist der Ge​richtshof die Vorstellung eines "bedingungslosen Vorbehalts" zurück
: Die genannten Vorschriften schlössen nicht jeglichen Einfluß des Gemeinschafts​rechts auf die Ausübung der gewerblichen Schutzrechte des innerstaatlichen Rechts aus. In Art. 44 Abs. 2 lit. e, g EGV teilen der Gemeinschaft ausdrück​lich Kompeten​zen auf dem Gebiet des Eigentumsrechts zu
. Eine griechi​sche Regelung, die es Auslän​dern verwehrte, in durch Dekret bestimmten Grenzregionen Immobi​lien zu erwer​ben, führte zu einer Verurteilung Griechen​lands im Vertragsver​letzungs​ver​fahren
. Es ist auch nicht ausgeschlossen, daß durch die Tätig​keit der Ge​mein​schaften im Rahmen ihrer Befugnisse Eigentumsrechte beein​träch​tigt werden können
. Die Rechtsprechung des Gerichtshofs zum Schutz des nationalen gewerblichen Eigentums im Rahmen von Art. 30 EGV und das Hauer-Urteil bestätigen dies. Wenn der Gerichtshof im Hauer-Urteil, entspre​chend dem Vorrang des Gemeinschaftsrechts, die Bindung der Gemein​schafts​organe an nationale Rechtsnormen, auch Grund​rechte verneint
, spricht er sich zugleich dagegen aus, daß Art. 295 EGV auf die nationalen Eigentums​ordnun​gen verweist. Wegen der Einheitlichkeit der Anwendung des Gemeinschafts​rechts kann die Wahrung des Eigentums gegen​über der Gemein​schaft nicht den Mit​gliedstaaten mit ihrem jeweiligen Eigen​tumsver​ständnis überantwortet wer​den
.

Die Kommission hat in Art. 295 EGV hauptsächlich eine Vorschrift gese​hen, mit der die Neutralität des Vertrages gegenüber nationalen Verstaatli​chungs​maßnahmen oder Privatisierungen festgestellt wird
. Dies ändert aber nichts an die grundsätzliche Bindung der Mitgliedstaaten an den Vertrag. So müssen die Mitgliedstaaten bei diesen Maßnahmen insbesondere das Dis​krimi​nierungs​verbot beachten
.

bb) Deklaratorischer Charakter 

Nach anderer Auffassung wird Art. 295 EGV deshalb ein klarstellender Cha​rakter in bezug auf die Existenz einer Eigentumsgarantie im Gemein​schafts​recht zugesprochen
. 

cc) Begrenzter Rechtsnormcharakter

Teilweise wird Art. 295 EGV jedenfalls insoweit eine begrenzende Funktion mit Rechtsnormcharakter zuerkannt, als Art. 295 EGV den Mitgliedstaaten die wirtschaftspolitisch motivierte Übertragung von Eigentumsrechten auf die öffentliche Hand sowie ihre Rückführung in Privathand vorbehalte
. Art. 295 EGV stellt lediglich sicher, daß die Gestaltung der Eigentumsordnung, ins​besondere Sozialisierung und Privatisierung, weiterhin Sache der Mitglied​staaten bleibt und Eingriffe der Gemeinschaften in diesem Bereich über die begrenzten Ermächtigungen in den Verträgen hinaus ausgeschlossen wer​den
.    

dd) Art. 295 EGV als institutionelle Garantie des Eigentums

Formal bleibt durch Art. 295 EGV, wie Ipsen feststellt, "die mitgliedstaatli​che Eigentumsgewährleistung institutionell gemeinschaftsrechtlich respek​tiert"
. "Inhaltlich aber erweist sich das gesamte Gefüge des EWG-Vertra​ges als ... Konkretisierung grundrechtlicher Leitideen einschließlich des Eigen​tums"
. 

b) Eigentumsschutz durch den Europäischen Gerichtshof

aa) Anerkennung im Gemeinschaftsrecht

Als allgemeinen Rechtsgrundsatz hat der Gerichtshof die Eigentumsgarantie im Urteil Hauer, das Generalanwalt Capotorti
 durch seine rechtsverglei​chen​den Feststellungen zu den Grundsätzen und Bestimmungen der damaligen Mitglied​staaten und der EMRK
 vorbereitet hatte, ausdrücklich aner​kannt
. Die Klägerin, eine Winzerin, hatte eine Genehmigung zur An​pflan​zung von Wein​re​ben auf ihrem Grundstück beantragt. Die zuständige Behörde verweigerte die Genehmigung mit der Begründung, die Verordnung Nr. 1162/76 des Rates
 untersage die Erteilung von Genehmigungen für die Neuanpflanzung von Weinreben. Das vorlegende Verwaltungsgericht äußerte Zweifel an der Verein​barkeit dieses Verbots mit dem Grundrecht auf Eigen​tum. Der Gerichtshof stellte fest: "Das Eigentumsrecht wird in der Gemein​schafts​rechtsordnung gemäß den gemeinsamen Verfassungskonzeptionen der Mitglied​staaten gewähr​leistet, die sich auch im Zusatzprotokoll zur Euro​päi​schen Menschenrechtskon​vention widerspiegeln"
. Art. 1 dieses Proto​kolls lautet: 

"Jede natürliche oder juristische Person hat ein Recht auf Achtung ihres Eigentums. Nieman​dem darf sein Eigentum entzogen werden, es sei denn, daß das öffentliche Interesse es ver​langt, und nur unter den durch Gesetz und durch die allgemeinen Grund​sätze des Völker​rechts vorgesehenen Bedingungen.

Die vorstehenden Bestimmungen beeinträchtigen jedoch in keiner Weise das Recht des Staates, diejenigen Gesetze anzuwenden, die er für die Regelung der Benutzung des Eigen​tums im Einklang mit dem Allgemeininteresse oder zur Sicherung der Zahlung der Steuern oder sonstiger Abgaben oder von Geldstrafen erforderlich hält." 

Die Bestimmung unterscheidet den Entzug des Eigentums und die Ausübungs​beschränkung. Art. 1 Satz 1 Zusatzprotokoll ist eine objektive Leitentscheidung für die Achtung des privaten Eigentums, auf deren Berücksichtigung sich der Einzelne zwar berufen kann, wenn er sich in seinem Eigentum verletzt fühlt, jedoch nur unter den Voraussetzungen des Art. 1 Abs. 2 ein Recht auf eine bestimmte Benutzung des Eigentums ableiten kann. Der Schutz vor dem Entzug des Eigentums hingegen ist ein materiell bestimmtes subjektives Ab​wehr​recht
. Solange kein Entzug des Eigentums durch eine staatliche Maß​nahme vorliegt, gewährt Art. 1 Abs. 2 den Staaten einen sehr weiten Ent​scheidungs​spielraum bei der Frage, welche Regelungen der Eigentumsnutzung "erforder​lich" sind. 

bb) Inhalt und Grenzen

Der Gerichtshof hat darüber hinaus gefordert, daß sich die Grundrechte in Struktur und Ziele der Gemeinschaft einfügen müßten
. Das gilt sowohl für den Inhalt als auch für die Grenzen der Grundrechte
.

Die Prüfung der Eigentumsgrenzen durch den Gerichtshof richtet sich sachlich auf die grundrechtliche Legitimation des streitigen Rechtsaktes sowie die Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes
. 

- Dynamik und materiale Offenheit des Eigentumsbegriffs 

Das Eingriff- und Schrankendenken setzt feststehende Schutzbereiche
 und die Möglichkeit rechtmäßiger Eingriffe voraus. Ein materielles subjektives Grund​recht auf Eigentum mit einem Schutzbereich, der berührt oder beein​trächtigt sein könnte, gibt es nur, soweit ein bestimmtes Recht auf Eigentum grund​recht​lich und nicht nur durch die einfachgesetzliche Eigentumsordnung ge​schützt wäre. 

Der Gerichtshof hat in einigen Entscheidungen den besonderen grundrecht​lichen Eigentumsschutz verwehrt, weil es diesen nicht einschlägig fand
: In den Fällen Nold und Valsabbia
 grenzte der Gerichtshof beispielsweise, in Über​einstimmung mit dem Bundesverfassungsgericht
, "bloße kaufmän​ni​sche Interessen und Aussichten" aus dem grundrechtlichen Eigentumsschutz aus. Das Unternehmen als von den Marktbedingungen abhängige wirtschaftli​che Einheit sieht er nicht durch das Eigentumsgrundrecht geschützt an
. Im Urteil Deetzen
 prüft der Gerichtshof, "ob die beanstandete Regelung das Eigen​tums​recht beeinträchtigt" und hebt insoweit hervor, "daß das in dieser Weise in der Gemeinschaft gewährleistete Eigentumsrecht nicht das Recht zur kom​merziellen Verwertung eines Vorteils wie der im Rahmen einer gemein​samen Marktorgani​sation zugeteilten Referenzmenge umfaßt, der weder aus dem Eigentum noch aus der Berufstätigkeit des Betroffenen herrührt". Ähnlich wie das Bundesver​fassungsgericht in seinen früheren Urteilen
, hat der Ge​richts​hof entschie​den, daß die Verpflichtung eine öffentliche Abgabe zu zahlen, auch wenn ein Sub​stanzverlust des Unternehmens droht
, nicht das Eigen​tums​recht (son​dern allenfalls die wirtschaftliche Betätigungsfreiheit
) beein​träch​ti​ge
, während der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte ho​heit​li​che Geldlei​stungs​pflichten an Art. 1 Zusatzprotokoll EMRK mißt
 und das Bun​desver​fas​sungs​gericht jedenfalls unverhältnismäßige, erdrosselnde, kon​fiskato​risch wirkende, in die Substanz des Unternehmens eingreifende Abgaben als Verstoß gegen Art. 14 GG ansieht
. 

Mit diesen Normbereichsausgrenzungen wird nur der Prüfungsumfang des Eigentumsrechts, seine Relevanz für den konkreten Fall festgelgt, jedoch kein feststehender Schutzbereich etabliert, der dem Einzelnen einen bestimmten Abwehranspruch gegen den Gesetzgeber garantiert
, wie es der Begriff "Schutzbereich" nahelegt
. 

Positive Schutzbereichsdefinitionen zum Eigentum hat der Gerichtshof bisher verweigert
. Generalanwalt Tabucchi hat insoweit zutreffend festge​stellt: "Jedes Recht ist also unter Wahrung der Normen auszuüben, die es re​geln"
. Auch im deutschen Recht müssen nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG Inhalt und Schranken des Eigentums erst vom Gesetzgeber festgelegt werden. Deshalb hat auch das Bundesverfassungsgericht keinen feststehenden Schutz​bereich für das Eigentum definiert
, weil Inhalt und Funktion des Eigen​tums der An​passung an die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse fähig und bedürftig sind
, wenn es dem Eigentum alles zuordnet, was zu einer be​stimm​ten Zeit das einfache Recht als Eigentum definiert
. Es ist demnach nicht von einem feststehenden, bestimmten, sondern von einem offenen dyna​mi​schen - Normbereich des grundrechtlichen Eigentums auszu​gehen
, der in zunehmen​dem Maße durch die Gemeinschaftsrechtsetzung (z. B. Rechts​anglei​chung) materialisiert wird1
. 

Ein material bestimmtes subjektives Abwehrrecht, in das von außen einge​grif​fen werden kann, besteht für den Schutz vor entschädigungslosem Entzug des Eigentums (vgl. Art. 1 Abs. 1 S. 2 Zusatzprotokoll EMRK), nicht jedoch im Hinblick auf Inhalts- und Schrankenbestimmungen des Eigentums
. Ein subjektives Recht auf eine bestimmte Eigentumsausübung wäre nur dann anzu​nehmen, wenn die bisherige Rechtsposition des Eigentümers gegenüber einer neuen, die Ausübung des Eigentums einschränkend regelnden Bestimmung grundrechtlich geschützt wäre
. Das widerspricht jedoch der oben angespro​chenen Dynamik des Eigentums
. Jede Begrenzung des Eigentums bestimmt zugleich ein Stück weit seinen zu schützenden Inhalt
 innerhalb der Rechts​güterordnung der Gemeinschaftsverfassung
 und verändert so die Eigen​tums​ordnung. 

Allerdings kann die tatsächliche Rechtsposition des Eigentümers, wie sie sich aus der bisherigen Eigentumsordnung ergibt, beschränkt und beeinträchtigt werden. In der Rechtssache Schräder
 spricht der Gerichtshof wie auch in anderen Entscheidungen
 davon, daß die "Ausübung des Eigentumsrechts" Beschränkungen unterworfen sein kann. Deutlich wird dies z. B. in der Rs. Biovilac: "Die von der Kommission erlassenen Maßnahmen entziehen der Klägerin weder ihr Eigentum noch dessen freie Nutzung und tasten somit den Wesensgehalt dieser Rechte nicht an. Zwar können sich die Maßnahmen ... nachteilig auf den Absatz ihrer Erzeugnisse auswirken, doch können diese negativen Auswirkungen einer solchen Beeinträchtigung des Wesensgehalts nicht gleichgestellt werden"
. Rechtmäßige Grundrechtseingriffe in die Ei​gen​tumsausübung gibt es nach diesem Grundrechtsverständnis nicht
.  

- Soziale Funktion, Gemeinwohlvorbehalt

Die Eigentumsgarantie ist wesentlich geprägt durch die Sozialbindung des Eigentums
. Schon im Urteil Nold
 stellt der Gerichtshof fest: "Es trifft zwar zu, daß die Verfassungsordnung aller Mitgliedstaaten das Eigentum schützt..." Dieses sei aber "weit davon entfernt, uneingeschränkten Vorrang zu genießen; sie müssen in Hinblick auf die soziale Funktion der geschützten Rechtsgüter ... gesehen werden. Aus diesem Grunde werden Rechte dieser Art in der Regel nur unter dem Vorbehalt von Einschränkungen geschützt, die im öffentlichen Interesse liegen. In der Gemeinschaftsrechtsordnung erscheint es weiterhin auch berechtigt, für diese Rechte bestimmte Begrenzungen vorzube​halten, die durch dem allgemeinen Wohl dienenden Ziele der Gemeinschaft gerechtfertigt sind, solange die Rechte nicht in ihrem Wesen angetastet sind." Der Gemeinwohlvor​behalt ist danach keine äußere Schranke, sondern dem Grundrecht auf Eigentum wesensmäßig immanent
.  

cc) Verhält​nismäßigkeit, Wesensgehalt

Der Gerichtshof sieht die Eigentumsgarantie also dann als verletzt an, wenn der das Eigentum regelnde, ausgestaltende oder die Ausübung des Eigentums beschränkende Rechtsakt die wesensmäßigen Grenzen, d. h. die Leitentschei​dung für das Eigentum nicht ausreichend berücksichtigt und unverhältnismäßig in Bezug auf andere Rechtsgüter begrenzt
. Das erklärt die ständige, manch​mal formelhafte Erwähnung der Wesensgehaltsgarantie, auch wenn aus der Sicht der absoluten Wesensgehaltsdoktrin kein Anlaß dafür besteht
. Gesetz​ge​bung, die ein Grundrecht nicht leitbildgerecht ausgestaltet, verstößt gegen das Verbot, das Grundrecht zu verletzen, weil dieses im Gestaltungs​gebot mit​enthalten ist
. Dies zu beurteilen, ist zunächst Aufgabe des Ge​mein​schafts​gesetzge​bers, in der verfassungsgerichtlichen Kontrollfunktion jedoch des Gerichtshofs. 

Gerade weil das Eigentum keinen feststehenden grundrechtlich geschützten bestimmten Normbereich haben kann, kommt zur Verwirklichung und Inhalts​bestimmung der Rechte aus dem Eigentum dem Grundsatz der Verhältnis​mäßig​keit für eine leitbildgerechte und die Interessen des Eigentümers gebüh​rend berücksichtigende Entscheidung, eine besonders wichtige Funktion zu
. Dabei kann in Anlehnung an das Bundesverfassungsgericht wie folgt differen​ziert werden: Der Eigentumsschutz ist umso ausgeprägter je mehr das persönli​che Element des Eigentumsschutzes, die grundrechtlich geschützte Privatnützig​keit des Eigentums betroffen ist
. Dies ist etwa bei einem Ver​äußerungsver​bot der Fall
. Dabei stellt die eigene Leistung einen besonde​ren persönlichen Schutz​grund dar
. In der Rechtsprechung des Europäi​schen Gerichtshofs kommt den persönlichen Nutzungs- und Verfügungsbefug​nissen des Eigentü​mers besonderes Gewicht zu
. Die Aufhebung oder weit​ge​hende Einschrän​kung der persönli​chen Nutzungsmöglichkeit kann den We​sens​gehalt verletzen, weil das Eigen​tumsrecht als Grundlage der persönlichen Lebens​gestaltung betroffen ist
. Im Urteil Wachauf
 führt der Gerichts​hof nach einer Ana​ly​se seiner Recht​sprechung aus, daß eine Regelung, durch die ein Pächter nach Ablauf des Pachtverhältnisses entschädigungslos um die Früchte seiner Arbeit und der von ihm vorgenommenen Investitionen gebracht würde, mit den Erfor​dernissen des Grundrechtsschutzes in der Gemein​schaft
 nicht vereinbar sei.

Fraglich ist allerdings, ob der Gerichtshof nicht gelegentlich, insbesondere bei drohenden Substanzverlusten, die wesensmäßigen Grenzen nicht zu Unrecht als nicht berührt angesehen hat. 

Beispielsfälle:

(1) In der Rs. Metallurgiki Halyps
 hat der Gerichtshof in einem rein objek​ti​ven Ansatz selbst Produktionsbeschränkun​gen, die Rentabilität und die Sub​stanz bestimmter Unter​nehmen beeinträchtigen können zu dem Zweck die Folgen einer Krise so gerecht wie möglich auf sämtliche Unternehmen der Gemein​schaft zu verteilen, nicht als Verstoß gegen das Ei​gentumsrecht betrach​tet: "Die Klägerin kann sich nicht auf die Beachtung ihres Eigentumsrechts berufen, um sich den Zwängen zu entziehen, denen die gesamte europäi​sche Stahl​industrie unterliegt." 

Hier wird erneut die Betonung der Dynamik und der besonderen sozialen Funktion des Eigentums durch den Gerichtshof deut​lich. Da Substanzbeein​trächtigungen enteignend wirken kön​nen, hätte der Gerichtshof zumindest prüfen müssen, ob hier nicht ein unzulässi​ger entschädigungsloser Entzug des Eigen​tums anzunehmen ist, der den Wesensgehalt berührt und vor dem der Eigentümer subjektivrechtlich geschützt ist. Ein Eigentumsentzug kann nicht ohne weiteres als In​halts- und Schrankenbestimmung des Eigentums durch vernünf​tige Gründe des Allgemeinwohls, wie es der Gerichtshof getan hat, gerechtfertigt werden. Substanzverletzungen müssen auch in Bezug auf die Rechts​position des Eigentümers angemessen sein
. Soweit der Gerichtshof auch Substanzbeein​trächti​gungen des Eigentums in Hinblick auf Gemeinwohl​ziele prima facie für gerechtfertigt hält, ohne dies näher im Rahmen einer Verhältnismäßigkeitsprüfung zu begründen, er​scheint dies im Sinne eines wirksamen Grundrechtsschutzes nicht ausreichend
. Außer​dem ist es wider​sprüchlich zu den Äuße​rungen des Gerichtshofs über den Wesensgehalt des Eigentums. Der Gerichtshof stellt für die Frage, ob der Wesensgehalt des Eigentums verletzt ist in einer anderen Entscheidung selbst darauf ab, "daß die in Rede stehende Bestimmung die Existenz der Unternehmen nicht beeinträch​tigt"
. Auch der (deutsche) Generalanwalt Lenz hat in sei​nen Schlußanträ​gen zur Rs. 232/81
 den Entzug vermögenswer​ter subjektiver öffentlicher Rech​te, die er als Eigentum ansah, nicht mehr als Sozialbindung des Eigen​tums, son​dern als materielle Enteignung betrachtet.

(2) Im Urteil Hauer hat der Gerichtshof festgestellt: "Auch wenn der Gemein​schaft nicht grundsätzlich die Möglichkeit abgesprochen werden kann, die Ausübung des Eigentumsrechts im Rahmen einer ge​meinsamen Markt​organisa​tion und aus strukturpolitischen Gründen zu beschränken, so ist doch noch zu prüfen, ob die in der umstrittenen Regelung enthaltenen Einschränkun​gen tatsächlich dem allgemeinen Wohl dienenden Zielen der Ge​meinschaft ent​sprechen und ob sie nicht einen im Hinblick auf den verfolgten Zweck un​verhältnismäßigen, nicht trag​baren Eingriff in die Vorrechte des Eigentümers darstellen, der das Eigentumsrecht in seinem Wesensgehalt antastet"
. Der Gerichtshof scheint hier der Formulierung nach eher von einer abwehrrecht​lichen Sicht des Eigentums auszugehen, hält daran aber in der folgenden Ver​hältnismäßigkeitsprüfung nicht mehr fest, weil er nur die Interessen des Eigen​tümers an der Nutzung des Eigentums nicht aber ein subjektives Recht auf Eigentum gegenüber den Zielen der Gemeinschafts​gesetzgebung in die Waag​schale wirft
. Auch wenn Nutzungs​beschränkungen des Eigentums nur an der objektiven Dimension des Eigentumsgrundrechts meßbar sind, müßte der Gerichtshof die Leitfunktion der Eigentums​garantie berücksichtigen. Die ange​kündigte Güterabwägung, insbesondere die Berücksich​tigung der Intensität der Nutzungsbeschränkung für den Win​zer, die im Fall Hauer wegen des persönli​chen Bezugs der Nutzungsbeschränkung zur Bestimmung der wesensmäßigen Gren​zen des Eigentums​grundrechts unverzichtbar war, hat der Gerichtshof in seinen schriftlichen Aus​führungen sehr knapp gehalten und vor allem die strukturpo​litisch un​abweisbare Bedeutung der Maßnahme für den Weinbau dargestellt
. Relativ ausführlich erläutert der Gerichtshof die Zielvorstellun​gen der Verordnung, die er von Artikels 39 EGV a.F. (Art. 33 EGV n.F.) gedeckt sah und ansonsten unter Wahrung eines weiten gesetzgeberischen Beurteilungs​spielraums nicht über​prüft
. Die Güter- und Interessenabwä​gung zur Kon​trol​le der Angemes​senheit fiel nicht völlig aus
. Das zeigt sich in der Fest​stellung, daß ange​sichts der aufgezeigten Allgemeinwohlbelange und weil es sich nur um ein einstweili​ges Nutzungsverbot handel​te
 ("so ver​standen"), "die kri​ti​sierte Maßnahme nicht zu einer ungerechtfertigten Be​schrän​kung der Ausübung des Eigentumsrechts" führe
. "Aus alle​dem" folge, "daß die Ein​schränkung der Benutzung des Eigen​tums, die das ... Verbot der Neuanpflan​zung von Weinre​ben mit sich bringt, durch die dem allgemeinen Wohl dienen​den Ziele der Gemein​schaft gerechtfertigt ist und das in der Gemeinschafts​rechtsordnung anerkannte und garan​tierte Eigen​tumsrecht nicht in seinem Wesensgehalt antastet"
 (Herv. d. Verf). Nach​dem die Neu​anpflanzungs- und Nutzungs​ver​bote im Weinbausektor inzwischen eine gewisse Kontinuität erlangt haben, könnten die Regelungen heute anders zu beurteilen sein
.    

(3) Ob der Gerichtshof die Verhältnismäßigkeit auch bei einem langfristigen Nutzungsver​bot des Eigentums bejahen würde, ist nicht sicher. Die Frage stellt sich für die re​formierte Getreidemarktordnung
.

(4) Zum Bananen-Urteil

Die Schwere des Eingriffs in die Eigentumssubstanz und die Berufsausübung fand in einer Abwägung gegenüber den Markt​ordnungsinteressen keine Berück​sichtigung. Darin liegt ein Abwägungsdefizit
. Die Bananenmarktordnung verfolge die Ziele der Gewährleistung einer Gemeinschaftsproduktion, der Einkommenssicherung der Gemeinschaftserzeuger und der Erfül​lung der Ver​pflichtungen aus dem Lomé-Abkommen. Auf ernst​zunehmende mildere Alter​na​tiven und eine eingehende Angemes​senheitsprüfung läßt er sich, anders als das Bundesverfas​sungsgericht in vergleichbaren Fällen
, nicht ein.

Der Gerichtshof sah das Eigentumsgrundrecht durch die Bana​nenverordnung überhaupt nicht betroffen
. Eine Substanz​ver​letzung des Eigentums der Im​por​teure und damit die Beein​trächtigung des Eigentumsgrundrechts ist aber inso​weit nicht auszuschließen, als diesen teilweise durch die Neuregelung der Konkurs droht und sie in ihrer Existenz gefährdet sind
. Der Grundsatz der Angemessenheit verlangt bei dro​henden Substanz​ver​letzungen des Eigentums jedenfalls nach Übergangs- und Härteregelungen
. So hat sich der Gerichts​hof in der Rechtssache C-280/93 nicht zu der Frage geäußert, ob für Härtefälle eine Übergangsregelung notwendig ist. Eine Verhältnismäßigkeitsprüfung fand auch insoweit nicht statt
. Sie kann nicht durch den Hinweis auf die "Über​tragbarkeit" der (teuer zu erkaufenden) Einfuhrbescheinigun​gen
 ersetzt werden
. 

Im Beschluß Rs. C-280 R hat der Gerichtshof
, allerdings ohne Bezug auf eine Ange​mes​senheitsprüfung, eingeräumt, daß die Kommission zur An​passung des Zollkontingents verpflich​tet sei, wenn sich dies im Verlauf des Wirtschafts​jahres als notwendig erweise, um das Auftreten ungewöhnlicher Umstände zu berücksichtigen, die sich insbesondere auf die Einfuhrbe​dingun​gen auswirken. Das Bundesverfassungsgericht folgerte daraus, daß die Verord​nung (EWG) 404/93 - ungeachtet der Frage ihrer Gültigkeit - inhaltlich so offen sei, daß beson​dere Härten in der Anwendung aufgefangen werden könn​ten
. In einer späte​ren, Härtefälle betreffenden Vorabentschei​dung, betonte der Gerichtshof, daß die Kommis​sion bei der Beurteilung der Erforderlichkeit von Übergangs​maßnahmen zwar über ein weites Ermessen verfüge, die Kom​mission oder gege​benenfalls der Rat jedoch zu Über​gangsmaßnahmen ver​pflichtet seien, "wenn beim Übergang zur gemeinsamen Marktorgani​sation die gemeinschafts​rechtlich geschützten Grundrechte bestimm​ter Marktbeteiligter, etwa das Eigen​tumsrecht und das Recht auf freie Berufsausübung, beeinträch​tigt werden"
. Der Gerichtshof erkennt damit, vielleicht als "kooperative" Antwort auf die eigentums​recht​lichen Bedenken des Bundesver​fassungsge​richts
, zumindest für die Auslegung und Aus​führung der Bananenverord​nung die dirigierende und schutz​pflichtbegründende Kraft der Grundrechte, insbesondere auch des Eigen​tums an. Die Erwähnung des Eigentums​rechts könnte sogar eine gewisse Relativierung der Feststellung in der Rs. C-280/93 bedeuten, wonach das Eigen​tumsrecht gar nicht be​troffen sein könne (s. o.).  

Ergebnis:
Die Rechtsprechung zeigt insgesamt, daß der Gerichtshof dem Eigentums​recht als Kontroll​maßstab weder als materieller Kern noch als Leitbild für die Ver​hältnismäßigkeitsprüfung hinreichende grundrechtseffektivierende Bedeu​tung zumißt
. Neuerdings zeigen sich allerdings Ansätze, die dirigierende Funk​tion der Grundrechte, jedenfalls als Maxime der Gesetzgebungsorgane hervor​zuheben.

9. Vermögensrechtlicher Dispositionsschutz durch Vertrauensschutz

Neben dem Eigentumsgrundrecht schützt auch der im Gemeinschaftsrecht anerkannte Grundsatz des Vertrauensschutzes
 das Eigentum und die Dispo​si​tionsfreiheit
.

10. Berufsfreiheit, Handelsfreiheit und Wirtschaftsfreiheit

a) Normbereich

In mehreren Urteilen hat der Gerichtshof den grundrechtli​chen Schutz des Berufs, des Handels und der wirtschaftlichen Betätigung anerkannt
.

aa) Berufswahl, freier Zugang zur Beschäftigung

Schon im Urteil Hauer
 hat der Gerichtshof den grundrechtlichen Schutz der Berufswahlfreiheit als subjektives Recht grundsätzlich anerkannt.

bb) Berufsausübungsfreiheit

In der Entscheidung Keller
 stellte der Gerichtshof fest, daß das Recht auf freie Berufsausübung zu den allgemeinen Grundsätzen des Gemeinschafts​rechts gehört. 

Aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs geht nicht eindeutig hervor, ob es sich um ein einheitliches Grundrecht der Berufsfreiheit
 oder zwei zu unter​scheidende Grundrechte der Berufswahl und der Berufsausübung handeln soll. Nachdem jedoch häufig in den Urteilen und Schlußanträgen vom "Grundsatz der freien Berufsausübung" die Rede ist und nicht von einem einheitlichen "Grundsatz der Berufsfreiheit" liegt es nahe hier zwei einzelne, wenn auch thematisch verbundene Grundrechte anzunehmen.

cc) Handelsfreiheit

In den Rechtssachen "Internationale Handelsgesellschaft"
 und "Einfuhr- und Vorratsstelle"
 formulierte der Gerichtshof, die Klägerin des Ausgangs​ver​fahrens mache geltend, der Handel werde durch die Kautionsstellung so über​mäßig belastet, daß sogar Grundrechte verletzt würden, ohne daß der Gerichts​hof diese Grundrechte jedoch näher bezeichnete. Im Altöl-Urteil hat der Ge​richtshof erstmals ausdrücklich die "grundrechtliche Handelsfreiheit", ohne dabei auf die Berufsfreiheit einzugehen, als allgemeinen Grundsatz des Ge​mein​schaftsrechts bezeichnet
, während die Kommission diesen Grund​satz dem Grundrecht der freien Berufsausübung zuordnete
. Soweit die Wirt​schafts​freiheit vornehmlich im allgemeinen PersXE "Persönlichkeitsrecht"önlichkeits​recht fußt
, ist dieses maßgebend. Die Wirt​schaftsfreiheit auf der Nach​fra​ge​seite, die Freiheit der Käufer​entscXE "Kaufentscheidung, freie"heidung findet ihre Wurzel jedenfalls im allge​meinen Persön​lich​keitsrecht, aber auch im Prinzip der Warenverkehrsfreiheit

b) Inhalt und Grenzen der Rechte 

Für die Begrenzung der Berufsfreiheit stellt der Gerichtshof ähnliche Anfor​de​rungen wie für Gemeinwohlbegrenzungen des Eigentums und begründet dies meist im Zusammenhang
. Auch auf eine Schutzbereichsdefinition der Wirt​schafts- und Berufsfreiheit hat sich der Gerichtshof bisher nicht eingelas​sen
. Die Beeinträchtigung der Berufsausübung bedeutet nicht zugleich die Beein​trächti​gung eines Rechts auf freie Berufsausübung, wie die Klägerin in der Rs Nold meint
. Das individuelle Interesse an uneingeschränkter Be​rufs​aus​übung deckt sich nicht notwendig mit dem grundrechtlich garantierten Recht. Dafür spricht auch folgende Feststellung des Gerichtshofs im Urteil Keller: Die gemein​schaftliche Regelung der Weinetikettierung beschränke zwar die Berufs​tätigkeit der betroffenen Unternehmer in einem klar abgegrenzten Bereich, lasse jedoch das Recht auf freie Ausübung dieser Tätigkeit in seinem Wesensgehalt unange​tastet
. Wie Generalanwalt Trabucchi in der Rs Nold feststellt, be​steht der Schutz der Grundrechte "in der Anerkennung der Exi​stenz dieser Rechte selbst, nicht aber auch darin, daß alle Befugnisse, die deren Inhalt bilden können, im Wege der Normausfüllung als schutzwürdig anerkannt werden; diese Normaus​füllung und dieser besondere Inhalt unter​liegen ohne Zweifel in allen Rechts​ordnungen der Fortentwicklung der Nor​men, unüber​schreitbare Grenze hat für sie nur die Respektierung des Rechts in seinem Wesensgehalt zu sein
. 
Ob die freie BerufsXE "Berufswahlfreiheit:Beschränkbarkeit"wahl auch diesen Grenzen unterliegt, hat der Gerichtshof bisher nicht feststellen müssen. Jedenfalls wird aus den Formulierungen in verschiedenen Entscheidun​gen deutlich, daß die Berufsausübung größeren Einschränkungen unterliegen kann als das (auch subjektive) Recht auf freie Berufswahl
. Der Gerichtshof scheint die BeXE "Berufswahl:Wesensgehaltsfunktion"rufswahl als Substanz der Be​rufs​freiheit anzusehen und ihr insoweit We​sensgehalXE "Wesensgehaltsfunktion:Berufswahl"tsfunktion zuzuspre​chen: "Diese Regelung tastet das Eigentum und das Recht der freien Berufsausübung nicht in ihrem Wesensgehalt an, da es den betreffenden Wirtschafts​teilnehmern unbenommen bleibt, in dem fraglichen Betrieb etwas anderes als Milch zu erzeugen"
 (Herv. d. Verf.). Dies spricht gegen eine Beschränkbarkeit der Berufswahl.

c) Wesensgehaltsgarantie

Das Bundesverfassungsgericht
 sieht den die Berufsfreiheit regelnden Ge​setz​geber nicht an die in Art. 19 Abs. 2 GG normierte Wesensgehaltsgaran​tie gebunden, weil Regelungen der Berufs​ausübung i.S.d. Art. 12 Abs. 1 GG keine Einschränkungen i. S. von Art. 19 GG seien (!). Der Europäische Gerichtshof bejaht eine solche Verpflichtung zu Recht für jede grundrechts​relevante Ge​meinschaftsrechtsetzung, also auch für die Berufsausübungsfrei​heit
.

Generalanwalt Capotorti macht in seinen Schlußanträgen zum Urteil Bela-Mühle deutlich, daß er Vorschriften zur Regelung wirtschaftlicher Betätigun​gen, die auch spürbare Begrenzungen der Berufsausübung mit sich bringen können, solange die Berufswahl nicht berührt ist, grundsätzlich für zulässig hält. Er verweist dabei auf Art. 12 GG, der dem Gesetzgeber die Aufgabe übertrage, die Berufsausübung zu regeln
. Bisher hatten Berufungen auf eine Verlet​zung der Berufsausübungsfreiheit durch Akte der Gemeinschaft vor dem Ge​richtshof kaum Erfolg
. Solange die Berufsausübung in veränderter Form, etwa durch Herstellung anderer Produkte oder Produkte mit anderem Namen im Rahmen des Betriebs möglich bleibt, erscheint eine Beschränkung der Berufs​ausübung dem Gerichtshof nicht als unverhältnismäßig: "Diese Regelung tastet das Eigentum und das Recht der freien Berufsausübung nicht in ihrem Wesens​gehalt an, da es den betreffenden Wirtschaftsteilnehmern unbenommen bleibt, in dem fraglichen Betrieb etwas anderes als Milch zu erzeugen"
. 

d) Grundrechtsschutzdefizite

Der Gerichtshof mißt damit der Berufsauübungsfreiheit, weil er den Grund​rechtsschutz gegenüber Gemeinschaftsrechtsakten effektiv nur auf die Berufs​wahl beschränkt, keine dirigierende und schützende Funktion zu
. 

11. Allgemeine Handlungsfreiheit?

In Deutschland gehen Rechtsprechung
 und das überwiegende Schrifttum
 davon aus, daß das Belieben jedes Einzelnen zu tun und zu las​sen was er will durch das subjektive Grundrecht der allgemeinen Handlungs​freiheit in Art. 2 Abs. 1 GG material (einschränkbar) geschützt sei
. Die all​gemeine Hand​lungs​freiheit ist konzipiert als Auffanggrundrecht, als liberalisti​sche Konse​quenz des herrschaftlichen Denkens in Freiheitssphären, um im gesell​schaftli​chen Bereich einen umfassenden Freiheitsschutz zu gewährleisten.

In der Literatur wird das Urteil Rau
 als dasjenige zitiert, in dem der Ge​richts​hof die Allgemeine Handlungsfreiheit als Grundrecht anerkannt habe
. Eine Schutzbereichsbestimmung lehnt er er jedoch in diesem Urteil ab. Eine Äuße​rung zur allgemeinen Handlungsfreiheit etwa im Sinn der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts, daß jede Beeinträchtigung subjektiver Inter​essen durch die Rechtsetzung zugleich ein Eingriff in das Grundrecht der allgemeinen Handlungsfreiheit darstelle, hat der Gerichtshof im Urteil Rau jedenfalls nicht getan. Vielmehr wiederholte er nur ganz allgemein, daß ein Unternehmen kein wohlerworbenes Recht auf Beibehaltung eines Vorteils geltend machen könne, der ihm aus einer Marktorganisation in ihrer zu einem bestimmten Zeitpunkt bestehenden Form erwächst
. Damit lehnt der Ge​richts​hof ein Auffang​grund​recht mit umfassendem Schutzbereich eher ab, weil er ein subjektives (wenn auch einschränkbares) Grundrecht auf allgemeine Handlungs​freiheit gegen alle belastenden Maßnahmen damit gerade nicht anerkennt. Dafür spricht auch, daß Generalanwalt Lenz in den Schlußanträgen auf die allgemeine Hand​lungsfreiheit neben dem Grundsatz der freien Berufs​ausübung nicht eingeht
. 

Da der Gerichtshof bei geltend gemachten Grundrechtsverletzungen zu​mindest immer die Verhältnismäßigkeit der Maßnahme überprüft, erkennt der Gerichts​hof vielmehr einen Anspruch auf rechtmäßige und vernünftige Rechts​etzung an, wenn jemand durch eine Maßnahme nachteilig betroffen wird. Damit ist zwar nicht der dogmatische Ansatz einer allgemeinen Handlungs​freiheit, jedoch im Ergebnis wie bei dieser ein Recht des Bürgers anerkannt, "nur aufgrund solcher Vorschriften mit einem Nachteil belastet zu werden, die formell und materiell der Verfassung gemäß sind"
. In der dem abwehr​recht​lichen Grund​rechts​denken verhafteten Literatur wird daraus geschlossen, daß sich damit die Verbürgung einer allgemeinen Handlungsfreiheit im Ge​mein​schafts​recht an​bahne
. Angesichts der grundsätzlichen Unabhängigkeit des Indivi​dual​rechts​schutzes von materiellen subjektiven Rechten (dazu Rechts​schutz) im Gemein​schaftsrecht ist das nicht zwingend. 

12. Gleichheitsgrundsatz und Willkürverbot

Im EG-Vertrag sind einige Diskriminierungsverbote bzw. Gleichbehand​lungs​gebote enthalten, z. B.

- Verbot jeglicher Diskriminierung aus Gründen der Staatsangehörig​keit, Art. 12; Art. 13 ermächtigt den Rat zu entsprechenden Antidis​kriminie​rungs​maß​nah​men 

- Verbot der Diskriminierung zwischen Erzeugern und Verbrauchern von land​wirtschaftlichen Produkten, Art. 34 Abs. 2, Uabs 2 

- Gleichstellung von Gemeinschaftsangehörigen auf dem Gebiet des Arbeits-, Niederlassungs- und Dienstleitungsrechts, Art. 39, 43, 50

- Gleicheit des Arbeitsentgelts für Männer und Frauen, Art. 141

Darüber hinaus hat der Gerichtshof in vielen Entscheidungen zum Ausdruck gebracht, daß der allgemeine Gleichheitssatz und das Willkürverbot zu den Grundprinzipien des Gemeinschaftsrecht gehört.

In seiner Entscheidung Defrenne III
 erkannte der Gerichtshof, daß im Ge​meinschaftsrecht über den Inhalt des Art. 141 ein allgemeiner Grundsatz ver​ankert sei, demzufolge jegliche Diskriminierung nicht nur bei der Entloh​nung zwischen männlichen und weiblichen Arbeitnehmern verboten sei. Dazu gehöre auch, "gleiche Arbeitsbedingungen für die von der Gemeinschaft selbst be​schäf​tigten männlichen und weiblichen Arbeitnehmern im Rahmen des Be​amtenstatus zu schaffen".

Die Ziel- und Aufgabenkataloge der Art. 2 und 3 enthalten die Gleich​stellung von Männern und Frauen. 

In der Entscheidung Ruckdeschel
 befaßte sich der Gerichtshof mit der Fra​ge, ob es mit Art. 40 Abs. 3 Uabs. 2 EWGV (34 Abs. 2 Uabs. 2 EGV n.F.) ver​einbar sei, daß die Produzenten von Stärke eine Produktionserstattung auf Basis von Gemeinschaftsrecht erhielten, nicht aber die Produzenten von Quell​mehl. Der Gerichtshof stellte zwar zunächst fest, daß der Artikel aus​drücklich nur jede Diskriminierung zwischen Erzeugern des gleichen Produkts verbiete. Das in der angeführten Bestimmung ausgesprochene Diskriminie​rungsverbot sei jedoch nur der spezifische Ausdruck des allgemeinen Gleich​heitssatzes, der zu den Grundprinzipien des Gemeinschaftsrechts gehöre und gegen den die Un​gleichbehandlung im vorliegenden Fall verstoße. "Nach diesem Grundsatz dürfen vergleichbare Sachverhalte nicht unterschiedlich behandelt werden, es sei denn, daß eine Differenzierung objektiv gerechtfertigt wäre"
. Der Ge​richtshof bezieht somit das Willkürverbot in den Gleich​heits​satz mit ein, unter​scheidet also nicht zwischen Gleichheitssatz und Willkür​ver​bot
. Der Ge​richts​hof wendet das allgemeine Willkürverbot aber auch au​ßerhalb des Gleich​heits​satzes an
. Eine Unterscheidung von Willkürver​bot und Gleichheits​satz ist im Sinne der Rechtsklarheit begrüßenswert. Der Glei​heitsgrundsatz im e. S. ist nur die Gleichheit vor dem Gesetz, die Rechts​anwendungsgleich​heit
. Gleich​heit vor dem Gesetz ist auch Freiheit
. Gleich​berechtigung fordert demgegen​über Gleichbehandlung durch das Gesetz. Sie ist ein materiel​ler Gleichheitssatz soweit sie sich auf persönliche Eigen​schaften eines Men​schen und Ausdruck des Willkürverbots soweit sie sich auf mehrere gleich oder ungleich zu behandelnde Sachverhalte bezieht
.

IV. Bindung der Mitgliedstaaten an die Gemeinschaftsgrundrechte? 

Die Mitgliedstaaten sind nach ganz überwiegender Auffassung bei der Aus​übung ihrer Hoheitsgewalt außerhalb des Bereichs des Gemeinschaftsrechts nicht an gemeinschaftsrechtliche Grundrechte gebunden
 (Unterschied zu den Grundfreiheiten). Anderenfalls läge ein in der Gemeinschaft nicht angeleg​ter "Qualitätssprung" vor
. 

Schachtschneider vertritt demgegenüber aus Gründen der Einheit des Rechts eine generelle Bindung der Mitgliedstaaten an die Gemeinschaftsgrundrechte. Die Einhaltung dieser Grundrechte, einschließlich diejenigen der EMRK im Range von Verfassungsrecht
 auch im Bereich rein mitgliedstaatlichen Han​delns unterlägen dann der Gerichtsbarkeit des Europäischen Gerichtshofs. Gegebenenfalls sei diesem von den deutschen Gerichten (auch dem Bundesver​fassungsgericht) gemäß Art. 234 EGV vorzulegen. 

Eine Bindung der Mitgliedstaaten an die Gemeinschaftsgrundrechte au​ßerhalb der im Vertrag aufgeführten Aufgaben und Befugnisse der EG ent​spricht nicht dem Prinzip der begrenzten Ermächtigung (Art. 5 Abs. 1 EGV). Nach Art. 220 ff. EGV ist der Gerichtshof nur "zur Wahrung des Rechts bei der Auslegung und Anwendung dieses Vertrags", einschließlich des Sekun​där​rechts zuständig. Art. 234 Abs. 1 EGV z. B. ermächtigt den Gerichts​hof nur zu Vorabentscheidungen über die Auslegung und die Gültigkeit von EG-Recht. Entsprechendes gilt für die anderen Klagearten. Das legitimatorische Prinzip der begrenzten Ermächtigung hat Vorrang vor dem der Rechtseinheit. Das Prinzip der Rechtseinheit gilt nur innerhalb der gemeinschaftlichen Auf​gaben und Befugnisse.  

Die Mitgliedstaaten sind nur in folgenden Fällen an die Gemeinschafts​grund​rechte gebunden:

- wenn der Staat im Bereich des Gemeinschaftsrechts gehandelt hat. 

- bei der Auslegung des für die Mitgliedstaaten verbindlichen Gemeinschafts​rechts durch gemeinschaftliche Grundrechte

- bei den Fragen der Durchführung von Gemeinschaftsrecht (z. B. Ausübung des Ermessens in einer EWG-Verordnung)

- bei der Auslegung der Schutzklauseln 

- bei der Rechtfertigung der Einschränkung von Grundfreiheiten durch "zwin​gende Gründe des allgemeinen Interesses" oder "zwingende Erfordernisse des Gemeinwohls"
. Im Fall Rutili
 hat der Gerichtshof z. B. festge​stellt, daß nationale Maßnahmen zum Schutze der öffentlichen Ordnung im Sinne des Art. 39 Abs. 3 EGV nur dann gerechtfertigt sein können, wenn sie dem in der EMRK garantierten Menschenrechtsstandard entsprechen.

V. Aufbau der Grundrechtsprüfung

Der Gerichtshof fordert für grundrechts​relevan​te oder grundrechtsbeschränkende Rechtsakte der Gemeinschaft:

1) Anerkennung des Grundrechts als allgemeiner Rechtsgrundsatz des Gemein​schaftsrechts

2) Wirkungsbereich des Grundrechts 

3) Vorbehalt einer Rechtsgrundlage 

4) Grenzen des Allgemeinwohls, das das das subjektive Interesse an der Grund​rechtsausübung beschränkt

5) Rechtfertigung des Rechtsaktes durch ein dem Gemeinwohl dienendes Ziel der Gemeinschaften. Der Rechtsakt darf das betreffende Grundrecht nicht in seinem Wesens​gehalt antasten, d. h. insbesondere der Rechtsakt darf gemessen am "Leitbild" des Grundrechts im Hinblick auf das konkret verfolgte Ziel nicht unverhältnis​mäßig sein:

a) Er muß auf ein legitimes Ziel gerichtet sein

b) und im Hinblick auf dieses ein grundsätzlich legitimes,

c) geeignets,

d) erforderliches,

e) und angemessenes Mittel sein. 

VI. Eine Charta der Grundrechte für die Europäische Union

1. Der undemokratische Oktroi der Grundrechtecharta

Die Charta ist ein Oktroi. In weniger als einem Jahr hat ein sogenannter Konvent den Entwurf der Charta im Auftrag der Führer Europas erarbeitet. Die Staats- und Regierungschefs hatten in Köln am 3. und 4. Juni 1999 und in Tampere am 15. und 16. Oktober 1999 beschlossen, daß eine Charta der Grundrechte der Europäischen Union erarbeitet werden solle. Es wurde ein Gremium eingesetzt, das aus je einem persönlich Beauftragten der fünfzehn Staats- und Regierungschefs, je zwei Mitgliedern der Parlamente der fünfzehn Mitgliedstaaten, fünfzehn Mitgliedern des Europäischen Parlaments und je einem Abgeordneten der Kommission und des Europäischen Gerichtshofs bestand. Die Arbeitsgruppe hat sich als Konvent deklariert. Federführend war das Präsidium dieses Konvents, mit dessen Vorsitz Roman Herzog betraut wurde. Der Konvent ist kein vertragliches Organ der europäischen Union. Kein Mitglied des Konvents wurde für die Erarbeitung einer Grundrechtecharta von einem Volk gewählt. Keinesfalls ist der Konvent eine europäische Grundrechte- oder Verfassungsversammlung. Die Mitglieder des Konvents sind für ihre Aufgabe nicht demokratisch legitimiert, auch der Parlamentarier nicht. Die Parlamente vertreten die Völker ihrer Mitgliedstaaten unter den Verfassungsgesetzen des jeweiligen Volkes. Das Europäische Parlament ist die Versammlung der Vertreter der Völker (Art. 189 EGV), welche unter den Gemeinschaftsverträgen gewisse parlamentarische Befugnisse ausübt. Außerdem haben die Konventsmitglieder allenfalls eine Legitimation ihrer Herkunftsländer. Die Beauftragten der Staats- und Regierungschefs haben eine führerschaftliche Legitimation, die demokratiewidrig ist. Der Europäische Rat (die Staats- und Regierungschefs und der Präsident der Kommission) hat die Charta in Nizza im Dezember 2000 "feierlich" proklamiert. Das Vereinte Königreich Großbritannien, Schweden, Nordirland, Dänemark und die Niederlande haben sich gegen eine rechtliche Verbindlichkeit der Charta gewandt und diese nur als politische Erklärung akzeptiert. Darum kann (und kommt) vorläufig auch ein Grundrechtevertrag nicht in Betracht. Die meisten Führer Europas hatten sich schon beim Gipfeltreffen am 14./15. Oktober in Biarritz von dem Entwurf begeistert gezeigt, angesichts des Arbeitsprogramms (wegen des zusätzlichen Themas Jugoslawien) augenscheinlich, ohne auch nur einen Blick in die Charta zu werfen. 

Ohne Rücksicht auf die Anforderungen eines demokratischen Verfassungsgesetzgebungsverfahrens waren die Terminierungen wieder einmal die entscheidenden Vorgaben für das Verfahren. Sie haben keine Rücksicht auf die Notwendigkeiten genommen, die sich aus der für die große Sache unabdingbaren Beteiligung der Menschen und Völker Europas ergeben. Eine (vermeintliche) Avantgarde von Integrationisten meinte (und meint) das Recht zu haben, die Menschen und Völker Europas ihren Text oktroyieren zu dürfen, obwohl dieser Text das gemeinsame Leben in Europa langfristig bestimmen, ja Europa schweren Schaden zufügen wird. Die Charta ist in keiner Weise ausgereift. Ihr fehlt nicht nur der philosophische Zuschnitt, sondern auch die rechtsdogmatische Druchdringung. Sie verbirgt kleine Politik, die dem Zeitgeist verpflichtet ist. Handwerklich ist die Charta nicht gerade das Werk von Meistern, sondern macht eher den Eindruck von Hilflosigkeit.

Die Proklamation der Charta durch den Europäischen Rat verschafft dieser keine Rechtsgeltung, aber eine politische Verbindlichkeit. Der Rat, das Europäische Parlament und die Kommission haben sich durch die Erklärung von Nizza selbst an die Charta gebunden, obwohl diese keinerlei Vertragsstatus hat
; schließlich ist die Charta Führerwille. Sollte es zur völkervertraglichen Verbindlichkeit der Charta kommen, um diese in das Primärrecht der Europäischen Union einzufügen, werden die Legislativorgane der Mitgliedstaaten, vor allem die Parlamente, zwar eine rechtliche, aber kaum eine politische Möglichkeit haben, die Charta zu ändern. Deren Änderung widerspräche nicht nur der feierlichen Proklamation, sondern würde neue Abstimmungen unter den fünfzehn (oder vielleicht schon mehr) Mitgliedstaaten, der Sache nach das Wiederaufgreifen der Konventstätigkeit, erfordern. Das ist nicht der übliche Gang der Europapolitik. Der Erfahrung nach sind die nationalen Volksvertretungen auf die Integrationsentwicklung ohne wirklichen Einfluß. Sie können nur akklamieren und damit den Verträgen eine formale demokratische Legitimation geben, die keine materiale demokratische Substanz hat. Die Integrationspolitik ist Regierungssache
. So werden den Europäern auch die Grundrechte von ihren Staats- und Regierungschefs verordnet. Dementsprechend ist die Charta auch gegen die Bürgerlichkeit der Bürger gerichtet. Vor allem gesteht sie den Menschen nicht die wirkliche Freiheit zu. Die Obrigkeit gewährt ihren Untertanen Freiheiten und Rechte und verpflichtet sich Grundsätzen. Daß diese der Menschheit der Menschen gemäß sind, obwohl die Menschen, die es angeht, bei der Erarbeitung des Textes übergangen wurden, ist kaum zu erwarten, aber anhand der Texte zu prüfen.

Allein schon das Verfahren, in dem die Charta der Grundrechte für die Europäische Union vorbereitet worden ist und durchgesetzt wird, nimmt ihr die freiheitliche, also demokratische, Legitimation. Ein völkerrechtliches Vertragsverfahren, welches die Zustimmung der Legislative zu einem Grundrechtevertrag voraussetzt (Art. 59 Abs. 2 S. 1 GG), wird diesen Mangel nicht (mehr) heilen, vor allem weil die repräsentativen Legislativorgane wegen der Parteienoligarchie nicht mehr demokratisch zu legitimieren vermögen, jedenfalls nicht in Deutschland
. Die Abgeordneten folgen meist, ohne sich mit der Sache zu befassen, den Vorlagen ihrer Parteiobrigkeit, zumal in europäischen und sonst internationalen Angelegenheiten. Noch immer wird entgegen dem Recht eine eigenständige auswärtige Gewalt, deren Handeln allenfalls in äußersten Grenzen judiziabel sei, reklamiert
, obwohl seit langem Innenpolitik durch Außenpolitik gemacht wird. Ein legitimer Prozeß europäischer Verfassungsgesetzgebung setzt voraus, daß die politische Ordnung in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union zunächst material demokratisiert wird, daß also die Parteienstaaten republikanisiert, d. h. zur Rechtlichkeit befreit werden. Diese Charta ist ein Oktroi, nicht die gemeinsame Erkenntnis freier Menschen von ihrem Recht.

2. Die Grundrechtslage in der Europäischen Union

Nach Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG darf Deutschland nur an der "Entwicklung der Europäischen Union zur Verwirklichung eines vereinten Europas" mitwirken, welches u. a. "einen diesem Grundgesetz im wesentlichen gleichen Grundrechtsschutz gewährleistet". Sowohl das Bundesverfassungsgericht in den Solange-I- und Solange-II-Entscheidungen und vor allem im Maastricht-Urteil, als auch der Europäische Gerichtshof in ständiger Rechtsprechung haben entschieden, daß die europäischen Rechtsakte an den Grundrechten der europäischen Mitgliedstaaten, wie sie in der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten gewährleistet sind und wie sie sich aus den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen der Mitgliedstaaten als allgemeine Grundsätze des Gemeinschaftsrechts ergeben, überprüft werden und daß der Wesensgehalt der Grundrechte geachtet wird
. Der Gerichtshof hat erklärt, daß er Gemeinschaftsrecht nicht als rechtens anerkennen werde, das mit den Verfassungen der Mitgliedstaaten unvereinbar sei
. 

Zur Achtung der Grundrechte ist die Europäische Union durch Art. 6 Abs. 2 EUV verpflichtet. Der Grundrechtsschutz gegenüber der integrierten Ausübung der Staatsgewalten der Völker ist somit durch den "kooperativen Grundrechtsschutz" zwischen den mitgliedstaatlichen Grundrechtsgerichten, vor allem den Verfassungsgerichten, und dem Europäischen Gerichtshof der Rechtslage nach gewährleistet
. Es bedarf darum keiner eigenständigen Grundrechtecharta der Europäischen Union. Die Praxis der Grundrechte ist eine andere Frage.

Der grundrechtliche Stand soll denn auch nach Art. 53 der Charta nicht eingeschränkt werden. Vielmehr wird er durch Punkt 5 der Präambel bekräftigt und nach Punkt 4 der Präambel soll der Schutz der Grundrechte dadurch gestärkt werden, daß die Grundrechte "in einer Charta sichtbarer gemacht werden". Der europarechtliche Menschenrechtsgehalt der Grundrechte wird durch Punkt 5 der Präambel und durch Art. 53 akzeptiert. Das deutsche Volk bekennt sich jedoch in Art. 1 Abs. 2 GG zu "den unverletzlichen und unveräußerlichen Menschenrechten als Grundlage jeder menschlichen Gemeinschaft des Friedens und der Gerechtigkeit in der Welt". Dieses Bekenntnis ist nach Art. 79 Abs. 3 GG unabänderlich. Die Grundrechtsformulierungen der Charta bleiben hinter internationalen Menschenrechtserklärungen, insbesondere hinter Menschenrechten der zweiten und dritten Generation, den sozialen und den ökologischen Rechten, zurück. Beispielsweise wird im Gegensatz zu Art. 17 AEMR kein Recht auf Eigentum, das richtigerweise auch aus Art. 14 Abs. 1 GG folgt
, anerkannt. Im Widerspruch zu Art. 23 AEMR ist in der Charta ein Recht auf Arbeit
 nicht enthalten. Demgegenüber ist erstmals in der Grundrechtsgeschichte ein Recht auf unternehmerische Freiheit anerkannt. Der Grundrechtsstandard des Grundgesetzes wird unterschritten.

Angesichts dessen, daß die Grundrechtsrechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs bisher keine verbindliche Textgrundlage hat, wird die Charta sich zum maßgeblichen Text zunächst der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs und dann auch der Gerichte der Mitgliedstaaten entwickeln. Das ist bezweckt. Die Charta soll nach Art. 51 Entwurf für "die Organe und Entscheidungen der Union", aber auch für die Mitgliedstaaten "bei der Durchführung des Rechts der Union" gelten. Das "Recht der Union", die vielen Richtlinien und Verordnungen, vor allem aber das primäre Vertragsrecht, etwa die wirtschaftlichen Grundfreiheiten
, sind derart in das Recht der Mitgliedstaaten verwoben, daß es nur wenige Lebensbereiche gibt, deren Regelungen nicht vom "Recht der Union" weitgehend bestimmt wären. Insbesondere alles wirtschaftliche Handeln ist unionsgeregelt. Es ist aber ausgeschlossen, Handlungen des Staates nach unterschiedlichen Grundrechtsstandards zu bewerten. Dem steht das Prinzip der Einheit der Rechtsordnung entgegen. Letztlich kommt es für die grundrechtliche Bewährung der Rechtsakte auf die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs an, zum einen weil alle Rechtsfragen, die gemeinschaftsrechtliche Probleme aufwerfen, vom Europäischen Gerichtshof in Vorabentscheidungsverfahren nach Art. 234 EGV geklärt werden, also zunehmend alle Rechtsfragen, jedenfalls im Bereich der Wirtschaft, zum andern, weil der Europäische Gerichtshof auf die unterschiedlichen Grundrechtsverhältnisse der Mitgliedstaaten keine Rücksicht nehmen kann. Das Prinzip der unionsweiten Einheit des Gemeinschaftsrechts
 verbietet auch eine grundrechtsbedingte Unterschiedlichkeit der Handhabung der Rechtsakte der Union. Diese aber materialisieren die Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten schon jetzt und zunehmend weitreichend und tiefgreifend. Die Grundrechtsrechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs wird die Grundrechtspraxis in der Union insgesamt leiten und sich an dem Text der Charta ausrichten. Schon jetzt bewirkt das sogenannte Kooperationsverhältnis in der Grundrechtsrechtsprechung zwischen dem Bundesverfassungsgericht in Deutschland und dem Europäischen Gerichtshof
, daß der Europäische Gerichtshof die Grundrechtspraxis bestimmt. Das Bundesverfassungsgericht will generell den Wesensgehalt der Grundrechte gegenüber Rechtsakten der Gemeinschaften schützen. Dieser Vorbehalt ist praktisch bedeutungslos, weil er den Vorwurf gegenüber dem Europäischen Gerichtshof voraussetzt, daß dieser generell den Wesensgehalt der Grundrechte mißachte
. Das wäre der Sache nach die Widerstandslage. Die Integration des Grundrechtsschutzes hat bereits, auch ohne die Charta, dem Grundrechtsschutz geschadet, weil der Europäische Gerichtshof nur ein einziges Mal einen Rechtsakt der Union für grundrechtswidrig (im engeren Sinne) erklärt
, also ein laues Grundrechtsklima geschaffen hat. Letztlich ist der Grundrechtsschutz wie im 19. Jahrhundert Sache der Gesetzgebung und damit abhängig vom demokratischen Niveau des Gemeinwesens. Die Union ist aber demokratisch defizitär
. Der Internationalismus schwächt die Menschen- und Grundrechte, vor allem weil er ökonomisch dereguliert und liberalisiert. Die Grundrechtskultur ist von der Homogenität der Rechtsgemeinschaft abhängig, zumal eine soziale Grundrechtsgemeinschaft
. Die Charta wird somit den Verfall der Grundrechte beschleunigen. Die Charta stärkt nicht das Recht, sondern schwächt es. Der Verfall des Rechts ist das Charakteristikum des Integrationismus. Demgegenüber schwärmt Meinhard Hilf:

"Der Charta ist zu wünschen, dass ihr für die weitere Konstitutionalisierung des Rechts der Europäischen Union eine ebenso richtungsweisende Funktion zuwachsen kann wie der französischen Erklärung von 1789."

Welche Hybris!

3. Grundrechte als Erkenntnisse der praktischen Vernunft

Die Menschenrechte sind gewissermaßen wie die Freiheit mit dem Menschen geboren. Die Grundrechte sind die gesetzliche Form der Menschenrechte, jedenfalls der Wesensgehalt der Grundrechte
. Kein Politiker kann den Menschen die Grundrechte gewähren. Diese sind vielmehr menschheitliche Erkenntnisse, die auf Erfahrungen der Menschheit beruhen. Als philosophische Erkenntnisse der für die Menschen richtigen Grundsätze des gemeinsamen Lebens stehen die Menschenrechte nicht zur Disposition des Staates. Es ist Sache der praktischen Philosophie, die Menschen- und Grundrechte zu materialisieren, und Sache der Völker, deren Erkenntnisse verbindlich zu machen. Die Repräsentanten der Parteienoligarchien sind denkbar ungeeignet, die Grundrechte der Menschen zu formulieren, zumal sie dem Gesetz der Negativauslese in den Parteien
 unterliegen. Die Grundrechte können nur die Vertreter der Völker ausarbeiten. Diese müssen die Besten der praktischen Philosophen sein, die in geeigneten Verfahren von den Völkern ausgewählt werden. Die praktische Philosophie ist Rechtswissenschaft im eigentlichen Sinne. In der Sache ist Politik, wenn sie menschheitlich ist, durchgehend "ausübende Rechtslehre" (Kant)
. Rechtslehre aber ist Erkenntnis des Richtigen für das gute Leben aller in allgemeiner Freiheit auf der Grundlage der Wahrheit
. Der Charta jedoch fehlt die philosophische Fundierung, welche die Aufklärung auf der Grundlage des Christentums geleistet hat und die bestens in der Rechtslehre Kants zu studieren ist. Mit ihrem ökonomistischen Liberalismus soll die Charta Europa das Recht für das 21. Jahrhundert geben können. Im 19. Jahrhundert war der konstitutionalistische Liberalismus ein großer Schritt zur Freiheit. Heute ist diese Unzeitigkeit nicht zukunftsweisend; denn das monarchische Prinzip ist Vergangenheit. Heute nutzt der Liberalismus den Interessen der Unternehmen. Er macht den Bürgern die Bürgerlichkeit streitig, deren Sache der Staat ist. Res publica res populi. Den Untertanen gesteht er freilich eine erträgliche Obrigkeit zu.

Die Rechtslehre ist schon aus Gründen der philosophischen Erkenntnis der Tradition der Menschenrechte verpflichtet, welche die Erkenntnisse der Menschheit des Menschen zur Sprache bringen; denn es ist Hybris, Grundrechtstexte schreiben zu wollen, wenn diese nicht auf langer Erfahrung oder zumindest auf ausgiebiger Erörterung beruhen. Der Grundrechtsdiskurs  muß alle Menschen, deren Leben von den Grundrechten bestimmt werden soll, und alles Wissen, welches über das gemeinsame Leben der Menschen besteht, einbeziehen. Praktische Vernunft setzt theoretische Vernunft voraus. Republikanische Politiker hätten ihre Texte bestmöglich der Öffentlichkeit zur Kritik unterbreitet, um Hilfe zu erbitten, nicht aber die Auseinandersetzung um die große Politik allein schon durch den Terminplan so gut wie unmöglich gemacht. Ein demokratisches Verfahren ist ein Verfahren bestmöglicher Rechtserkenntnis. Die Öffentlichkeitsarbeit des Konvents hatte allenfalls Alibifunktion, abgesehen davon, daß es eine europäische Öffentlichkeit, eine wesentliche Voraussetzung eines europäischen Verfassungsstaates, nicht gibt. Wie wenig die Charta bedacht war, zeigen die schnellen zum Teil bedeutsamen Änderungen, welche der Entwurf vom 28. Juli in den Texten vom 21. und vom 28. September gefunden hat. Die Menschen und Völker werden durch die Charta, deren Verabschiedung ihr, wie die Grundrechtsgeschichte erweist, langdauernden und schwer abänderbaren Bestand geben wird, vergewaltigt. Das Procedere zeigt erneut, daß die Führer Europas und ihre Helfershelfer in ihrem Integrationseifer keinerlei demokratisches Ethos wahren. 

Ein menschenrechtlicher Grundrechtstext muß ein Text großer Worte sein, welche den großen Erkenntnissen der Menschheit des Menschen genügen. Praktizistischer Minimalismus ruiniert eine Charta von Grundrechten. Die Alltagspraxis hat viel Übung darin, die großen Texte auf die Alltagsfragen herunterzubrechen. Aber ein Grundrechtstext darf kein Verwaltungsgesetz sein. Vielmehr soll er, gerade wenn er identitätstiftende Symbolik entfalten will, ein Manifest der großen Werte sein, die angemessen zur Sprache zu bringen sind. Dem widerspricht schon die Menge der Sätze, welche die Charta benötigt hat, um die Rechte, Freiheiten und Grundsätze zu formulieren. So viele Grundsätze gemeinsamen Lebens hält die Rechtsordnung nicht bereit. Wer die Praxis der Verfassungsgerichte kennt, weiß, daß nur wenige Grundsätze die Rechtsordnung bestimmen. Vorbildlich ist wiederum die Erklärung von 1789. Die Verfassung besteht aus den Rechtsprinzipien, welche die Menschheit des Menschen ausmachen, welche mit dem Menschen geboren sind, vor allem die Prinzipien der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit, aber auch aus dem in einem freiheitlichen Gemeinwesen apriorischen Prinzip des Eigentums
. Wer außerdem das Leben und die Gesundheit, das wesentliche Eigentum des Menschen, und das Recht der freien Rede schützt, hat schon alles Wesentliche getan.

4. Liberalistische, statt republikanischer Konzeption

Im Punkt 2 Satz 1 der Präambel kennt die Charta auch die "Freiheit", welche neben den Grundsätzen der "Würde des Menschen", "der Gleichheit und der Solidarität", die zu Recht als "unteilbar und universell" bezeichnet werden, aber auch neben den "Grundsätzen der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit", genannt wird. Zu Satz 2 dieses Punktes 2 stellt die Union "die Person in den Mittelpunkt ihres Handelns, indem sie die Unionsbürgerschaft und einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts begründet". "Anerkannt" werden nach Punkt 7 der Präambel jedoch "die nachstehend angeführten Rechte, Freiheiten und Grundsätze". Nach dem Kapitel I über die "Würde des Menschen" folgt demgemäß das Kapitel II zu den "Freiheiten". Im Kapitel III wird die "Gleichheit", im Kapitel IV die "Solidarität" und schließlich im Kapitel V und Kapitel VI werden die "Bürgerrechte" und die "Justiziellen Rechte" geschützt. Auch die sogenannten Freiheiten des Kapitel II sind aber meist als "Rechte" bezeichnet. Es sind im großen und ganzen die klassischen liberalen Grundrechte der ersten Generation, nicht aber die politische Freiheit, nicht die Freiheit als Autonomie des Willens
, nicht die Bürgerlichkeit des Bürgers, nicht die Freiheit als Gesetzgeber. Art. 6 formuliert: "Jede Person hat das Recht auf Freiheit und Sicherheit". Mit der Freiheit in dieser Vorschrift dürfte lediglich die Bewegungsfreiheit, die im Grundgesetz in Art. 2 Abs. 1 S. 2 steht, gemeint sein, nicht aber die Freiheit an sich, die große Freiheit. Nach Art. 11 Abs. 2 werden jedoch "die Freiheit der Medien und ihre Pluralität geachtet". Nach Art. 13 sind auch die Kunst und Forschung frei und wird die "akademische Freiheit geachtet". Auch die (neue) unternehmerische Freiheit hat das Wort Freiheit für sich. Sie wird nach der neuesten Fassung der Charta aber nur noch "nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten anerkannt". Die Freiheiten sind nach dem Text der Charta der Sache nach Rechte. Die sogenannten Bürgerrechte des Kapitel V sind das aktive und passive Wahlrecht zum Europäischen Parlament und bei den Kommunalwahlen (Art. 39 und 40), das "Recht auf eine gute Verwaltung" des Art. 41 und neben den Rechten auf Zugang zu Dokumenten (Art. 42), einen Bürgerbeauftragten mit Mißständen in der Verwaltung der Organe und Einrichtungen der Gemeinschaft zu befassen (Art. 43), dem Petitionsrecht (Art. 44) und dem Recht auf diplomatischen und konsularischen Schutz (Art. 46) ist als Bürgerrecht in Art. 45 auch die Freizügigkeit und Aufenthaltsfreiheit der Unionsbürger im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten geregelt, also eine klassische liberale Freiheit. Die "Bürgerrechte" gehören nicht anders als einige der "Freiheiten", insbesondere "das Recht auf freie Meinungsäußerung" des Art. 11, das Recht des Art. 12, "sich insbesondere im politischen, gewerkschaftlichen und zivilgesellschaftlichen (im Erstentwurf: "staatsbürgerlichen", !?) Bereich auf allen Ebenen frei und friedlich mit andern zu versammeln und sich frei mit anderen zusammenzuschließen" (einschließlich einer Gewerkschaftsfreiheit, die nicht die die Arbeitgebervereinigungen umfassende Koalitionsfreiheit ist), aber auch "das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit" des Art. 10, zur politischen Freiheit, die in den Grundrechtserklärungen der ersten Generation geschützt sind.

Die Charta anerkennt die Freiheit in ihrem in einer Republik einzig möglichen politischen Begriff, abgesehen von ihrem Schutz durch das Menschenwürdeprinzip, allenfalls in Punkt 2 der Präambel und verwehrt dieser damit den Grundrechtsschutz, wenn nicht der Freiheitsbegriff in Art. 6 als politische Freiheit verstanden werden soll. In den Gundrechtsformulierungen vermag die Charta die "Freiheiten" und "Rechte" nicht zu unterscheiden. Die Freiheit ist mit dem Menschen geboren. Sie ist das Urrecht des Menschen, zu handeln, wenn er anderen nicht schadet, wenn er also die Freiheit aller anderen Menschen achtet. Die äußere Freiheit ist eine Einheit mit der inneren Freiheit. Die äußere Freiheit ist die "Unabhängigkeit von eines anderen nötigender Willkür" (Kant)
. Die innere Freiheit ist die Sittlichkeit, die ihr Gesetz im kategorischen Imperativ hat. Das Sittengesetz, der Schlüsselbegriff des Grundgesetzes in Art. 2 Abs. 1 GG, von den meisten Interpreten des Grundgesetzes allerdings vernachlässigt, taucht in der Charta nicht auf, obwohl das Sittengesetz das Prinzip der allgemeinen Freiheit ist. Anstelle dessen verbindet Punkt 6 der Präambel "die Inanspruchnahme dieser Rechte mit Verantwortlichkeiten und Pflichten sowohl gegenüber den Mitmenschen als auch gegenüber der menschlichen Gemeinschaft und den künftigen Generationen." Das ist der Sache nach der kategorische Imperativ, in andere Worte gefaßt – immerhin! Die Freiheit findet ihre Wirklichkeit in der allgemeinen, dem Recht gemäßen Gesetzlichkeit
. Sie ist die politische Freiheit, die Freiheit des Menschen unter Menschen also. Um der Wirklichkeit der allgemeinen Freiheit willen geben sich die Menschen, zum Staat vereint, Gesetze und sichern die Gesetzlichkeit des gemeinsamen Lebens. Diese republikanische Freiheit ist mit dem Begriff der liberté der Erklärung von 1789 gemeint und diese Freiheit wird durch die verschiedenen Grundrechte, welche man als Freiheitsrechte oder als Freiheiten bezeichnen kann, geschützt. Es ist immer dieselbe Freiheit des Menschen, die gegen Gefährdungen, die sich im Laufe der Geschichte gezeigt haben, geschützt wird. Unterschiedliche Freiheiten eignen dem Menschen nicht, aber es gibt unterschiedliche Rechte und damit auch unterschiedliche Grundrechte. Abgesehen von dem Urrecht der Freiheit und den mit diesem Urrecht verbundenen Rechten auf freie Rede sowie auf und am Eigentum gibt es nur Rechte, welche ihre Grundlage in der allgemeinen Freiheit haben, weil diese sich in der allgemeinen Gesetzlichkeit verwirklicht, wenn die Gesetze dem Recht genügen. Diese politische Freiheit ist die Würde des Menschen (Kant)
. Sie ist aber in der Charta nicht hinreichend zur Sprache gebracht. Diese politische Freiheit, diese Freiheit des Menschen als Bürger, der mit anderen Bürgern in gleicher Freiheit lebt, nicht individualistisch, sondern sozial, in Brüderlichkeit, meint Art. 1 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948. Dort heißt es: "Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren. Sie sind mit Vernunft und Gewissen begabt und sollen einander im Geiste der Brüderlichkeit begegnen." Art. 2 Abs. 1 GG hat das gut formuliert: "Jeder hat das Recht auf freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das Sittengesetz verstößt".
"Freiheiten" und "Rechte" identifiziert ein Liberalismus, welcher die politische Freiheit des Menschen nicht zur Wirkung kommen lassen will, sondern den Staat als Einrichtung der Herrschaft mißversteht, der Freiheiten vornehmlich als "Abwehrrechte des Bürgers gegen den Staat" (BVerfGE 7, 198 (204))
 entgegengestellt werden. Dementsprechend unterscheidet der Entwurf auch "Freiheiten" und "Bürgerrechte", die er als politische Rechte des Unionsbürgers vorstellt, den er der Sache nach zum Unionsuntertanen degradiert. Wer Freiheiten sagt, rechtfertigt Herrschaft und moderiert diese durch liberale, soziale und politische Rechte. Ein Gemeinwesen, das sich auf die Grundsätze der Würde des Menschen, der Freiheit, der Gleichheit, der Solidarität, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit gründet, ist eine Republik. Eine solche legitimiert keinerlei Herrschaft
, sondern verwirklicht Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit durch Recht. Konzeptionell verbleibt die Charta jedoch bei der Formulierung der einzelnen "Rechte, Freiheiten und Grundsätze", sei es aus dogmatischer Inkompetenz, sei es aus interessierter Inkonsistenz, weitgehend im Konstitutionalismus, der durch das monarchische Prinzip geprägt war. An die Stelle des monarchischen Prinzips ist das Prinzip der Parteienherrschaft getreten. Demgemäß festigt Art. 12 Abs. 2 des Entwurfs erneut (vgl. schon Art. 191 EGV) die politischen Parteien auf der Ebene der Union, ein (in sich bedenklicher) Artikel, der im übrigen systematisch zu den "Bürgerrechten" gehört, wenn man schon Freiheiten von Bürgerrechten meint unterscheiden zu müssen.

Freiheit, Grundrechte, Menschenrechte, Grundfreiheiten, Freiheiten, Rechte, Ansprüche sind in einer inkonsistenten Begrifflichkeit nebeneinander gestellt, welche Verwirrung bei den Interpreten und in der Praxis stiften wird. Schwer zu durchschauen, aber sicher folgenreich stuft die Charta mit den Verben "garantieren", "schützen", "einhalten", "gewährleisten", "anerkennen und achten", "das Recht auf Achtung haben", "achten", "gewähren können", "niemand darf ... werden", "verboten sein", "das Recht haben", "frei sein", "die Freiheit haben", "Freiheit anerkennen", "Anspruch haben", "Anspruch auf Schutz haben", "das Recht auf Zugang haben", "sicherstellen", "besitzen" (das Wahlrecht) die Schutzintensität der Freiheiten, Rechte und Grundsätze ab. Ganz unklar bleibt, aus welchen "Grundrechten" überhaupt subjektive Rechte, also Klagemöglichkeiten der Unionsbürger folgen sollen, aus den Grundsätzen, mit denen etwa der Umweltschutz (Art. 37) und der Verbraucherschutz (Art. 38) sichergestellt werden, wohl nicht. Elementare Menschheitsprinzipien, wie "die akademische Freiheit" (Art. 13), werden lediglich "geachtet", nicht etwa gewährleistet oder gar garantiert oder wenigstens als Recht anerkannt. Ob differenzierte Gesetzesvorbehalte der Gemeinschaft oder der Mitgliedstaaten bestehen oder ob in Art. 52 Abs. 1 ein allgemeiner Gesetzesvorbehalt gemacht ist, ist zweifelhaft. Die häufigen grundrechtsimmanenten Gesetzesvorbehalte sprechen dafür, daß die vorbehaltlosen Grundrechte wie die Freiheit der Kunst und Forschung, aber auch die Freiheit der Medien und die Rechte auf Leben und körperliche und geistige Unversehrtheit uneinschränkbar sein sollen. Dagegen spricht die Sache. Nach der in Deutschland praktizierten allgemeinen Grundrechtslehre kann ein vorbehaltloses Grundrecht (nur) zugunsten anderer Gemeinwohlbelange eingeschränkt werden, welche ihrerseits den Schutz des Verfassungsgesetzes genießen
.

5. Soziale Rechte

Während die liberalen Rechte in den Kapitel I, II und V eine weitgehende, der Grundrechtstradition verpflichtete Aufnahme in die Charta gefunden haben, freilich mit beunruhigenden Einschränkungen, wie in Art. 13, der die Freiheit der Lehre, die keinesfalls durch die in der neuen Fassung aufgenommenen Achtung der "akademischen Freiheit" hinreichend geschützt ist, nicht nennt, hat die Charta die sozialen Grundrechte der zweiten Generation weitgehend verschwiegen, obwohl das Kapitel IV die Überschrift "Solidarität" trägt. Das Sozialprinzip als das Prinzip der Brüderlichkeit
, jetzt als Prinzip der "Solidarität" gehandelt, wird entgegen der menschheitlichen Verfassung der Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit, zu der sich die Präambel bekennt, in kleinen Arbeitnehmerschutzrechten und in herkömmlichen Einrichtungen (schon fragwürdig gewordener) sozialstaatlicher Versicherungssysteme abgetan. Kapitel IV vermeidet die großen sozialen Postulate, welche sowohl in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 als auch in der Europäischen Sozialcharta von 1961, insbesondere aber in dem Internationalen Pakt über die wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte von 1966 enthalten sind. Wenn die Lebensverhältnisse in Europa nach der neokapitalistischen Grundrechtecharta gestaltet werden, wird die soziale Frage erneut Europa erschüttern. Aber das Sozialprinzip will gar nicht zum Kapitalprinzip passen, dem die Währungsunion (Euro) als geradezu logischer Baustein der Kapitalunion verpflichtet ist. Weil eine echte europäische Sozialunion
 weder mittel- noch langfristig eine Chance hat, wird das freiheitliche Sozialprinzip schlicht aufgegeben – entgegen den Fundamenten der ebenso christlichen wie humanistischen (Aufklärung!) Kultur Europas, die mit dem (fragwürdigen) Hinweis in Punkt 2 der Präambel auf das "Bewußtsein ihres (sc. der Union) geistig-religiösen und sittlichen Erbes" angesprochen ist. Gegen diese Politik werden Barrikaden errichtet werden.

Vor allem fehlt das Recht auf Arbeit, welches in dreizehn Verfassungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Union (außer Deutschland und Österreich) genannt ist, das die meisten Landesverfassungen Deutschlands kennen und das sowohl aus dem Sozialprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG als bei richtiger Lesweise auch aus der Eigentumsgewährleistung des Art. 14 Abs. 1 GG folgt
. Aufgrund des Rechts auf Arbeit kann eine bestmögliche Beschäftigungspolitik eingefordert werden, wenn auch nicht ein Arbeitsplatz eigener Wahl. Ein Recht auf Arbeit setzt eine allein an der Preisstabilität orientierte Politik, welche die Unternehmensinteressen fördern mag, aber die Arbeitnehmerinteressen vernachlässigt, ins Unrecht. Eine Grundrechtecharta, welche die unternehmerische Freiheit anerkennt (Art. 16), aber das Recht auf Arbeit ausspart, verändert die Wirtschaftsverfassung grundlegend. Sie wandelt die marktliche Sozialwirtschaft
 in eine offene Wettbewerbswirtschaft, die der "globalen Revolution des Kapitals" keine Steine in den Weg legen will. 

Dem entspricht es, daß auch das "Eigentumsrecht" des Art. 17 auf den Bestands- und Gebrauchsschutz des Eigentums reduziert wird, während die Menschenrechtstexte (Art. 17 AEMR) und, wiederum bei richtiger Lesweise, auch das Grundgesetz ein Recht auf Eigentum gewährleisten
. Frei sind die Menschen nur, wenn sie selbständig sind; denn nur wer selbständig ist, ist der Autonomie des Willens, also der politischen Freiheit, fähig (Kant)
. Dementsprechend hat jeder ein Recht darauf, daß die Eigentumsordnung allen das erforderliche Eigentum gewährleistet. Die Eigentumsordnung muß dem Sozialprinzip genügen, also, wenn man so will, solidarisch sein. Die Sozialpflichtigkeit des Eigentums, welche Art. 14 Abs. 2 GG ("Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohl der Allgemeinheit dienen") klar formuliert, nennt die Charta nicht, obwohl der Europäische Gerichtshof eine soziale Grundrechtslehre der Gemeinschaftsverpflichtetheit praktiziert
. Eine liberalistische Stärkung des Privatheitsprinzips
 würde die funktionale Staatlichkeit der Mitgliedstaaten entgegen deren Verfassungsgesetzen relativieren, etwa die Verwirklichung des Sozialprinzips, zumindest in Deutschland ein Fundamentalprinzip
, das nicht zur Disposition der Integrationspolitik steht. Eine europäische Grundrechtecharta kann rechtens nicht vom Freiheits- zum Herrschaftsprinzip und auch nicht vom Sozial- zum Individualprinzip wechseln. Jedes Verfassungsgesetz muß die Verfassung der Menschheit des Menschen wahren.

6. Arbeitnehmerrechte

Nicht nur das Recht auf Arbeit fehlt in der Charta, sondern die Rechte der Arbeitnehmer werden insgesamt geschmälert. 

Zur Anerkennung der Arbeitnehmer als Miteigentümer der Unternehmen schreitet die Charta nicht fort, obwohl die Unternehmen genauso das Eigene und Eigentum der Arbeitnehmer sind wie das der Anteilseigner
. Allemal das Arbeitsverhältnis ist ein Eigentum des Arbeitnehmers. Das Arbeitsverhältnis gibt dem Arbeitnehmer die Möglichkeit, aus eigener Kraft zu leben. Es ist sein Eigenes, das in Deutschland etwa im Kündigungsschutz- und im Mitbestimmungs-, aber auch im Betriebsverfassungsrecht rechtlich anerkannt ist und anerkannt werden muß. 

Die Arbeitnehmer werden in dem Kapitel IV, das "Solidarität" verspricht, nur in kleinen Rechten geschützt. Sie sollen human behandelt, nämlich Anspruch auf Schutz vor ungerechtfertigter Entlassung, freilich nur "nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten" (Art. 30), Recht auf gesunde, sichere und würdige Arbeitsbedingungen, auf Begrenzung der Höchstarbeitszeiten, auf tägliche und wöchentliche Ruhezeiten sowie auf bezahlten Jahresurlaub (Art. 31) und auf Mutterschafts- und Elternschutz, um das Familien- und das Berufsleben in Einklang bringen zu können (Art. 33 Abs. 1), haben. Art. 32 verbietet die Kinderarbeit und schützt die Jugendlichen vor allem vor "wirtschaftlicher Ausbeutung". 

Nach Art. 27 muß für die "Arbeitnehmer oder ihre Vertreter" "auf allen Ebenen eine rechtzeitige Unterrichtung und Anhörung in den Fällen und unter den Voraussetzungen gewährleistet sein, die nach dem Gemeinschaftsrecht und den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten vorgesehen sind". Die unternehmerischen Entscheidungen betreffen das Eigentum der Arbeitnehmer am Unternehmen, nämlich ihren Arbeitsplatz. Die unternehmerische oder auch nur die betriebliche Mitbestimmung ist nicht gewährleistet, obwohl sie in Deutschland zu den Arbeitnehmerrechten gehört, für welche die Gewerkschaften jahrzehntelang gekämpft haben. Dafür gibt es das Recht auf Zugang zu einem "unentgeltlichen Arbeitsvermittlungsdienst" (Art. 29), gegenüber dem Menschenrecht auf Arbeit ein Hohn für das Millionenheer von Arbeitslosen. Ein Aufschrei der Gewerkschaften war nicht zu hören. 

Art. 26 des Entwurfs vom 28. Juli hatte die Rechte der Gewerkschaften gegenüber dem Stand des kollektiven Arbeitsrechts jedenfalls in Deutschland restriktiv formuliert. Weder die Streikfreiheit gegenüber der Union, noch gar ein Streikrecht gegenüber den Arbeitgebern waren gewährleistet
, sondern lediglich das Recht, "bei Interessenkonflikten kollektive Maßnahmen zur Verteidigung ihrer (sc.: der Arbeitgeber oder Arbeitnehmer) Interessen zu ergreifen". Die "Verteidigung ihrer Interessen" gibt weniger Rechte als die Koalitionsrechte zur "Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen", die Art. 9 Abs. 3 GG schützt. In Art. 12 Abs. 1 S. 2 ist nicht nur die Gewerkschaftsfreiheit als eine Vereinigungsfreiheit aufgenommen, sondern in Art. 28 das Recht, Tarifverträge auf den geeigneten Ebenen auszuhandeln und zu schließen sowie bei Interessenkonflikten kollektive Maßnahmen zur Verteidigung ihrer (sc. der Arbeitnehmer/innen und Arbeitgeber/innen) Interessen, einschließlich Streiks, zu ergreifen. Das gibt prinzipiell ein Streikrecht gegenüber dem Tarifpartner und verschließt grundrechtlich den Weg der praktischen Vernunft, nämlich die vereinbarte Schlichtung. Grundrecht kann nur die Streikfreiheit gegenüber dem Staat sein. Im übrigen ist das Recht, Tarifverträge auszuhandeln und zu schließen, nur "nach Maßgabe des Gemeinschaftsrechts und der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten" garantiert, während die Tarifautonomie in Deutschland weitgehend zum Wesensgehalt der Koalitionsfreiheit gehört und nur zu Gunsten anderer Verfassungsgüter eingeschränkt werden darf.

Durchaus wichtig ist es der Charta, die berufsrechtliche Frauenquote zu etablieren (Art. 23 Abs. 2). Entgegen dem allgemeinen Gleichheitsprinzip (Art. 20) und dem Diskriminierungsverbot auch wegen des Geschlechts (Art. 21) werden durch Art. 23 Abs. 2 "spezifische Vergünstigungen für das unterrepräsentierte Geschlecht" erlaubt, also eine Ausnahme von den großen menschheitlichen Grundsätzen der Gleichheit gemacht.

7. Ökologische, biologische und gesundheitliche Rechte

Nach Art. 37 müssen "ein hohes Umweltschutzniveau und die Verbesserung der Umweltqualität in die Politiken der Union einbezogen und nach dem Grundsatz der nachhaltigen Entwicklung sichergestellt werden". Ein Grundrecht gibt diese Vorschrift trotz ihrer Stellung in einer Grundrechtecharta dem Wortlaut nach nicht, jedenfalls kein subjektives Recht auf die zugesagte Sicherstellung. Ein solches Recht würde aus den Artikeln 2 und 3, dem "Recht auf Leben" bzw. dem "Recht auf körperliche und geistige Gesundheit" folgen, die mit der Schutzpflicht des Staates zugunsten von Leben und Gesundheit verbunden sind
. Art. 37 soll aber wohl als Spezialvorschrift grundrechtliche Rechte auf den Schutz der Umwelt um des Lebens und der Gesundheit willen ausschließen. Auch der Gesundheitsschutz ist durch Art. 35 auf den "Zugang zur Gesundheitsvorsorge und Inanspruchnahme von ärztlicher Versorgung nach Maßgabe der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften und Gepflogenheiten" reduziert, so daß auch insofern die objektive Dimension der Artikel 2 und 3 nicht grundrechtlich zur Geltung gebracht werden dürfen soll. Das wird durch die Ergänzung der Charta, daß bei der "Festlegung und Durchführung aller Politiken und Maßnahmen der Union ein hohes Gesundheitsschutzniveau sichergestellt werden wird", bestätigt. So formuliert man das Versprechen einer  Politik, aber nicht ein einklagbares Recht. Entgegen den Erkenntnissen der Ökologik und der Sozialmedizin sind der Umweltschutz und der Gesundheitsschutz weit hinter den Stand der Grundrechte der dritten Generation zurückgedrängt. Jedenfalls wird den Bürgern das Recht streitig gemacht, den Schutz gerichtlich zu erzwingen.

Mehr als bedenklich sind die Verbotsregelungen des Art. 3 Abs. 2 für die Medizin und die Biologie, nicht hinsichtlich der genannten Grundsätze, sondern wegen der Einschränkung derselben. So sind eugenische Praktiken insbesondere verboten, wenn sie "die Selektion von Personen zum Ziel haben" (2. Teilstrich). Was sind eigentlich Personen in diesem Zusammenhang, auch Embryos? Nicht verboten sind also genetische Entwicklungen, die nicht schon Praktiken sind. Transplantationen steht nichts im Wege, wenn sie nicht "zur Erzielung von Gewinnen" dienen; denn nur zu diesem Zweck dürfen der "menschliche Körper oder Teile davon" nicht genutzt werden (3. Teilstrich). Nicht einmal die Einwilligung des Toten (zu Lebzeiten) ist erforderlich, falls nicht das Einwilligungsprinzip des 1. Teilstrichs entgegen der Praxis in den meisten Ländern der Europäischen Union gelten soll
. Nur das reproduktive Klonen von Menschen ist verboten (4. Teilstrich). Es gibt viele andere Formen des Klonens, die bedrohlich sind. Der Industrie, auch der medizinischen und biologischen, einschließlich der genetischen, sollen möglichst Hindernisse aus dem Weg geräumt werden, welche sich aus der Grundrechtsinterpretation des Absatz 1 des Art. 3 ergeben könnten. 

8. Prozedurale Rechte

Die Bürgerlichkeit der Bürger ist in der Charta auf das Minimum reduziert, welches um der in Punkt 2 der Präambel beschworenen Grundsätze der Demokratie willen unverzichtbar erscheint. Der Torso an Demokratie, den die Charta hinterläßt, ist ohnehin allenfalls eine formale Demokratie, welche für die plurale Parteienoligarchie typisch ist, wie schon Karl Jaspers beklagt hat
. Geradezu propagandistisch wird den Unionsbürgern in Art. 41 ein "Recht auf eine gute Verwaltung", "unparteiisch, gerecht und innerhalb einer angemessenen Frist", mit den Grundsätzen des rechtlichen Gehörs, der Akteneinsicht ("unter Wahrung des legitimen Interesses der Vertraulichkeit sowie des Berufs- und Geschäftsgeheimnisses"), der Begründungspflicht, der Amtshaftung, und der sprachlichen Verständlichkeit angedient, als ob dadurch die mannigfachen Prinzipien des Rechtsstaates verwirklicht würden
. Die Lehre und die Praxis haben das Rechtsstaatsprinzip als das Prinzip des Rechts vielfältig materialisiert. Die vier Absätze des Art. 41 können das allgemeine Verwaltungsrecht, das in Deutschland seine gesetzliche, zum Teil kritikwürdige, Regelung in den Verwaltungsverfahrensgesetzen gefunden hat, nicht ersetzen. Art. 41 birgt die Gefahr der Reduzierung verwaltungsrechtlichen Fortschrittes, der vor allem der intensiven Förderung rechtsstaatlicher Prinzipien in den 50er und 60er Jahren des vergangenen Jahrhunderts zu danken ist. Seitdem ist ein ständiger Rückschritt an prozeduralen Rechten zu beklagen, der sich in der Grundrechtecharta fortsetzt. 

Wenn schon neben dem Wesensgehaltsschutz der "Rechte und Freiheiten" der "Grundsatz der Verhältnismäßigkeit" hervorgehoben wird (Art. 51 Abs. 1), so wäre es richtig, auch andere Grundsätze des Rechtsstaates, wie das Vertrauensschutz- und das Bestimmtheitsprinzip, vor allem aber das Prinzip gewaltenteiliger Funktionenordnung in den Text aufzunehmen, gerade weil aus der Garantie ausgewählter Grundsätze mit gewisser Logik der Umkehrschluß gezogen werden kann, daß andere Grundsätze, die mit dem Rechtsstaatsprinzip verbunden werden, nicht gelten sollen. Entweder bleibt ein Grundrechtstext allgemein, wie das zu empfehlen ist, oder er befaßt sich mit den vielen Einzelheiten, welche aus dem Prinzip des Rechts folgen und regelt diese umfassend. Dann wird eine solche Charta eine Art Verwaltungsgesetz, wie diese es denn auch zum Teil ist. 

Auch die "justiziellen Rechte" in Kapitel VI werden reduziert, wenn auch das Rechtsschutzprinzip in Art. 47 gewahrt bleibt, freilich nur für "durch das Recht der Union garantierte Rechte und Freiheiten", so genügt doch für den Schuldvorwurf, nach Art. 48, daß ein "rechtsförmlicher Beweis der Schuld" der angeklagten Person erbracht ist, während in Deutschland die Strafbarkeit den Schuldspruch eines Gerichts voraussetzt
. Den Grundsatz: nulla poena sine lege, formuliert der Entwurf so wie Art. 7 EMRK. Das Strafgesetz muß nicht ein Gesetz des Staates sein, dem der Straftäter angehört oder in dem er die Straftat begangen hat, sondern es genügt, daß die Tat nach internationalem Recht strafbar war. Das Recht, Straftatbestände zu schaffen, wird dadurch internationalisiert, was nach Art. 103 Abs. 2 GG nicht erlaubt ist.

Eine Grundrechtsbeschwerde der grundrechtsberechtigten Personen hat die Charta nicht aufgenommen. Auch das Gemeinschaftsrecht kennt eine solche nicht, wenn man nicht Art. 229 Abs. 4 EGV heranziehen will, der aber entweder die "Verletzung dieses Vertrages" oder einer "bei seiner Durchführung anzuwendende Rechtsnorm" voraussetzt. Die Charta ist weder in den Vertrag eingefügt, noch ist sie überhaupt Rechtsnorm; denn sie ist weder von einem Organ, das Rechtsvorschriften zu setzen befugt ist, noch in einem Rechtsetzungsverfahren erlassen worden. Die Wirkung der Charta soll aus der Autorität der Staats- und Regierungschefs folgen, obwohl einige von diesen deren rechtliche Verbindlichkeit abgelehnt haben. So etabliert man ein Führerprinzip. Die Grundrechtecharta will nur incidente Rechtswirkung entfalten. Aber Grundrechte ohne prinzipalen Rechtsschutz verdienen den Namen kaum. Die Bürgerbeschwerde wegen Grundrechtsverletzung gehört zum Verfassungsstaat.

9. Auf dem Weg zum Verfassungsstaat Europäische Union

Ein Grundrechtstext ist klassischer Bestandteil eines Verfassungsgesetzes, welches ein Volk zum Staat verfaßt. Außerdem regelt ein Verfassungsgesetz die Ziele, Aufgaben und Befugnisse eines Staates und die Organisation des Staates, welche gewaltenteilig sein muß, um einer Verfassung der Freiheit und des Rechts zu genügen. Die organisationsrechtliche Verfassung (im funktionalen Sinne) enthalten die primärrechtlichen Verträge der Union, vor allem der Vertrag über die Europäische Gemeinschaft. Dennoch sind diese Verträge im Gegensatz zur Auffassung des Europäischen Gerichtshofs und einer früheren, inzwischen nicht wiederholten, Äußerung des Bundesverfassungsgerichts keine Verfassungsgesetze, eben weil sie die Europäische Union nicht zu einem Staat, einem Bundesstaat
, und die Unionsbürger nicht zu einem Volk im staatsrechtlichen Sinne integrieren
. Es hat niemals eine Staatsgründung der Europäischen Union gegeben. Insbesondere sind die Politiken der Europäischen Union nicht eigenständig demokratisch legitimiert
. Das aber wäre eine unabdingbare Voraussetzung eines freiheitlichen Gemeinwesens, einer Republik der Europäer. Die demokratische Legitimation der Rechtsakte der Unionsorgane beruht auf den demokratisch legitimierten Zustimmungsgesetzen der mitgliedstaatlichen Legislativorgane zu den Gemeinschaftsverträgen. Spezifisch daraus erwächst das Prinzip der begrenzten Ermächtigung der Unionsorgane durch die Übertragung von Hoheitsrechten zur gemeinschaftlichen Ausübung
.

Mit der Charta der Grundrechte wird die Europäische Union ihre existentielle Staatlichkeit vertiefen. Im Laufe der Zeit sind die Europäischen Gemeinschaften zum Staat im existentiellen Sinne entwickelt worden
. Der letzte geradezu diktatorische Schritt war die Währungsunion. Unbeirrt gehen die Integrationisten den Weg zum Großstaat Europa weiter. Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas (der Mitgliedstaaten) läßt nur eine gemeinschaftliche Ausübung der Staatlichkeit der Völker, also eine funktionale Staatlichkeit der Europäischen Union, zu. Zu diesem Zweck ist letzterer die gemeinschaftliche Ausübung von bestimmten und begrenzten Hoheitsrechten übertragen (Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG). Diese Hoheitsrechte dürfen nur nach Maßgabe der Grundrechte der Mitgliedstaaten ausgeübt werden; denn kein Staat hat Hoheit entgegen den Grundrechten der Menschen und der Bürger. Vielmehr sind die Grundrechte als solche negative Kompetenzen
. Grundrechte sind zwar einschränkbar, so daß auch die Rechtsakte der Europäischen Union, der funktionale Staatlichkeit delegiert ist, Grundrechte einzuschränken vermögen, aber doch nicht zu Lasten des Wesensgehalts der Grundrechte. Nach Art. 19 Abs. 2 GG darf "in keinem Fall ein Grundrecht in seinem Wesensgehalt angetastet werden". Dementsprechend hat sich das Bundesverfassungsgericht vorbehalten, den Grundrechtsstandard, der zumindest den generellen Wesensgehalt der Grundrechte ausmacht, auch gegenüber Rechtsakten der Europäischen Union zur Geltung zu bringen
. 

Die Charta der Grundrechte verfolgt scheinbar nur den Zweck, der Existenz eines europäischen Staates ein weiteres Symbol zu verleihen, will aber in Wahrheit einen weiteren Schritt auf dem Wege zu einer existentiellen Staatlichkeit der Europäischen Union gehen, der seit Jahrzehnten mit den Mitteln des Völkerrechts, aber weitestgehend, ohne die Völker selbst zu fragen, beschritten wird. Durch ein Verfassungsgesetz soll die existentielle Staatlichkeit der Union weiterentwickelt werden, indem in einer Regierungskonferenz nach Nizza die Gemeinschaftsverträge einschließlich des letztlich angestrebten Grundrechtsvertrages zum Verfassungsvertrag zusammengefaßt, jedenfalls als ein einen Verfassungsstaat begründendes Verfassungswerk ausgegeben werden. 

Die existentielle Staatlichkeit der Europäischen Union können jedoch nur die Völker der Mitgliedstaaten ermöglichen, weil sie, jedes Volk für sich, die eigene existentielle Staatlichkeit
 (ihre Souveränität) aufgeben müssen. Das setzt Verfassungsreferenden der Völker voraus. Ein Verfassungsgesetz für Europa bedarf einer Vorbereitung durch eine eigens für diese Aufgabe von allen Unionsbürgern gewählte europäische Nationalversammlung. Durch diese Wahl würden sich die Europäer zu einem Staatsvolk konstituieren. Über das Verfassungsgesetz müßte schließlich das europäische Volk abstimmen. Die gegenwärtigen Vertreter der mitgliedstaatlichen Völker in den Regierungen und Parlamenten haben weder die Aufgabe noch gar die Befugnis, die Union zu einem existentiellen Staat zu entwickeln. Das "vereinte Europa" im Sinne des deutschen Integrationsprinzips (Präambel, Art. 23 Abs. 1 S. 1 GG) ist eine Union als Staatenverbund
. Dieser setzt die existentielle Staatlichkeit der Völker der Mitgliedstaaten voraus. Das Ziel eines existentiellen Verfassungsstaates Europa ist verfassungswidrig; denn es gefährdet den "Bestand der Bundesrepublik Deutschland" als existentiellen Staat, also die Souveränität Deutschlands, die es trotz aller Gemeinschaftlichkeit der Ausübung der Staatlichkeit (auf Grund der übertragenen Hoheitsrechte, Art. 23 Abs. 1 S. 2 GG) Deutschland wie jedem anderen Mitgliedstaat erlaubt, aus der Union auszuscheiden, indem das Integrationsprinzip aus dem Grundgesetz gestrichen wird (Voraussetzung: Zweidrittelmehrheit im Bundestag und Bundesrat) und die Zustimmungsgesetze zu den Gemeinschaftsverträgen aufgehoben werden
. Die Organe der Europäischen Gemeinschaften haben keinesfalls die Aufgabe und Befugnis, den existentiellen Verfassungsstaat Europa zu schaffen. Sie haben im Rahmen der begrenzten Ermächtigungen (Aufgaben und Befugnisse) die Ziele der Gemeinschaften zu verwirklichen
.

10. Zusammenfassende Kritik

Die Charta verfolgt ein verfassungswidriges Ziel, nämlich die existentielle Staatlichkeit der Europäischen Union durch einen Prozeß der Verfassungsgesetzgebung voranzutreiben, ohne daß die Völker Europas danach gefragt worden sind, ob sie ihre existentielle Staatlichkeit zugunsten einer solchen Europas aufgeben wollen. Die Charta mißachtet die Freiheit im Grundsatz. Sie schmälert die Bürgerlichkeit der Bürger, denen kleine Rechte belassen werden, welche die Untertänigkeit zu ertragen erleichtern. Die Charta minimiert die sozialen und die ökologischen Grundrechte sowie vor allem die Grundrechte der Arbeit. Der Entwurf ist ein verschleiertes Manifest des globalen Kapitals. Die Charta kann keine Rechtswirkung im eigentlichen Sinne entfalten und will das formal auch nicht. Sie kann aber bald ein Teil einer Verfassung Europas sein, die auf höchster Ebene im Gespräch ist, und würde im Zuge der Verfassungsgesetzgebung kaum noch einmal geändert werden. Darin liegt eine große Gefahr. Die illegitime Integrationssymbolik rechtfertigt die Charta keinesfalls. Als großer politischer Akt gefährdet die Charta den Status der Menschen und Bürger in Europa. Schon das Verfahren ihrer Erarbeitung ist demokratiewidrig; denn ihre Erkenntnisweise ist nicht freiheitlich, nicht allgemein und nicht öffentlich. Die Charta sollte nicht zur Grundrechtsverfassung eines jetzigen oder künftigen Europas werden. Jeder Widerspruch gegen die Charta ist angezeigt, damit sie nicht Grund zum Widerstand gibt. Die Idee Europa wird für die Entdemokratisierung, Entsozialisierung und Entliberalisierung Europas, kurz, für die Entrechtlichung unserer Lebensverhältnisse, mißbraucht.

§ 13 Rechtsakte 

I. Allgemeines

1. Unterscheidung von Primär- und Sekundärrecht

Die Rechtsquellen des Gemeinschaftsrechts lassen sich in das primäre und das sekundäre Gemeinschaftsrecht einteilen
. Zum primären Gemeinschaftsrecht zählen die Gründungs- und Änderungsverträge (dazu § 1), einschließlich deren Annexe (Protokolle, Abkommen, Übereinkommen etc.), die kraft Art. 311 EGV als Bestandteile der Verträge gelten oder aufgrund ihres grundlegenden Inhalts dem primären Gemeinschaftsrecht zugeordnet werden
. Außerdem gibt es primäres Gemeinschaftsrecht als ungeschriebenes Recht in Form der allgemeinen Rechtsgrundsätze sowie dem Gewohnheitsrecht
. Demgegenüber umschreibt der Terminus sekundäres Gemeinschaftsrecht die Menge der von den Organen der Gemeinschaften nach den Regeln der Ver​träge gesetzten Rechtsakte. Dies soll im folgenden näher erörtert werden.
2. Rechtsetzende Organe

Gemäß Art. 249 Abs. 1 EGV erlassen Rat, Kommission und gegebe​nenfalls der Rat unter Mitwirkung des Europäischen Parlaments Verordnun​gen, Richtlinien und Entscheidun​gen, sprechen Empfehlungen aus und geben Stellungnahmen ab. 

3. Prinzip der begrenzten Ermächtigung

Die Rechtsetzungsbefugnis in einem bestimmten Fall ergibt sich nicht aus Art. 249 EGV, sondern aus der materiellen (Einzel-) Ermächtigung im Vertrag. Die Organe der Gemeinschaft können Rechtsakte nur ent​sprechend dem Prinzip der begrenzten Ermächtigung (dazu § 6 I) erlassen. Gemäß Art. 5 Abs. 1 EGV wird die Gemeinschaft "innerhalb der Grenzen der ihr in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse tätig". Nach Art. 7 Abs.1 S. 2 EGV handelt jedes Organ nach Maßgabe der ihm in diesem Vertrag zugewiesenen Befugnisse.

Manche Vertragsvorschriften ermächtigen zum Erlaß bestimmter Rechts​akte. Teilweise beschränkt sich die Befugnis auf einen einzigen Rechtsakt. In den Art. 34 Abs. 2, 89 EGV beispielsweise sind die Gemein​schaftsorgane zu "Durchführungsverordnungen" ermächtigt. Nach richtiger Lehre darf ein Organ keine Richtlinie erlassen, wenn es nur zu einer Verord​nung oder einer Entscheidung ermächtigt ist
. Dies kann auch nicht, wie die Gegenansicht meint, aus dem argumentum a majore ad minus geschlossen werden, wonach dann, wenn die Verträge zu einer umfassende​ren und wirksa​meren Handlungsform ermächtigen, auch der Erlaß eines minder umfassenden und wirksamen Rechtsaktes, wie ihn die Richtlinie darstellt, zulässig sein müsse
. Denn manche Bestimmungen, etwa Art. 40 EGV, ermögli​chen ausdrücklich alternativ "Richtlinien oder Ver​ordnungen". Art. 37 Abs. 2 UAbs. 3 EGV ermächtigt den Rat, "Verordnungen, Richtlinien oder Entscheidungen" zu erlassen. Wäre ein solches Wahlrecht auch immer zu bejahen, wenn die Vertragsbestimmung lediglich eine Verordnung nennt, wäre seine ausdrückliche Anordnung überflüssig. Dies ist jedoch, weil der Vertrag differenzierte Regelungen vorsieht, nicht anzunehmen und widerspräche dem Prinzip begrenzter Ermächtigung. Ebenso dürfen nicht Empfehlungen oder Stellungnahmen ergehen, wenn die Befugnis im Vertrag nur eine Richtlinie vorsieht
. Die Kommission kann allerdings ihre Empfehlungen und Stellung​nahmen stets auf Art. 211 Sp. 2 EGV stützen.      

In zahlreichen Vertragsbestimmungen wird demgegenüber etwa mit den Begriffen "Maßnahmen" in Art. 42 EGV, "Regelungen" in Art. 12 Abs. 2 EGV, "Vorschriften" in Art. 71 Abs. 1 lit. d EGV den handelnden Organen die zu wählende Handlungsform nicht eindeutig vor​geschrieben. Die Gemeinschaftsorgane können dann unter den in Art. 249 EGV genannten Rechtsakten wählen. 

4. Begründungspflicht

Alle verbindlichen Rechtsakte (d.h. Verordnungen, Richtlinien und Ent​schei​dungen) unterliegen gemäß Art. 253 EGV anders als etwa im deut​schen Recht einer Begründungspflicht. Dies erleichtert die rechtliche Über​prüfbarkeit. 

5. Veröffentlichung, Inkrafttreten

Die im Verfahren der Mitentscheidung (Art. 251 EGV) erlasse​nen Verordnungen, Richtlinien und Entscheidungen werden gemäß Art. 254 EGV vom Präsidenten des Europäischen Parlaments und vom Präsi​denten des Rates unterzeichnet und im Amtsblatt der Europäi​schen Gemein​schaften veröffentlicht. 

Die genannten Rechtsakte treten, wenn kein anderer Zeitpunkt festgelegt worden ist, am 20. Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. Entscheidungen werden durch die Bekanntgabe an den Adressaten wirksam (Art. 254 Abs. 3 EGV).

II. Die Verordnung

Die Verordnung entfaltet die umfassendsten Rechtswirkungen der in Art. 249 EGV genannten Rechtsakte.

Gemäß Art. 249 Abs. 2 EGV hat die Verordnung allgemeine Geltung, ist in allen Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

"Allgemeine Geltung" bedeutet, daß die Verordnung Rechtssatzqualität hat
. Sie ist aber kein Gesetz im formellen Sinn (dazu noch u.). 

"Unmittelbare Geltung in den Mitgliedstaaten" heißt, daß die Verordnung mit ihrem Inkrafttreten ohne Transformations- und Ausführungsakte in den, also als Bestandteil der mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen und nicht nur für die Mitgliedstaaten gilt, d.h. berechtigt und verpflichtet
. Ihre Umset​zung in ein nationales Gesetz ist sogar unzulässig
. Verordnungen entfalten ihre Wirkun​gen "in den Mitgliedstaaten", d.h. sie sind nicht nur an die Mitgliedstaaten und an die Gemeinschaftsorgane gerichtet, sondern auch an die Bürger in den Mitgliedstaaten.

Wenn eine Verordnung Regelungen enthält, die mitgliedstaatliche Durch​führungsakte erforderlich machen, sind die Mitgliedstaaten durch Art. 10 (ex-5) Abs.1 Satz 1 EGV verpflichtet, diese zu erlassen. Deutsche Gerichte und Verwaltungsbehörden haben die Verordnungen anzuwenden. Gemein​schafts​verordnungen genießen grundsätzlich Anwendungsvorrang vor den mitglied​staatlichen Gesetzen (dazu).

III. Die Richtlinie

1. Rechtsnatur

Gemäß Art. 249 Abs. 3 EGV ist die Richtlinie für die Mitgliedstaaten, an die sie gerichtet ist, "hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich", überläßt "jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel".

Merkmal der Richtlinie sei ihre "gestufte Verbindlichkeit". Sie sei nicht wie die Verordnung in allen ihren Teilen, sondern nur hinsichtlich der festge​setzten Ziele verbindlich
. Genauer müßte man sagen: Die Richtlinie ist hinsichtlich ihres Ziels nur dem oder den Mitgliedstaaten gegenüber ver​pflich​tend. Im Gegensatz zur Verordnung begründet die Richtlinie also prinzipiell nicht unmittelbar Rechte und Pflichten der Einzelnen. Mittels des staatlichen Ausführungsakts erlangen jedoch auch (u.U. alternative oder fakultative) Inhalte der Richtlinie, welche Form und Mittel betreffen, aufgrund der Richt​linie Verbindlichkeit gegenüber den Bürgern in den Mitgliedstaaten. 

Die Richtlinie, die insbesondere in der Rechtsangleichung Anwendung findet (vgl. z.B. Art. 94 EGV)
, bleibt nach ihrer vertraglichen Legalde​finition in ihrer Regelungsintensität hinter der Verordnung zurück. Sie soll damit die Staatlichkeit der Mitgliedstaaten (vgl. Art. 6 Abs. 3 EUV) schonen. Sie ist gegenüber der Verordnung das mildere Mittel. Das Subsidiaritätsprinzip und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gebieten daher, soweit dies möglich ist, die Richtlinie vorrangig vor der Verordnung einzusetzen
. Mit dem ProtoXE "Protokoll:Subsidiaritätsprinzip"koll über die An​wen​dung der Grundsätze der Sub​sidiarität und der Verhält​nismäßigkeit wird dies im Vertrag von Am​XE "Amsterdamer Vertrag"ster​dam primär​rechtlich bestä​tigt
. Dennoch bestehen weniger als 10% des geltenden Gemeinschaftsrechts aus Richtlinien. Standardform ist die Verordnung nicht die Richtlinie.

2. Zur Regelungsintensität der Richtlinie

In der Praxis werden eine Reihe sehr detaillierter Richtlinien erlas​sen. Ein deutliches Beispiel ist die Richtlinie des Rates zur Regelung der Sommerzeit
.

Fraglich ist, inwieweit die Legaldefinition der Richtlinie in Art. 249 Abs. 3 EGV als Maßstab zur Begrenzung der Regelungsintensität von Richtlinien dienen kann.  

Nach Art. 249 Abs. 3 EGV haben die Mitgliedstaaten jedenfalls eine unbe​dingte Verpflichtung, das in der Richtlinie angegebene Ziel zu verwirkli​chen. Der Begriff "Ziel" ist nach vergleichender Auslegung der anders​sprachigen Vertragsfassungen nicht eng, sondern ehr im Sinne von "Ergeb​nis"
 zu verstehen. Gemeint sind also die sich aus dem Inhalt der Richt​linie ergebenden Rechtswirkungen
. Andererseits bleibt den Mitgliedstaa​ten aber ein gewisser Entscheidungs- und Beurteilungsspielraum in der Wahl der Form und der Mittel
.

Der Europäische Gerichtshof hat sich bislang noch nicht ausdrücklich zur Regelungsintensität von Richtlinien geäußert, jedoch inhaltlich abschließen​de Vorgaben in Richtlinien inzident gebilligt
.

In Erweiterung des Wortlauts des Art. 249 Abs.3 EGV wird in der Leh​re
 eine (nahezu unbegrenzt) hohe Regelungs​intensität der RichtXE "Richtlinie:Regelungsintensität"​linie als zulässig und für die Mitglied​staaten als verpflichtend angesehen. Insbeson​dere bei Harmonisierungsrichtlinien technischer Art wird dies als unver​meidbar angese​hen
. Begründet wird diese Auffassung teils mit der er​kenntnistheoretischen Vertauschbarkeit von Zweck und Mittel
, wonach jeder Zweck zugleich Mittel und jedes Mittel zugleich Zweck sei. Daraus folge, daß eine Begren​zung des Richtlinieninhalts nur auf Ziele schlechthin unmöglich sei
. Eine andere Auffassung
 sieht jene, die Regelungsinten​sität von Richtlinien über die Legaldefinition des Art. 249 Abs. 3 EGV hinaus zulassenden Praxis, gewohnheitsrechtlich abgesichert. Ein fortwäh​render Vertragsverstoß darf jedoch nicht als opinio juris (allgemeine Rechtsüberzeugung), welche auch Voraussetzung für die Entstehung von Gewohnheitsrecht ist, angesehen wer​den.      

Die herrschende Praxis und Lehre sind zu kritisieren
. Richtig ist zwar, daß mit dem Begriff "Ziel" im erkenntnistheoretischen Sinn auch Mittel gemeint sein können. Nachdem aber die Auswahl der "Mittel" grundsätz​lich den Mitgliedstaaten überlassen bleiben soll, dürfen diese nicht abschlie​ßend durch die Gemeinschaftsorgane vorgegeben werden. Sinn und Zweck des Art. 249 Abs. 3 EGV verlangen generell ein Min​dest​maß eigenver​antwortlicher Ent​scheidung des staatlichen Gesetzge​bers, das nicht nur die Form, sondern auch den Inhalt der Maßnahme betrifft
. Dies ergibt sich auch aus der Zweistufig​keit des Rechts​etzungsvorgangs
, der ansonsten sinnlos wäre. Das gestufte Rechtsetzungsverfahren sollte die Ein​zel​staatlich​keit der Mitgliedstaa​ten und die Gesetzge​bungsge​walt ihrer Parlamente als Vertreter der Bürger wahren
. Zugleich versprach man sich damit die sachgerechte Ein​pas​sung der kom​plexen Gemeinschaftsregelungen in die ver​schie​denen mitgliedstaatlichen Rechtsordnungen sowie in die unter​schiedli​chen wirtschaftli​chen, sozialen und sonstigen Verhältnisse zu er​möglichen
. Die erweiternde Interpreta​tion des Art. 249 Abs.3 EGV wird, zum einen dessen Wortlaut und Motivation nicht gerecht, zum ande​ren verletzt sie den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gegenüber den Mitgliedstaaten. Durch diese Praxis wird weitgehend "das souveräne, vom Volk legitimierte Parlament zum Vollstrecker des Willens der Regierun​gen" (Everling)
. Die nationalen Par​la​mente sehen sich inso​weit zu "Um​set​zungsautoma​ten" degradiert und klagen über den fehlenden Gestal​tungs​spiel​raum. Ihnen kann kaum zugemutet werden, eine Richtlinie zu voll​ziehen, wenn diese bereits alle Einzelheiten regelt. Die parlamentarische Demokratie in den Mitgliedstaaten setzt gewisse Entschei​dungsmöglichkei​ten des Parlaments voraus
.     

3. Verpflichtung der Mitgliedstaaten 

Adressaten einer Richtlinie können ein, mehrere oder alle Mitgliedstaaten sein. 

Die Pflicht zu ordnungsgemäßer Umsetzung der Richtlinie folgt primär​recht​lich aus Art. 249 Abs.3, Art. 10 Abs.1 S. 1 EGV. Sekundär​rechtlich wird sie zumeist auch in den Richtlinien selbst neben der Umset​zungsfrist festgelegt.

Gegen Mitgliedstaaten, die die Richtlinie nicht oder nicht fristgemäß umset​zen, kann die Kommission gemäß Art. 226 EGV Aufsichts​klage erheben. 

Erweist sich die Frist als zu kurz, kann der Mitgliedstaat dies nicht zur Recht​fertigung seines Vertragsverstoßes einwenden. Er kann sich nur mit den zuständigen Gemeinschaftsorganen ins Benehmen setzen und so eine Ver​längerung der Frist erwirken. Ist die Frist tatsächlich zu kurz, hat er aus dem gegenseitigen Rücksichtnahmegebot einen Anspruch auf Fristver​längerung.

Die Mitgliedstaaten können sich ebenfalls nicht auf Bestimmungen, Übun​gen und Umstände des innerstaatlichen Rechts berufen, um den Vertrags​verstoß zu rechtfertigen
. Dies gilt nach der Rechtsprechung des Europäi​schen Ge​richts​hofs auch dann, wenn die Richtlinie mitgliedstaatlichem Verfassungsrecht widerspricht
. Folgt man jedoch der Rechtsprechung des Bundesverfassungs​gerichts, so entfaltet eine Richtlinie, die gegen Elementa​ria des Grundgesetzes verstößt, keine Bindungswirkung für Deutschland
. Aus dieser Sicht bestün​de dann auch keine Umsetzungspflicht.  

Ein Mitgliedstaat kann sich auch nicht auf die Umsetzungsversäumnisse anderer Mitgliedstaaten berufen (Tu quoque-Einwand). Der Gemeinschafts​vertrag ist im Gegensatz zu gewöhnlichen völkerrechtlichen Verträgen eine Integrationsordnung, die Reziprozität, d.h. eine Verpflichtung zur Erfüllung des Vertrages nur nach Maßgabe der Gegenseitigkeit, ausschließt
.

Der Europäische Gerichtshof fordert, daß die Mitgliedstaaten diejenigen Formen und Mittel zur Umsetzung wählen, welche die praktische Wirksam​keit der Richtlinie am besten gewährleisten.

Dies verlangt, daß die Richtlinien in verbindliche innerstaatliche Vorschrif​ten umgesetzt werden, die den Erfordernissen der Rechtssicherheit und der Rechtsklarheit genügen, damit der Bürger gegebenenfalls begründete Rechte erkennen und geltend machen kann. Schlichte Verwaltungspraktiken genü​gen dem nicht
. Das gilt auch für Verwaltungsvorschriften.

Beispielsfall:

In Deutschland wurden die Richtlinien 80/779
 und 82/884
 durch die TA-Luft
 umgesetzt. Die TA-Luft ist eine Verwaltungsvorschrift gemäß § 48 BImSchG, die die Bundesregierung nach Anhörung von Vertretern der Wis​senschaft, der Betroffenen und anderen Interessenvertretern, der für den Immissionsschutz zuständigen obersten Landesbehörden mit Zustim​mung des Bundesrates erläßt.

Entgegen der Rechtsprechung, die diese Verwaltungsvorschrift, welche die Voraussetzungen eines (formellen) Gesetzes nicht erfüllt, entgegen Art. 20 Abs. 2 und 3 GG als "normenkonkretisierende Vorschrift" mit Bindungs​wir​kung für die Gerichte einstuft
, hat die TA-Luft allenfalls den Charak​ter eines "antizipierten Sachverständigengutachtens" ohne Bindungswirkung für die Gerichte
. 

Auch der Europäische Gerichtshof konnte in der TA-Luft keine zwingende Vorschrift und somit keinen geeigneten und hinreichenden Umsetzungsakt, aus dem der Einzelne "Gewißheit über den Umfang seiner Rechte haben kann"
, erkennen. Die Verwaltungsvorschrift genügt somit als Umsetzungsakt nicht.  

4. Sperrwirkung der Richtlinie

Die Verpflichtung zur innerstaatlichen Verwirklichung des Richtlinienrechts erlischt nicht mit erfolgter Richtlinienumsetzung. Die Mitgliedstaaten dürfen insbesondere das die Richtlinie umsetzende oder richtlinienkonforme nationale Recht nicht durch spätere Rechtsetzungsakte abändern, die im Widerspruch zu der zugrundeliegenden Richtlinie stehen
. Die (effektive) Wirkung der Richt​linie würde sonst unterlaufen. 

Diese Unterlassungspflicht, die als "Sperrwirkung" der Richtlinie bezeich​net wird
, folgt aus der Richtlinie selbst sowie aus Art. 249 Abs. 3 EGV. Teil​wei​se wird die Sperrwirkung auch mit dem Vorrang des Gemeinschafts​rechts erklärt, an dem Richtlinien teilhätten
. Dem wird mit der Begrün​dung wider​sprochen, daß Richtlinien (grundsätzlich) nicht unmittelbar anwendbar sei​en
. 

Richtlinienkonforme nachträgliche Änderungen des mitgliedstaatlichen Rechts stehen der Sperrwirkung der Richtlinie indes nicht entgegen.

Fraglich ist, ob die Sperrwirkung nicht nur eine Unterlassungspflicht für die Mitgliedstaaten begründet, welche ein Vertragsverletzungsverfahren (Art. 226 EGV) nach sich ziehen kann, sondern darüber hinaus auch das richtlinienwidrige mitgliedstaatliche Recht derogiert, d.h. nichtig oder ent​sprechend der Lehre vom Anwendungsvorrang
 (dazu) jedenfalls unanwend​bar werden läßt
. 

Die Richtlinie ist für die Mitgliedstaaten zumindest hinsichtlich ihres "Ziels" verbindlich. Insoweit genießt sie auch (Anwendungs-)Vorrang vor nationalem Recht. Soweit nachträgliche mitgliedstaatliche Vorschriften dem verbindlichen Regelungsinhalt widersprechen, sind diese unanwendbar. Die Rechtsetzungs​befugnis der Mitgliedstaaten ist insoweit gemeinschaftlich überlagert
.  

Strittig ist, ob die Sperrwirkung schon mit Erlaß der Richtlinie
 oder erst nach Ablauf der Umsetzungspflicht
 beginnt. Nationale Vorschriften, die einer Richtlinie widersprechen, dürfen bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist angewendet werden. Auch die Sperrwirkung beginnt demzufolge erst nach Ablauf der Umsetzungsfrist
.  

5. Richtlinienkonforme Auslegung

Im Rahmen der Rechtsanwendung kommt der Richtlinie als Auslegungs​norm Bedeutung zu
. Das mitgliedstaatliche Recht muß danach am Wort​laut und Zweck der Richtlinie ausgerichtet werden
. Man spricht von "richtlinienkon​former Auslegung"
.

Die Rechtsgrundlage der richtlinienkonformen Auslegung wird teils im Vor​rang des Gemeinschaftsrechts gesehen
. Der Gerichtshof führt als Begrün​dung der richtlinienkonformen Auslegung in ständiger Rechtspre​chung die Umsetzungspflicht aus Art. 249 Abs.3 EGV Pflicht der Mitglied​staaten aus Art. 10 EGV an, alle zur Erfüllung der sich aus der Richtlinie ergebenden Verpflichtungen zu erfüllen
. 

Der Gerichtshof hat in mehreren Fällen, insbesondere zur Richtlinie 76/207 über die Gleichbehandlung von Männern und Frauen im Arbeitsleben festge​stellt, daß das mitgliedstaatliche Recht, welches die Richtlinie durch​führen soll, in dem Sinne ausgelegt werden muß, daß die Ziele der Richt​linie effektiv erreicht werden. Die deutsche Vorschrift des § 611a Abs.2 Satz 1 BGB, welche die Richtlinie umsetzen sollte, sah in der maßgeblichen Fassung bis zum 1.9.1994 für Diskriminierungen von Männern und Frauen bei der Ein​stellung nur einen Ersatz des Vertrauensschadens, d.h. der Bewerbungskosten vor. Der Gerichtshof erachtete durch diese bloß sym​bolische Maßnahme das Ziel der Richtlinie nicht hinreichend verwirklicht und verlangte durch richt​linienkonforme Auslegung des deutschen Rechts (gegebenenfalls unter Her​anziehung weiterer Anspruchsgrundlagen) eine effektivere Sanktion. Er stellte fest, "daß die Richtlinie 76/207 es zwar den Mitgliedstaaten überläßt, die Sanktion für einen Verstoß gegen das Dis​kriminierungsverbot unter den verschiedenen Möglichkeiten auszuwählen, die zur Verwirklichung des Ziels der Richtlinie geeignet sind; entscheidet sich ein Mitgliedstaat jedoch dafür, als Sanktion für einen Verstoß gegen dieses Verbot eine Entschädigung zu gewähren, so muß diese jedenfalls, damit ihre Wirksamkeit und ihre ab​schreckende Wirkung gewährleistet sind, in einem angemessenen Verhältnis zu dem erlittenen Schaden stehen und somit über einen rein symbolischen Scha​densersatz wie etwa die bloße Erstattung der Bewerbungskosten hinausgehen. Es ist Sache des nationalen Gerichts, das zur Durchführung der Richtlinie erlassene Gesetz unter voller Ausschöpfung des Beurteilungsspielraums, den ihm das nationale Recht einräumt, in Übereinstimmung mit den Anforderun​gen des Gemeinschafts​rechts auszulegen und anzuwenden."
 Das Bundesarbeitsgericht hat auf der Grundlage eines Schadensersatzan​spruchs wegen Verletzung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts entschie​den, daß die Entschädigung grundsätzlich der Arbeitsvergütung für einen Monat entspre​chen müsse
. Schließlich hat der Gesetzgeber in § 611a Abs. 2 BGB eine angemessene Entschädigung in Geld in Höhe von höchstens drei Monatsverdiensten vor​gesehen. Der Gerichtshof hat allerdings inzwischen zur Auslegung der Richt​linie 76/207 festgestellt, daß die Höhe des Schadensersatzes durch den Gesetz​geber nicht im voraus begrenzt werden dürfe
.

6. Unmittelbare Wirkung von Richtlinien in den Mitgliedstaaten

Im Gegensatz zu den Verordnungen (vgl. Art. 249 Abs. 2 EGV) besitzen die Richtlinien nach der Legaldefinition keine unmittelbare Geltung in den Mit​gliedstaaten (vgl. Art. 249 Abs. 3 EGV).

Dennoch hat der Gerichtshof richterrechtlich die unmittelbare Wirkung von Richtlinien, was bedeutet, daß sich Einzelne auf Richtlinienbestimmungen berufen können, unter bestimmten Voraussetzungen anerkannt. Die un​mittel​bare Wirkung befreit anders als die unmittelbare Geltung nicht von der wei​terbestehenden Umsetzungspflicht.

Im Urteil Duyn hat der Gerichtshof ausdrücklich Rechte des Einzelnen aus einer Richtlinie hergeleitet:

"Zwar gelten nach Art. 189 (Art. 249 n. F. Anmerk.) Verordnungen unmittel​bar und können infolgedessen schon wegen ihrer Rechtsnatur un​mittelbare Wirkungen erzeugen. Hieraus folgt indessen nicht, daß andere in diesem Artikel genannte Kategorien von Rechtsakten niemals ähnliche Wirkungen erzeugen könnten. Mit der den Richt​linien durch Art. 189 zuerkannten verbindlichen Wirkung wäre es unvereinbar, grundsätzlich auszuschließen, daß betroffene Personen sich auf die durch die Richt​linie auferlegte Verpflichtung berufen können. Insbesondere in den Fällen, in denen etwa die Gemein​schaftsbehörden die Mitgliedstaaten durch Richtlinie zu einem be​stimmten Verhalten verpflichten, würde die nützliche Wirkung ("effet utile") einer solchen Maßnahme abge​schwächt, wenn die einzelnen sich vor Gericht hierauf nicht berufen und die staatlichen Gerichte sie nicht als Bestandteil des Gemein​schaftsrechts berück​sichtigen könnten."
  

Der Gerichtshof bejaht die unmittelbare Wirkung von Richtlinien unter folgen​den Voraussetzungen
:

* Die Richtlinie wurde innerhalb der Umsetzungsfrist nicht oder unzurei​chend umgesetzt.

Die Bestimmungen der Richtlinie, auf die sich der einzelne berufen will, müssen

* unbedingt und

* hinreichend genau sein.

Das Kriterium der hinreichenden Bestimmtheit setzt voraus und zeigt erneut, daß in der Praxis Richtlinien als rechtens angesehen werden, denen (zumeist) die oben geforderte Entscheidungsfreiheit der Mitgliedstaaten bei der Wahl der Mittel fehlt.

Der Gerichtshof bejaht die unmittelbare Wirksamkeit von Richtlinienbestim​mungen nur dann, wenn sie dem Staat oder der staatlichen Stelle entgegen​gehalten werden kann
. Obwohl sich die Frage der unmittelbaren Wirksam​keit konsequenter Weise auch erhebt, wenn eine Richtlinienbestimmung den Bürger schlechter stellt
, lehnt der Gerichtshof die Begünstigung des Staates sowie die Belastung des einzelnen durch unmittelbar wirksame Richtlinien ab:

"Eine Richtlinie kann ... nicht von sich aus allein und unabhängig von einem zu ihrer Durchführung von einem Mitgliedstaat erlasse​nen nationalen Gesetz bewirken, daß die strafrechtliche Verantwort​lichkeit derjenigen, die ihren Bestimmungen zuwiderhandeln, be​gründet oder erhöht wird."

Aus dieser Rechtsprechung wird deutlich, daß der Gerichtshof die unmittel​bare Wirksamkeit der Richtlinien zugunsten der Funktionsfähigkeit des Gemein​schaftsrechts
 einseitig als Sanktionsinstrument gegen umsetzungs​säumige Mitgliedstaaten entwickelt hat.  

Eine unmittelbare Wirksamkeit von Richtlinien zu Lasten Einzelner ist, ob​wohl Richtlinien im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaft veröffent​licht werden, aus Gründen der Rechtsicherheit und des Vertrauensschutzes kaum durchsetzbar. Denn dem einzelnen ist es im Zweifel nicht zuzumuten, zu erkennen, ob eine Richtlinienbestimmung "unbedingt" und "hinreichend genau" ist.  

Aus Gründen der Rechtseinheit fordert aber Grabitz, daß Richtlinienbestim​mungen auch im Verhältnis von Privaten unmittelbare Wirkung zukommen müsse
.

Die Rechtsprechung zur unmittelbaren Wirkung im Verhältnis von Privaten sei inkonsequent. Während der Gerichtshof im Harz-Urteil
 die belasten​de Wir​kung der Richtlinie 76/207/EWG
 bejahe, lehne er in der Mars​hall-Entschei​dung
 und auch in späteren Urteilen
 die unmittelbare Wir​kung ab. Der Gerichtshof führte im Urteil Marshall aus: 

"Zu dem Argument, wonach eine Richtlinie nicht gegenüber einem einzelnen in Anspruch genommen werden könne, ist zu bemerken, daß nach Art. 189 EWGV der verbindliche Charakter einer Richt​linie, auf dem die Möglichkeit beruht, sich vor einem nationalen Gericht auf die Richtlinie zu berufen, nur für 'jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet wird`, besteht. Daraus folgt, daß eine Richtlinie nicht selbst Verpflich​tung für einen einzelnen begründen kann und daß eine Richtlinien-Bestimmung als solche nicht gegenüber einer derartigen Person in Anspruch genommen werden kann".

In der Rechtssache Faccini Dori lehnt der Gerichtshof die unmittelbare Wir​kung von Richtlinien zwischen Bürgern ab, weil der Gemeinschaft hierzu die Befugnis fehle: 

"Eine Ausdehnung dieser Rechtsprechung auf den Bereich der Bezie​hungen zwischen Bürgern hieße, der Gemeinschaft die Befug​nis zu​zuerkennen, mit unmittelbarer Wirkung zu Lasten der Bürger Ver​pflichtungen anzuordnen, obwohl sie dies nur dort darf, wo ihr die Befugnis zum Erlaß von Verordnungen zugewiesen ist."

Mit derselben Begründung kann allerdings die Befugnis für die unmittel​bare Wirkung überhaupt in Frage gestellt werden. Denn das Argument des effet utile kann eine fehlende Ermächtigung nicht ersetzen. 

Der deutsche Bundesfinanzhof
 und der französische Conseil d`Etat
 sind deshalb der Rechtsprechung des Gerichtshofs zur unmittelbaren Wir​kung von Richtlinien nicht gefolgt. Sie sahen die vom Vertrag in Art. 189 EGV a.F. bestimmten Grenzen zwischen Verordnung und Richtlinie als nicht gewahrt an. Der Bundesfinanzhof erachtete die hierzu aufgrund Art. 177 (234 n.F.) EGV ergangene Vorabentscheidung als vom deutschen Zustimmungsgesetz zum EGV nicht mehr gedeckt. Gemäß Art. 20 Abs. 2 GG sah er sich gehalten, das deutsche Umsatzsteuergesetz anzuwenden. Das Bundesverfassungsgericht hingegen billigte die rechtsfortbildende Recht​sprechung des Europäischen Gerichtshofs zur unmittelbaren Wirkung und erkannte diese nicht als Verstoß gegen das Prinzip der begrenzten Ermächti​gung. Es stellte fest: "Gegen die Methode richterlicher Rechtsfortbildung ist weder unter dem Maßstab des Zustimmungsgesetzes zum EWGV noch dem des Art. 24 Abs.1 GG etwas zu bewenden"
.  

IV. Die Entscheidung

1. Rechtsnatur

Die Entscheidung hat exekutivischen, d.h. vollziehenden Charakter. Sie trifft verbindliche Einzelfallregelungen
. 

Nach Art. 249 Abs. 4 EGV ist die Entscheidung "in allen ihren Teilen für diejenigen verbindlich, die sie bezeichnet". Die Entscheidung ist daher mit einem Verwaltungsakt (§ 35 VwVfG) vergleichbar
. Sie unterscheidet sich von diesem aber, indem sie auch an Mitgliedstaaten gerichtet sein kann.

Adressaten einer Entscheidung sind gemäß Art. 249 Abs. 4 EGV "diejeni​gen ... die sie bezeichnet". Dies können Individuen (Bsp. kartellrechtliche Ent​scheidung gemäß Art. 3 Abs. 1 VO Nr. 17 wegen Verstoßes gegen Art. 85 oder 86 EGV oder Mitgliedstaaten sein (Bsp.: Entscheidung gemäß Art. 93 Abs. 2 EGV im Verfahren der Beihilfenaufsicht). 

Gemäß Art. 230 Abs. 3 EGV können Individuen gegen Entschei​dungen, die an sie adressiert sind oder gegen Entscheidungen und Verord​nungen, die sie "unmittelbar und individuell betreffen" anders als gegen Richtlinien und in der Regel Verordnungen direkt vor dem Europäischen Gerichtshof klagen.

Die individuelle Geltung der Entscheidung wird angenommen, wenn der bezeichnete Personenkreis individualisierbar ist. Dies ist dann der Fall, wenn es sich um einen im Augenblick des Erlasses bestimmbaren Personen​kreis handelt, der künftig nicht mehr erweitert werden kann"
.

Entscheidungen, welche zu einer Zahlung verpflichten, sind nur gegenüber Individuen vollstreckbare Titel (Art. 256 Abs. 1 EGV).

2. Wirkung

Die Entscheidungen sind für das Individuum oder den Mitgliedstaat, an den sie gerichtet sind, bindend. Nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichts​hofs können sich auch einzelne ausnahmsweise unter ähnlichen Voraussetzun​gen wie bei der Berufung auf Richtlinien (dazu) auf an Mit​gliedstaaten gerich​tete Entscheidungen berufen
. Art. 249 Abs. 4 EGV erwähnt die unmittelbare Geltung der Entscheidung nicht. Weil sie aber in allen ihren Teilen verbindlich ist, muß sie auch unmittelbare Wirkungen erzeugen können
. "Die Antwort auf die Frage, ob eine solche Entschei​dung den Kläger unmittelbar betrifft, hängt davon ab, ob sie unmittelbar eine Rechtswirkung auf ihn ausgeübt hat oder nicht."
 Nach der Recht​sprechung des Gerichtshofs seien die Bürger durch eine an einen Mitglied​staat gerichtete Entscheidung dann unmittelbar betroffen und die staatlichen Stellen unmittelbar an sie gebunden, wenn die Entscheidung klar, eindeutig und unbedingt ist sowie dem Mitgliedstaat kein Ermessen für die Ausfüh​rung der Entscheidung beläßt
.   

V. Empfehlung und Stellungnahme

Gemäß Art. 249 Abs.5 EGV sind Empfehlungen und Stellungnahmen nicht verbindlich. Dennoch geht von ihnen in mancher Hinsicht eine verpflichten​de Wirkung aus
:

Teilweise sind sie als Prozeßvoraussetzung rechtserheblich (vgl. Art. 226 EGV) oder Vorbedingung für das Handeln von Organen (vgl. Art. 97 Abs.1 S. 2 und Abs.2 EGV).

Die Gerichte der Mitgliedstaaten sind nach Auffassung des Gerichtshofs aus der Gemeinschaftstreue verpflichtet, Empfehlungen und Stellungnahmen der Gemeinschaft bei der Auslegung mitgliedstaatlicher Rechtsvorschriften zu berücksichtigen
.

Eine gewisse Bindung der erlassenden Organe ergibt sich aus dem Grund​satz des Vertrauensschutzes
. 

VI. Unbenannte Beschlüsse

Von den Gemeinschaftsorganen werden neben den in Art. 249 EGV genannten Rechtsetzungsakten verschiedentliche sogenannte unbenannte Beschlüsse verschiedener Art erlassen. Beispielhaft genannt seinen die Beschlüsse über die Ernennungen der Kommissionsmitglieder und des Kommissionspräsidenten durch den Rat in der Zusammensetzung der Staats und Regierungschefs. Die Kommission erläßt ihrerseits zahlreiche innerdienstliche Richtlinien  u. ä. (Verwaltungsrichtlinien), die unter dem Gesichtspunkt gleichheitlicher Anwendung Rechtswirkungen entfalten.
 

VII. Gemeinschaftsrechtsetzung als Gesetzgebung?

1. Allgemeinheit des GesetzesXE "Allgemeinheit des Gesetzes"
Die Befugnis, in den Handlungsformen von Verordnungen und Richtlinien verbindlich Recht mit allgemeiner Geltung, soge​nanntes sekundäres GeXE "Gemeinschaftsrecht:sekundäres"​mein​schaftsrecht zu setzten (Art. 249 EGV), liegt hauptsächlich beim RXE "Rat"at (Art. 202, Art. 251 und 252 EGV), dem "je ein Vertreter jedes Mitgliedstaats auf Minister​ebene, der befugt ist, für die Regierung des Mitgliedstaats verbindlich zu handeln" ange​hört (Art. 203 EGV) sowie auch bei der Kom​mission (Art. 211, 4. Sp. EGV), als von Weisungen der Mitglied​staaten un​abhängi​gem Organ (Art. 213 Abs. 2 EGV). Diese Orga​ne werden häufig als "Ge​meinschaftsge​setzge​ber" bezeich​net
, obwohl es sich nicht um parlamenta​rische Gesetzge​bungsorgane han​delt. Das Euro​päische Parla​ment, welches ausweislich Art. 189 EGV, nicht Vertreter der Unions​bürger, sondern der Völker der Mitgliedstaaten ist, wirkt an der Gesetzgebung nach Maßgabe der Art. 190 Abs. 4, 192 , 251, 252 EGV mit. 

Der Entwurf der Verfassung der Europäischen Union sieht sogar ausdrückliche „Europäische Gesetze“ und „Europäische Rahmengesetze“ vor (Art. 32 f.)
. 

GesetzgebuXE "Gesetzgebung:Begriff"ng ist "allgemeine und allgemeinverbindliche ReXE "Rechtserkenntnis"chtserkennt​nis"
. Die recht​liche Qualität der Rechtset​zungsakte der EG stimmt nicht mit den innerstaatlichen Kate​gorien überein, sondern entspricht der Eigenart der Gemein​schaftsrechtsordnung
. Ver​ord​nungen und gegebenenfalls Richtlinien sind nicht uneingeschränkt wegen "ihres allge​meinver​bindlichen und abstrakten Charakters mit Gesetzen vergleichbar"
. Die Allge​mein​heit als Wesensmerk​mal eines Gesetzes
 wird durch die material beschreiben​den Begriffe gene​rell/abstrakt
, jedenfalls in einem freiheitlich demo​kratischen Gemeinwesen nicht aus​reichend erfaßt. Die All​gemeinheit eines Gesetzes wird in der euro​päischen Recht​stradition nicht nur material, sondern auch forXE "Formalität"mal, im Sinne des Gesetzes aller, der volonté générale, also auf dem Willen des Volkes, welches meist durch ein Parlament als Gesetzge​bungsorgan vertreten wird, beruhend verstanden
. Dieses immer noch gültige Prinzip bürgerlicher (poli​ti​scher) Freiheit ist in der Gemeinschaft, die insofern eher konsti​tutionali​stische Züge trägt
, trotz der teilweise erziel​ten Forschritte (z.B. Art. 251, 252 EGV), noch nicht aus​reichend verwirklicht. 

DemokXE "Demokratie"ratie setzt, notwendig ein VoXE "Volk"lk vor​aus (vgl. demos = griech. Volk)
. In der Europäi​schen Union als Verbund von Staaten kann die dXE "demokratische Legitimation"emokratische Legiti​mation der Rechts​etzung daher nicht wie in den Mitglied​staaten funktionieren
. Das Demokratie​prinzip
 wird auf Ge​meinschafts​ebene primär durch die tragende Rolle des Rates in den Rechts​etzungsprozes​sen der EG realisiert
. Insbeson​dere kann die demokra​ti​sche Legiti​ma​tion nicht ohne weiteres durch das EurXE "Europäisches Parlament"o​päi​sche Parlament herge​stellt werden, wie dies angenommen wird.
 Solange das Europäi​sche Parla​ment noch Ver​tretung der Völker und nicht der Bürger ist (Art. 189 EGV), bedeutet das, "daß die demokra​tische Legiti​ma​tion jegli​cher in Deutsch​land ausgeübten öffentlichen Gewalt nur durch die Parla​mente von Bund und Ländern ver​mittelt werden kann"
. Allerdings sieht Art. 45 Abs.2 des Verfassungsentwurfs zur Europäischen Union vor, daß das Europäische Parlament die „Bürgerinnen und Bürger“ auf Unionsebene unmittelbar vertritt. Das Bundes​ver​fassungs​gericht knüpft zwar in seinem Maa​stricXE "Maastricht-Urteil"ht-Urteil auch an eine demokrati​sche Legitimation durch das Europäi​sche Parla​ment an, sieht aber noch die entscheidende Legitimations​grundlage "zuvörderst" in den mit​glied​staatlichen PaXE "Parlamente der Mitgliedstaaten"rlamenten
. Wo die legitima​tori​sche Fiktion der begrenz​ten Er​mäch​ti​gung an offensicht​liche Grenzen stößt, wird sie durch die indirekt-demokrati​sche Legiti​mation der Ministerräte und wie es in Art. 308 EGV festge​legt ist, durch das Ein​stimmig​keits​prinzip er​setzt
. 

Die Verträge kennen deshalb den auf der Freiheit begründeten nationalen Grundsatz der XE "Gewalt(en)teilung"Ge​walt(en)teilung, welcher eine Unter​scheidung zwischen Gesetzen und Ver​ordnungen gebietet, nicht in der Weise wie die Mitglied​staaten. Legisla​tiv- und Exekutiv​be​fugnisse sind im Gemeinschaftsrecht nicht i.e.S. getrennt
. Der Kommission fällt allerdings inso​fern eine Vollzugs​funktion gegenüber der materiellen Rechtsetzung des Rates zu, als ihr der Rat Befugnisse zur Durch​führung der von ihm erlassenen Vorschrif​ten über​tragen kann (Art. 202 3. Sp. i.V.m. Art. 211 4. Sp. EGV). Die Ab​gren​zung zwi​schen Rechts​etzung und Verwal​tungs​vor​schriften fällt teilweise schwer, so daß sich einige dafür aus​sprechen, die Gemeinschafts​rechtsakte auf der Grenze zwischen beiden Hand​lungsformen einzuord​nen
. 

Der Gerichtshof hat die gewalt​hemmen​de Rolle, die einem Parlament (als Ver​tretung der Bürger) zukäme, in gewisser Hinsicht mitzuerfüllen. Er hat näm​lich die Aufgabe, über das Prinzip der begrenz​ten Ermächtigung und die Recht​mäßig​keit der Gesetzgebung, um Machtmißbrauch und Macht​konzen​tration zu vermeiden, zu wa​chen
. Rat und Kommis​sion sind, weil sie nicht aus parlamentarischen Volksvertretern zusammen​gesetzt sind, aus demokrati​scher Sicht "EXE "Exekutivorgane"xekutivor​gane", deren Rechtsetzung ausnahmehaft nur soweit und solange legitimiert ist, als sie sich an die in den Verträgen vorgesehenen Ermächtigun​gen halten
 und sie nicht den breiten Ermes​sens​spielraum des mitgliedstaatli​chen Gesetzge​bers beanspru​chen
. Das Sekundär​recht ist in diesem Sinne also nicht auXE "Autonomie des Gemeinschaftsrechts"tonom oder origi​när
, sondern rührt ausschließlich von den Völkern der Mitgliedstaa​ten her
 und wird von diesen getragen. 

Die VerordXE "Verordnung"nungen und RiXE "Richtlinien"chtlinien der Gemeinschaftsorgane sind in forma​ler Hinsicht mithin nicht "allgemein" und daher nicht "Gesetze" im formel​len Sinn
. Durch den großen Umfang der gemeinschaftlichen Rechtset​zung, wozu auch detaillierte Richtlinien gehören, die den nationalen Parla​menten nur noch "notarielle Funktionen übrig lassen"
, "wird eine neue Qualität er​reicht"
. Diese offenbart unter dem Blickwinkel der indirek​ten Legitima​tion "einen Wertungswiderspruch zum nationalen PXE "Parlamentsvorbehalt"arlaments​vorbehalt"
. Das gilt um so mehr für die Ausführungsverordnungen der Kommission, die den größten Teil der überprüften Maßnahmen
 ausma​chen, weil die demo​kra​tische Legitimation der Kom​mission noch hinter derjenigen des Rates zurücktritt (vgl. Art. 213, 214 EGV). Hinzu kommt, daß die erlassenen Verordnungen und Richtlinien des Rates oft nicht das diskur​siv gefundene best​mögliche Ergebnis, über das ein Konsens erzielt wird, wi​derspiegeln
. Sie sind der Kom​promiß, auf den sich die Vertreter der jewei​li​gen mitglied​staatli​chen Fach​ver​waltungen aufgrund von Verhandlungen ver​ständigt haben
.  

2. Gesetzgebung im materiellen SinnINHALT  \l 4 "b) Gesetzgebung im materiellen Sinn"

XE "Gesetzgebung:materielle"
In materieller Hinsicht, bezüglich ihres Gewichts und ihrer quantitativen und qualitativen Wirkung in einer "Rechtset​zungsgemeinschaft"
, die durch vertragsändernde
 und inter​pretatorische Kompetenzausweitung
 auf alle Bereiche des Rechts
 vordringt, kön​nen die Verordnungen und Richtlinien der Gemeinschaft jedoch mit staatli​cher Gesetzgebung verglichen werden. "Ob​wohl die Gemeinschaft nur Einzelkompetenzen zur Rechtsetzung ausübt, wird sie durch den Umfang des Kompetenzmosaiks und das Ineinandergreifen seiner Bausteine anschei​nend in die Lage versetzt, so umfassend gesetzgebe​risch tätig zu werden wie der Gesetzge​ber eines Bundesstaates"
. 

Neben den traditionellen Funktionen des Rechts wird der Gemeinschafts​gesetzge​bung als instrumentale Funktion die spezifische Aufgabe zugespro​chen, im Interesse der europäi​schen Integration verschiedene na​tionaler Regeln zu vereinheitlichen
. Wesentli​che Aufgabe der Gemeinschafts​gesetzgebung ist mithin die RXE "Rechtsangleichung"echts​angleichung. Nach Jacques Delors sollen am Ende des Jahrhunderts 80% des Wirtschafts-, Sozial- und Steuerrechts europäi​schen Ur​sprungs sein
. Auch wenn niemand verbindliche Progno​sen abgeben kann, der epochale Wandel von der nationalen zur europäi​schen Staatlichkeit wird deutlich. 

"Die VerorXE "Verordnung"dnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen ver​bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mit​gliedstaat" (Art. 249 Abs.2 EGV). Die Ver​ordnung hat damit die gleiche Wirkung wie ein nationales Gesetz. Der größte Teil der allgemeinen Rechtsgrundsätze, auch der 

Die RichtlXE "Richtlinie"inie bedarf der mitgliedstaatlichen Umsetzung, denn sie ist nur "hinsichtlich des zu erreichenden Ziels verbindlich, überläßt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel" (Art. 249 Abs.3 EGV). Die Richtlinienbestimmung hat, vermittelt durch das sie umsetzende nationale Recht, als Gemeinschaftsnorm Geltung in den Mitglied​staaten, d.h. für die Einzelnen. Deshalb sind Richtlinien LegXE "Legislativakt"islativakte und nicht nur In​struktionen der Gemeinschaft an den nationalen Gesetzge​ber
. Wird auf​grund der oben aufgezeigten Rechtsprechung des Gerichtshofs die unmittelbare Wirkung einer Richtlinie angenommen, sind alle Träger der Verwaltung verpflichtet, diese Vor​schriften anzuwen​den
. In die​sen Fällen hat die Richt​linie, wie die Verordnung, unmittel​bare, nicht nur mittelbare gesetzgebe​rische Wirkung in den Mitgliedstaaten. Die Wirkung der Richt​linie gegenüber den Einzelnen zeigt sich auch in der Verpflichtung zur richt​linienkon​formen Auslegung des nationalen Rechts
 und in dem - seit dem FXE "Rechtssache:Francovich"rancovich-Urteil aner​kannten - gemeinschaftlichen Amtshaf​tungsanXE "Amtshaftungsanspruch"spruch des Einzelnen gegen​über dem säumi​gen Mit​gliedstaat
.  

Ergebnis: 

Die Gemeinschaftsrechtsetzung kann nicht im formellen, sondern nur im materiellen Sinn, als "Gesetzgebung" bezeich​net werden.

VIII. Intergouvernemantales Zusammenwirken der Mitgliedstaaten

Zu nennen sind hier zum einen die Akte der im Rat vereinigten Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten. Beschlüsse der im Rat vereinigten Vertreter der Mitgliedstaaten. Dabei handelt es sich um die verkürzte und vereinfachte Form einer völkerrechtlichen Vereinbarung, die nicht der Ratifizierung durch die nationalen Parlamente bedarf.  

Diese Beschlüsse ergehen auch teilweise aufgrund des EGV (z.B. Ernennung der Richter und Generalanwälte des Europäischen Ge​richtshofs, Art. 223 Abs.1 EGV und des Direktoriums der EZB, Art. 112 Abs.2 lit. b EGV, Festlegung eines Sitzes der Gemein​schaften, Art. 289 EGV). 

IX. Rechtsakte aufgrund des EU-Vertrages 

Aufgrund Titel V EUV (Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik = GASP) und VI EUV (Polizeiliche und justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen) erläßt der Rat aufgrund der Grundsätze und allgemeinen Leitlinien sowie Strategien des Europäischen Rates  (Art. 13 EUV) Rechtsakte.
 Gemeinsame Standpunkte (Art. 12, 15, 34 Abs. 2 lit.a EUV) dokumentieren einen gemeinsamen politischen Willen der Mitgliedstaaten und der Europäischen Union. Sie sind insoweit völkerrechtlich verbindlich, haben aber keine unmittelbare innerstaatliche Geltung.
 Gesteigerte Bindungswirkung für die Mitgliedstaaten wegen der Bestimmtheit der eingesetzten Mittel erzeugen die Gemeinsame Aktion im Rahmen der GASP (Art. 14 EUV) sowie die ihr vergleichbaren Rahmenbeschlüsse und „anderen“ Beschlüsse in der Polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit (Art. 34 EUV). Diese Beschlüsse sind für die Mitgliedstaaten bindend (Art. 14 Abs. 3 EUV)
. 

Weil der Titel V des EU-Vertrages gemäß Art. 46 EUV nicht der Zuständigkeit des Europäischen Gerichtshofs unterliegt, sind diese Rechtsakte nicht gerichtlich überprüfbar. Sie  sollen kein Teil des sogenannten supranationalen Gemeinschaftsrechts sein, sondern in der Art ihres Zustandekommens und ihrer Wirkungen völkerrechtliche Vereinbarungen der Mitgliedstaaten
. Verpflichtungen aus den Gemeinschaftsverträgen bleiben unberührt (Art. 47 EUV). Nach Art. 301 EGV kann der Rat jedoch auf der Grundlage gemeinsamer Standpunkte oder gemeinsamer Aktionen nach den Bestimmungen über die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik auf Vorschlag der Kommission mit qualifizierter Mehrheit Wirt​schaftssanktio​nen verhängen. Für Wirtschaftssanktionen ist der Rat nach Art. 301 EGV an den Standpunkt gemeinschaftsrechtlich gebunden. Die Stellung dieser Befugnis im EGV zeigt aber, daß eine Trennung zwischen einem „supranationalen“ Teil der Union und einem als "intergouver​nemental" und als "völker​recht​lich" bezeich​neten Teil, etwa der GASP (Gemeinschaftliche Außen- und Sicherheits​politik), nicht möglich ist.
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  � BGBl 2001 II, S. 1667 ff., Bekanntmachung des Inkrafttretens vom 20.8.2003 (BGBl 2003 II, S. 1477).


  � Zur Geschichte M. Kipping, Zwischen Kartellen und Konkurrenz, 1996; kurz R. Streinz, Eurorparecht, Rdn 14 ff., S. 8.
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  � BVerfGE 89, 155 (190), im Anschluß an K. A. Schachtschneider/A. Emmerich/Fritsche/Th. C. W. Beyer, Der Vertrag über die Europäi�sche Union und das Grundge�setz, JZ 1993, 751 ff. (758 f.); weitere Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref59259244 \h � \* FORMATVERBINDEN �440�.
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Abs. 2: Die auf der Grundlage der Verträge über die Europäischen Gemein�schaften ergangenen Rechtsakte gelten mit dem Wirksamwerden des Beitritts in dem in Artikel 3 genannten Gebiet, soweit nicht die zuständigen Organe der Europäischen Gemein�schaften Ausnahmeregelungen erlassen. Diese Aus�nahmere�gelungen sollen den verwaltungs�mäßigen Bedürfnissen Rechnung tragen und der Vermeidung wirt�schaftlicher Schwierig�keiten dienen.


Abs. 3: Rechtsakte der Europäischen Gemeinschaften, deren Umsetzung oder Ausführung in die Zuständigkeit der Länder fällt, sind von diesen durch landes�recht�liche Vorschriften umzu�setzen oder auszuführen.
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  � Demgegenüber umschreibt der Terminus "Sekundäres Gemeinschaftsrecht" die Menge der von den Organen der Gemeinschaften nach den Regeln der Ver�träge gesetzten Rechtsakte. Zum Ganzen Th. Opper�mann, Europarecht, Rdn. 464 ff., 510 ff., S. 178 ff., 195 ff.; A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 237 ff.,  S. 121 ff.
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  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 42, S. 21.


  � Zur Staatlichkeit der Europäi�schen Union/Euro�päischen Gemein�schaft und deren Vereinbarkeit mit dem Grundgesetz D. Grimm, Der Mangel an europäi�scher Demo�kra�tie, Der Spiegel 43/1992, S. 57 ff.; P. Häberle, Verfassungsrechtliche Fragen im Prozeß der europäi�schen Einigung, EuGRZ 1992, 429 ff.; M. Herde�gen, Die Belastbarkeit des Ver�fas�sungs�gefüges auf dem Weg zur Europäischen Union, EuGRZ 1992, 589 ff.; W. Philipp, Ein dreistufi�ger Bundes�staat?, ZRP 1992, 433 ff.; K. A. Schacht�schneider, Keine Europäische Union ohne neue Ver�fassung Deutschlands, SZ v. 25.11.1992, S. 15; ders., Maa�stricht: Verfallserscheinung der Demokra�tie, EG��Magazin 1�2/1993, 40 ff.; ders., Die Europäi�sche Union und die Ver�fassung der Deutschen, Aus Politik und Zeitge�schichte, B 28/93, 3 ff.; ders., Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas und die staatliche Integration der Europäischen Union. Ein Beitrag zur Lehre vom Staat nach dem Urteil des Bundes�verfassungs�gerichts zum Vertrag über die Europäische Union von Maastricht, in: ders./W. Blomeyer, (Hrsg.), Die Europäische Union als Rechtsgemeinschaft, 1995, S. 75 ff.; ders., Die Republik der Völker Europas, ARSP, Beiheft 71 (1997), S. 153 ff.; K. A. Schacht�schneider / A. Emmerich�Frit�sche / Th. C. W.Beyer, Der Vertrag über die Europäi�sche Union und das Grundge�setz, JZ 1993, 751 ff.; R. Scholz, Grundge�setz und europäische Einigung, NJW 1992, 2593 ff.; ders., Europäi�sche Union und Ver�fassungs�reform, NJW 1993, 1690 ff.; ders., Euro�päische Union und deutscher Bundes�staat, NVwZ 1993, 817 ff.; W. von Simson / J. Schwarze, Europäi�sche Integra�tion und Grundge�setz, Maa�stricht und die Folgen für das deut�sche Verfas�sungsrecht, 1992; P. Huber, Maa�stricht � ein Staats�streich?, 1993; U. Di Fabio, Der neue Art. 23 des Grundge�setzes � Positi�vierung vollzogenen Verfassungs�wandels oder Ver�fassungsneuschöp�fung?, Der Staat 32 (1993), S. 191 ff.; H.-J. Blanke, Der Unions�vertrag von Maastricht � Ein Schritt auf dem Weg zu einem europäischen Bundesstaat?, DÖV 1993, 412 ff.; K. Doehring, Staat und Ver�fassung in einem zusammenwach�senden Europa, ZRP 1993, 98 ff.; D. Murswiek, Maastricht und der pouvoir constituant, Der Staat 32 (1993), 161 ff.; H. H. Rupp, Muß das Volk über den Vertrag von Maastricht entscheiden?, NJW 1993, 38 ff.; ders., Maa�stricht � eine neue Ver�fassung?, ZRP 1993, 211 ff.; A. Weber, Zur künftigen Verfassung in der Europäi�schen Gemeinschaft, JZ 1993, 325 ff.; K. Wolf, Die Revision des Grundge�setzes durch Maastricht, JZ 1993, 594 ff.; F. Ossenbühl, Maastricht und das Grund�gesetz � eine verfassungsrecht�liche Wende?, DVBl. 1993, 629 ff.; C. O. Lenz, Vertrag von Maa�stricht � Ende demokratischer Staat�lichkeit?, NJW 1993, 1962 ff.; J. H. Kaiser, Die politi�sche Klasse verhält sich pflichtwidrig, Deutsch�land in Europa nach dem Vertrags�werk von Maastricht, FAZ v. 4.8.1993, S. 8; Ch. Kirchner / J. Haas, Rechtliche Grenzen für Kom�petenzüber�tragungen auf die Europäische Ge�meinschaft, JZ 1993, 760 ff.; H. P. Ipsen, Die Bundesrepublik Deutschland in der Europäischen Union, HStR, Bd. VII, 1992, § 181, Rdn. 11 ff.; P. Kirchhof, Der deutsche Staat im Prozeß der Europäischen Union, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 1 ff., 14 ff., 39 ff., 57 ff.; I. Pernice, Deutschland in der Europäischen Union, HStR, Bd. VIII, § 191, Rdn. 35 ff.; vgl. auch § 4 III.


  � Ähnlich Art. 1 Abs. 2 EUV.


  � Wie hier H. H.Rupp, NJW 1993, 38, 40: "Das vom Maastrichter Vertrag kon�zipierte Gemein�we�sen ist nicht mehr nur »Zweckverband« mit begrenzter Ermäch�tigung nach dem Muster der bisheri�gen Europäischen Gemeinschaften"; R. Scholz, NVwZ 1993, 817 f.: "Wo die EG noch auf dem kompetentiellen Prinzip der Einzel�ermächtigung basier�te, dort wächst die Europäi�sche Union � trotz Art. E EUV � zumindest faktisch in die Struktur einer Genera�lermächtigung hinein; den Trägern der europäischen Zentralzu�stän�digkeit wachsen Kom�petenzen in umfassenden Zustän�dig�keitsbereichen zu, so daß von dem Grundsatz der be�schränkten Einzelermächti�gung nur noch sehr beschränkt ausgegan�gen werden kann."; Ch. Tomuschat, Die Europäi�sche Union unter der Aufsicht des Bundes�verfassungs�gerichts, EuGRZ 1993, 489, 493: "Die Europäische Union soll sich grund�sätzlich aller vitalen Fragen annehmen können, welche der Gesamtheit der zwölf Staaten im geschichtlichen Prozeß der Existenzbehauptung begegnen können"; vgl. weiter die Sachver�ständi�gen�äußerungen vor der Gemein�samen Verfassungskommission von Bundestag und Bundesrat am 22.05.1992 zur Europäischen Union, wiedergegeben in ZRP 1992, 279, 280: "ein im Prinzip auf alle Lebensbereiche (sich) erstreckender politischer Zusammen�schluß"; vgl. § 4 III, IV.


  � Ähnlich F. L. Stauffenberg / Chr. Langenfeld, Maastricht � ein Fortschritt für Europa?, ZRP 1992, 252, 255; vgl. die Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref58656009 \h � \* FORMATVERBINDEN �37�; dazu § 4 III und § 6.


  � K. A. Schachtschneider, Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/93, S. 3, 6; dazu J. Ringler, Die Europäische Sozialunion, 1997; Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1629 ff., S. 693 ff., insb. Rdn. 1672 f., S. 717 f.; vgl. § 4 III.


  � Art. 3 lit. m) EGV i.V.m. Art. 157 EGV.


  � Art. 3 lit. o) a.F. i.V.m. Art. 154 ff. EGV.


  � Art. 3 lit. t) EGV i.V.m. Art. 153 EGV.


  � Art. 3 lit. u) EGV.


  � Vgl. M. Seidel, Zur Verfassung der Europäischen Gemeinschaft nach Maastricht, EuR 1992, 125, 132; Th. Oppermann / C. D. Classen, Die EG vor der Europäi�schen Union, NJW 1993, 5, 12; i. Erg. auch Th. Oppermann, Der Maa�strichter Unionsvertrag - Rechts�politische Wertung, in: Hrbek (Hrsg.), Der Vertrag von Maa�stricht in der wissenschaftli�chen Kontroverse, 1993, S. 103, 108 f.; ders., Europarecht, Rdn. 933 ff., S. 353 ff., Rdn. 982 ff., S. 373 ff., Rdn. 1025 ff., S. 389 ff. (umfassend zu den Politiken der Wirtschafts-, Währungs- und Wettbewerbsunion); F. L. Stauf�fenberg / Chr. Langenfeld, ZRP 1992, 252, 253; J. Schwarze, Das Staats�recht in Europa, JZ 1993, 585, 586, 587 f.; G. F. Schuppert, Zur Staats�werdung Europas, Staatswissen�schaften und Staats�praxis 1/1994, S. 35, 53 ff. m.Nachw.


  � Art. 3 lit. l) EGV in Verbindung mit Art. 174 ff. EGV.


  � Art. 3 lit. p) EGV in Verbindung mit Art. 152 Abs. 4 EGV.


  � Art. 3 lit. q) EGV in Verbindung mit Art. 149 f. und Art. 151 EGV.


  � Art. 3 lit. r) EGV in Verbindung mit Art.177 ff. EGV.


  � Art. 3 lit. u) EGV.


  � Wie hier A. Bleckmann, Der Vertrag über die Europäische Union, DVBl. 1992, 335, 336, der eine "erhebliche Ausweitung" der Personenverkehrsfreiheit gegenüber dem EWG��Vertrag sieht; Th. Opper�mann, in: Hrbek (Hrsg.), Der Vertrag von Maastricht in der wissenschaftlichen Kon�toverse, S. 103, 111; ders., Europarecht, Rdn. 1567 ff., S. 658 ff.; N. Dautzenberg, Der Vertrag von Maastricht, das neue Grundrecht auf allgemeine Freizügigkeit und die beschränkte Steuerpflicht der natürli�chen Personen, BB 1993, 1563, 1564 ff.


  � Art. 3 lit. d) EGV i.V.m. Art. 61 ff. EGV; dazu Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1567 ff., S. 658 ff.


  � ABl. 1992 Nr. C 191/91 bzw. Nr. C 191/90; dazu J. Ringler, Die Europäische Sozialunion, 1997, S. 182 ff.; Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1629 ff., S. 693 ff., insb. Rdn. 1630 ff., S. 694/6.


  � Vgl. insbesondere Art. 2 Abs. 3 Abkommen über die Sozialpolitik. Nach Abs. 6 gilt "dieser Artikel nicht für das Arbeitsentgelt, das Koalitionsrecht, das Streik�recht sowie das Aussper�rungs�recht"; zur Beschäftigungspolitik Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1644 ff., S. 702 ff., zum Arbeitsschutz Rdn. 1648 ff., S. 704 f., zur sozialen Sicherheit Rdn. 1651 ff., S. 706 f.


  � Hierzu näher G. Schuster, Rechtsfragen der Maastrichter Vereinbarungen zur Sozialpo�litik, EuZW 1992, 178, 179 f.; H.-U. Reh, Europäische Sozialpolitik und Sub�sidiarität, in: Merten (Hrsg.), Die Subsidiarität Europas, 1993, S. 59, 70.


  � So auch G. Schuster, EuZW 1992, 178, 181; R. Geiger, EG�Vertrag, 1993, Rdn. 16 zu Art. 117 EGV; H.-U. Reh, a.a.O. Das Protokoll über die Sozialpolitik selbst wird Bestand�teil des EG�Ver�trages nach Art. 239 EGV; J. Ringler, Die europäische Sozialunion, S. 185 ff.


  � A. Junker, Arbeits� und Sozialrecht in der Europäischen Union, JZ 1994, 277, 280; E. Klein/ A. Haratsch, Neuere Entwicklungen des Rechts der Europäischen Gemeinschaf�ten, 1. Teil, DÖV 1993, 785, 795; zu Konkurrenzfragen G. Schuster, EuZW 1992, 178, 187.


  � Für P. Häberle, EuGRZ 1992, 429, 431, wird in diesem Zusammenhang "die Evolu�tion, ja Revolution im Prozeß der europäischen Einigung evident"; K. Doeh�ring, ZRP 1993, 98, 102: "Das Fazit für die Maastricht�Union lautet: Es findet ein quantitativer Zuwachs an Zuständigkeiten der EWG statt und es findet auch ein qualitativer Zuwachs an Zustän�digkei�ten der EWG statt"; R. Scholz, NJW 1992, 2593, 2594; ders., NJW 1993, 1690, 1691, für die Gemeinsame Verfassungs�kom�mis�sion von Bundestag und Bundesrat und der Sonderaus�schuß "Europäische Union (Vertrag von Maa�stricht)" des Deutschen Bundesta�ges, Beschluß�empfehlung und Bericht vom 27.11.1992, S. 26 konzediert einen "prin�zipiellen Qualitäts�sprung"; ebenso F. Ossenbühl, DVBl. 1993, 629 f.; H. H. Rupp, ZRP 1993, 211, 212 f.; R. Scholz, NVwZ 1993, 817, 818 f.; Ch. Tomuschat, EuGRZ 1993, 489, 493: "Der Maa�strichter Vertrag löst sich von der bisher vorherrschenden Philoso�phie des Zweck�verbandes"; R. Breuer, Die Sackgasse des neuen Europaartikels (Art. 23 GG), NVwZ 1994, 417, 419 f.: "Über�blickt man diese Aufgabenfülle, so läßt sich die Europäische Ge�mein�schaft ... nicht mehr über�zeugend als Zweckverband qualifi�zie�ren.".


  � BGBl 1998 II S. 386 vom 16.4.1998.


 � Bekanntmachung vom 6. 4. 1999 über das Inkrafttreten: BGBl 1999 II S. 296. Deutschland hat als erster Mitgliedstaat am 7.5.1998 die Ratifikationsurkunde in Rom hinterlegt.


  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 240 ff., S. 103 ff., in: von der Groeben / Schwarze, EU-/EG-Vertrag, Komm., 6. Aufl. 2003, Art. 6 § 4, Rdn. 24 ff.


  � Seit dem Vertrag von Nizza genügt "die eindeutige Gefahr einer schwerwiegenden Verletzung durch einen Mitgliedstaat" als Grundlage geeigneter Empfehlungen des Rates (Art. 7 Abs. 1 S. 1 EUV).


  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 311 ff., S. 128 f., Rdn. 1575 ff., S. 661 f.


  � Der Schengen-Besitzstand ist im Anhang des “Protokolls zur Einbeziehung des Schengen - Besitzstandes in den Rahmen der Europäischen Union” aufgeführt (BGBl 1998 II, S. 429 ff.); dazu Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1553 ff., S. 653 f.


  � Eine Auflistung der Protokolle findet sich in der “Schlußakte mit Erklärungen” zum Vertrag von Amsterdam (BGBl 1998 II, S. 440 ff.; Sartorius II, Nr. 147a).


  � Dazu Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1644 ff., S. 701 ff.


  � Protokoll über die Sozialpolitik mit Abkommen zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs Groß�britan�nien und Nordirland über die Sozialpolitik nebst zwei Erklärun�gen; vgl. Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref56937472 \h � \* FORMATVERBINDEN �52�. 


  � Dazu Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1650 ff., S. 705 ff.


  � Dazu Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1993 ff., S. 865 ff., insb. Rdn. 2005 ff., S. 870 ff.


  � Dazu Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 304 ff., S. 126 ff., Rdn. 1688 ff., S. 725 ff., Rdn. 2077 ff., S. 904 ff.


  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 2081, S. 905.


  � Dazu A. Hatje, Die institutionelle Reform der Europäischen Union – der Vertrag von Nizza auf dem Prüfstand, EuR 36 (2001), S. 143 ff.; J. Schwarze, Europäische Verfassungsperspektiven nach Nizza, NJW 2002, 993 ff. 


  � Vgl. Art. 2, 3 und 4 des Protokolls (Nr. 7) über die Erweiterung der Union von 2001 (Sartorius II Nr. 151); dazu §§ 7, 8, 9.


  � Nämlich mit dem Vertrag von Nizza: Art. 23 I; 24 II, III EUV; Art. 13 II; 18 II; 67 II, III, IV; 100 I, II; 111 IV; 123 IV; 133; 157 III, 159 III; 181a; 190 V; 191; 207; 214; 223 IV; 224 IV; 247 III; 248 IV Uabs. 5; 259; 263; später: Art. 62 II a, III; 63 I, II a, III a, b; 66; 161; 279 I EGV.


  � So schon EuGH v. 23.04.1986 - Rs. 294/83 (Les Verts/Parlament), Slg. 1986, 1339 (1365); B. Beutler, in: BBPS, S. 44 f.; M. Zuleeg, in: v. d. Groeben/Schwarze, EU-/EG-Vertrag, Art. 1 EG, Rdn. 10; B. Butler, daselbst, Art. 6 EU, Rdn. 1 ff., 20 ff:, der vom „Konstitutionalisierungsprozeß“ spricht; A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 243 ff., S. 122 ff., selbst kritisch; weitere Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref59261733 \h � \* FORMATVERBINDEN �409�.


  � Zum Gemeinschaftsrecht als Völkerrecht R. Streinz, Europarecht, Rdn. 107 ff., S. 44 ff., auch zur Lehre der "Autonomisten" (Rechtsordnung sui generis) und zur Gesamtaktslehre von H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 290); für die "genuin europarechtliche" autonomistische Dogmatik des Gemeinschaftsrechts Th. Oppermann, Europarecht, Rdn 616 ff., S. 230 ff.


  � Dazu A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 243 ff., S. 122 ff., Rdn. 248 ff., S. 125 ff., Rdn. 270 ff., S. 133 ff., Rdn. 282 ff., S. 139 ff.


  � VVDStRL 23 (1966), S. 17 ff., 31; ähnlich P. Badura, daselbst, S. 54 ff., 66 ff., 100; von "'Verfassunggebung' für die Gemeinschaften" spricht auch G. Nicolay�sen, Europarecht I, S. 30.


  � J. Ringler, Die europäische Sozialunion, S. 21 ff., insb. S. 33 ff.; W. Hankel / W. Nölling / K. A. Schachtschneider / J. Starbat�ty, Die Euroklage. Warum die Währungsunion scheitern muß, 1998, S. 192 ff.; K. A. Schachtschneider, Wirtschaftliche Stabilität als Rechtsprinzip, in: dies., Die Euro-Illusion. Ist Europa noch zu retten?, 2001, S. 314 ff.; i.d.S. auch Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1629 ff., S. 693 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 9 ff., 15 ff., 33 ff., 92 ff.


  � Zur Brüderlichkeit als dem Sozialprinzip K. A. Schacht�schneider, Res publica res populi. Grundlegung einer Allgemeinen Republiklehre. Ein Beitrag zur Freiheits-, Rechts- und Staatslehre, 1994, S. 234 ff.; ders., Grenzen der Kapitalverkehrsfreiheit, S. 289 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 299, 350 f., 573 ff., 625; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 5 f.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Grenzen der Kapitalverkehrsfreiheit, in: ders. (Hrsg.), Rechtsfragen der Globalisierung, 2002, S. 289 ff.


  � Entgegen den Bedenken von A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 243 ff., S. 122 f.


  � So Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 616 ff., S. 230 ff.; zum Meinungsstand J. Schwarze, Das allgemeine Völkerrecht in den innergemein�schaftlichen Rechtsbeziehungen, EuR 1983, 1 (5 ff.); B. Simma / Chr. Vedder, in: Grabitz, Rdn. 19 ff. zu Art. 210 m.N. auch zur Rspr. des EuGH; R. Streinz, Europarecht, Rdn. 107 ff., S. 44 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 83 ff.; ders. (O. Gast), Sozialistische Schulden nach der Revolution, S. 29 ff., auch S. 50 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 42 ff.


  � K. A. Schachtschneider (O. Gast), Sozialistische Schulden nach der Revolution, S. 29 ff., auch S. 50 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 83 ff.


  � Metaphysik der Sitten, ed. Weischedel, Bd. 7, S. 431.


  � BVerfGE 89, 155 (183); dazu K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staat�lichkeit der Europäischen Union, S. 100 f.


  � BVerfGE 89, 155 (184, 186, 188 ff.).


  � K. A. Schachtschneider, Die Republik der Völker Europas, S. 165 ff., 170 ff., 174 ff.


  � Dazu § 3 III.


  � EuGH v. 14.12.1971 - Rs. 7/71 (Kommission/Frankeich, "Versorgungsagentur"), Slg. 1971, 1003 ff.; EuGH v. 8.4.1976 – Rs. 43/75 (Defrenne II), Slg. 1976, 455 ff.; Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 501 ff., S. 193 f.; Bedenken bei A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 246, S. 123.


  � Vgl. (unklar) R. Streinz, Europarecht, Rdn. 123, S. 54; vgl. auch Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref58212633 \h � \* FORMATVERBINDEN �111�.


  � Vgl. Art. 210, 211, 228 ff. EGV; dazu ähnlich A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 908 ff., S. 375 ff.; vgl. auch Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1681 f., S. 722 f. (ohne Dogmatik).


  � Eine vergleichbare Regelung findet sich in Art. 190 Abs. 4 EGV.


  � Im Maastricht-Urteil, BVerfGE 89, 155 (177, 199), spricht das Gericht von einer "verein�fachten Ver�trags�änderung". Art. 23 Abs. 1 S. 3 GG  unterwirft ge�rade wegen der primärrechtlichen "Evo�lu�tiv�klau�seln" neben der Be�gründung der Euro�päischen Union und förmli�chen Änderungen deren ver�traglicher Grund�lagen auch "ver�gleich�bare Regelun�gen", durch die das Grund�gesetz seinem Inhalt nach geändert oder er�gänzt wird, einem Verfahren der Änderung des Grundgesetzes gemäß Art. 79 Abs. 2, 3 GG; vgl. hierzu R. Scholz, NJW 1993, 1690, 1691.


  � So ausdrücklich der Sonderausschuß "Europäische Union (Vertrag von Maa�stricht)" des Deutschen Bun�des�tages, Beschlußempfehlung und Bericht vom 27.11.1992, S. 31 f.


  � So aber unverändert das Bundesverfassungsgericht im Maastricht-Urteil, BVerf�GE 89, 155 (190, 199); hierzu auch BVerfGE 75, 223 (242); M. Schweit�zer / W. Hummer, Eu�ropa�recht, S. 147 ff.; zurückhaltend U. Everling, DVBl. 1993, 936, 942; ablehnend bereits ders., Das euro�päische Ge�mein�schafts�recht im Spannungsfeld von Politik und Wirt�schaft, in: Fest�schrift für Hans Kut�scher, 1981, S. 155, 160 f.


  � Vgl. Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 506 f., S. 194; W. Meng, in: v. d. Groeben/Schwarze, EU-/EG-Vertrag, Komm., 6. Aufl. 2003, Art. 48 EU, Rdn. 82 ff. (ohne Kritik).


  � Strittig, dazu D. Wilke, Bundesverfassungsgericht und Rechtsverordnungen, AöR 98 (1973), S. 196 ff., insb. 243 ff.; F. Ossenbühl, Rechtsverordnung, HStR, Bd. III, 1988, § 64, Rdn. 21 f.; vgl. BVerfGE 2, 307 (327 ff.); 15, 268 (271 ff.).


  � Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76183396 \h ��235�.


  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 473 ff., 479 ff., S. 182 ff., 184 ff.; A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 237, S. 121; R. Streinz, Europarecht, Rdn. 347 ff., S. 128 ff.; zum Vorrang bestimmter Rechtsgrundsätze, wie die des Art. 6 Abs. 1 EUV, letztlich die der menschheitlichen Verfassung, A. v. Arnauld, Normenhierarchien innerhalb des primären Gemeinschaftsrechts – Gedanken im Prozeß der Konstitutionalisierung Europas, EuR 2003, 191 ff.


  � Dazu völkerrechtlich A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 282 ff., S. 139 ff.; R. Streinz, Europarecht, Rdn. 354 ff., S. 130 ff.; Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 482 ff., S. 185 ff.


  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 487 f., S. 187 f.


  � Dazu A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 270 ff., S. 133 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 722 ff., 1086 ff.; ders., Sittlichkeit und Moralität, S. 20 ff., 34 ff., insbesondere S. 38 ff.


  � EuGH v. 5.10.1978 - Rs. 26/78 (Inami/Viola, "Individualrente"), Slg. 1978/1771 ff.; Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 511, S. 196.


  � Art. 1 Abs. 3 S. 1 EUV.


  � So explizit die Erklärung der Hohen Vertragspar�teien im (10.) Protokoll über den Übergang zur dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion (Sartorius 151, Nr. 25).


  � Vgl. K. A. Schachtschneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 751, 758 f.; M. Heintzen, Hier�archisierungsprozesse innerhalb des Primär�rechts der Europäi�schen Ge�mein�schaft, EuR 1994, 35, 47 f., sieht wie hier in Art. 2 Abs. 1 Spstr. 5 EUV "materielle Vorgaben" für eine ge�mein�schafts�rechtskonforme Änderung des Primärrechts, will dies aber auf den Fall von Vertrags�änderungen im Rahmen der Revisionskonferenz gemäß Art. 48 Abs. 2 EUV beschränken.


  � BVerfGE 89, 155 (204); dazu K. A. Schachtschneider, Das Recht und die Pflicht zum Ausstieg aus der Währungsunion, in: Die Euro-Illusion, S. 314 ff.


  � G. Meier, Die rechtlichen Grenzen für einen Beitritt zu den europäischen Ge�mein�schaf�ten, EuR 1978, 12 (15 ff.); Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1841 ff., S. 799 ff.; Ch. Vedder, in: Grabitz, Rdn. 5 zu Art. 237 m.N.; Th. Bruha/O. Vogt, Rechtliche Grundfragen der EU-Erweiterung, VRÜ 1997, S. 477 ff.; vgl. auch R. Streinz, Europarecht, Rdn. 63 ff., S. 30 f.


  � So die in Abs. 4 der Präambel des Assoziierungsabkommens mit der Türkei vom 12. Septem�ber 1963 (ABl. 1964, S. 3687 ff.) zugrundegelegte Interpretation des Art. 237 EWGV. Ein am 8. Juli 1987 gestelltes Beitritts�gesuch Marokkos (Bull. EG 7-8/1987, Zifer 2.2.35) hat darum eher visionären Charakter.


  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 1844, S. 801; Ch. Vedder, in: Grabitz/Hilf, Das Recht der Europäischen Union, 1999, Rdn. 6 ff. zu Art. 237; W. Meng, in: v. d. Groeben/Schwarze, EU-/EG-Vertrag, Art. 49 EU, Rdn. 52 ff.
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  � Kant, Metaphysik der Sitten, Einteilung der Rechtslehre, B, S. 345; P. Häberle, Die Ver�waltung 25 (1992), S. 2 f., 12 f., 18; K. A. Schacht�schneider, Res publica res populi, S. 253 ff., 275 ff., 325 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2., 5. und 7. Kapitel; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 15 ff.


  � Zum Begriff der Gebietshoheit, der von dem der territorialen Souveränität zu unter�scheiden ist, A. Verdross, Völkerrecht, 5. Aufl. 1964, S. 266 ff.; ebenso W. Graf Vitzthum, Staatsgebiet, HStR, Bd. I, 1987, § 16, Rdn. 4; J. Isensee, HStR, Bd. I, 1987, § 13, Rdn. 34.; ders., Grenzen der Kapitalverkehrsfreiheit, S. 316 ff., ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 52 f.


  � H. Krüger, Allgemeine Staatslehre, S. 847 ff.; J. Isensee, HStR, Bd. I, 1987, § 13, Rdn. 34; W. Schmitt Glaeser, Private Gewalt im politischen Meinungs�kampf. Zugleich ein Beitrag zur Legitimität des Staates, 1990, S. 116 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Sittlichkeit und Moralität, S. 23 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff., 707 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 7. Kap. II; ders., Sittlichkeit und Moralität, S. 20 ff., 23 ff.


  � I.d.S. P. Kirchhof, Europäische Einigung und Verfassungsstaat, S. 95; zum Zu�sammen�hang der "Struktur�prinzipien des modernen Staates: Einheit und Legitimität" W. Schmitt Glaeser, Private Gewalt im politischen Meinungs�kampf, S. 116 ff., zum Prinzip "Legitimi�tät", S. 123 ff.; K. A. Schachtschneider, Existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 87 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 53.
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  � A. A. BVerfGE 22, 293 (296); 37, 271 (277 f.); G. Nicolaysen, Europarecht I, 1991, S. 30; A. Bleck�mann, Europarecht, Rdn. 993 f., S. 413 f. (nicht unkritisch); nicht eindeutig BVerfGE 89, 155 (175), ("... Akte einer besonderen, von der Staatsgewalt der Mitglied�staa�ten geschiede�nen öffentli�chen Gewalt einer supranationalen Organisa�tion ..."); P. Kirchhof, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 69, spricht von "anderem Recht"; ders., Gegenwarts�fragen an das Grundge�setz, JZ 1989, 454; H. P. Ipsen, HStR, Bd. VII, 1992, § 181, Rdn. 58, spricht von "unterschiedli�chen Rechts�massen der natio�nalen Rechtsordnungen und der Gemein�schaftsord�nung ver�schiedenen Geltungs�grundes"; ders., ***, in: A. Bog***; G. Ress, Staatszwecke im Ver�fassungsstaat - nach 40 Jahren Grundgesetz, VVDStRL 48 (1990), S. 81, spricht vom "Nebeneinander zweier Rechtsord�nungen"; i.d.S. auch J. A. Frowein, ZaöRV 1994, 4 f.; Th. Opper�mann / C. D. Classen, Europäische Union - Erfüllung des Grundge�setzes, in: Aus Politik und Zeitgeschich�te, B 28/93, S. 11 ff., sprechen von "nicht�deutscher Hoheits�gewalt"; die "Gesamt�akt�theorie", welche die Eigen�ständigkeit der Gemein�schaftsrechtsordnung lehrt (vor�nehmlich H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 60 ff., 290, 295 f., 736 ff.), kritisiert insoweit richtig R. Streinz, Bundesverfassungs�gericht�licher Grund�rechtsschutz und Europäisches Gemein�schaftsrecht, 1989, S. 94 ff., 102 ff.; der im Text ver�tretenen Dogma�tik der Gemein�schafts�gewalt als Ausübung deutscher Staat�lichkeit öffnet sich vorsichtig H. P. Ipsen, EuR 1994, 12; A. Schmitt Glaeser, Grundgesetz und Europarecht, S. 170 f., sieht das „Sekundärrecht“ als integralen Bestandteil des nationalen Rechts, nihct das Primärrecht (?), das nationale Verfassungsrecht sei dagegen in „die europäische Rechtsordnung“ einbezogen (S. 172 ff.).


  � So aber BVerfGE 22, 293 (296); EuGH v. 15.07.1964 - Rs. 6/64 (Costa/�ENEL), Slg. 1964, 1251 (1269 ff.); i.d.S. auch Th. Opper�mann, Europarecht, Rdn. 466, S. 179 f. („autonome Rechtsordnung“); A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 352, S. 160; H. Mosler, HStR, Bd. VII, 1992, § 175, Rdn. 17 ff.; auch A. Schmitt Glaeser, Grundgesetz und Europarecht, S. 25 ff., 43 ff., 100 ff. (105); Ch. Tomuschat, HStR, Bd. VII, 1992, § 172, Rdn. 43 ff., räumt in Rdn. 45 ein, daß eine "Autonomie der Europäischen Gemeinschaft als selb�ständiger Hoheits�träger nicht anerkannt wird."; P. Kirchhof, Europäische Einigung und Verfassungsstaat, S. 88, sieht die "Grenze vom Staatenbund zum Bundesstaat überschritten, wenn die bisherigen Mitglied�staaten unumkehrbar in die Europäi�sche Gemeinschaft eingeord�net und dieser das Recht zur "origi�nären Rechts�etzung und Rechts�gestaltung" zugewachsen wäre"; ders., HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 38; ders., Verfassungs�rechtlicher Schutz und inter�nationaler Schutz der Men�schenrechte: Kon�kurrenz oder Ergänzung?, EuGRZ 1994, 27, spricht aber von "der un�mittelbaren Geltung und Anwendung eines Rechts aus anderer Quelle innerhalb des Hoheits�bereichs"; R. Streinz, Bundes�verfassungs�ge�richt�licher Grund�rechtsschutz und Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1989, S. 102 ff., 107 ff., 125 ff., 143, 147 u. ö., kritisiert die Lehre der "Autonomisten" des Ge�meinschafts�rechts aus völkerrecht�lichen (nicht aus freiheitli�chen) Annahmen; A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 993, S. 413 („dem Bundesrecht in Bundesstaaten vergleichbare autonome Rechtsordnung“), der aber den völkerrechtlichen Status des Gemeinschaftsrechts (Rdn. 994) betont; das Maa�stricht-Urteil enthält den Begriff der "autono�men Rechtsquelle" nicht mehr.


  � K. A. Schachtschneider, Die Staatlichkeit der Europäischen Gemeinschaft, in: M. Vollkom�mer (Hrsg.), Auf dem Weg in ein vereintes Europa, Atzelsberger Gespräche 1992, Erlanger For�schungen Reihe A, 1994, S. 81 ff., auch veröffentlicht in: M. Brunner (Hrsg.), Kartenhaus Europa? Abkehr vom Zentralismus - Neuanfang durch Vielfalt, 1993, S. 117 ff.; vgl. auch ders., Die Republik der Völker Europas, S. 161 ff., 170 ff.


  � Kant, Grundlagen zur Metaphysik der Sitten, ed. Weischedel, Bd 6, S. 81 ff., 88 ff.; ders., Kritik der praktischen Vernunft, daselbst, S. 144; K. A. Schachtschneider, Freiheit in der Republik, 2. Kap. VII, acuh 5. Kap.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 18 ff.; ders., Sittlichkeit und Moralität, S. 2 ff.


  � W. Hallstein, Der unvollendete Bundesstaat, 1969, S.***; Th.Oppermann, Europarecht, Rdn. 464 ff., S. 178 ff., Rdn. 890 ff., S. 336 ff. (selbst vorsichtig, zweifelnd, unklar); R. Streinz, Europarecht, Rdn. 115 ff., S. 48 ff.; auch BverfGE 89, 155 (175).


  � Europarecht, Rdn. 466, S.179; kritisch A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 329 ff., S. 155 ff., Rdn: 347 ff., S. 159 ff.; dagegen auch A. Schmitt Glaeser, Grundgesetz und Europarecht, S. 23 ff. (43).


  � Ch. Amrhein-Hofmann, Monismus und Dualismus in den Völkerrechtslehren, 2003, S. 88 f., 93 f., 111; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 159 f., 163 f.; ders., Die Rechtsverweigerung im Euro-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts, in: W. Hankel/W. Nölling/K. A. Schachtschneider/J. Starbatty, Die Euro-Illusion. Ist Europa noch zu retten?, 2001, S. 327 f.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 54 ff.; Ch. Amrhein-Hofmann, Monismus und Dualismus in den Völkerrechtslehren, 2003, S. 261 ff., 325; D. I. Siebold, Die Welthandelsorganisation und die Europäische Gemeinschaft. Ein Beitrag zur globalen wirtschaftlichen Integration, 2003, S. 201 ff., 250 ff., 269; A. Emmerich-Fritsche, Recht und Zwang im Völkerrecht, S. 123 ff. (133).


  � Dazu Ch. Amrhein-Hofmann, Monismus und Dualismus in den Völkerrechtslehren, 2003, S. 80 ff.; K. Doehring, Völkerrecht, 1998, § 13, S. 294 ff.; (dazu § 5).


  � So etwa P. Kirchhof, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 45; ders., Europäische Eini�gung und Verfassungsstaat, S. 99; E. Klein, VVDStRL 50 (1991), S. 67 ff., 79; R. Bern�hardt, HStR, Bd. VII, 1992, § 174, Rdn. 28; R. Streinz, Bundesverfassungs�gerichtlicher Grundrechts�schutz und Europäi�sches Gemeinschaftsrecht, S. 107 ff.; Ch. Amrhein-Hofmann, Monismus und Dualismus in den Völkerrechtslehren, 2003, S. 314 ff., 319 ff. (321).


  � BVerfGE 89, 155 (190). Der Maastricht-Vertrag hatte die Integra�tion entgegen dem Prinzip ständiger Freiwil�ligkeit der Mitgliedschaft in den Gemeinschaften un�umkehr�bar festgelegt (vgl. K. A. Schachtschnei�der / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 758 f.) und ist vom Bundesverfassungsgericht auch insoweit ver�fassungskon�form korrigiert worden; P. Kirchhof, Europäische Einigung und Verfas�sungsstaat, S. 88 (Zitat in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76355352 \h ��193�); ders., EuGRZ 1994, 27, 35 f.; ders., HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 46, wo er al�lerdings die Vertrags�auflösung durch "actus contrarius" den Mitgliedstaaten als "Herren der Verträge" vorbehält, im Wider�spruch zur Dogmatik vom nationalen Rechtsanwendungsbefehl als Geltungsgrund der Rechts�ordnung der Gemeinschaft (Rdn. 45); so auch A. Schmitt Glaeser, Grundgesetz und Europarecht, S. 41 f.


  � K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 72 ff.; so aber BVerfGE 45, 142 (169); 52, 187 (199); 73, 339 (367 f., 375); und jetzt, wie zitiert, BVerfGE 89, 155 (190).


  � Vgl. die Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76355434 \h ��252�.


  � Ph. Kunig, Völkerrecht und staatliches Recht, in: W. Graf Vitzthum (Hrsg.), Völkerrecht, S. 148 ff., W. Riedolf, Völkerrecht und Deutsches Recht, 1967, S. 195 ff., 205; Ch. Amrhein-Hofmann, Monismus und Dualismus in den Völkerrechtslehren, S. 314 ff., 319 ff.; K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 99 f.


  � Dazu Ch. Tomuschat, GG, Bonner Komm., Art. 24, Rdn. 28; A. Randelzhofer, in: Th. Maunz / G. Dürig, GG, Art. 24, Rdn. 63.


  � Vgl. die Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76355533 \h ��243�.


  � Ebenso BVerfGE 58, 1 (27); auch BVerfGE 31, 145 (173 f.).


  � K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 100. ders., Die Republik der Völker Europas, S. 63; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 74 f.


  � Leitsatz 7 und B 2 b, BVerfGE 89, 155 (175), in expliziter Abweichung von BVerfGE 58, 1 (27); dieser Dogmatik öffnet sich H. P. Ipsen, EuR 1994, 12.


  � M. Zuleeg, JZ 1994, 2.


  � W. Löwer, Zuständigkeiten und Verfahren des Bundesverfassungsgerichts, HStR, Bd. II, 1987, § 56, Rdn. 148 f., auch Rdn. 58; K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 74 ff., 77 ff.


  � Diesen Schluß zieht auch H. P. Ipsen, EuR 1994, 12, als Konsequenz des Maa�stricht-Urteils; i.d.S. auch J. A. Frowein, ZaöRV 1994, 4 f.; K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 74 f.; ders., Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 126 ff.; vgl. BVerfGE 73, 339 (366 ff.); 75, 223 (233 F.); P. Kirchhof, Rechtsschutz durch Bundesverfassungsgericht und Europäischen Gerichtshof, ***, S. 118 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 87 ff., 111 ff.; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 161 ff. (163); ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 75.; nur Deutsche bilden das Volk i. S. des Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG, BVerfGE 83, 37 (50 ff.); 83, 60 (71 ff.); i.d.S. auch das Maastricht-Urteil, BVerfGE 89, 155 (188 ff.).


  � BVerfGE 89, 155 (188 ff.) u. ö.; so auch P. Kirchhof, Europäische Einigung und Verfas�sungsstaat, S. 85, 95; H. Steinberger, VVDStRL 50 (1991), S. 17 ff.; zur inneren und äußeren Souveränität als Begriff etwa A. Randelz�ho�fer, Staats�gewalt und Souverä�nität, HStR, Bd. I, 1987, § 15, Rdn. 1 ff., 23 ff., 35 ff.; J. Isensee, Staat und Verfassung, HStR, Bd. I, 1987, § 13, Rdn. 87 ff; K. Doehring, Staat und Verfassung in einem zusammen�wachsenden Europa, ZRP 1993, 98 ff.; U. Di Fabio, Der Staat 32 (1993), S. 191 ff., insb. 201 ff.; H. Mosler, HStR, Bd. VII, 1992, § 175, Rdn. 2, 30 ff. u. ö.; W. Graf Vitzthum, Begriff, Geschichte und Quellen des Völkerrechts, in: ders. (Hrsg.), Völkerrecht, 1997, S. 34; K. Hailbronner, Der Staat und der Einzelne als Völkerrechtssubjekte, S. 206 f.; K. Ipsen, Völkerrecht, S. 57; kritisch H. P. Ipsen, HStR, Bd. VII, 1992, § 181, Rdn. 19.; schon J. J. Rous�seau, Vom Gesellschafts�ver�trag, 2. Buch, 1. Kap., S. 27, hat die Souveräni�tät "als die Aus�übung des Ge�meinwillens" definiert; weitere Hinweise zum Selbstbestimmungsrecht in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76356021 \h ��494�.


  � I.d.S. auch P. Kirchhof, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 58, der in Art. 24 GG die "neue Öffnung der nationalen Rechtsordnung ... für das andere Recht", das Europa�recht, sieht, "nicht eigentlich" die Ermächtigung zur Übertragung von Ho�heitsrechten; i.d.S. wird die (originäre) Völkerrechtssubjektivität Deutschlands als durch Art. 79 Abs. 3 GG gesichert angesehen, etwa H. Mosler, HStR, Bd. VII, 1992, § 175, Rdn. 28; E. Klein, VVDStRL 50 (1991), S. 70; Ch. Tomu�schat, Bonner Komm., Rdn. 20 zu Art. 24 GG; K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 87 ff. (101), 111 ff.; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 161 ff., 165 ff., 170 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 75.


  � BVerfGE 89, 155 (190); so schon K. A. Schacht�schneider, VVDStRL 50 (1991), S. 178 (Aussprache); ders., Die Republik der Völker Europas, S. 163; ders. / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 758 f.; ders., Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 101 ff.; ders., Prinipien des Rechtsstaates, s. 76 f.; ders., in: Die Euro-Illusion, S. 274 ff., S. 314 ff.; auch schon H. Krüger, Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., 1966, S. 767; R. Streinz, Bundes�ver�fassungs�gerichtlicher Grundrechtsschutz und europäisches Gemein�schafts�recht, S. 111 mit Fn. 156, der ein "Desintegra�tionsgesetz" für zulässig hält, ent�gegen H. P. Ipsen, Europäi�sches Gemein�schaftsrecht, S. 58, 232; Ch. Tomu�schat, EuGRZ 1993, 494 f., reduziert diese Erkenntnis des Bundesver�fassungs�gerichts auf eine gemein�schaftliche Aufhebung des Unionsver�trages, aber übersieht dabei C I 3, BVerfGE 89, 155 (187 f.), im Maastricht-Urteil; ders. anders, GG, Bonner Komm., Rdn. 36, auch Rdn. 99 zu Art. 24; Lese�schwierigkeiten zeigt auch D. König, ZaöRV 1994, 33 f.; richtig liest J. A. Frowein, ZaöRV 1994, 10 f., der freilich den "ein�seitigen Aufhebungsakt" grundsätzlich für völkerrechtswidrig hält; scharfe Kritik von M. Zuleeg, JZ 1994, 7 (These des Zweiten Senats führt ... "zum offenen Vertrags�bruch"); P. Kirch�hof, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 46, hat noch der bloßen "Ver�tragsauflösung durch 'actus con�trarius'", also durch Ver�trag, das Wort geredet; ebenso (unsicher) E. Klein, VVDStRL 50 (1991), S. 58 f. ("jedenfalls gemeinsam"), der aber S. 67, Fn. 46 einräumt, daß kein Mitgliedstaat entgegen seinem Willen zu halten sei, den Aus�schluß eines "faulenden Gliedes" will E. Klein, a.a.O., S. 77, aber zulassen; ebenso die faktische Möglich�keit auszuschei�den sieht ähnlich A. Ran�delzho�fer, HStR, Bd. I, 1987, § 15, Rdn. 34; ähnlich auch A. Mosler, HStR, Bd. VII, 1992, § 175, Rdn. 23 (Austritt "normaler�weise nicht zu erwar�ten"), Rdn. 27 ("faktisch irreversibel"), bloße Empiris�men, die Rechts�erkennt�nisse nicht ersetzen können; H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, S. 100 f. (rechtliche Unauflöslichkeit); ders., EuR 1994, 15 ff., lehnt das "Sezessionsrecht" weiterhin ab, es bleibe (mit Götz) nur die "faktische Kom�ponente der Souveräni�tät"; M. Hilf, in: Groeben/Thiesing/Ehlermann, Kommentar EUV/EGV, 5. Aufl. 1997, Art. 240, S. 5/782 ff.; V. Götz, JZ 1993, 1085; Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 219 ff., S. 95 f., („Auflösungsgründe nur in unvorhersehbaren, völlig extremen Ausnahmesituationen anerkennbar“); weitere Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76356372 \h ��437� ff.


  � Für deren Relevanz etwa H. Mosler, HStR, Bd. VII, 1992, § 175, Rdn. 48 ff. (aber "fakti�sche Austrittsmöglich�keit", Rdn. 51); M. Zuleeg, JZ 1994, 7; A. Ran�delzho�fer, HStR, Bd. I, 1987, § 15, Rdn. 34; auch J. A. Frowein, ZaöRV 1994, 10 f.; M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 4 f. zu Art. 240; dazu die Kritik von K. A. Schacht�schneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 758 f.


  � So auch BVerfGE 89, 155 (190); P. Kirchhof, Europäi�sche Einigung und Ver�fassungs�staat, S. 88 (Zitat in Fn. 184); dazu insbesondere zur entgegen�gesetzten Politik des Vertrages von Maastricht selbst K. A. Schachtschneider / A. Emme�rich-Frit�sche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 758 f.; das verkennt M. Zuleeg, JZ 1994, 7; jede Auflösung der Gemeinschaft, Austritt oder Aus�schluß, hält für rechtswidrig G. Nicolaysen, Europa�recht I, 1991, S. 72 f.; ebenso H. P. Ipsen, Europäi�sches Ge�meinschaftsrecht, S. 99 ff., ders., EuR 1994, 15, wegen des Integrationsprinzips des Art. 23 GG n. F.; weitere Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76356414 \h ��266�.


  � Bereits G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, S. 767, hat das Recht zur Sezession als Kriteri�um des "Staaten�bundes" herausgestellt; dazu § 4 II 2.


  � BVerfGE 89, 155 (186).


  � E. Klein, VVDStRL 50 (1991) S. 59, 70 f.; P. Kirchhof, Europäische Einigung und Ver�fassungsstaat, S. 100 f.; i.d.S. auch ders., HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 46; auch J. Isensee, Europa - Die politische Erfindung eines Erdteils, S. 133; K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 577 ff.


  � K. A. Schachtschneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 757 f.; K. A. Schachtschneider, Die Republik der Völker Europas, S. 161 ff.; i.d.S. auch P. Kirchhof, Europäische Einigung und Ver�fassungsstaat, S. 94 f., 99, 100 f.; so verstehe ich auch W. Löwer, HStR, Bd. II, 1987, § 56, Rdn. 58.


  � U. Di Fabio, Der Staat 32 (1993), S. 205; i.d.S. P. Kirchhof, Europäische Eini�gung und Verfassungsstaat, S. 97 ff.; ders., HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 62.


  � Metaphysik der Sitten, Rechtslehre, § 52, ed. Weischedel, S. 465; nicht anders J. J. Rous�seau, Vom Gesell�schaftsvertrag, 2. Buch, 1. Kap., S. 27.


  � E. Klein, VVDStRL 50 (1991), S. 59, 70 f.; P. Kirchhof, Europäische Einheit und Ver�fassungsstaat, S. 95 ff., 100 f.; ders., EuGRZ 1994, 27, 35 f. ("Europa - offener Staat"); ders., HStR VII, 1992, § 183, Rdn. 46; H. J. Blanke, Der Unions�vertrag von Maastricht - Ein Schritt auf dem Weg zum europäischen Bundesstaat? DöV 1993, 412 ff., 414 ff.; K. Doehring, ZRP 1993, 98 ff.; K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 103 ff.; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 163 f.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 79 ff.; a. A. I. Pernice, Maastricht, Staat und Demokratie, Die Verwaltung 26 (1993), S. 485 f., der die Staaten "nicht einzeln, sondern nur 'zur gesam�ten Hand' für 'Herren der Gemein�schafts�verträge'" hält.


  � Vgl. das Maastricht-Urteil, BVerfGE 89, 155 (190 bzw. 199); vgl. auch BVerf�GE 75, 223 (242); dazu auch H. Steinberger, VVDStRL 50 (1991), S. 16 f. in Fn. 21; E. Klein, VVDStRL 50 (1991), S. 59; P. Kirchhof, HStR VII, 1992, § 183, Rdn. 46, 66; J. Isensee, Europa - die politische Erfindung eines Erdteils, S. 134; daß die Mitglied�staa�ten noch "Herren der Verträge seien", hat vor allem in Frage gestellt U. Everling, Sind die Mitglied�staaten der Europäischen Gemeinschaft noch Herren der Ver�träge?, 1983, in: ders., Das Europäische Gemeinschaftsrecht im Spannungsfeld von Politik und Wirtschaft, 1985, S. 86 ff.; dazu A. Randelz�hofer, HStR, Bd. I, 1987, § 15, Rdn. 33 f.


  � Dazu A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 523, 527, S. 225, 226, der Repressalien für erlaubt hält, wenn der vom EuGH festgestell�ten Vertragsverletzung nicht abgeholfen wird, nicht aber eigene Pflichtver�letzungen des verletzten Mit�gliedstaates; so auch Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 599, S. 225 (Retorsion, Re�pressa�lie).


  � Kant, Metaphysik der Sitten, ed. Weischedel, Art. 7, S. 338 f., § 27; K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 122 ff.


  � A. Verdross, Völkerrecht, 5. Aufl. 1964, S. 110; A. Verdross / B. Simma, Universelles Völkerrecht, 6. Aufl. 1997, S. 490 ff.; O. Kimminich, Einführung in das Völker�recht, S. 206.


  � Kant, Metaphysik der Sitten, S. 511 ff., 525 ff.; K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 130 ff., 279 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2. Kap. VII; ders., Sittlichkeit und Moralität, S. 5 f.


  � K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 129 ff.; . Emmerich-Fritsche, Recht und Zwang im Völkerrecht, S. 128 ff., insb. 134 ff.; grundlegend Kant, ***, ed. Weischedel, Art. 9, S. 211 f.; D. I. Siebold, Die Welthandelsorganisation und die Europäische Gemeinschaft, S. 203 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (200).


  � Th. Oppermann, Europarecht, S. 261 f.; H. P. Ipsen, Europäisches Gemein�schafts�recht, § 2, 51, S. 69, Rdn. 333, S. 155, Rdn. 510, S. 220.


  � A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 523, S. 225; EuGH v. 28.03.1980 - Verb. Rs. 24 und 97/80 R (Schaffleisch II), Slg. 1980, 1319 ff.; EuGH v. 24.04.1988 - Rs. 225/86 (Kommission/Italien), Slg. 1988, 2271 ff.; i.d.S. auch BVerfGE 89, 155 (200).


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, u. a. S. 253 ff., 519 ff.; dazu oben 2.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 545 ff.


  � Dazu A. Verdross / B. Simma, Universelles Völkerrecht, 3. Aufl. 1984, S. 432 ff.; O. Kimmi�nich, Einführung in das Völkerrecht, S. 223 ff.; K. Ipsen, Völkerrecht, S. 124 ff.; vgl. auch die Hinweise in Fn. 282.


  � So auch P. Kirchhof, Europäische Einigung und Verfassungsstaat, S. 99, 100 f.; ders., EuGRZ 1994, S. 27, 35 f.; K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 129 ff.; vgl. A. Emmerich-Fritsche, Recht und Zwang im Völkerrecht, S. 128 ff.; D. I. Siebold, Die Welthandelsorganisation und die Europäische Gemeinschaft, S. 250 ff.; Ch. Amrhein-Hofmann, Monismus und Dualismus in den Völkerrechtslehren, S. 261 ff.; i.d.S. auch BVerfGE 89, 155 (200).


  � So Kant, Metaphysik der Sitten, Rechtslehre, § D, S. 338 f.; A. Emmerich-Fritsche, Recht und Zwang im Völkerrecht, S. 123 ff.


  � A. Verdross / B. Simma, Universelles Völkerrecht, S. 66 f.; O. Kimminich, Ein�führung in das Völker�recht, S. 261 ff.; dazu Ch. Amrhein-Hofmann, Monismus und Dualismus in den Völkerrechtslehren, S. 225 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Freiheit in der Republik, 8: Kap. VIII, 2.


  � ***; dazu Ch. Amrhein-Hofmann, Monismus und Dualismus in den Völkerrechtslehren, S. 117 ff., 233 ff., 240 ff., 248 ff., u.ö.; A. Emmerich-Fritsche, Recht und Zwang im Völkerrecht, S. 133, 176.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 545 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 42 ff., 121 ff.; A. Emmerich-Fritsche, Recht und Zwang im Völkerrecht, S. 126 ff.
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  � BVerfGE 89, 155 (z. B. 184, 185, 188, 190).


  � Sie sind allenfalls Teil der Verfas�sungsgesetze der Mitglied�staaten, soweit sie ge�setzesfest sind, also nur mit ver�fassungsgesetzändernder Mehrheit (Art. 79 Abs. 2 GG) geändert werden können. Die Union und deren Gemeinschaften haben zwar eine Verfassung, nämlich die der Mensch�heit der Men�schen, die in Europa zu�sammen�leben (dazu K. A. Schacht�schneider (O. Gast), Sozialistische Schulden nach der Revolution, 1996, S. 29 ff., 50 ff.; ders., Die Republik der Völker Europas, in: ARSP-Beiheft 71 (1997), S. 153 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 83 ff.), aber kein Ver�fas�sungsgesetz, weil nur ein Volk, von dem alle Staats�gewalt aus�geht, ein Verfassungsgesetz hervorbringen kann, die Union aber kein solches Volk verfaßt, sondern Völker verbindet (dazu § 1 II, § 4 I, II, IV). Demgemäß können die Gemein�schaftsverträge nur durch Vertrag der Völker geändert werden, durch überein�stimmende Akte der Völker (dazu § 1 III). Die ver�meint�liche Ver�fassung ließe die demo�kratische Legitima�tion durch ein eVolk vermissen, so daß sie die einzig mögliche Grundlage einer bürgerlichen Verfassung entbehren würde, der Freiheit der Bürger, die nur all�gemein und darum in Gleich�heit aller gedacht werden kann (dazu K. A. Schacht�schnei�der, Res publica res populi, S. 35 ff., 990 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 15 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 5. Kap. II, 7. Kap.). Jede andere Ver�fassung ist rechtlos, also despo�tisch (u. a. m.).


  � R. Streinz, Europarecht, Rdn. 107 ff., S. 44 ff. (insb. Rdn. 112 f., S. 46 f.).


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1 ff., 253 ff., 519 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2. Kap., IV, 3. Kap., 5. Kap., II; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 4 ff., 15 ff., 42 ff.


  � Vgl. Kant, Anthropologie in pragmatischer Hinsicht, ed. Weische�del, Bd. 10, S. 686, "Gesetz und Gewalt, ohne Freiheit (Despotism)", aber: "Gewalt, mit Frei�heit und Gesetz (Republik); dazu K. A. Schacht�schneider, Res publica res populi, S. 548 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 325 ff., S. 520 ff., 560 ff., 617 ff., S. 637 ff., 707 ff.; ders., Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 75 ff., 88 ff.; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 159 f., 163 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2. Kap., IV, 5. Kap., II.


  � Vgl. G. Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 3. Aufl. 1914, 7. Neudruck 1960, S. 429; dazu K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 42 ff., 52 ff., 121 ff.; ders., Res publica res populi, S. 545 ff.


  � So aber BVerfGE 22, 293 (295 f.).


  � So P. Badura, VVDStRL 23 (1966), S. 54 ff., 57, 59; auch Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 617 ff., S. 230 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 94; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 60 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 52; ders., Die Republik der Völker Europas, s. 162; i.d.S. BVerfGE 83, 36 (50 ff.): 83, 60 (71 f.); 89, 155 (184 ff.).


  � BVerfGE 89, 155 (181, 191 ff.); K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff.; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 154 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 67 ff.


  � Hinweise in Fn.***; BverfGE 89, 155 (182f.); K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 60 ff.; ders., Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 87 ff.; ders., die Republik der Völker Europas, S. 161 ff., 170 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 87 ff.; zum umgekehrten Monismus Hinweise in Fn. ***.


  � Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76357789 \h ��521�.


  � K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 572 ff.; aber BVerfGE 45, 142 (169); 52,187 (199); 73, 339 (367); 89, 155 (190); der Sache nach auch BVerfGE 58, 1 (35).


  � K. A. Schachtschneider, Freiberufliche Selbstverwaltung, S. 154; ders., Der Anspruch auf materiale Privatisierung, s. ***; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 52.


  � K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 64 ff., 70 ff.


  � BVerfGE 73, 339 (374 f.); 89, 155 (190).


  � K. A. Schachtschneider, Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, 1999. S. 119 ff.; ders., Europäische Union: Staatsrechtliche und demokratierechtliche Bemerkungen zum Verfassungsvertrag, Zeit-Fragen, 11. Jg., Nr. 47, 15.12.2003, S. 6.


  � Metaphysik der Sitten, ed. Weischedel, Bd. 7, S. 431.


  � EuGH v. 15.07.1964 - Rs. 6/64 (Flaminio Costa/E.N.E.L.), Slg. 1964, 1251 (1269 ff.).


  � EuGH v. 17.12.1970 - Rs. 11/70 (Internationale Handelsgesellschaft/Einfuhr- und Vorrats�stelle Getrei�de), Slg. 1970, 1125 (1135).


  � I.d.S. auch die Urteile des EuGH v. 13.07.1972 - Rs. 48/71 (Kunstschätze II), Slg. 1972, 529 (534 f.) und v. 13.12.1979 - Rs. 44/79 (Hauer), Slg. 1979, 3727 (3744); insgesamt zustimmend Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 627 ff., S. 233 ff.; H.-P. Ipsen, HStR, Bd. VII, 1992, S. 792 ff.


  � R. Streinz, Europarecht, Rdn. 200, S. 74 ; vgl. auch Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 632 ff., S. 235 f.; E. Grabitz, Gemeinschafts�recht bricht nationales Recht, 1966.


  � EuGH v. 09.03.1978 - Rs. 106/77 (Staatliche Finanzverwaltung/Simmenthal), Slg. 1978, 629 (644 f., Rdn. 17/18).


  � EuGH v. 09.03.1978 - Rs. 106/77 (Staatliche Finanzverwaltung/Simmenthal), Slg. 1978, 629 (630, Ls. 4); nicht unkritisch R. Streinz, Europarecht, Rdn. 233 a, S. 83 f.; ders., HStR, Bd. VII, 1992, § 282, Rdn. 64.


  � Dazu BVerfGE 1, 184 (197 ff.); 6, 222 (232 ff.); 17, 208 (209 f.); K. A. Schacht�schnei�der, Res publica res populi, S. 903 ff., 1013; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, s. 273 ff.; W. Löwer, Zustän�dig�keiten und Verfahren des Bundes�verfassungsgerichts, in: J. Isensee/P. Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundes�republik Deutschland (HStR), Bd. II, S. 737 (743).


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 25, 40, 144, 932 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 270 ff.


  � Dazu § 11 II.


  � VG Frankfurt a. M., Beschl. v. 24.10.1996, in: EuZW 1997, S. 182 ff.


  � ***; vgl. BVerfGE 31, 145 (174 f.).


  � So schon BVerfGE 22, 293 (296).


  � Vgl. auch BVerfGE 75, 223 (244), wonach der Anwen�dungsvor�rang "auf einer unge�schrie�benen Norm des primären Gemeinschafts�rechts beruhe, der durch die Zustim�mungs�gesetze zu den Gemeinschaftsverträgen in Ver�bindung mit Art. 24 Abs. 1 GG der inner�staatliche Rechts�anwen�dungs�befehl erteilt worden sei ... Art. 24 Abs. 1 GG enthalte die verfassungsrecht�liche Ermächti�gung für die Bildung dieser Vor�rangregel durch den Gesetzge�ber und ihre Anwen�dung durch die rechtsprechende Gewalt im Einzelfall ...".


  � R. Scholz, Wie lange bis "Solange III"?, NJW 1990, 941, 943.


  � Dazu K. A. Schacht�schneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 147 ff.


  � Vgl. P. Kirchhof, Der deutsche Staat im Prozeß der europäischen Integration, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn, 66; E. Klein, Verfassungsstaat als Glied einer europäischen Gemein�schaft, VVDStRL 50 (1991), S. 56, 64; H. P. Ipsen, Die Bundesrepublik Deutsch�land in den Europäi�schen Gemeinschaften, HStR, Bd. VII, 1992, § 181, Rdn. 58 ff.; umfassend zur Vor�rang�problema�tik R. Streinz, Bundesver�fas�sungs�rechtlicher Grund�rechts�schutz und Europäi�sches Gemein�schafts�recht, 1989, S. 215 ff.; ders., Europarecht, Rdn. 179 ff., S. 70 ff; vgl. auch Th. Opper�mann, Europa�recht, Rdn. 616 ff., S. 230 ff, Rdn. 627 ff., S. 233 ff.; A. Bleckmann, Europarecht, Rdn. 827 ff., S. 340 ff.; 


  � Vgl. BVerfGE 89, 155 (182 ff., 190 f., 197 ff.).


  � BVerfGE 89, 155 (190); Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76358140 \h ��551�.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Euro�pas, S. 103 ff. mit Hinwei�sen; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 79 ff.; ders./A.-E. Fritsche, Das Verhältnis der Europäischen Gemeinschaftsrecht zum nationalen Recht Deutschlands, DSWR 1999, S. 82 ff., 116 ff.; R. Streinz, Europarecht, Rdn. 208 ff., S. 77 f.


  � BVerfGE 89, 155 (174 f.); auch BVerfGE vom 7.06.2000 (Bananenmarkt), E***; BayVbl. 2000, 754 f., mit Bemerkung von A.-E. Fritsche, S. 755 ff.; R. Streinz, Europarecht, Rdn. 277 f., S. 80 f; P. Kirchhof, Rechtsschutz durch Bundesverfassungsgericht und Europäischer Gerichtshof***, S. 109 ff., 115 ff. (118); R. Zuck, Das ***vom gerichtlichen Kooperationsverhältnis ***1994, 978 f., ***; kritisch auch H.P.Ipsen, Zehn Glossen zum Maastricht-Urteil, EuR 1994, 3 f., 9 f.


  � BVerfG NJW 1990, 974.


  � BVerfGE 37, 271 (279); 73, 339 (376).


  � BVerfGE 89, 155 (187 f.), nicht explizit; vgl. P. Kirchhof, HStR, Bd. VII, § 183, Rdn. 58 f., 61 ff.


  � Vgl. K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, 4. Aufl. 2003.


  � BVerfGE 89, 155 (187 f., 188 ff., 191 ff.) u. ö.; K. A. Schachtschneider/ A.-E. Fritsche, Bayer, JZ 1993, 751.


  � BVerfGE 89, 155 (189, 193, 210 ff.) u. ö.; Hinweise zum Subsidiraritätsprinzip in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76184052 \h ��175�.


  � BVerfGE 89, 155 (184); dazu H.P. Ipsen, HStR, Bd. VII, § 181, Rdn. 7; K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 206 f.; ders., in: W. Hankel u.a., Die Euro-Klage, S. 270 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 124; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 161 ff.; vgl. auch BVerfGE 89, 155 (200): "Die Erfüllung dieser Konvergenzkriterien ist Vorbedingung für den Eintritt eines Mitgliedstaates in die dritte Stufe der Währungsunion."


  � W. Hankel/W. Nölling/K. A. Schachtschneider/J. Starbatty, Die Euro-Klage. Warum die Währungsunion scheitern muß, 1988, S. 214 ff. ; auch K. A. Schacht�schneider/A. Emmerich-Fritsche, Grundgesetzli�che Rechtsprobleme der Europäischen Währungsunion, DSWR 7/97, 172 ff.


  � BVerfGE 97, 350 (370 ff.); dazu K. A. Schachtschneider, Die Kollektivierung im Euro-Beschluß des Bundesverfassungsgerichts, in: W. Hankel u.a., Die Euro-Illusion, 2001, S. 271 ff., 274 ff.


  � Vgl. noch BFHE 93, 102 (105); ablehnend aber BVerfGE 31, 145 (173 ff.); auch EuGH v. 15.07.1964 - Rs. 6/64 (Flaminio Costa/E.N.E.L.), Slg. 1964, 1251 (1269 ff.); EuGH v. 17.12.1970 - Rs. 11/70 (Inter�nationale Handelsgesell�schaft), Slg. 1970, 1125 (Rdn. 3).


  � Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref76358398 \h ��535�.


  � Vgl. H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, S. 285 ff.; auch E. Grabitz, Gemeinschafts�recht bricht nationales Recht, 1966, S. 98 ff.; Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 627, S. 233; vgl. R. Streinz, Europarecht, Rdn. 186, S. 72.


  � H. P. Ipsen, ebd.; auch A. Bleckmann, Europarecht, S. 372 ff.; Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 616 ff., S. 230 ff.


  � ABl. Nr. C vom 10.11.1007, S. 105 ff.; Sartorius II, ************


 � Hinweise in Fn. ***.


  � Vgl. H. H. Rupp, Ausschaltung des Bundesverfassungsgerichts durch den Amsterda�mer Vertrag?, JZ 1998, 213 (216 f.); kritisch auch R. Streinz, Europarecht, Rdn. ***.


  � M. Zuleeg, Das Recht der Europäischen Gemein�schaft im in�ner�staatli�chen Bereich, 1969, S. 126 ff.; ders., in: v.d. Groeben/Schwarze, EU-/EG-Vertrag, Art. 10 EGV, Rdn. 10.


  � E. Grabitz, Gemein�schafts�recht bricht nationales Recht, S. 98 ff.; kritisch Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 632 ff., S. 235 f.


  � Vgl. II, 1.


  � Vgl. B. Beutler, in: BBPS, Die Europäische Union, S. 95 f.; Th. Oppermann, Europa�recht, Rdn. 634, S. 236, S. 201; vgl. zu den Grenzen, die das Bundesverfassungsgericht zieht, II 2 d.


  � EuGH v. 22.10.1987 - Rs. 314/85 (Foto Frost/HZA Lübeck-Ost), Slg. 1987, S. 4199 (4230, Rdn. 14 f.).


  � K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 103; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 168, 172; ders., Deutschland nach dem Konventsentwurf einer Verfassung für Europa, FS W. Nölling, 2003, S. 279 ff. insb. S. 308 ff., 313 ff.


  � St. Rspr.; vgl. insb. EuGH v. 04.04.1968 - Rs. 34/67 (Lück/Hauptzollamt Köln-Rhei�nau), Slg. 1968, 363 (373).


  � K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 76 ff.; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 172.


  � BVerfGE 73, 339 (374 f.); 75, 223 (244 f.); auch BVerfGE 89, 155 (190).


  � So aber EuGH v. 15.07.1964 - Rs. 6/64 (Flaminio Costa/E.N.E.L.), Slg. 1964, 1251 (1269 ff.); so auch EuGH v. 17.12.1970 - Rs. 11/70 (Internationale Handels�gesellschaft), Slg. 1970, 1125 (Rdn. 3); auch noch BVerfGE 22, 293 (295 ff.); 37, 271 (277).


  � K. A. Schachtschneider, Die Republik der Völker Europas, S. 154 ff., 161 ff.; ders., Das Recht und die Pflicht zum Ausstieg aus der Währungsunion, in: W. Hankel u.a., Die Euro-Illusion, 2001, S. 323 ff.


  � Kant, Zum ewigen Frieden, ed. Weischedel, Bd. 9, S. ***; K. A. Schachtschneider, Die Republik der Völker Europas, S. 154 ff.; ders., Das Recht und die Pflicht zum Ausstieg aus der Währungsunion, S. 326.


  � K. A. Schachtschneider, in: Hankel u.a., Die Euro-Klage, S. 200 ff.; ders., Das Recht und die Pflicht zum Ausstieg aus der Währungsunion, S. 314 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (182 ff.); K. A. Schachtschneider, Die Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 119 ff.


  � W. Hankel u. a., Die Euro-Klage, S. 163 ff., 192 ff., 214 ff., 247 ff.; K. A. Schachtschneider, Euro - der Rechtsbruch, in: W. Hankel u.a., Die Euro-Illusion, S. 25 ff., 39 ff.; ders., Wirtschaftliche Stabilität als Rechtsprinzip, daselbst, S. 314 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 129 f.; W. Hankel u. a., Die Euro-Klage, S. 249 ff.; K. A. Schachtschneider, Euro – der Rechtsbruch, in: W. Hankel u.a., Die Euro-Ilussion, S. 40 ff.


  � Auch die EGKS und die EAG folgen dem Prinzip der begrenzten Er�mächtigung; vgl. Art. 3, 5, 8, 14, 20, 26 EGKSV und Art. 2, 3, 107, 115, 124, 161 EAGV.


  � Hierzu H.-P. Kraußer, Das Prinzip begrenzter Ermächtigung im Gemeinschafts�recht als Struktur�prinzip des EWG-Vertrages, 1991; M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht, 4. Aufl. 1993, S. 75 ff.; H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 425 ff.; explizit EuGH v. 28.03.1996 - Gutachten 2/94 (EMRK), EuZW 1996, 307 (309, Rdn. 23 f. der Entscheidungsgründe).


  � BVerfGE 89, 155 (159).


  �  Grundlegend - wiewohl dort bezogen auf den EGKS-Ver�trag - GA Lagrange in den Schluß�anträgen zu Verb. Rs. 7/56 und 3/57 bis 7/57, Slg. 1957, 139 (167): "Der den Vertrag beherr�schende Rechtsgrundsatz ist der der begrenzten Zuständigkeit. ... Die Art und Weise der Ausübung der Befugnisse und die zu erreichenden Ziele sind im Vertrag genau festgelegt. ... Diese Befugnis�se selbst sind in allen Bestimmungen des Vertrages, in denen sie verliehen werden, eingehend festgelegt, und der Grund�satz der begrenzten Zuständigkeit (das, was als "verliehene Zu�ständig�keit" [compétence d'attri�bution] bezeichnet wird) ist im Hinblick auf jedes Organ ausgesprochen ...".


  � EuGH v. 28.03.1996 - Gutachten 2/94 (EMRK), EuZW 1996, 307 (309). Der Euro�päische Rat von Edin�burgh vom 11./12.12.1992, Bull. BReg. Nr. 140/S. 1277, 1280, v. 28.12.1992, sieht Art. 5 Abs. 1 EGV aus�drücklich als "Prinzip der Zu�wei�sung von Befug�nissen"; i. Erg. wie hier auch H.-J. Lambers, Sub�sidiarität in Europa - Allheil�mittel oder ju�ri�sti�sche Leerformel?, EuR 1993, 229, 233; R. v. Borries, Das Subsidiaritätsprinzip im Recht der Europäischen Union, EuR 1994, 263 (267 ff.); ihm folgend H. D. Jarass, Die Kom�petenzverteilung zwischen der Europäischen Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten, AÖR 121 (1996), 173 (174 ff.): "Prinzip der begrenzten Kompetenzzuweisung".


  � Vgl. den Überblick bei Th. Oppermann, Europarecht, S. 420 f.; einbezogen werden dort auch die Ermächtigungs�grundla�gen im Bereich der Gemeinsamen Politiken. Solche Rechts�grundlagen schließen in ihrem Anwendungs�bereich die Möglichkeit einer Harmonisierung mitgliedstaatlicher Vor�schriften ein, vgl. EuGH v. 23.02.1988 - Rs. 68/86 (Vereinigtes Königreich/Rat - Hormone), Slg. 1988, 855 (896, Rdn. 14 der Entscheidungsgründe).


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 617 ff.


  � Dies verkennen M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht, 4. Aufl. 1993, S. 76.


  � BVerfGE 89, 155 (159); A. Bleckmann, Europarecht, S. 69 ff.


  � G. Nicolaysen, Europarecht I, S. 128; Th. Oppermann, Europarecht, S. 169 f.


  � B. Beutler, in: BBPS, Die Europäische Union, 4. Aufl. 1993, S. 82.


  � Richtig aber jetzt EuGH v. 28.03.1996 - Gutachten 2/94 (EMRK), EuZW 1996, 307 (309, insb. Rdn. 29 f. der Entscheidungsgründe). Im Ergebnis wie hier auch E. Grabitz, in: ders., Rdn. 4 zu Art. 189; H.-P. Kraußer, a.a.O., S. 16 f., 24; H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 435; H. D. Jarass, AÖR 121 (1996), 173 (174 ff.).


  � So etwa Th. Oppermann, Europarecht, S. 169; A. Bleckmann, Europarecht, S. 70; M. Schweitzer / W. Hum�mer, S. 108; E. Grabitz, in: ders., Rdn. 4 zu Art. 189: "keine All�zuständig�keit zur Vornahme von Rechts�handlun�gen" und Rdn. 5 zu Art. 189; L.-J.Con�stantinesco, S. 513: "Keinem Organ, auch nicht dem Rat, steht eine allgemeine Recht-setzungs�kom�petenz zu".


  � Vgl. die Nachweise bei H. P. Kraußer, Das Prinzip der begrenzten Ermächtigung, S. 77 f.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 175 ff., 184, 449 ff., 451 f., 466 ff., 473, 1141 ff., 1143.


  � J. Schwarze, Europäisches Verwaltungsrecht I, S. 238, der vom "Vorbehalt vertragli�cher Ermächti�gung" spricht"; H. P. Kraußer, Das Prinzip der begrenzten Ermächtigung, S. 26 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (192 f.); J. Schwarze, a.a.O., S. 239; H. D. Jarass, AÖR 121 (1996), 173 (175); weitgehend auch H. P. Kraußer, Das Prinzip der begrenzten Ermächti�gung, S. 86 ff.


  � EuGH v. 26.03.1987 - Rs. 45/86 (Kommission/Rat - Allgemeine Zollpräferen�zen), Slg. 1987, 1493 (1520 ff., insbesondere Rdn. 13, 21 der Entscheidungsgründe); v. 30.05.1989 - Rs. 242/87 (Kommis�sion/Rat - Erasmus), Slg. 1989, 1425 (1452, Rdn. 6 der Entscheidungs�gründe); v. 28.03.1996 - Gutachten 2/94 (EMRK), EuZW 1996, 307 (309, Rdn. 29 der Entscheidungsgründe).


  � A. Bleckmann, Europarecht, S. 207; Th. Oppermann, Europarecht S. 169 f.; H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 433 f.; näher D. W. Dorn, Art. 235 EWGV - Prinzipien der Aus�legung, 1986, S. 66 ff., 112 ff.; I. E. Schwartz, in: von der Groeben / Thiesing / Ehlermann, EWG-Vertrag, Rdn. 70 ff. zu Art. 235, insb. auch Rdn. 105 mit Fn. 128; zurück�haltend E. Grabitz, in: ders., Rdn. 25 ff. zu Art. 235. Bei Mei�nungs�verschieden�heiten im einzelnen besteht für das Ergebnis weitgehende Über�ein�stimmung, daß demgegen�über das Tat�be�stands�merk�mal "im Rahmen des Gemeinsamen Marktes" keine be�schrän�kende Wirkung entfaltet; eingehend E. Grabitz, in: ders., Rdn. 54 ff. zu Art. 235; dazu auch S. Forester, Art. 235 EGV und das Subsidiaritätsprinzip des Art. 3 b Abs. 2 EGV, ÖJZ 1996, 281, 287; U. Häde / A. Püttner, Zur Abgrenzung des Art. 235 EGV von der Vertragsände�rung, EuZW 1997, 13 (14 f. m.w.Nachw.).


  � Vgl. H. D. Jarass, AÖR 121 (1996), 173 (174): "Die bloße Wahrnehmung eines Vertragsziels genügt allein im Falle der Kompetenzabrundung nach Art. 235 EGV".


  � B. Beutler, in: BBPS, S. 77; G. Nicolaysen, Europarecht I, S. 132 ff., 134: "Die Zuständig�kei�ten des Art. 235 EWGV können nicht genutzt werden, um eine "andere Gemein�schaft" zu schaffen als der Vertrag sie vor�zeichnet.".


  � E. Grabitz, in: ders., Rdn. 6 zu Art. 235; U. Häde / A. Püttner, EuZW 1997, 13 (15).


  � BVerfGE 89, 155 (210); vgl. B. Beutler, a.a.O.; G. Nicolaysen, Europarecht I, S. 134; Th. Oppermann, Europarecht, S. 170; H. D. Jarass, AÖR 121 (1996), 173 (177).


  � Hierzu Nachweise bei E. Grabitz, in: ders., Rdn. 4 zu Art. 235.


  � I. d. S. A. Bleckmann, Europarecht, S. 359 ff.; grundsätzlich dazu J. H. Kaiser / P. �Badura, Bewahrung und Ver�änderung demokra�ti�scher und rechtsstaatlicher Verfassungs�strukturen in den internationalen Gemein�schaften, VVDStRL 23 (1966), S. 1 ff., bzw. S. 34 ff.; vgl. BVerfGE 37, 271 (280 ff.); 52, 187 (202 f.); 73, 331 (376, 378).


  � M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht, S. 109.


  � A. Bleckmann, Europarecht, S. 209; E. Grabitz, in: ders., Rdn. 48 ff. zu Art. 235 jeweils m.N.


  � EuGH v. 12.07.1973 - Rs. 8/73 (Hauptzollamt Bremerhaven/Massey-Ferguson), Slg. 1973, 897 (907 f.).


  � Th. Oppermann, Europarecht, S. 169.


  � Vgl. G. Nicolaysen, Europarecht I, S. 135 f.; Th. Oppermann, Europarecht, S. 170.


  � BVerfGE 89, 155 (210).


  � EuGH v. 28.03.1996, EuZW 1996, 307 (309); zustimmend U. Häde / A. Püttner, EuZW 1997, 13 (16 f.).


  � A. Bleckmann, Europarecht, S. 209 ff., zurückhaltend dafür; Th. Oppermann, Europa�recht, S. 170 ff.; näher G. Nicolay�sen, Zur Theorie von den implied powers in den Europäi�schen Gemein�schaften, EuR 1966, S. 129 ff.; H. D. Jarass, AÖR 121 (1996), 173 (176 ff.).


  � Etwa in den Entscheidungen v. 15.07.1960 - Rs. 20/59 (Italien/Hohe Behörde), Slg. 1960, 681 (708); Rs. 25/59 (Niederlande/Hohe Behörde), Slg. 1960, 743 (781); explizit EuGH v. 28.03.1996 - Gutachten 2/96 (EMRK), EuZW 1996, 307 (309, Rdn. 25 f., 29 der Entscheidungsgründe).


  � Vgl. M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht, S. 108 f.


  � M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht, S. 178 f.; Th. Oppermann, Europarecht, S. 169, 628 f.; EuGH v. 31.03.1971 - Rs. 22/70 (Kommis�sion/ Rat - AETR), Slg. 1971, 263 (274 ff.); v. 14.07.1976 - Verb. Rs. 3, 4 und 6/76 (Kramer), Slg. 1976, 1279 (1309 ff.); EuGH v. 28.03.1996 - Gutachten 2/94 (EMRK), EuZW 1996, 307 (309), Rdn. 26 der Entscheidungsgründe); differenzierend EuGH v. 19.03.1993 - Gutachten 2/91 (Art. 228 Abs. 1 UAbs. 2 EWGV), Slg. 1993, I-1061 (1076 ff.).


  � Th. Oppermann, Europarecht, S. 68.


  � Dazu i.d.S. J. Isensee, Idee und Gestalt des Föderalismus im Grundgesetz, HStR, Bd. IV, 1990, S. 623 ff., 683 f.


  � Th. Oppermann, Europarecht, S. 171.


  � EuGH v. 05.04.1979 - Rs. 148/78 ((Ratti), Slg. 1979, 1629 ff.; Th. Opper�mann, Europarecht, S. 171; dazu genau Ch. Claßen, Nichtumsetzung von Gemeinschaftsrichtlinien. Von der unmittelbaren Wirkung bis zum Schadensersatzanspruch, 1999.


  � Dazu A. Bleckmann, Europarecht, S. 72 ff.; Th. Oppermann, Europarecht, S. 134 f.


  � Colin, Le gouvernement des juges dans les Com�munautés Européen�nes, Paris, 1966.


  � So etwa Th. Oppermann, Europarecht, a.a.O.; zurückhaltend H. D. Jarass, AÖR 121 (1996), 173 (180 f.).


  � BVerfGE 89, 155 (210).


  � L.-J. Constantinesco, Das Recht der Europäischen Ge�meinschaften, S. 113 ff., 119 ff.; G. Nicolay�sen, Europarecht I, S. 20, M. Schweitzer / W. Hummer, Europa�recht, 4. Aufl. 1993, S. 4 f.; A. Bleck�mann, Europa�recht, S. 212 f.


  � Hierzu H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschafts�recht, S. 425 ff.; G. Nicolaysen, Europarecht I, S. 128, 138; H.-P. Kraußer, Das Prinzip begrenzter Er�mäch�tigung im Gemeinschaftsrecht als Struktur�prinzip des EWG-Ver�trages, 1991.


  � S. etwa P. Kirchhof, Europäische Integration und nationales Verfassungsrecht, ZfA 1992, 459, 466; zur Idee der Gemeinschaften als nicht-totalitäre Zweck�verbände mit begrenz�ter wirt�schafts- und sozial�poli�tischer Sachbezogenheit H. P. Ipsen, Europäi�sches Gemein�schaftsrecht, S. 196 ff.; wei�tergehend U. Everling, DVBl. 1993, 936, 937 f.


  � Ch. Tomuschat, EuGRZ 1993, 489, 492 f., legt in diesem Zusammenhang über�zeugend die Abkehr der Kon�zeption der Europäischen Union von der bloßen "zwischen�staatlichen Einrichtung" i.S.v. Art. 24 Abs. 1 GG dar.


  � BVerfGE 89, 155 (190); durchaus nicht ohne Wider�spruch hierzu aber BVerfGE 89, 155 (213).


  � K. A. Schachtschneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 751 ff.


  � Th. Oppermann / C. D. Classen, NJW 1993, 5, 11.


  � P. Kirchhof, Brauchen wie ein erneuertes Grund�ge�setz?, München, 1992, S. 42 f.


  � Wie hier H. H. Rupp, NJW 1993, 38, 40; R. Scholz, NVwZ 1993, 817 f.; P. Behrens, Pro und contra Maastricht: Eine System�ver�änderung auf dem Prüfstand!, EuZW 1992, 521; der Sache nach Ch. Kirchner / J. Haas, JZ 1993, 760, 761; R. Breuer, NVwZ 1994, 417, 419 f., 424; Ch. Tomuschat, EuGRZ 1993, 489, 493; ähn�lich D. König, ZaöRV 1994, 17, 32 f.


  � M. Seidel, EuR 1992, 125, 132; ders., Verfassungsrechtliche Probleme der Wirt�schafts- und Währungsunion, List Forum für Wirtschafts- und Finanz�politik, Band 18 (1992), 219, 228 f.


  � BVerfGE 89, 155 (210).


  � Ähnlich indes auch BVerfGE 89, 155 (194); (i. Erg.) wie hier R. W. Strohmeier, Die Aus�wirkun�gen des Maa�strichter Vertrages auf die Regionen, BayVBl. 1993, 417, 419; I. Pernice, Europäische Union: Gefahr oder Chance für den Föderalismus in Deutsch�land, Österreich und der Schweiz?, DVBl. 1993, 909, 913; E. Klein / A. Ha�ratsch, Neuere Entwicklungen des Rechts der Europäischen Gemeinschaften - 1. Teil -, DÖV 1993, 785, 794.


  � So auch P. Häberle, EuGRZ 1992, 429, 433, bezogen auf Art. 128 EGV a.F.: "Nach all dem bestehen jetzt EG-Kultur�kompetenzen und nationale Kultur�kompe�tenzen neben�einander"; F. L. Stauffen�berg / Chr. Langenfeld, ZRP 1992, 252, 255: "hochkompliziertes, fast un�durch�schaubares System von Parallelzuständigkeiten"; A. Weber, JZ 1993, 325, 327.


  � Wie hier D. Baetge, BayVBl. 1992, 711, 715; R. Dohms, Die Kompetenzen der EG im Bereich der allgemeinen Bildung nach Art. 126 EGV a.F., RdJB 40 (1992), 451, 464 ff.; J. E. Feucht�hofen / H.-J. Brackmann, Beruf�liche Bildung im Maa�strichter Unionsvertrag, RdJB 40 (1922), 468 ff.; G. Ress, Die neue Kulturkompetenz der EG, DÖV 1992, 944, 947; H.-W. Micklitz / N. Reich, Verbraucher�schutz im Vertrag über die Europäische Union - Per�spekti�ven für 1993, EuZW 1992, 593, 597. A.A. M. von Schwanen�flügel, Die neuen Kom�pe�tenzen der Europäi�schen Gemeinschaften im Bereich der Gesundheits�politik, JZ 1993, 551, 554.


  � Vgl. Art. 95 Abs. 1 EGV; Art. 157 Abs. 3 S. 2 EGV.


  � N. Forwood / M. Clough, The Single European Act and Free Movement, EurLawRev 11 (1986), 383, 397; J.-P. Jacqué, L'Acte unique européen, RevTrimDrEur 22 (1986), 575, 598; R. Hayder, Neue Wege der europäischen Rechtsanglei�chung?, RabelsZ 53 (1989), 622, 667; B. Langeheine, in: Grabitz, EWG-Vertrag, Rdn. 45 zu Art. 100 a; H. D. Jarass, AÖR 121 (1996), 173 (182).


  � A. Dittmann / C. Fehrenbacher, Die bildungsrechtlichen Harmonisierungsverbote (Art. 126 Abs. 4, 127 Abs. 4 EGV) und ihre Bedeutung für die nationale "Bildungs�hoheit", RdJB 40 (1922), 478, 483 f.; ihnen folgend I. Berggreen-Merkel, Die rechtlichen Aspekte der Kulturpolitik nach dem Masstrichter Vertrag, Verträge, Reden und Berichte aus dem Europa-Institut Nr. 329, Saarbrücken 1995, S. 15; i. Erg. auch M. von Schwanen�flügel, JZ 1993, 551, 554.


  � Ähnlich G. Ress, DÖV 1992, 944, 947 mit Fn. 27, der den Begriff "Förder�maßnah�me" sogar weiter als allein den Katalog der Rechtshandlungen nach Art. 249 EGV umfassend begreift; K. Bohr / H. Albert, Die Europäische Union - das Ende der eigen�ständi�gen Kultur�politik der deutschen Bundesländer?, ZRP 1993, 61, 65; H.-J. Lambers, EuR 1993, 229, 231; Europäischer Rat von Edin�burgh vom 11./12.12.1992, Bull. BReg. Nr. 140/S. 1277, 1281 in Fn. 1, vom 28.12.1992.


  � Anders in Art. 153 EGV für den Verbraucher�schutz.


  � Grundlegend EuGH v. 23.2.1988 - Rs. 68/86 (Verei�nig�tes König�reich/Rat - Hormone), Slg. 1988, 855 (895 ff., insb. Rdn. 14); Rs. 131/86 (Vereinigtes König�reich/Rat - Legehen�nen), Slg. 1988, 905 (929 ff., insb. Rdn. 19). Beide Entscheidung betra�fen die Rechts�setzungs�grundlage für die Gemein�same Agrar�poltik in Art. 43 EWGV.


  � In bezug auf Art. 150 Abs. 4 EGV wie hier A. Dittmann / C. Fehrenbacher, RdJB 40 (1922), 478, 484; wenn Dittmann / Fehren�bacher, a.a.O., 483 f., zu Art. 149 Abs. 4 EGV eine (scheinbar) abweichende Auf�fassung vertreten, beruht diese allein auf ihrer, wie dargelegt, nicht überzeu�genden re�striktiven Auslegung des Begriffs "Fördermaß�nahmen"; im Erg. H. D. Jarass, AÖR 121 (1996), 173(183), trotz finanzorientierter Deutung der "Förde�rungsbefugnisse".


  � Art. 149 Abs. 4 Spstr. 2 EGV, Art. 151 Abs. 5 Spstr. 2 EGV, Art. 152 Abs. 4 S. 2 EGV.


  � M. Herdegen, EuGRZ 1992, 589, 590.


  � S. Art. 2; 3 a Abs. 2; 4 a; 105 ff. EGV; Protokoll über die Satzung des Europäi�schen Systems der Zentral�banken und der Europäischen Zentralbank; Protokoll über den Übergang zur dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungs�union.


  � Vgl. M. Seidel, in: Festschrift für B. Börner, 1992, S. 421, 424 ff.; H. Tiet�meyer, Wäh�rungs�union - ein Weg ohne Umkehr, Integra�tion 1992, S. 17 ff.; P. J. Tettinger, Weg frei für die Euro�päische Währungsunion?, Maastricht und die grund�gesetzlichen Hür�den, RIW Beilage 3 zu Heft 12/1992, S. 1 ff.; Th. Opper�mann, Der Maastrichter Unionsver�trag - Rechtspolitische Wertung, in: Hrbek (Hrsg.), Der Vertrag von Maa�stricht in der wissen�schaftlichen Kontroverse, 1993, S. 103, 114 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (199 ff., 207 ff.).


  � Hierzu M. Seidel, in: Festschrift für B. Börner, S. 419 ff., 423; ders., List Forum Band 18 (1992), 219, 223 ff.; J. Ensthaler, Die Maastrichter Beschlüsse zur Wirtschafts- und Währungs�union, ZRP 1992, S. 426, 427 f.; M. Herdegen, EuGRZ 1992, 589, 590; A. Weber, Die Wirtschafts- und Währungs�union nach dem Maastricht-Urteil des BVerfG, JZ 1994, 53, 54; BVerfGE 89, 155 (204 f.).


  � J. Starbatty, Artikel 130 EGV: Wendemarke der Ordnungs�politik, FAZ v. 15.1.1994, S. 13.


  � Deutlich kritisch W. Möschel, EG-Industriepolitik, in: Festschrift für Rudolf Nirk, 1992, S. 707, 710 ff.; L. Vollmer, Wirtschaftsverfassung und Wirtschaftspolitik der EG nach "Maastricht", DB 1993, 25, 27 f.; U. Immenga, Wettbewerbspolitik contra Industrie�politik nach Maas�tricht, EuZW 1994, 14, 15 ff.; J. Starbatty, a.a.O.; P. Behrens, EuZW 1992, 521; E.-U. Petersmann, Thesen zur Wirt�schaftsverfassung der EG, EuZW 1993, 593, 596; K. A. Schacht�schneider, Aus Politik und Zeitge�schich�te, B 28/93, S. 3, 8.


  � Die Stimmengewichtung erfolgt in diesem Falle abweichend von Art. 148 Abs. 2 EGV gemäß Ziffer 2 des Protokolls über die Sozialpolitik.


  � Dazu H.-U. Reh, Europäische Sozialpolitik und Subsidiarität, in: Merten (Hrsg.), Die Sub�sidiarität Europas, 1993, S. 59, 71 ff.; A. Junker, JZ 1994, 277, 279 f.; K.-J. Bieback, Markt�frei�heit in der EG und na�tio�nale Sozialpoli�tik vor und nach Maastricht, EuR 1993, 150, 156.


  � So auch E. Klein / A. Haratsch, DÖV 1993, 785, 791, 794 f.; für den Bereich der Sozialpoli�tik K.-J. Bieback, EuR 1993, 150, 152; kritisch F. L. Stauffen�berg / Chr. Langen�feld, ZRP 1992, 252, 255; A. Weber, JZ 1993, 325, 328.


  � I.d.S. Th. Oppermann / C. D. Classen, NJW 1993, 5, 9, 11; C. D. Classen, Maastricht und die Ver�fassung: kritische Bemerkungen zum neuen "Europa-Artikel" 23 GG, ZRP 1993, 57, 58; H.-J. Lambers, EuR 1993, 229, 231; J. Pernice, Die Ver�waltung 1993, 449, 459 ff.; Everling, DVBl. 1993, 936, 938, der aber in diesem Zusammenhang "eine Verfestigung und damit eine Erweiterung der Vertrags�ziele" an�er�kennt.


  � Hierzu oben II a.E.; s. auch M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht. 4. Aufl. 1993, S. 385 ff.; Th. Opper�mann, Europarecht, S. 709 ff.; U. Everling, Gestal�tungs�bedarf des Europäischen Rechts, EuR 1987, 214, 218 f.; Kritik übt wie hier E. Stein�dorff, Grenzen der EG-Kompe�tenzen, 1990, S. 112 ff.


  � So für den Fall der gemeinschaftlichen Zustän�dig�keit nach Art. 3 lit. t) EGV; vgl. hierzu die Er�klärung zu den Bereichen Katastrophenschutz, Energie und Frem�denver�kehr in der Schlußakte des Unionsver�trages; die Kommission erklärt darin, daß die Gemein�schaft bis zur Einfügung entsprechender Kompetenzti�tel in den Vertrag "ihre Tätigkeit in diesen Berei�chen auf der Grundla�ge der bisherigen Bestimmungen der Verträge ... fortsetzen wird".


  � Wie hier für den Bereich der Kulturpolitik K. Bohr / H. Albert, ZRP 1993, 61, 65; für die Bildungs�politik A. Ditt�mann / C. Fehren�bacher, RdJB 40 (1922), 478, 488 ff.; für beide Politiken E. Klein / A. Haratsch, DÖV 1993, 785, 794 f.; wohl auch K. Wolf, JZ 1993, 594, 596; H. D. Jarass, EG-Kompe�tenzen und das Prinzip der Subsidiarität nach Schaf�fung der Europäi�schen Union, EuGRZ 1994, 209; der Euro�pä�ische Rat von Edin�burgh vom 11./12. Dezember 1992, Bull. BReg Nr. 140/S. 1277, 1281 in Fn. 1, vom 28.12.1992, sieht die An�wend�bar�keit des Art. 235 EGV lediglich für "Har�mo�ni�sie�rungs�maß�nahmen im Sinne der spe�zi�fi�schen Ziele der Artikel 126 bis 129 EGV (Her�vor�he�bung durch den Verf.)" aus�ge�schlos�sen; zu�rück�hal�tend R. Dohms, RdJB 40 (1922), 451, 461 f.; H.-J. Lambers, EuR 1993, 229, 231; T. Stein, Europäische Union: Gefahr oder Chance für den Födera�lismus in Deutsch�land, Österreich und der Schweiz?, VVDStRL 53 (1993), S. 26, 35; anders M. Hilf, wie vor, VVDStRL 53 (1993), S. 7, 12; U. Häde / A. Püttner; EuZW 1997, 13 (15); a.A. auch I. Berggreen-Merkel, S. 18, zu Art. 128 EGV, die freilich einräumt: "Eindeutig ist dieser Standpunkt des Gesetzes jedoch nicht.".


  � Art. 128 Abs. 4 EGV (Kultur), Art. 129 Abs. 1 Unterabs. 3 EGV (Gesundheits�wesen), Art. 129 a Abs. 1 lit. a) EGV (Verbraucherschutz), Art. 129 b Abs. 2 EGV (Infrastrukturpo�litik), Art. 130 Abs. 3 UAbs. 1 EGV (In�dustrie�politik); ferner Art. 130 r Abs. 2 UAbs. 1 S. 3 EGV (Um�weltschutz).


  � Hierzu kritisch bereits oben I.


  � Im Ergebnis auch U. Everling, CMLR 29 (1992), 1053, 1067: "the thesis that the Commu�nity is attributed with individual specific competences only, ... which had already become questio�nable ..., now hardly corresponds to reality".


  � BVerfGE 75, 223 (242), zu den Grenzen der Recht�sprechungsgewalt des Europäi�schen Gerichtshofs.


  � So F. L. Stauffenberg / Chr. Langenfeld, ZRP 1992, 252, 255; K. Doehring, ZRP 1993, 98, 102; H.-J. Blanke, DÖV 1993, 412, 418 f.; A. Weber, JZ 1993, 325, 328; W. Möschel, Politische Union für Europa: Wunschtraum oder Alptraum?, JZ 1992, 877, 882; P. M. Huber, Maa�stricht - ein Staatsstreich?, 1993, S. 43 f.


  � G. Ress, JuS 1992, S. 985, 987, begreift Art. F Abs. 3 EUV als "eine der Regelung des Art. 235 EWGV struk�turell vergeichbare Generalermächtigung".


  � Grundlegend K. A. Schacht�schneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 751, 753 f.; K. A. Schacht�schneider, Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/93, S. 3, 10; eben�so K. Wolf, JZ 1993, 594, 596; H. J. Kaiser, FAZ v. 04.08.1993, S. 8; E. Stein�dorff, Ein�führung zur dtv-Text�ausgabe Europa-Recht, 12. Auf�la�ge 1993, S. XXVI; M. Schweitzer, Euro�päische Union: Gefahr oder Chance für den Födera�lismus in Deutschland, Österreich und der Schweiz?, VVDStRL 53 (1993), S. 48, 55 f.: "gewis�ser�maßen ein Art. 235 EWGV im Großformat"; ders., sowie K. A. Schacht�schnei�der, H. H. Rupp, G. Ress, Chr. Starck und M. Schweitzer, VVDStRL 53 (1993), S. 97 f., 108, 110, 123, 127, 148 f.; H. H. Rupp, Maastricht und Karlsruhe, in: M. Brunner (Hrsg.), Kartenhaus Europa?, 1994, S. 101, 108; wohl auch J. Simon, Der Ver�fas�sungs�streit um den Maas�tricht-Vertrag: Worum geht es?, in: Stif�tung MITARBEIT (Hrsg.), Wieviel Demokra�tie ver�trägt Europa? Wieviel Europa verträgt die De�mo�kra�tie?, 1994, S. 59, 66; zu�stim�mend zur An�nahme einer Kom�pe�tenz-Kom�petenz der Union auch F. Ossen�bühl, DVBl. 1993, 629, 632; R. Scholz, NVwZ 1993, 817, 818, sieht "zu�min�dest fak�tisch" eine "Ge�ne�ral�ermächti�gung" der Eu�ro�pä�ischen Union; V. Götz, Das Maas�tricht-Urteil des Bun�des�ver�fassungs�gerichts, JZ 1993, 1081, 1083, nennt Art. F Abs. 3 EUV eine "in ihrem Sinngehalt dunkle Vor�schrift"; für E. Klein/ A. Ha�ratsch, DÖV 1993, 785, 788, bedeutet die Bestim�mung "kein ge�nerelles Ab�rücken" vom Prinzip der be�grenz�ten Er�mäch�ti�gung.
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  � Näher dazu die gemäß Art. 138 e Abs. 4 EGV erlassenen Regelungen und Allgemeine Bedingungen für die Ausübung der Aufgaben des Bürgerbeauftragten (***), ABl. Nr. L 113/... v. 04.05.1994; R. Strempel, Ombudsman für Europa, DÖV 1996, 241 (244 f.).


  � A. Bleckmann, Europarecht, S. 56; kritisch Th. Oppermann, Europarecht, S. 116.


  � Dazu Th. Oppermann, Europarecht, S. 116.


  � Dazu Chr. Kannengießer, Die Entlastung im Haushaltsrecht der Europäischen Gemeinschaft, DÖV 1995, 55 ff. (VH).


  � Vgl. Th. Oppermann, Europarecht, S. 114, der dem Rat den stärkeren Einfluß zumißt; dazu allgemein G. Kisker, Staatshaushalt, HStR, Bd. IV, 1990, § 89, Rdn. 3, 5 ff.


  � Vgl. Th. Oppermann, Europarecht, S. 116.


  � Vgl. Bulletin des Euro�päischen Parlaments Nr. 34/73 v. 19.10.73; M. Schweit�zer, in: Grabitz, Rdn. 8 zu Art. 145; Th. Oppermann, Europarecht,  S. 117.


  � Vgl. Th. Oppermann, Europarecht, S. 117.


  � Dazu M. Schweit�zer, in: Grabitz, Rdn. 8 zu Art. 145.


  � Vgl. EuGH v. 10.02.1983 - Rs. 230/81 (Luxemburg/Parlament), Slg. 1983, 255 (287); EuGH v. 15.01.1986 - Rs. 44/84 (Hurd/�Jones), Slg. 1986, 29 (81); A. Bleckmann, Europa�recht, S. 181; Th. Opper�mann, Europa�recht, S. 116 f.


  � S. 103 bzw. 116.


  � Dazu A. Bleck�mann, Europarecht, S. 54 ff., 59 ff.


  � Vgl. EuGH v. 29.10.1980 - Rs. 139/79 (Maizena), Slg. 1980, S. 3393 ff.; Th. Oppermann, Europarecht, S. 112.


  � Europarecht, S. 54 ff., 59 f.


  � Vgl. K. A. Schachtschneider, Staatsunternehmen und Pri�vatrecht, 1986, S. 22 f., 41 f., 256, 262; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 188 f.; ders., Res publica res populi, S. 184 f., 202, auch S. 451 f., 472 f., 1143 f.; J. Burmeister, Verträge und Absprachen zwischen der Verwaltung und Privaten, VVDStRL 52 (1993), S. 210 ff., 244.


  � Vgl. Hans Magnus Enzensberger, Brüssel oder Europa - eins von beiden, in: ders., Der Fliegende Robert, S. 117 ff.


  � Vgl. EuGH v. 22.05.1985 - Rs. 13/83 (Parlament/�Rat), Slg. 1985, 1513 ff.; auch Th. Opper�mann, Europarecht, S. 117.


  � EuGH v. 22.05.1990 - Rs. C-70/88 (Parlament/Rat - Tschernobyl), Slg. 1990, I-2041 ff.


  � Vgl. EuGH v. 29.10.1980 - Rs. 138/79 (Roquette Frères), Slg. 1980, 3333 (3360, Rdn. 33 der Entscheidungsgründe); v. 29.10.1980 - Rs. 139/79 (Maizena), Slg. 1980, 3393 (3424, Rdn. 34 der Entscheidungsgründe); v. 30.03.1995 - Rs. C-65/93 (Europäisches Parlament/Rat), Slg. 1995, I-643 (I-668, Rdn. 21 der Entschei�dungsgründe); v. 10.05.1995 - Rs. C-417/93 (Europäisches Parlament/Rat), Slg. 1995, I-1185 (I-1213, Rdn. 9 der Entscheidungsgründe); v. 05.07.1995 - Rs. 21/94 (Europäisches Parlament/Rat), Slg. 1995, I-1827 (I-1851, Rdn. 17 der Entschei�dungsgründe), nach  der st. Rspr. des EuGH schließt das Erfordernis der Anhörung des Europäischen Parlaments während des Gesetzgebungsverfahrens in den vom Vertrag vorgesehenen Fällen das Erfordernis ein, das Europäische Parlament immer dann erneut anzuhören, wenn der endgültig verabschiedete Text als Ganzes gesehen in seinem Wesen von demjenigen abweicht, zu dem das Parlament bereits angehört worden ist, es sei denn, die Änderungen entsprechen im wesentlichen einem vom Parlament selbst geäußerten Wunsch; vgl. EuGH v. 16.07.1992 - Rs. C-65/90 (Europäisches Parlament/Rat), Slg. 1992, I-4593 (I-4621, Rdn. 16 der Entschei�dungsgründe m. N. zur früheren Rspr.); vom 05.10. 1993 - Verb. Rs. C-13/92, C-14/92, C-15/92 u. C-16/92 (Driessen u. a.), Slg. 1993, I-4751 (I-4789, Rdn. 23 der Entscheidungsgründe); v. 01.06.1994 - Rs. C-388/92 (Europäisches Parlament/Rat), Slg. 1994, I-2067 (I-2085, Rdn. 10 der Entscheidungsgründe); v. 05.10.1994 - Rs. C-280/93 (Bundesrepublik Deutschland/Rat - Gemeinsame Marktorganisation für Bananen), Slg. 1994, I-4973 (I-5054 f., Rdn. 38 der Entscheidungsgründe); v. 05.07.1995 - Rs. C-21/94 (Europäisches Parlament/Rat), Slg. 1995, I-1827 (I-1852, Rdn. 18 der Entscheidungsgründe); Th. Oppermann, Europarecht, S. 112.


  � Vgl. Th. Oppermann, Europarecht, S. 113 f.


  � Vgl. dazu auch § 1 III.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 560 ff., 584 ff., 617 ff., S. 637 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (184 ff.).


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 14 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff., 707 ff., bzw. S. 119 ff.; ders., Sittlichkeit und Moralität. Fundamente von Ehtik und Politik in der Republik, Lehrstuhl, S. 23 ff., 26 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (185).


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Der republikwidrige Parteienstaat, FS H. Qua�ritsch, S. ***; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 36 ff., 192 ff..


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1 ff., 14 ff., 71 ff., 253 ff., 519 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2., 3. und 5. Kap.


  � Vgl. K. A. Schacht�schneider, Res publica res populi, S. 14 ff., 71 ff., 1045 ff., 1060 ff., 1086 ff., 1113 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1045 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 36 ff., 192 ff..


  � Zum Begriff des Bürgers K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 207 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 11. Kap.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 772 ff., 1060 ff.


  � Dazu H. H. von Arnim, Ämterpatronage durch politische Parteien, 1980; ders., Staat ohne Diener. Was schert die Politiker das Wohl des Volkes, 1993, S. 129 ff.; R. Wassermann, Die Zuschauerdemokratie, 1986/1989, S. 133 ff., 174 ff.; K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1113 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1054 ff., 1117.


  � Dazu H. Arendt, Wahrheit und Lüge in der Politik, 2. Aufl. 1987.


  � Etwa Der Spiegel Nr. 4 vom 24.1.2000: Heißes Geld CDU, S. 22 ff.; Nr. 5 vom 31.1.2000: Die Aufklärer: Wer lügt?, S. 22 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 233 ff., 637 ff., 707 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2. und 7. Kap.


  � Kant, Metaphysik der Sitten, ed. Weischedel, Bd. 7, S. 572 ff.; K. A. Schacht�schneider, Res publica res populi, S. 215; ders., Sittlichkeit und Moralität, S. 4 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1141 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 290 ff., 519 ff., 637 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2., 5. und 7. Kap.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 325 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2., 4. und 7. Kap.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 159 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 79 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2. und 5. Kap.


  � Zum Grundrechtsschutz der Unternehmerfreiheit H. J. Papier, Grundgesetz und Wirt�schafts�ordnung, HVerfR, 2. Aufl., S. 820 ff., 832 ff.; R. Scholz, in: Maunz / Dürig, GG, Rdn. 115, 130, 136 f. zu Art. 12; K. A. Schachtschneider, Staatsunter�nehmen und Pri�vatrecht, 1986, S. 353 ff.; ders., Res publica res populi, S. 394 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 8. Kap., VI; ders., Fallstudien zum Öffentlichen Wirtschaftsrecht, 3. Aufl. 2003, Produktwarnung, S. 114 ff., 187 ff., Umweltschutz, S. 334 ff., Konkurrentenklae, S. 453 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 394 ff., 396 ff., 404 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 8. Kap., VI; ders., Das Recht am und das Recht auf Eigentum. Aspekte freiheitlicher Eigentumsgewährleistung, FS W. Leisner, 1999, S. 780 ff.


  � Republikanisch ist unternehmerische Privatheit freiheitlich, nämlich durch all�gemeine Gesetze verfassungsgewollt begründet; dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 394 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 8. Kap., VI.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 441 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 6. Kap.


  � Zu dieser Formel des Staatszweckes K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 299 ff., 350 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff., 707 ff., 772 ff. 


  � Vgl. Kant, Grundlegung zur Metaphysik der Sitten, ed. Weischedel, Bd. 6, S. 11 ("Sittenlehre", "Wissenschaft von der Freiheit").


  � J. Habermas, Faktizität und Geltung, S. 133, 339; vgl. K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1147; i.d.S. schon Kant, Kritik der reinen Vernunft, ed. Weischedel, Bd. 4, S. 630 f.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 560 ff., 584 ff.


  � Dazu K. A. Schacht�schneider, Res publica res populi, S. 325 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 519 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 92 ff.


  � Kant, Zum ewigen Frieden, ed. Weischedel, Bd. 9, S. 204 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 71 ff., 772 ff., 1045 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Euro�pas und die staatliche Integration der Europäischen Union. Ein Beitrag zur Lehre vom Staat nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Vertrag über die Europäi�sche Union von Maastricht, in: K. A. Schachtschneider/W. Blomeyer (Hrsg.), Die Europäische Union als Rechtsgemeinschaft, Bd. 1, 1995, S. 111 ff., insb. S. 114 ff.; vgl. auch ders., Die Republik der Völker Europas, S. 157; ders., Demokratiede�fizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 141 f.; W. Hankel/W. Nöl�ling/K. A. Schachtschneider/J. Starbatty, Die Euro-Klage. Warum die Währungs�union scheitern muß, 1998, S. 249 ff.


  � Der deutsche Staat im Prozeß der europäischen Integration, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 50 ff., u.ö.; ihm, dem Berichterstatter im Maastricht-Prozeß, folgend BVerfGE 89, 155 (184 ff., u.ö.).


  � So auch BVerfGE 89, 155 (182 ff.).


  � BVerfGE 89, 155 (185 f.); H. P. Ipsen, HStR, Bd. VII, 1992, § 181, Rdn. 91, hält das Europäische Parlament für ungeeignet zur echten demokrati�schen Repräsen�ta�tion und sieht eine solche angesichts der zukünftigen halben Milliarde Europäer als utopisch an, zu Recht; ähnlich D. Grimm, Der Spiegel 43/1992, S. 57 ff.; i.d.S. auch P. Häberle, Die Verwaltung 25 (1992), S. 5 ff., 17 f.; K. A. Schachtschneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 760; i.d.S. auch J. Isen�see, Europa - die politische Erfindung eines Erdteils, S. 133; vgl. auch K. A. Schacht�schneider, Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 139 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (187); P. Kirchhof, Europäische Einigung und Verfassungs�staat, S. 99; so schon BVerfGE 58, 1 (37); 68, 1 (98 f.). 


  � Dazu § 6 I; K. A. Schachtschneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, Der Vertrag über die Europäi�sche Union und das Grundgesetz, JZ 1993, 751 ff.; K. A. Schacht�schneider, Ver�fassungs�beschwerde M. Brunner vom 18.12.1992, in: I. Winkelmann (Hrsg.), Das Maa�stricht-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 12. Oktober 1993, Dokumentation des Verfahrens mit Einführung, 1994, S. 129 ff., 150; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 67 ff..


  � BVerfGE 89, 155 (186).


  � BVerfGE 89, 155 (181), Hervorhebung von mir.


  � BVerfGE 89, 155 (207), Hervorhebung von mir; so schon P. Kirchhof, Brau�chen wir ein erneuertes Grundgesetz, S. 41 f.


  � BVerfGE 89, 155 (190).


  � Dazu K. A. Schachtschneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 751 ff.; genau Th. C. W. Beyer, Die Ermächtigungen der Europäischen Union und ihrer Gemein�schaften, Der Staat 35 (1996), S. 189 ff.; vgl. oben § 6 IV.


  � BVerfGE 89, 155 (207 ff.).


  � BVerfGE 89, 155 (207 f.).


  � H. Mosler, HStR, Bd. VII, 1992, § 175, Rdn. 2, vermag das nicht zu kritisie�ren, sondern hält "den Substanzver�lust der deutschen Souveränität sogar für er�wünscht" und Rdn. 79 "den gleitenden Souveränitätsverlust ... für juristisch nicht faßbar"; vgl. auch E. Klein, Der Verfassungsstaat als Glied einer europäischen Ge�meinschaft, VVDStRL 50 (1991), S. 69 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Die Republik der Völker Europas, ARSP-Beiheft 71 (1997), S. 161 ff., 170 ff.


  � Kant, Metaphysik der Sitten, S. 431; dazu K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 42 ff., 52 ff..


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 141 ff.; auch ders., Die Repbulik der Völker Europas, S. 161 ff., 170 ff.; W. Hankel u.a., Die Euro-Klage, S. 249 ff.


  � P. Kirchhof, Europäische Einigung und Verfassungsstaat, S. 99, verwehrt zwar den deut�schen "Staatsorganen ... ohne Ermächtigung der Staatsverfassung" die Mit�wirkung an der "Ent�staatli�chung der Bundesrepublik Deutsch�land", sagt aber, "ein europäischer Staat könne nur im Grün�dungsakt durch ein europäisches Staatsvolk legitimiert werden" (das bleibt unklar); ebenso ders., HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 61 f.; so auch J. Isensee, Europa - die politische Erfindung eines Erdteils, S. 135.


  � Die "Schicksals- und Gefahrgemeinschaft" bezeichnet J. Isensee, HStR, Bd. I, 1987, § 13, Rdn. 112, als "primum principium"; vgl. auch ders., Europa - die politi�sche Erfindung eines Erdteils, S. 109.


  � Gegen den Großstaat Europa P. Kirchhof, Europäische Einigung und Ver�fassungs�staat, S. 89, 93; ders., HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 67; skeptisch sogar Th. Oppermann / C. D. Classen, Aus Politik und Zeitgeschichte B 28/93, S. 15, 19, trotz ihrer integrationisti�schen Apologie der Europa�politik des Maastricht-Vertrages; zur Politischen Union Europas auch W. Hankel u.a., Die Euro-Klage, S. 25 ff., 247 ff.; dazu § 4 V.


  � BVerfGE 89, 155 (185 f.).


  � P. Kirchhof, Europäische Einigung und Verfassungsstaat, S. 66; ders., HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 5, 29; K. A. Schachtschneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 759.


  � Für eine "verfassung�gebende Gewalt des europäi�schen Volkes" am besten durch ein "neues Europa-Parlament" und die "Aufgaben einer verfassunggebenden Ver�samm�lung" plädiert H.-P. Schneider, Die ver�fassunggebende Gewalt, HStR, Bd. VII, 1992, § 158, Rdn. 49; vgl. auch Th. Oppermann, Europarecht, S. 344 ff.


  � Die Überschrift des II. Abschnitts "Der Bund und die Länder" und der Begriff "Bundesstaat" in Art. 20 Abs. 1 GG, insbesondere aber die föderale Herkunft jedenfalls einiger Länder, zumal Bayerns, sprechen für die exisntentielle Staatlichkeit der Länder; dazu O. Kimminich, Der Bundesstaat, HStR, Bd. I, 1987, § 26, Rdn. 11 ff., der Rdn. 21 das "Bund - Länder - Verhältnis ... auf Kompetenzfragen reduziert" sieht und den Ländern die äußere und innere Souveräni�tät abspricht (auch Rdn. 40); ob diese Lehre sich bewähren wird, ist zweifelhaft, jedenfalls rechtfertigt die Verteidigung der Einheit Deutsch�lands nicht militärische Gewalt; J. Isensee, HStR, Bd. I, 1987, § 13, Rdn. 166 f., tut "die Frage nach der Souveränität der Gliedstaa�ten ... als rein akademischen Streit, ohne praktische Relevanz" ab; vgl. auch K. Stern, Staats�recht der Bundesrepublik Deutschland Bd. I, 2. Aufl. 1984, S. 650 ff.; vgl. auch K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 136 ff.


  � U. Penski, ZRP 1994, 196, läßt ein "Entscheidungsforum" genügen, welches "sowohl gesamt�staatlich wie auch von den Gliedstaaten her zusammen�zusetzen" sei; im Ergebnis so auch U. Di Fabio, Der Staat 32 (1993), S. 201; P. Kirchhof, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 62, sieht einen europäischen Staat (schon) "im Grün�dungsakt durch ein europäi�sches Staats�volk legiti�miert"; ebenso ders., Europäische Einigung und Verfassungsstaat, S. 99.


  � Der Schritt zur (echten) Staatlichkeit der Union wird oft von der Entwicklung des Europäi�schen Parlamentes zu einem wirklichen Gesetzgebungs�organ abhängig gemacht, etwa H. Steinber�ger, VVDStRL 50 (1991), S. 39 ff., 43 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff., 707 ff., 772 ff.


  � Metaphysik der Sitten, § 52, S. 464.


  � BVerfGE 89, 155 (189 f., u. ö.).


  � Vgl. K. A. Schachtschneider, Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 132 f.


  � Dazu § 3; vgl. K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 87 ff.; ders., Die Republik der Völker Europas, S. 161 ff., vgl. auch ders., Demokratiedefizite in der Europäischen Union, S. 121 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 617 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (186 f., 187 f.); dazu H. P. Ipsen, EuR 1994, 12 f., der stärker der exekutiven Rechtsetzung der Gemein�schaft das Wort redet; ders., Zur Exekutiv-Rechtsetzung in der Europäi�schen Gemein�schaft, in: Festschrift P. Lerche, 1993, S. 425 ff.; kritisch auch K. A. Schacht�schneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 756.


  � Vgl. dazu § 3 III; § 5 I 4, II 1.


  � K. Stern, Staatsrecht I, S. 956.


  � Dazu P. Badura, Die parla�mentarische Demokratie, HStR, Bd. I, S. 958 ff.


  � K. A. Schacht�schneider, Res publica res populi, S. 10 ff.


  � Dazu Ch. Sasse, Regierungen, Parlamente, Mini�sterrat, Entscheidungsprozesse in der Europäi�schen Gemeinschaft, 1975, S. 13 ff.; M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 1 zu Art. 145.


  � Dazu § 3 III 5; § 6 I, VI.


  � BVerfGE 89, 155 (190). 


  � So BVerf�GE 89, 155 (183 f.).


  � Zur Gemeinschaftstreue Th. Oppermann, Europarecht, S. 146, 187, 200 u.ö.


  � Th. Oppermann, Europarecht, S. 801, gibt für ähnliche Fälle auf eine Suspen�sion der Mitgliedschaft analog Art. 297 EGV zu bedenken.


  � BVerfGE 89, 155 (184); dazu § 5 II 3 d.


  � So C. Schmitt, Verfassungslehre 1928, S. 224 f.; G. Leibholz, Das Wesen der Re�präsenta�tion und der Gestaltwan�del der Demokratie im 20. Jahrhundert, 3. Aufl. 1960, S. 218 ff.; vgl. auch W. Maihofer, Prinzi�pien freiheitlicher Demokratie, HVerfR, 1983, S. 186.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 14 ff., 685 ff.; ders., Freiheit in der Republik, passim


  � Zur strikten Egalität demokratischer Wahlen BVerfGE 1, 208 (247, 249); 4, 31 (39 f.); 4, 375 (383 ff.); 11, 266 (272); 11, 351 (360 f.), und stän�dig; dazu K. A. Schacht�schneider m. w. Hinw., Das Nominationsmonopol der Partei�en in Berlin, JR 1975, 89 f.; K. Stern, Staatsrecht, Bd. I, S. 304 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1 ff.; P. Kirchhof, Der all�gemeine Gleichheitssatz, HStR, Bd. V, 1992, § 124, Rdn. 184 ff.; ders., HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 5, 29; ders., Europäi�sche Einigung und Verfassungsstaat, S. 66, 82, 84, 89, 91.


  � I.d.S. auch U. Di Fabio, Der Staat 32 (1993), S. 102.


  � BVerfGE 89, 155 (186).


  � U. Di Fabio, Der Staat 32 (1993), S. 202; dazu auch P. M. Huber, Die Rolle des Demokratieprinzips im europäischen Integrationsprozeß, Staats�wissen�schaften und Staatspraxis 1992, S. 362 ff.; zurückhaltend I. Pernice, Maastricht, Staat und Demokratie, Die Verwal�tung 26 (1993), S. 481 f.; dazu auch Th. Läufer in: E. Grabitz, EWG-Vertrag, Rdn. 7, 8 zu Art. 138.


  � I.d.S. Kant, Metaphysik der Sitten, Rechtslehre § 45, S. 431 ("Ein Staat (civitas) ist die Ver�einigung einer Menge von Menschen unter Rechtsgesetzen."); K. A. Schacht�schnei�der, Res publica res populi, S. 14 ff.; i.d.S. auch Ch. Tomu�schat, Der Verfassungsstaat im Geflecht der internationalen Beziehungen, VVDStRL 36 (1978), S. 43; M. Kriele, Einführung in die Staats�lehre, S. 309 ff. (Staat als "recht�lich verfaßte Organisa�tion"); a.A. J. Isen�see, HStR, Bd. I, 1987, § 13, Rdn. 1 ff., 8 ff., 26 f., 148 ff.; vgl. auch P. Kirchhof, Europäi�sche Einigung und Ver�fassungs�staat, S. 69, 83 f. 


  � P. Kirchhof, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 38 ("Recht zur originären Rechts�etzung und Rechtsgestaltung"); ebenso ders., Europäische Einigung und Verfassungs�staat, S. 88; i.d.S. auch E. Klein, Der Verfassungsstaat als Glied einer europäischen Gemeinschaft, VVDStRL 50 (1991), S. 59, 70 f.; H. Mosler, die Übertragung von Hoheitsgewalt, HStR, Bd. VII, 1992, § 175, Rdn. 26, 28; auch H. P. Ipsen, die Bundesrepublik Deutschland in den Europäischen Gemeinschaften, HStR, Bd. VII, 1992, § 181, Rdn. 42; K. Doehring, Staat und Verfassung in einem zusammenwachsenden Europa, ZRP 1993, 98 ff. (102 f.); R. Breuer, Die Sackgasse des neuen Europaartikels (Art. 23 GG), NVwZ 1994, 417 ff. (424 f.).


  � Dazu O. Kimminich, HStR, Bd. I, 1987, § 26, Rdn. 51 ff., 56 ff.; K. Stern, Das Staatsrecht, Bd. I, S. 747 ff.


  � J. Isensee, HStR, Bd. I, 1987, § 13, Rdn. 75.


  � Ganz so P. Kirchhof, HStR, Bd. VII, 1992, § 183, Rdn. 61 (... "umgekehrt zielt jede Forde�rung nach Parlamen�tari�sierung der EWG auch auf ein Stück Ent�staatlichung der Mitgliedstaa�ten"); ebenso ders., Europäische Einigung und Ver�fassungsstaat, S. 98 f.


  � Wenn man davon absieht, daß ein gesetzgeberischer Diskurs der Unionsbürger wegen der großen Zahl der Bürger kaum denkbar ist, so daß eine "lebendige Demo�kra�tie" als eine Bedingung demokratischer Legitimation auch nach dem Maastricht-Urteil (BVerfGE 89, 155 (186)) nicht erwartet werden kann; so auch D. Grimm, Der Spiegel 43/1992, S. 57 ff.; H. P. Ipsen, EuR 1994, 6 f.; vgl. K. A. Schachtschnei�der, Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 121 ff., 124 ff., 132 f., 133 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637., 707 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 105 ff., 772 ff.


  � Vgl. K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 560 ff., 617 ff., auch S. 490 ff., 494 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Demokratiedefizite in der Europäischen Union, S. 139 ff.


  � M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht, S. 51, 69; Th. Oppermann, Europa�recht, S. 119.


  � B. Bieber, in: BBPS, S. 123; Th. Oppermann, Europarecht, S. 119.


  � Zur organschaftlichen Vertretung K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 707 ff.


  � Vgl. Schlußerklärung der Konferenz der Staats- und Regierungschefs der Mitglied�staaten der Europäischen Gemeinschaften in Paris am 9. und 10.12.1974, EA 1975, D. 41 ff.; Th. Oppermann, Europarecht, S. 119.


  � Vgl. BVerfGE 22, 293 (295); 51, 222 (239).


  � Vgl. K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 180 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 560 ff., 585 ff., 637 ff., 707 ff., 772 ff.


  � Dazu § 6 I.


  � BVerfGE 89, 155 (186 f.).


  � Vgl. G. Nicolaysen, Europarecht I, S. 82.


  � K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaaes, S. 208 ff.


  � Zum Gerichtshof § 10 V 2; vgl. Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref56571697 \h � \* FORMATVERBINDEN �410�.


  � Dazu § 6 II, III, V, VI.


  � BVerfGE 89, 155 (187).


  � BVerfGE 89, 155 (193).


  � BVerfGE 89, 155 (187).


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff., 707 ff., auch S. 560 ff., 584 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 119 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (181, 207); dazu § 6 IV 1; § 7 III 2 b, c, c; vgl. auch die Hinwei�se in Fn. 626.


  � BVerfGE 89, 155 (187 f., 191 ff., 194 f., 210).


  � Dazu § 5 II 3 d.


  � Vgl. K. A. Schachtschneider, Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 119 ff.; insb. S. 139 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (190).


  � Dazu § 3 III 1, 5, 6; auch § 5 I 4, II 1.


  � BVerfGE 89, 155 (182 f.); K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlich�keit der Völker Europas, S. 87; A. Bleckmann, Europarecht, S. 297 ff.; dazu § 4 IV mit Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref56224019 \h � \* FORMATVERBINDEN �447�.


  � K. A. Schachtschneider, Die Republik der Völker Europas, S. 153 ff.


  � Dazu K. Stern, Das Staatsrecht der Bundesrepublik Deutschland (Staatsrecht), Bd. I, 2. Aufl. 1984, S. 939 ff.; K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 796 ff.


  � Dazu K. Stern, Staatsrecht, Bd. I, S. 989 ff.; P. Badura, Die parlamentarische Demokratie, HStR, Bd. I, 1987, § 23, Rdn. 13 ff., S. 960 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 772 ff.


  � Dazu K. Stern, Staatsrecht, Bd. I, S. 1011 f.; K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 806 f.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 796 ff., 1060 ff., 1086 ff.; ders., Der republikwidrige Parteienstaat, FS H. Quaritsch, S. 152 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 192 ff.


  � Grundlegend R. Maric, Die Koalitionsdemokratie, 1966; vgl. auch K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 807.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Die Verantwortlichkeit des Bundesrates beim Schritt zur dritten Stufe der Währungsunion, 1998 (Lehrstuhl); ders., Verfassungs�beschwer�de gegen die Währungspolitik der Bundesrepublik Deutschland (Euro-Klage) vom 12. Januar 1998, S. 326 ff. (insoweit unveröffentlicht, Lehrstuhl).


  � Vgl. BVerfGE 89, 155 (191, 203); K. A. Schachtschneider, Die Verantwortlich�keit des Bundesrates beim Schritt zur dritten Stufe der Währungsunion, S. 19 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Die Verantwortlichkeit des Bundesrates beim Schritt zur dritten Stufe der Währungsunion, S. 19 ff.


  � Vgl. etwa G. Ress, Über die Notwendigkeit der parlamentarischen Legiti�mie�rung der Rechtsetzung der Europäischen Gemeinschaften, in: Gedächtnisschrift für W. K. Geck, 1989, S. 625 ff.


  � Dazu § 3 II 1, 2, 3, III 1, 4, 5, 7; § 7 III 2.


  � Dazu § 7 II.


  � Dazu § 7 II 1 a, aa und ff.


  � Dazu § 7 II 2 c, § 9 I, II.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff., auch S. 560 ff., 584 ff.; ders., Der repbulikwidrige Parteienstaat, FS H. Quaritsch, S. 141 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 133 ff., 139 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschnei�der, Das Ham�burger Oppositionsprinzip, Der Staat 28 (1989), S. 173 ff.; ders., Res publica res populi, S. 802 ff.


  � Zum Begriff des Führers, der durch persönliche Gewalt gekennzeichnet ist, W. Leisner, Der Führer, 1983.


  � Zum System Kohl, das im Winter 1999/2000 öffentlich wurde, etwa Der Spiegel, "Heißes Geld - CDU", Nr. 4 vom 24.1.2000, S. 22 ff.; "Die Aufklärer: Wer lügt?", Nr. 5 vom 31.1.2000, S. 22 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 519 ff.


  � Nach BVerfGE 51, 222 (239) setzt sich der Rat "aus weisungsgebundenen Regie�rungs�ver�tretern der Mitgliedstaaten zusammen"; so auch M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 1 zu Art. 145; A. Bleck�mann, Europarecht, S. 27; zurückhaltend B. Bieber, in: BBPS, S. 122; G. Nicolaysen, Europarecht I, S. 82 f., sieht sie nur "politisch " an Weisungen gebun�den (?); vgl. auch BVerf�GE 80, 74 ff. zu der Frage des Erlasses einer Einst�weiligen Anordnung gegen die Bundes�regierung bezüglich deren Ab�stimmungs�verhaltens im Rat.


  � Th. Oppermann, Europarecht, S. 120; A. Bleckmann, Europarecht, S. 27.


  � So auch G. Nicolaysen, Europarecht I, S. 82 f.; Th. Oppermann, Europarecht, S. 120.


  � Zu dieser allgemeinen Grenze der Vertretungsmacht K.-H. Schramm, in: Münchener Kommentar zum Bürgerlichen Gesetzbuch, Bd. I, Allgemeiner Teil, 3. Aufl. 1993, Rdn. 98 ff. zu § 164.


  � BVerfGE 89, 155 (187 f., 194 f., 210).


  � § 9 I 2, auch 5.


  � BVerfGE 89, 155 (183 f.).


  � So auch BVerfGE 89, 155 (183).


  � Dazu § 6 I.


  � BVerfGE 89, 155 (210).


 � Dazu R. Streinz, Europarecht, Rdn. 832 ff., S. 340 ff.; vgl. EuGH, Rs. 6/72 (Continental Can/Kommission), Slg. 1973, 215/244 ff.; EuGH, Verb. Rs. 142 und 156/84 (BAT und Reynolds/Kommission ("Philip Morris)), Slg. 1987, 4487/4575 ff.


  � Statut der Beamten und die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be�dien�steten der Europäi�schen Gemeinschaften, ABl. Nr. L 56/1 v. 04.03.1968, konsolidierte Fassung ABl. Nr. C 100/3 v. 28.09.1972.


  � Näheres dazu § 7 II 1 a hh.


  � Dazu § 6 IV 2 a; K. A. Schachtschneider / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 752.


  � Vgl. insb. Art. 104 EGV.


  � Dazu näher K. A. Schachtschneider, Verfassungsbeschwerde gegen das deutsche Zustimmungsgesetz zum Vertrag über die Europäische Union, Schriftsatz vom 22.06.1993, in: I. Win�kelmann (Hrsg.), Das Maastricht-Urteil des Bundesverfas�sungsgerichts vom 12. Oktober 1993, Dokumentation des Verfahrens mit Einfüh�rung, 1994, S. 452 ff.; W. Hankel u.a., Die Euro-Klage, S. 214 ff.; vgl. auch der Euro-Beschluß BVerfGE 97, 350 ff.


  � GO des Rates vom 22. Juli 2002 (ABl. Nr. L 325/52 vom 30.11.2002, Sartorius II, Nr. 237).


  � Dazu § 7 III 1; vgl. zum Verhaltenskodex vom 6. Dezember 1993 für den Zugang der Öffentlichkeit zu Kommissions- und Ratsdokumenten, R. Röger, DVBl. 1994, 1102 ff.


  � Dazu § 3 III 5; § 6 I, VI; § 7 III 2.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/93, S. 6 f.; ders. / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 759 f.


  � Dazu O. Kimminich, Einführung in das Völkerrecht, S. 314 f.; K. A. Schacht�schneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 124.


  � BVerfGE 89, 155 (183 f.).


  � BVerfGE 89, 155 (191 ff.); vgl. auch BVerf�GE 58, 1 (37); 68, 1 (98 f.); so schon K. A. Schacht�schneider, Aus Politik und Zeitge�schichte B 28/93, S. 7 f.; ders. / A. Emmerich-Fritsche / �Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 751 ff.


  � Zur Vertiefung R. Streinz, Die Luxemburger Vereinbarung, 1984; R. Lahr, Die Legende vom "Luxemburger Kompromiß", EA 1983, 223 ff.; M. Schweit�zer, in: Grabitz, Rdn. 10 ff. zu Art. 148; sowie die Nachw. bei A. Bleck�mann, Europa�recht, S. 30 mit Fn. 7.


  � Näher zu den der "Luxemburger Vereinbarung" zugrundeliegenden "taktischen" Über�legungen der Beteiligten R. Lahr, EA 1983, 223 f.


  � Der Wortlaut der Beschlüsse vom 29.01.1966 findet sich in EA 1966, S. D 85 f.


  � B. Langheine, in: Grabitz, Rdn. 37 zu Art. 100 a; R. Lahr, EA 1983, 223 (225 f.).


  � Vgl. M. Vasey, Decision - making in the Agriculture Council and the "Luxem�bourg Com�promi�se", CMLR 25 (1988), 725 (726); zu den Gründen R. Lahr, EA 1983, 223 (227 f.).


  � Für einen Überblick über die zu einer rechtlichen Einordnung der "Luxembur�ger Verein�barung" ver�tretenen Auffassungen vgl. M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht, S. 73 f. m.N.; ferner R. Streinz, Die Luxemburger Vereinbarung, S. 31 ff.


  � Gegenstand waren die Verordnungen über die Agrarpreise für das Wirtschafts�jahr 1982/83 (ABl. Nr. L 162/1 v. 12.06.1982 und 164/1 v. 14.06.1982). In diesem Zu�sammen�hang wurde von den Mitglied�staaten der Versuch unternommen das Abweichen von der "Luxemburger Verein�barung" mit einem Mißbrauch des "Veto�rechts" durch Großbritannien - das seine Zustimmung an die Klärung der Frage einer Beitragsrück�erstattung durch die Gemeinschaft gebunden hatte - zu begründen; vgl. hierzu M. Schweit�zer, in: Grabitz, Rdn. 12 zu Art. 148; M. Vasey, CMLR 25 (1988), 725 (726 f.). Dagegen hebt R. Lahr, EA 1983, 223 (229) zutreffend hervor, daß die Einräumung eines "Vetos" gerade auch das Recht einer einseitigen Bestim�mung der "sehr wichtigen Interessen" durch den Mitgliedstaat einschließen muß.


  � Hierzu M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 13 zu Art. 148; R. Streinz, Die Lu�xem�burger Vereinbarung, S. 81 ff. (93 f.).


  � G. Nicolaysen, Europarecht I, S. 73, 85 f.; Th. Oppermann, S. 106 f.; B. Bieber, in: BBPS, S. 127; U. Everling, Gestaltungsbedarf des Europäischen Rechts, EuR 1987, 214 (233 mit Fn. 31); ders., in: Festschrift Steindorff, S. 1155 (1164 f. mit Fn. 33); P. Pescatore, Some critical remarks on the "Single European Act", CMLR 24 (1987), 9 (13 mit Fn. 1); M. Vasey, CMLR 25 (1988), 725 (726); A. Dashwood, in: Schwarze (Ed.), Legislation for Europe 1992, S. 79 (82).


  � EuGH v. 23.02.1988 - Rs. 68/86 (Vereinigtes Königreich/Rat - Hormone), Slg. 1988, 855 (900, Rdn. 38 der Entscheidungs�gründe).


  � BVerfGE 89, 155 (184).


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Euro�pas, S. 125.


  � Dazu genau Th. C. W. Beyer, Rechtsnormanerkennung im Binnenmarkt, Teil 3, § 2 IV 2.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 325 ff., 487 ff., 494 ff., 519 ff., 560 ff., 584 ff., 617 ff.; K. A. Schachtschneider, Freiheit in der Republik, 7. Kap., II.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff.


  � Dazu § 7 III 2.


  � Dazu § 3 III.


  � BVerfGE 89, 155 (181, 191 ff.); K. A. Schachtschneider / A. Emmerich-Fritsche / �Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 751 f., 755; K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlich�keit der Völker Europas, S. 96; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 67 ff.


  � BVerfGE 33, 1 (10 f.); 47, 46 (78 ff.); 49, 89 (126 f.); 57, 295 (320 f.); 58, 257 (268 ff.); 61, 260 (275); 84, 212 (226); K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 120 f.


  � So auch H. P. Ipsen, EuR 1994, 4 f. ("Selbstqualifikation des betroffenen Mit�glied�staa�tes"); K. A. Schachtschneider, Die existentielle Staatlichkeit der Völker Europas, S. 125.


  � Insb. EuGH v. 20.02.1979 - Rs. 120/78 (Cassis de Dijon), Slg. 1979, 649 ff.; EuGH v. 12.03.1987 - Rs. 178/84 (Bier-Urteil), Slg. 1987, 1227 ff.; Th. Opper�mann, Europa�recht, S. 450 ff.


  � Das Maa�stricht-Urteil BVerfGE 89, 155 (171 ff.), hat aus Art. 38 Abs. 1 GG ein Grund�recht jeden Bürgers auf substantiellen (echten) Parla�mentaris�mus hergelei�tet, ein großer Schritt hin zum Ver�fassungsschutz der politischen Freiheit, den die Bundes�regierung, der Bundesrat und der Bundestag vehement und skanda�lös im Prozeß zurückge�wiesen haben (Schriftsät�ze vom 15.01.1993, vom 20.03.1993, vom 05.04.1993, in: I. Winkelmann (Hrsg.), Doku�mentation, S. 214 ff.; 230 ff., 238 ff.; 278 ff., 283 f.); vgl. die Ver�fassungs�beschwer�de im Maa�stricht-Prozeß vom 18.12.1992 und den Schriftsatz vom 29.03.1993, Doku�mentation, S. 104 ff., 368 ff.; dazu K. A. Schachtschneider, Aus Politik und Zeitge�schichte, B 28/93, S. 4 ff.; ders., Recht und Politik 1994, 1 f.; ders., Res publica res populi, S. 14 ff., 325 ff., 978 ff.; immer noch ablehnend (für viele) H. P. Ipsen, EuR 1994, 1 f.; auch Ch. Tomu�schat, EuGRZ 1993, 489; im Euro-Beschluß BVerfGE 97, 350 (370 ff.) hat der Zweite Senat des Bundesverfassungsgerichts den Grundrechtsschutz gegenüber rechtswidriger Integrationspolitik weitesgehend ruiniert, der Bruch dieses "Gerichts" mit dem Recht; dazu K. A. Schachtschneider, Der Euro-Beschluß des Bundesver�fassungsgerichts, IHI-Schriften 9/1998, S. 19 ff. ; ders., Die Rechtsverweigerung im Euro-Beschluss des Bundesverfassungsgerichts, in: W. Hankel u.a., Die Euro-Illussion. Ist Europa noch zu retten?, 2001, S. 274 ff.


  � I.d.S. vorsichtig A. Bleckmann, Europarecht, S. 27 f.; sowie ders., Politische Aspekte der europäischen Integration unter den Vorzeichen des Binnenmarktes 1992, ZRP 1990, 265, 266; E. Klein, VVDStRL 50 (1991), S. 76 ("Orientierung", nicht rechtlich verbindlich); dagegen Ch. Tomuschat, VVDStRL 36 (1978), S. 36; zurück�hal�tend R. Bieber, in: BBPS, Die Europäische Union, Rechtsord�nung und Politik, 4. Aufl. 1993, S. 131; allgemein wird jedoch ein Weisungs�recht der nationalen Regie�rungen gegen�über dem jeweiligen Ratsver�treter bejaht, vgl. A. Bleck�mann, a.a.O.; Th. Opper�mann, Europarecht, S. 120; a.A. Th. Schilling, Zur Verfassungsbindung des deutschen Vertreters bei der Mitwirkung an der Rechtsetzung im Rate der EU - Die Mit�wirkung als Gesetzgebung im Sinne des Grundgesetzes - DVBl. 1997, 458 (460), der freilich im übrigen zweifelnd eine "Verfassungsbindung" des deut�schen Ratsvertreters nach Art. 1 Abs. 3, Art. 20 Abs. 3 GG vertritt (a.a.O., S. 459 ff.); vgl. auch K. A. Schachtschneider, Die Verantwortlichkeit des Bundesrates beim Schritt zur dritten Stufe der Währungsunion, S. 7 ff., 19 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (191, 203); zur Organtreue K. Stern, Das Staatsrecht, Bd. I, S. 134 f.


  � Dazu U. Di Fabio, Der neue Art. 23 des Grundgesetzes, Der Staat 32 (1993), S. 207 ff., der dieser Entparlamentari�sie�rung zu Recht Verfassungs�bedenken ent�gegenstellt; R. Breuer, Die Sackgasse des neuen Europaartikels (Art. 23 GG), NVwZ 1994, 426 ff.: auch K. A. Schacht�schnei�der / A. Emmerich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 755; kritisch auch F. Ossen�bühl, Maastricht und das Grund�gesetz � eine verfassungsrecht�liche Wende?, DVBl. 1993, 635 ff.; Th. Oppermann / C. D. Classen, Aus Politik und Zeitge�schichte, B 28/93, S. 13 ff., sehen dagegen in dem Maastricht-Vertrag und in Art. 23 GG n. F. einen "wichtigen Schritt im Demokra�ti�sie�rungsprozeß der EG" (S. 15); i.d.S. schon C. D. Classen, Maa�stricht und die Verfassung: Kritische Bemerkungen zum neuen "Euro�pa-Arti�kel" 23 GG, ZRP 1993, 57 ff., 59 f.; U. Everling, Über�legungen zur Struktur der Europäi�schen Union und zum neuen Europa�Artikel des Grundge�setzes, DVBl. 1993, 943 ff.; dazu insb. R. Scholz, Grund�gesetz und europäische Einigung. Zu den reform�politi�schen Empfehlun�gen der Gemeinsamen Verfassungs�kommission, NJW 1992, 2593 ff.; ders., Europäische Union und Ver�fassungsreform, NJW 1993, 1690 ff.; ders., Europäi�sche Union und deutscher Bundes�staat, NVwZ 1993, 819 ff.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Die Verantwortlichkeit des Bundesrates beim Schritt zur dritten Stufe der Währungsunion, insb. S. 19 ff.


  � Zu den denkbaren Konstellationen im Rahmen der Stimmengewichtung einge�hend M. Schweit�zer, in: Grabitz, Art. 148, Rdn. 5; insb. zum Gedanken des Min�derheiten�schutzes H.-J. Glaesner, in: Schwarze (Hrsg.), Der Gemeinsame Markt, Bestand und Zukunft in wirt�schaftsrechtlicher Per�spektive, S. 9 (25); O. Harnier, in: von der Groeben/�Thie�sing/�Ehler�mann, Rdn. 6 zu Art. 148.


  � Dazu § 7 II 2 b.


  � M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 9 zu Art. 149 (alte Fassung) m.N.; A. Bleck�mann, Politische Aspekte der europäischen Union unter dem Vorzeichen des Binnen�marktes, ZRP 1990, 265 (266); H. P. Ipsen, in: Festschrift Partsch, S. 327 (341);  P. Pescatore, Die "Einheitliche Europäische Akte", Eine ernste Gefahr für den Gemein�samen Markt, EuR 1986, 153 (166 f.).


  � Dazu § 7 III 2 und oben II.


  � Dazu § 3 IV 2; K. A. Schachtschneider, Verfassungsbeschwerde gegen das deut�sche Zustim�mungsgesetz zum Vertrag über die Europäische Union, Schriftsatz vom 22.06.1993 in: I. Winkel�mann (Hrsg.), Dokumentation, S. 439, 442; a.A. BVerfGE 89, 155 (195).


  � Dazu § 6 IV 3 a.E.


  � Dazu K. A. Schacht�schneider, Verfassungsbeschwerde gegen das deutsche Zustim�mungsgesetz zum Vertrag über die Europäische Union, Schriftsatz vom 29.03.1993 und 22.06.1993, in: I. Winkelmann (Hrsg.), Doku�mentation, S. 398 f.; 438 ff.; ders./ A. Emme�rich-Fritsche / Th. C. W. Beyer, JZ 1993, 751.


  � BVerfGE 89, 155 (194 ff.); dazu eingehend § 6 IV 3.


  � Zur entspr. Coreu-Anfrage der Bundesregierung s. I. Winkelmann (Hrsg.), Doku�menta�tion, S. 555 ff.


  � M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht, S. 77; A. Bleckmann, Europarecht, S. 26.


  � Dazu M. Mentler, Der Ausschuß der Ständigen Vertreter bei den Europäischen Gemeinschaften, 1996


  � Dazu genau H. Ch. Röhrl, Die Beteiligung der Bundesrepublik Deutschland an der Rechts�etzung im Ministerrat der Europäischen Union. Die Rolle des Aus�schusses der Ständigen Vertreter (COREPER) und der Ständigen Vertretung, EuR 1994, 409 ff.


  � M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 12 zu Art. 151; Th. Oppermann, Europarecht, S. 168.


  � Vgl. A. Bleckmann, Europarecht, S. 31 ff.; M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 5 ff. zu Art. 151.


  � M. Schweitzer / W. �Hummer, Europarecht, 4. Aufl. 1993, S. 41 f.; M. Schweit�zer, in: Grabitz, Rdn. 12 ff. zu Art. 146 (a.F.), Art. 2 FusV.


  � M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 13 ff. zu Art. 146 (a.F.), Art. 2 FusV; H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 546 f.; L.-J. Con�stantines�co, Das Recht der Europäischen Gemeinschaften I, S. 471.


  � Zum Ganzen M. Schweit�zer / W. Hummer, Europarecht, 4. Aufl. 1993, S. 42; M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 15 zu Art. 146 (a.F.), Art. 2 FusV; A. Bleck�mann, Europa�recht, S. 106. f.


  � Vgl. M. Schweitzer / W. �Hummer, a.a.O.; M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 18 zu Art. 146 (a.F.), Art. 2 FusV. Als Beispiel sei angeführt der Erlaß der umweltpo�liti�schen Aktions�pro�gramme der Gemein�schaft vor der Einführung der Art. 174 ff.; hierzu Th. C. W. Beyer, Ge�meinschafts�recht und Umweltschutz nach der Ein�heitli�chen Europäi�schen Akte, JuS 1990, 962 (963).


  � BVerfGE 89, 155 (187 f., 191 ff., auch 194 f. und 210); dazu § 5 II 3 d; § 6 II, III.


  � Dazu § 7 II 2.


  � Dazu W. Hum�mer, in: Grabitz, Rdn. 3 ff. zu Art. 160 (a.F.), Art. 13 FusV.


  � W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 10 zu Art. 157 (a.F.), Art. 10 FusV.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1064 ff.; ders., Sittlichkeit und Moralität, S. 34 ff.


  � Vgl. Th. Oppermann, Europarecht, S. 119: "Üblicherweise werden als Kommis�sionsmit�glieder politische Persönlich�keiten aus den Mitgliedstaaten (ehemalige Minister u.ä.) oder hohe Beamte bestellt.".


  � W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 2-5 zu Art. 160 (a.F.), Art. 13 FusV.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 278 ff., 325 ff., 519 ff., 560 ff.


  � K. A. Schacht�schneider, Res publica res populi, S. 234 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 617 ff.; ders., Freiheit in der Republik, 2. Kap., VII, 4. Kap., 7. Kap., II.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 637 ff., 707 ff., auch S. 810 ff.


  � Dazu § 8 III 2.


  � Dazu § 10 II, V.


  � K. A. Schachtschneider, Aus Politik und Zeitgeschichte, B 28/93, S. 9; W. Hankel/W. Nölling/K. A. Schachtschneider/J. Starbatty, Die Euro-Klage, Warum die Währungsunion scheitern muß, 1998, S. 39 ff., 192 ff.; J. Starbatty, Euro – der Stabilitätsbruch, in: W. Hankel u.a., die Euro-Illusion. Ist Europa noch zu retten?, 2001, S. 53 ff.; K. A. Schachtschneider, Wirtschaftliche Stabilität als Rechtsprinzip, daselbst, S. 314 ff.


� Vgl. W. Nölling, Euro – der Sozialstaatsbruch, in: W. Hankel u.a., Die Euro-Illusion, S. 107 ff.; K. A. Schachtschneider, Ohne Sozialunion keine erfolgreiche Währungsunion, daselbst, S. 47 ff.; S. Broß (Richter am Bundesverfassungsgericht), Daseinsvorsorge – Wettbewerb – Gemeinschaftsrecht, JZ 2003, 874 ff.


  � Vgl. die Auflistung von W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 4, aber auch Rdn. 5 ff. zu Art. 155; ferner Th. Opper�mann, Europarecht, S. 124 ff.


  � Dazu § 7 II 2 b, c; § 8 V 4, 5.


  � Vgl. dazu § 6 I 4.


  � Vgl.  M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 6 zu Art. 152.


  � Wie hier A. Bleckmann, Europarecht, S. 40; strittig, vgl. M. Schweitzer, in: Grabitz, Rdn. 2 ff. zu Art. 152.


  � Die Abänderung hatte Probleme aufgeworfen, wenn das Europäische Parlament zum ur�sprüng�lichen Vorschlag gehört worden war, ihm sodann aber der geänderte Vorschlag nicht mehr vor�gelegt worden war; nach der Auffassung des EuGH v. 15.07.1970 - Rs. 41/69 (ACF Chemiefar�ma/�Kommission), Slg. 1970, 661 (692 Rdn. 68 f. der Entscheidungsgründe); auch EuGH v. 04.02.1982 - Rs. 1253/79 (Batta�glia/�Kom�mis�sion), Slg. 1982, 297 (316 ff.), sollte darin, jedenfalls für den Fall nur unwe�sentli�cher Änderungen, keine "Verletzung wesentlicher Vorschriften" i.S.v. Art. 173 Abs. 1 a.F. liegen. Jetzt sind diese Probleme durch die Institutionalisierung des gemein�samen Stand�punktes in den Art. 251 und 252 EGV behoben.


  � Vgl. W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 45 zu Art. 155.


  � EuGH v. 22.05.1985 - Rs. 13/83 (Europäisches Parlament/Rat - Verkehrs�politik), Slg. 1985, 1513 (1596, Rdn. 48 f.).


  � Dazu § 8 V 1.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 560 ff., 584 ff.


  � W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 32 zu Art. 155.


  � Kritisch zum "Prinzip der Regeldelegation" M. Schweitzer / W. Hum�mer, Europa�recht, 4. Aufl. 1993, S. 48; Th. Bruha / W. �Münch, Stärkung der Durchführungs�befugnis�se der Kommis�sion, NJW 1987, 542, 543 m.N.


  � EuGH v. 15.07.1970 - Rs. 41/69 (ACF Chemiefarma/Kommission) Slg. 1970, 661 (691 Rdn. 60/62); W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 46 zu Art. 155.


  � Th. Bruha / W. Münch, NJW 1987, 542, 544: "... erforderlich ist, daß der Rat das politisch Wesentli�che selbst regelt und die Kommis�sion auf dessen Kon�kretisie�rung oder die Ergänzung bzw. An�passung ausnahmsweise vom Rat selbst getroffener Durch�führungs�regelungen an die laufende Entwicklung beschränkt ist."; a.A. W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 50 zu Art. 155; EuGH v. 30.10.1975 - Rs. 23/75 (Rey Soda), Slg. 1975, 1279 (1302, Rdn. 10/14); EuGH v. 15.05.1984 - Rs. 121/83 (Zuckerfabrik Franken/�Hauptzoll�amt Würzburg), Slg. 1984, 2039 (2057 f., Rdn. 13).


  � Dazu K. A. Schacht�schneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 208 ff.


  � W. Hum�mer, in: Grabitz, Rdn. 50 zu Art. 155; A. Bleckmann, S. 118; im Ergebnis jetzt auch EuGH v. 27.10.1992 - Rs. C - 240/90 (Bundesrepublik Deutsch�land/Kom�mission), NJW 1993, 47 (49, Rdn. 41 f.) mit zustimmender Anm. Tiede�mann. Nach EuGH, a.a.O., S. 48 f., Rdn. 36, 41 und EuGH v. 17.12.1970 (Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und Futtermittel/�Köster, u.a.), Slg. 1970, 1161 (1172, Rdn. 6), soll es aus�reichen, wenn der Rat "die wesent�li�chen Vorschriften für die zu regelnde Materie festgelegt hat."; kritisch H.-J. Rabe, Das Verord�nungsrecht des EWGV, 1963, S. 102, 108 ff.


  � So M. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 49 zu Art. 155; vgl. EuGH v. 17.12.1970 (wie Fn. zuvor), S. 1172, Rdn. 6 a.E.


� I.d.S. auch R. Streinz, Europarecht, Rdn. 456, S. 190 f.


  � Dazu § 3 III 5; § 6 I; § 8 II, V 1; u.ö.


  � Vgl. zur Faktizität der offenen Ermächtigung § 6 IV; Th. C. W. Beyer, Die Ermächti�gung der Europäischen Union und ihrer Gemeinschaften, Der Staat 35 (1996), 189 ff.


  � ABl. Nr. L 197/33 v. 18.7.1987.


 � ABl Nr. L 184/23.


  � Dazu W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 65 f.; Th. Oppermann, Europarecht, S. 123; H. A. Grams, Komitologie im Gesetzgebungsprozeß der Europäischen Union und die Einbeziehung des Europäischen Parlamtens, KritV 1995, 112 ff. (genau); R. Streinz, Europarecht, Rdn 457 ff., S. 191 ff.


  � Th. Oppermann, Europarecht, S. 123 m.N.


  � ABl. Nr. C 246/42 v. 14.9.1987.


  � ABl. Nr. C 321/4 v. 1.12.1987.


  � EuGH v. 27.09.1988 - Rs. 302/87 (Europäisches Parlament/Rat - Comitologie), Slg. 1988, 5615 ff.; zur Befugnis des Parlaments zur Erhebung einer Klage nach Art. 230 EWGV bei Rüge der Verletzung eigener Rechte des Parlamentes vgl. jedoch - bejahend (!) - EuGH v. 22.05.1990 - Rs. C-70/88 (Europäi�sches Parla�ment/Rat - Tschernobyl), Slg. 1990, I-2041 ff.; dazu und zur Rechts�lage nach Art. 230 EGV § 7 II 1 c; § 11 II, III 4 a.


  � Europarecht, S. 128.


 � Dazu R. Streinz, Europarecht, Rdn. 463 ff., S. 194 ff.


 � EuGH Verb. Rs. 205-215/82 (Deutsche Milchkontor u.a./Bundesrepublik Deutschland), Slg. 1983, 2633 ff. (zur Rücknahme rechtswidriger Verwaltungsakte/Vertrauensschutz).


 � R. Streinz, Europarecht, Rdn. 472, S. 196.


  � Dazu § 6 VII; vgl. R. Streinz, Europarecht, Rdn. 479, S. 198.


  � W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 7, zu Art. 155.


 � Dazu P. Wollenschläger, Die Aufsichtsbefugnis der Kommission über die Rechtsprechung der Mitgliedstaaten, i.V., Kap. 5, C.


  � W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 7 zu Art. 155; im Ergebnis auch Th. Opper�mann, Europa�recht, S. 127; a. A. H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, S. 441.  


  � Dazu § 3 II 2, III 4, 7; § 6 VII.


  � A. Bleckmann, Europarecht, S. 220; vgl. EuGH v. 05.05.1970 - Rs. 77/69 (Kommis�sion/�Belgien), Slg. 1970, 237 (243); EuGH v. 18.11.1970 - Rs. 8/70 (Kommission/Italien), Slg. 1970, 961; P. Wollenschläger, Die Aufsichtsbefugnis der Kommission über die Rechtsprechung der Mitgliedstaaen, Kap. 5, G.


  � Dazu W. Blümel, Verwaltungszuständigkeit, HStR, Bd. IV, 1990, Rdn. 41 ff.


  � A. Bleckmann, Europarecht, S. 39; W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 13 zu Art. 155.


  � Vgl. L.-J. Constantinesco, Das Recht der Europäischen Gemeinschaften, S. 299; Th. Opper�mann, Europa�recht, S. 202 ff.


  � W. Hum�mer, in: Grabitz, Rdn. 17 zu Art. 155.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Der Rechtsweg zum Bundesverfassungsgericht in Bund-Länder-Streitigkeiten, 1969, S. 125 ff.


  � A. A. wohl A. Bleckmann, Europarecht, S. 220 ff.; dazu P. Wollenschläger, Die Aufsichtsbefugnis der Kommission über die Rechtsprechung der Mitgliedstaaten, Kap. 5, C.


  � Dazu § 11 III 1.


  � So auch Th. Oppermann, Europarecht, S. 202 f.


  � Sart. II, Nr. 165.


  � Verordnung Nr. 4064/89/EWG über die Kontrolle von Unternehmenszusam�men�schlüs�sen, ABl. Nr. L 257/13 v. 21.09.1990.


  � Vgl. den Überblick bei Th. Oppermann, Europarecht, S. 127 f.; R. Streinz, Europarecht, Rdn. 472, S. 196.


  � Sart. II, Nr. 234.


 � ABl. 2000 Nr. K 308/26 ff. vom 8. Dezember 2000.


  � Th. Oppermann, Europarecht, S. 123 f.


  � M. Schweitzer / W. Hummer, Europarecht, 4. Aufl. 1993, S. 49 m.N. zur Rspr. des EuGH; zu Recht zweifelnd B. Bieber, in: BBPS, S. 135, der jedoch ebenfalls auf die Billigung durch den EuGH verweist.


  � Zurückhaltend auch Th. Oppermann, Europarecht, S. 124: "erlaubt keine echte Delega�tion der Organzu�stän�dig�keit"; vgl. EuGH v. 13.06.1958 - Rs. 9/56 (Meroni I), Slg. 1958, 9 (43); auch EuGH v. 14.07.1972 - Rs. 52/69 (Geigy), Slg. 1972, 787 (824 f.).


  � Kritik auch Th. Oppermann, Europarecht, S. 124.


  � Zum Ressortprinzip A. Bleckmann, Europarecht, S. 41 f.; Th. Oppermann, Euro�parecht, S. 120 f.


  � A. Bleckmann, Europarecht, S. 43.


  � Statut der Beamten und die Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Be�dien�steten der Europäischen Gemeinschaften, ABl. Nr. L 56/1 v. 04.03.1968, konsolidierte Fassung ABl. Nr. C 100/3 v. 28.09.1972.


  � Vgl. Art. 46 EUV, der den Unionsvertrag weiterhin von einer gerichtlichen Kontrolle, auch hinsichtlich der Leitprinzipien Art. 1 - 7 EUV, ausnimmt; krit. Th. Oppermann, Die Dritte Gewalt der Europäischen Union, DVBl. 1994, S. 901 (901, 902); ders., Europarecht, Rdn 381, S. 151.


  � Dazu K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 144 ff., 231 ff.; ders., Res publica res populi, S. 870 ff.


  � Vgl. z.B. Art. 20 Abs. 2 S. 1 GG.


  � Th. Opper�mann, Europarecht, Rdn. 243, S. 104.


  � H. Kutscher, EuGRZ 1978, Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften, S. 503 (504).


  � Sart. II, Nr. 220.


  � Dazu H. Mosler, ZaöRV 1951, S. 1 ff.


  � Vgl. EuGH v. 17.12.1970 - Rs. 25/70 (Einfuhr- und Vorratsstelle für Getreide und Futter�mittel/Köster u.a.), Slg. 1970, 1161 (1172 f., Rdn. 9 der Entscheidungs�gründe); eingehender Nachweis der Rspr. findet sich bei W. Hummer, in: Grabitz, Rdn. 14 vor Art. 155.


  � Vgl. EuGH v. 22.5.1990 - Rs. C-70/88 (Europäisches Parlament/Rat - Tscher�no�byl), Slg. 1990, I-2041 (I-2072 f.); M. Schweitzer/W. Hummer, Europarecht, S. 245 f.; A. Bleck�mann, Europarecht, S. 129.


  � Vgl. dazu auch H. Kutscher, EuGRZ 1978, Der Gerichtshof der Europäischen Gemein�schaften, 503 (506 f.).


  � H.-W. Rengeling/A. Middeke/M. Gellermann, Rechtsschutz in der Europäischen Union, Durchsetzung des Gemeinschaftsrechts vor europäischen und deutschen Gerichten, 1994, S. 12, Rdn. 83.


  � Sart. II, Nr. 245; siehe auch Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs vom 26. Februar 2001, ABl. C 325 / 167 vom 24. 12. 2002.


  � M. Nenterich, Institutionelle und verfahrensrechtliche Neuerungen im Vertrag über die Europäische Union, EuZW 1992, S. 235 (240).


  � Protokoll über die Satzung des Gerichtshofs, Abl. C 325 / 167 vom 24. 12. 2002.


  � Sart. II Nr. 250.


  � H.-W. Rengeling/A. Middeke/M. Gellermann, Rechtsschutz, S. 13, Rdn. 25.


  � H. P. Ipsen, Europäisches Gemeinschaftsrecht, 1972, 15/7.


  � Vgl. Th. Oppermann, Europarecht, S. 133 ff.


  � Zum Verfahren vor dem EuGH vgl. U. Klinke, Der Gerichtshof der Europäi�schen Gemein�schaften. Aufbau und Arbeitsweise, 1. Aufl. 1989, S. 39 ff.


  � ABl. 1982, C 39 S. 1 ff.


  � Hierzu H.-J. Rabe, NJW 1989, 3041 ff. 


  � ABl. Nr. L 319/1 v. 25.11.1988, ber. in ABl. Nr. L 241/4 v. 17.08.1989, geändert durch Ratsbeschluß vom 08.06.1993, ABl. Nr. L 144/21 v. 16.06.1993, zuletzt geändert ABl. Nr. L 66/26; Sart. II, Nr. 220 b.


� ABl. Nr. L 136/1 vom 30.5.1991; konsolidierte Fassung ABl. Nr. L 34/39 vom 1.2.2001; Sartorius II, Nr. 252.


  � Vgl. dazu näher Art. 17-19 der Verfahrensordnung des Gerichts 1. Instanz (VerfOEuG), ABl. 1991 Nr. L 136/1 i.d.F. 1991 Nr. L 193/44.


  � Vgl. Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 376, S. 149.


  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 377, S. 150.


  � Vgl. zu den Verfahrens�fragen H.-W. Neye, DB 1988,  2393 (2394 f.); A. Dehringer, RIW 1989, 122 f.


  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 377, S. 150.


  � Art. 224  UAbs. 6 EGV.


  � Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 381, S. 151, dazu näher H.-W. Daig, in: GBTE, Kommentar EWGV, 3. Aufl. 1983, Art. 164, Rdn. 6 ff.


  � Vgl. dazu allgemein K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 819 ff., insb. S. 978 ff., 990 ff.; ders., Sittlichkeit und Moralität, S. 20 ff., 23 ff., 27 ff.


  � Zur Auslegung des Europäischen Gemeinschaftrechts A. Bleckmann, Europa�recht, S. 125 ff., insb. S. 131 f.


  � Z.B. EuGH v. 15.7.1963 - Rs. 34/62 (Deutschland/Kommission), Slg. 1963, 287 (318); EuGH v. 12.7.197 - Rs. 166/76 (Italienische Republik/Rat), Slg. 1979, 2575 (2599); EuGH v. 05.05.1981 - Rs. 112/80 (Dürbeck/Hauptzollamt Frankfurt am Main - Flughafen), Slg. 1981, 1095 (1114); EuGH v. 19.3.1992 - Rs. C-311/90 (Hierl/Hauptzollamt Regensburg), Slg. 1992, I-2061 (I-2081, Rdn. 13); EuGH v. 05.10.1994 - Rs. C-280/93 (Deutschland/�Rat), Slg. 1994, I-4973 (I-5057, Rdn. 47); zum Kontrollumfang des EuGH siehe auch I. Schwarze, NJW 1992, S. 1065 (1069). 


  � Dazu Th. Oppermann, Die dritte Gewalt in der Europäischen Union, DVBl. 1994, S. 901 (903 f.).; ders., Europarecht, Rdn. 382, S. 151.


  � K. A. Schachtschneider, Recht und Politik 1994, 4 ff.


 � Zum Rechtsschutz K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 128 ff.


  � Vgl. Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 384, S. 152; siehe auch ders., DVBl. 1994, S. 901 (905); F. Schockweiler, Die richterliche Kontrollfunktion: Umfang und Grenzen in Bezug auf den Europäischen Gerichtshof, EuR 1995, S. 191 ff. 


  � Grundlegend EuGH v. 19.11.1991 - Verb. Rs. C-6 und 9/90 (Francovich), Slg. 1991, I-5357 ff.; umfassend Ch. Claßen, Nichtanerkennung von Gemeinschaftsrichtlinien. Von der unmittelbaren Wirkung bis zum Schadensersatzanspruch, 1999, insb. S. 99 ff.


  � Dazu P. Meyer, Die Grundsätze der Auslegung im Europäischen Gemeinschafts�recht, Jura 1994, 455 ff.


  � Dazu § 5 II 3 d a.E.; A. Bleckmann, Zu den Auslegungsmethoden des Europäi�schen Gerichts�hofs, NJW 1982, S. 1177 ff.; R. Streinz, Europarecht, S. 162, Rdn. 494.


  � Dazu allgemein K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 1 und S. 819 ff., 858 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 221 ff., auch S. 230 ff.


  � Dazu § 12, insb. V zur Charta der Grundrechte der Europäischen Union.


  � EuGH v. 20.9.1990 - Rs. C 5/89 (Kommission/Deutschland), Slg. 1990, I-3437 (I-3456); EuGH v. 10.1.1992 - Rs. C-177/90 (Kühn/Landwirtschaftskammer Weser-Ems), Slg. 1992, I-35 (I-62 f.); in der Ausprägung als Rückwirkungsverbot vgl. z.B. EuGH v. 25.01.1979 - Rs. 98/78 (Rake/Hauptzollamt Mainz) Slg. 1979, 69 (86); EuGH v. 19.05.1992 - Rs. C-104/89 (Mulder u.a./Rat u. Kommission), Slg. 1992, I-3061 (I-3132 f.).


  � Z.B. EuGH v. 19.03.1964 - Rs. 18/63 (Schmitz/Kommission), Slg. 1964, 175 (204); EuGH v. 05.07.1977 - Rs. 114/76 (Bela-Mühle/Grows Farm), Slg. 1977, 1211 (1221); EuGH v. 21.1.1992 - Rs. C-319/90 (Pressler/Bundesamt für Ernäh�rung und Fortswirtschaft), Slg. 1992, I-203 (I-217 f.); H. Kutscher, Zum Grundsatz der Verhältnismäßigkeit im Recht der Europäi�schen Gemeinschaften, in: H. Kutscher (Hrsg.), Der Grundsatz der Verhältnis�mäßigkeit in europäischen Rechtsord�nungen, 1985, S. 89 ff.; umfassend A. Emmerich-Fritsche, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit als Direktive und Schranke der EG-Rechtsetzung, 2000.


 � BVerfGE 13, 318 (328); 66, 126 (138); 75, 223 (241 ff.); 84, 212 (226 f.); 98, 49 (59 f.); BAGE 23, 292 (319 f.); zum Richterrecht K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 221 ff.


 � Nicht unkritisch Th. Oppermann, Europarecht, Rdn. 386 ff., S. 152 f.


 � BVerfGE 89, 155 (210).


 � Zur vorrangig von der systematisch-teleologischen Methode bestimmten Inter�pretation des Gemein�schafts�rechts durch den EuGH M. Schweitzer/ W. Hummer, Europarecht, S. 134 ff.; R. Streinz, Europa�recht, S. 163 f., Rdn. 498.


 � H.-J. Schlochauer, in: Festschrift W. Hall�stein, 1966, S. 431 ff.; i.d.s. auch R. Streinz, Europa�recht, Rdn. 494, S. 206; weitere Hinweise in Fn. � FUSSENDNOTEREF _Ref56571697 \h � \* FORMATVERBINDEN �410�.


 � Dazu § 5 I 2 und II 1.


 � Grundlegend EuGH v. 31.03.1971 - Rs. 22/70 (Kommission/Rat - AETR), Slg. 1971, 263 (274 ff.); vgl. dazu § 6 III.


 � Geprägt wurde dieser Begriff von J. Colin, Le gouvernement des juges dans les Com�munau�tés Européén�nes, 1966.


 � Th. Oppermann, DVBl. 1994, S. 901 (905).


 � Vgl. I. Winkelmann, Das Maastricht-Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 21. Oktober 1993, Dokumentation des Verfahrens mit Einführung, 1994, insb. S. 102 ff., 367 ff., 437 ff.


 � BVerfGE 89, 155 (210 f.), U. Everling, Zur föderalen Struktur der Europäi�schen Gemein�schaft, FS Doehring 1989, S. 1790; R. Streinz, Europarecht, S. 162, Rdn. 494; Th. Oppermann, DVBl. 1994, S. 901 (905 f.).


 � Dazu allgemein K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 519 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, 4. Aufl. 2003.


  � BVerfGE 89, 155 (181 ff.); K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 67 ff.; dazu § 3 III 5; § 6 I, II, III, VI; § 7 III 2; § 8 II.


  � F. Schockweiler, Die richterliche Kontrollfunktion: Umfang und Grenzen in Bezug auf den  Europäischen Gerichtshof, EuR 1995, S. 191 (194).


  � So P. Pescatore, in: Die Europäische Rechtsprechung nach 20 Jahren Gemein�schafts�leben, FIDE VI, 1976, S. 9 ff., S. 13.


  � H. Kutscher, Der Schutz von Grundrechten im Recht der Europäischen Gemein�schaf�ten, in: Der Grund�rechts�schutz im Europäischen Gemein�schaftsrecht, Hrsg. Deutsche Sektion der inter�nationa�len Juristenkommis�sion, 1982, S. 40.


 � Vgl. K. A. Schachtschneider, Prinzipien des Rechtsstaates, S. 83 ff.


  � P. Häberle, JZ 1975, S. 297.


  � BVerfGE 75, 223 (241 f.) ; vgl. auch BVerfGE 84, 212 (226 f.); R. Streinz, Europarecht, Rdn. 495 ff., S. 206 f.; allgemein zum Richterrecht K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 536 ff. mit Hinweisen in Fn. 106; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 221 ff.


  � BVerfGE 89, 155 (Ls. 6, 210).


  � Vgl. für das Bundesver�fassungsgericht K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 858 ff., 909 ff., 932 ff.; vgl. auch allgemein ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 270 ff.


  � BVerfGE 22, 293 (296); EuGH v. 14.12.1991 - Gutachten 1/91, Slg. 1991, I-6079 (I-6102); Th. Oppermann, DVBl. 1994, S. 901 (904); weitere Hinweise in Fn. ***.


  � W. Hallstein, Die Europäische Gemeinschaft, 1993, S. 39 ff.; M. Zuleeg, in: GBTE, Art. 1 Rdn. 15; ders., NJW 1994, 545, 546; R. Streinz, Europarecht, Rdn. 494, s. 206; J. Schwarze, Grundzüge und neuere Entwicklung des Rechtsschutzes im Recht der Europäischen Gemein�schaft, NJW 1992, S. 1065 (1065 f.).


  � Metaphysik der Sitten, ed. Weischedel, Bd. 7, S. 431; dazu K. A. Schachtschnei�der, Res puplica res populi, S. 14 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 48 ff.


  � K. A. Schachtschneider, Res publica res populi, S. 858 ff., 1027 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 92 ff., 121 ff., 230 ff.


  � Vgl. I. Pernice, in: Grabitz, Art. 164 Rdn. 11.


  � Dazu und dafür M. Dauses, Der Schutz der Grundrechte in der Europäischen Ge�mein�schaft, JöR n.F (31), 1982, S. 1 ff., 9; A. Emmerich-Fritsche, Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit, S. 120 ff.


 � K. A. Schachtschneider, Rechtsstlichkeit als Grundlage des inneren und äußeren Friedens, in: Mut zur Ethik. Grundrechte, Rechtsstaatlichkeit und Völkerrecht versus Krieg, 2002, S. 6 ff.; ders., Prinzipien des Rechtsstaates, S. 231 ff.; ders., Demokratiedefizite in der Europäischen Union, FS W. Hankel, S. 137 ff.; dazu T. Mähner, Der Europäische Gerichtshof als Gericht, i.E.


  � Vgl. auch R. Streinz, Bundesver�fas�sungsgericht�licher Grund�rechts�schutz und Europäisches Gemein�schafts�recht, 1989, S. 215 ff.; ders., Europa�recht, S. 77 ff., Rdn. 208 ff.


  � BVerfGE 22, 293 (295 f.); ebenso BVerfGE 58, 1 (27); der Sache nach auch BVerf�GE 73, 339 (374 ff., 383 ff., 387); daran hält R. Streinz, Europarecht, S. 61 f., Rdn. 212 ff., fest.
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  � Dazu § 9 II 5.


  � EuGH v. 13.7.1961 - Verb. Rs. 2 und 3/6 (Niederrheinische Bergwerks-AG, Unter�nehmens�verband d. Aachener Steinkohlebergbaues e.V./Hohe Behör�de), Slg. 1961, S. 279 (310).
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